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Einsichten in die Zürcher Polizeidatenbank «Polis»

Fichenwahn in Zürich

Niemand weiss, wer in der Zürcher Polizeidatenbank «Polis» alles
gespeichert ist. Seit Ende der Neunzigerjahre wurden insgesamt über 900
000 Personen registriert. 15 engagierte Zürcherinnen und Zürcher verlangen
nun Einsicht in die elektronischen Fichen und wollen wissen, was die Polizei
über sie weiss.

Mit der Unterstützung des Komitees gegen das Polizeigesetz und der
Menschenrechtsgruppe augenauf haben 15 Personen am 2. November in einer
Kollektiveingabe bei der Kantonspolizei und den Stadtpolizeien von Zürich und
Winterthur ein Einsichtsbegehren in die Polizeidatenbank «Polis» gestellt. Das
Komitee gegen das Polizeigesetz und augenauf laden alle Interessierten ein,
ebenfalls Einsicht zu verlangen. Unterlagen zum Verfahren (mit Standardbriefen)
sind auf www.augenauf.ch verfügbar.

Über 900 000 Fichierte
In der wild vor sich hin wuchernden Polizeidatenbank sind heute über 900 000
Personen registriert. In der als Geschäftsdatenbank angelegten Megadatei
speichern die Zürcher Polizeikorps detaillierte Profile der Personen mit Angaben zu
Telefonnummern, Wohnsitz, Aufenthaltsstatus, ArbeitgeberIn, Konfession,
Haarfarbe, Kinder, LebenspartnerInnen, Hotelübernachtungen und Hinweise auf
die (vermeintliche oder tatsächliche) «Gefährlichkeit» (Warnungshinweis). In
«Polis» wird man erfasst, wenn man Anzeige erstattet, den Verlust eines
Fahrrades oder eines Ausweises meldet, in ein Ermittlungsverfahren verwickelt ist,
eine Beschwerde bei der Polizei vorbringt oder wenn man ganz einfach in einem
Rapport irgendeiner Zürcher Polizeistelle erwähnt wird. Die Daten bleiben bis zu
zehn Jahren gespeichert. Sie werden von niemandem auf ihre Richtigkeit hin
überprüft und allenfalls angepasst. Eine Korrektur falscher Angaben können die
Registrierten bis heute nicht vornehmen lassen.

Hauptarbeitsmittel für rund 3000 PolizistInnen
Direkten Zugriff auf die Daten haben alle PolizeibeamtInnen im Kanton Zürich.
«Polis» ist eines der wichtigsten Hilfsmittel in der polizeilichen Alltagsarbeit. Darin
werden alle Rapporte gespeichert, die Journale aller Polizeiposten geführt und alle
polizeilichen Befragungen abgelegt. In «Polis» kann nachgeschaut werden, ob
eine an der Zürcher Langstrasse kontrollierte Person schon einmal von der Polizei
in der Drogenszene kontrolliert worden ist, ob ein Mann mit einem Mann
zusammenlebt oder ob ein Fussballfan als «gewaltorientiert» geführt wird. Vor
ihrem Einsatz schauen die Polizeibeamten in «Polis» nach, ob eine Zielperson als
«gefährlich» vermerkt ist und passen ihr Vorgehen im Umgang mit dieser Person
entsprechend an. Die Zürcher «Polis»-Daten können auch an eine Vielzahl
anderer Amtsstellen weitergegeben werden (unter anderem an Polizeidienste,
Botschaften, Fremdenpolizeien, Grenzstellen und «weitere Amtsstellen»).
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Ohne Rechtsgrundlage
«Polis» wird seit Beginn ohne Rechtsgrundlage ausgebaut. Die Datenschützer der
Stadt und des Kantons Zürich kritisieren seit Jahren diese tägliche Verletzung der
Persönlichkeitsrechte der Registrierten durch die Polizeiorgane. Mit der
Verabschiedung der «Polis»-Verordnung hat der Regierungsrat im Sommer 2005
einen ersten Schritt zur Behebung dieses groben Mangels gemacht. Gegen die
Verordnung, welche die Persönlichkeitsrechte der Registrierten völlig ungenügend
schützt, wurde Beschwerde erhoben. Erst mit dem neuen Polizeigesetz, das der
Zürcher Kantonsrat zurzeit behandelt, soll nun die unbestrittenermassen
notwendige gesetzliche Grundlage für die extensive Datenerfassung und
Datenspeicherung nachgereicht werden. Im Entwurf des Polizeigesetzes fehlen
allerdings auch griffige Massnahmen zum Schutz der Persönlichkeitsrechte der
registrierten Personen.

Einsicht verlangen!
Nur wenige wissen, dass PolizeibeamtInnen jederzeit in eine Vielzahl von sehr
persönlichen Informationen Einsicht nehmen können. Mit der Kollektiveinsicht
wollen das Komitee gegen das Polizeigesetz und augenauf die Öffentlichkeit für
diesen Tatbestand sensibilisieren. Wir rufen alle Interessierten dazu auf, sich am
Einsichtsbegehren zu beteiligen.

Sehr verschiedene Antwortzeiten

Die an die verschiedenen Polizeikorps eingereichten Anfragen um
Einsichtnahme werden offensichtlich mit sehr unterschiedlichem Tempo
bearbeitet. Die Kantonspolizei lieferte die ersten Antworten innerhalb von Tagen
und erledigte inzwischen alle Anfragen. Auch die Stadtpolizei Winterthur
beantwortete bisher alle Anfragen – allerdings war es für diese auch sehr
einfach: Keiner der GesuchstellerInnen hatte überhaupt einen Eintrag. Das
Schlusslicht ist klar die Zürcher Stadtpolizei (Stapo), die bisher erst drei
negative Antworten zustande brachte. Sobald auch von der Stapo alle
Antworten eingegangen sind, werden wir diese mit den Betroffenen analysieren
und weiter informieren. Um einen möglichst grossen Überblick zu gewinnen,
sind wir auf Zusendungen weiterer Akten von jenen, die ihre Einsichtsgesuche
selbst gestellt haben, angewiesen.

augenauf Zürich
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Leben mit NEE: Menschen am Rande eines totalen Zusammenbruchs

Hungern und frieren im Heidiland

Der Kanton Zürich zeigt, wie man Menschen erniedrigt und jegliche

Solidarität unter ihnen verhindert: Er «dynamisiert» das Leben von

Flüchtlingen.

Flüchtlinge mit einem Nichteintretens-Entscheid (NEE) trifft es im Kanton Zürich

besonders hart: Sie sind nicht nur auf Nothilfe gesetzt, sondern werden zusätzlich

jede Woche von einer Unterkunft zur nächsten geschickt. Was im Sommer letzten

Jahres unter dem Namen «Dynamisierung» eingeführt wurde, entspricht einer

eigentlichen Vertreibungspraxis: Die Betroffenen sollen spüren, wie unerwünscht

sie hier sind, und sie sollen nirgends Fuss fassen können.

Konkret sieht das so aus: Jeden Mittwoch müssen sich alle Menschen mit NEE

aus fünf verschiedenen Unterkünften*, die über den ganzen Kanton verteilt sind,

auf den Weg zum Migrationsamt machen. Das Billett für die Anreise müssen sie

selbst auftreiben – was keine einfache Sache ist, wenn man von 60-Franken

Migros-Gutscheinen in der Woche lebt.

Herr Burkhalter von der privaten «Asylverwaltungsfirma» ORS will dazu augenauf

gegenüber keine Auskunft geben. Weder äussert er sich zur Bezahlung dieser

Anreisen, noch über Kleider- und Hygienegeld. augenauf könne ja beim Kanton

nachfragen – ein typisches Verhalten der Privaten, die zwar die Hoheit über die

von ihnen verwalteten Unterkünfte beanspruchen, bei kritischen Fragen aber die

ganze Verantwortung an die öffentliche Hand abschieben.

Pro Woche gibts Gutscheine für 60 Franken

Jeden Mittwoch findet also die obligate Fahrt an den Berninaplatz in Zürich statt,

wo die Menschen mit NEE mit ihrem «Ausweis» darauf warten, an das Sozialamt

am Schaffhauserplatz weitergewiesen zu werden. In diesem Ausweis, einem

knapp visitenkartengrossen Papierchen, stehen Name, Registrierungsnummer des

Bundesamts für Migration, Nationalität und Geburtsdatum sowie das Datum des

Eintritts in die Nothilfe. Zudem ziert ein Digitalfoto das Papierchen. Ein roter

Stempel über dem Foto vermerkt das Ablaufdatum – der Ausweis ist stets nur eine

Woche gültig –, und auf der Rückseite wird die Adresse des Zentrums

aufgestempelt, in das die betreffende Person zugewiesen wird. Beim Sozialamt

erfährt der Nothilfeempfänger dann, wo er für die nächste Woche hingewiesen wird

(Frauen und Kinder werden noch nicht «dynamisiert»).

Seit kurzem müssen die Betroffenen zweimal in der Woche, am Mittwoch und am

Freitag zwischen 10 und 12 Uhr oder zwischen 14 und 16 Uhr im jeweiligen

Zentrum Präsenz markieren. Dann werden je drei Zehnfranken-Gutscheine der

Migros abgegeben. Diese Gutscheine müssen für alles reichen: Essen, Kleider,

Hygieneartikel, Billette usw. Weil die meisten sich das Geld für Tickets und

Handykosten vom Mund absparen, sind sie ständig hungrig. Kleider können sie

sich sowieso nicht leisten. Abgegeben wird Kleidung nur sporadisch und bei «guter

Führung».
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Besonders diskriminierend ist, dass nicht alle Migros- Filialen in der Nähe der

Zentren Rückgeld auf die Gutscheine geben. Das Durchgangszentrum Töss ist der

einzige Ort, wo nach fünf Platzierungen Seife, Zahnbürste und Zahnpasta

abgegeben werden.

Neben der Unsicherheit im Alltag leiden die Flüchtlinge mit NEE besonders unter

der Perspektivlosigkeit. Das aufgezwungene Nomadenleben verunmöglicht es, die

Papiere zusammenzuhalten, Vertrauen untereinander aufzubauen oder Kontakte

mit der Aussenwelt zu knüpfen. In dieser totalen Armut und Isolation verkümmern

die Menschen geistig und körperlich, alles dreht sich nur noch um Essen und

Sicherheit.

Dazu kommt die Angst, von der Polizei kontrolliert und wegen illegalen Aufenthalts

inhaftiert zu werden. Die «Dynamisierung» ist eine äusserst grausame Art,

Menschen ihrer Würde und ihrer Autonomie zu berauben. Und sie hinterlässt kaum

sichtbare Spuren.

«Erfolge» im Sinne von Ausreisen sind übrigens fast keine zu verzeichnen. Wer

mit einem NEE lebt, versinkt oft – wie das auch bei abgelehnten

AsylbewerberInnen beobachtet werden kann – in Resignation und Passivität. Ist

der Magen leer, verweigert der Kopf das Denken. Hoffnungslosigkeit und

Verzweiflung führen zu Aussagen wie: «Wenn die Schweiz uns nicht aufnehmen

will, sollen die Behörden uns doch direkt bei der Ankunft erschiessen!»

augenauf Zürich

Durchgangszentren Adliswil, Kempttal, Töss und Hinteregg sowie die

Notunterkunft Uster; das Durchgangszentrum Aspholz ist für «Spezialfälle»

(Drogenabhängige, Frauen mit Kindern, psychisch Kranke) bestimmt.

«Die Fremdmacher»

Anni Lanz, seit über 20 Jahren aktiv in der Asylbewegung, langjährige

Sekretärin der Bods (Bewegung für eine offene, demokratische und solidarische

Schweiz) und von Solidarité sans frontières, hat zusammen mit dem Zürcher

Schriftsteller Manfred Züfle ein Buch geschrieben: «Die Fremdmacher –

Widerstand gegen die schweizerische Asyl- und Migrationspolitik.» Lanz und

Züfle beschreiben mit viel Empathie, wie Menschen ausgegrenzt und fremd

gemacht werden und wie wichtig und notwendig es ist, Widerstand zu leisten.

Anni Lanz, Manfred Züfle: «Die Fremdmacher» –Widerstand gegen die

schweizerische Asyl- und Migrationspolitik. Zum Jubiläum von Solidarité sans

frontières, edition 8, 144 Seiten, broschiert, Fr. 22.–, ISBN 3-85990-090-x.

Erhältlich unter sekretariat@sosf.ch, Tel. 031 311 07 70 und im Buchhandel.
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Der Preis, den keiner will: Auf den Spuren der Datenspürer

«Nicht lamentieren – nominieren!»

Der «Preis, den keiner will» wurde auch 2006 an jene verteilt, die im
vergangenen Jahr durch ihren guten Willen aufgefallen sind, den
Datenschutz zu verletzen, emsig Daten zu sammeln, die sie einen Dreck
angehen, und immer mehr Überwachung anzustreben. Hinter den
Big-Brother-Awards stehen das Archiv Schnüffelstaat Schweiz und die Swiss
Internet User Group.

Am 16. November fand zum siebten Mal die Verleihung der Big Brother Awards
statt – dieses Jahr im Sudhaus Warteck in Basel. Durchs Programm führte Ernst
Jenni, der immer wieder satirische Beiträge von «Tele G», einem erfundenen
TV-Sender, auf Grossleinwand einspielte. Improvisierte Instant-Sketches spielte
die Theatergruppe «Die Mauerbrecher» aus Freiburg im Breisgau, die nach jeder
Preisverleihung spontan Bezug nahm auf die neu in die «Hall of Shame»
aufgenommenen Gewinner. Für einen Beton-Wanderpokal nominiert wurden
unzählige Personen, Institutionen und Firmen wegen ihren äusserst einfallsreichen
Schnüffelefforts (Jenni: «Datensammeln erfordert neben Fleiss und Ausdauer auch
Kreativität»). Festzuhalten gilt, dass in der heutigen Zeit aber eine hundskommune
kommunale Videoüberwachung, für die mehr als ein Dutzend Schweizer
Gemeinden nominiert waren, nicht mehr reicht, um einen Preis zu gewinnen.
Ebenfalls genügt es nicht, unbemannte Drohnen über der Zentralschweiz kreisen
zu lassen, als Sportclub seine Fans biometrisch erfassen zu wollen oder ein
einpflanzbares GPS für Hunde anzubieten. Nicht einmal ein nächtlicher Einbruch
und das Durchsuchen des Papierkorbs im Büro eines Richterkollegen vermochten
die Jury zu überzeugen. Denn diese hatte im wahrsten Sinne des Wortes die Qual
der Wahl angesichts der sich in Innovationen und Unverschämtheiten
übertrumpfenden Schnüffler der Nation.

Wer warum welchen Preis gewann:

Kategorie, Staat: Der Gesamtbundesrat, vertreten durch BR Christoph
Blocher. Grund: Änderung des BWIS (Bundesgesetz über Massnahmen zur
Wahrung der inneren Sicherheit), gegen das das Referendum leider nicht
zustande kam (siehe Winkelried-Award).

1.

Kategorie, Business: Krankenkasse CSS. Grund: Im Computersystem der
Christlichsozialen Krankenkassen der Schweiz wurden vertrauensärztliche
Daten der Mitglieder für mehrere hundert MitarbeiterInnen sichtbar gemacht.

2.

. Kategorie, Arbeitsplatz: Mediamarkt Dietikon. Grund: Die MitarbeiterInnen
wurden permanent videoüberwacht, auch ausserhalb der Verkaufsfläche.
Zudem wurde einem Mitarbeiter gekündigt, weil er zu viel mit seiner Freundin
gesprochen habe.

3.

Kategorie, Award fürs Lebenswerk: Hans Wegmüller. Grund: Wegmüller ist
seit fünf Jahren Direktor des SND (Schweizerischer Nachrichtendienst) und
aktiv in der «Amerikafraktion im VBS» (Militärdepartement). Bekannt wurde

4.
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er u. a. durch die Faxaffäre im Januar dieses Jahres.
Kategorie, Winkelried Award (der positive Preis): Referendumskomitee
gegen das BWIS. Obwohl das Referendum gegen das BWIS nicht zustande
gekommen war, schaffte es das Referendumskomitee in einem
Achtungserfolg unter erschwerten Bedingungen und im kalten medialen und
politischen Gegenwind, immerhin 40 000 Unterschriften zu sammeln.

5.

augenauf Basel

Weitere Infos: www.bigbrotherawards.ch

Winkelried-Award 2005 für augenauf

augenauf schätzt sich glücklich, im vergangenen Jahr den Big Brother Award
der einzigen positiven Kategorie erhalten zu haben: Den Winkelried Award als
besondere Leistung im Kampf gegen Überwachung und Kontrolle. Die Ehre
wurde uns zuteil aufgrund der sogenannten «Handy-Aktion» (siehe Bulletin
43/2004 und 47/2005). augenauf registrierte die Handys jener Menschen, die
wegen «falschem» (z. B. NEE) oder gar keinem Ausweis keine Möglichkeit
mehr hatten, ihre Prepaid-Handys zu nutzen, da per 31. Oktober 2004
sämtliche Handys dieser Kategorie registriert werden mussten. Diese Aktion
bescherte mehreren tausend AsylbewerberInnen und anderen AusländerInnen
anhaltenden Kontakt zum Kommunikationsnetz und Vertretern des
rechtspolitischen Lagers nachhaltig rote Köpfe.
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Private Sicherheitsfirmen sind noch schlechter als ihr Ruf

Schlägertrupps von Protectas und

Securitrans

Die Firmenphilosophie der Protectas – eine Tochter der Securitas – beruht

laut Eigenwerbung und den Aussagen ihres Generaldirektors Yves Berchten,

auf den drei Punkten «Integrität – Wachsamkeit – Hilfsbereitschaft».

«Jeder Mitarbeiter [sic] muss seine Aufgabe mit einer tadellosen Ethik führen,
indem er gewissenhaft die Regeln, die Verfahren und die Anweisungen respektiert.
Sicherheit bedeutet Schutz, Vertrauen und innere Ruhe. Unser Beruf besteht darin,
diese Werte mit bestimmten Situationen zu verbinden (…). Jeder neue Mitarbeiter
[sic] erhält eine Fachausbildung in technischen Belangen, Berufsethik,
Brandverhütung, erster Hilfe, Signalementslehre, Rechtskunde und
Sozialkompetenz.»
Wohin diese «Fachausbildung» führen kann, erfuhr Liliane A.* hautnah im Bus von
Montreux nach Vevey bei einer Billettkontrolle. Obwohl sie im Besitz einer gültigen
Busfahrkarte war, die ihre Arbeitgeberin ihr gegeben hatte, bezichtigte der in
«Sozialkompetenz» und «Rechtskunde» ausgebildete Kontrolleur die Frau im
Beisein aller Buspassagiere des Schwarzfahrens und der Buskartenfälschung.
Dann forderte er Liliane A. auf, den Bus zu verlassen. Während des ganzen
Kontrollprozederes musste der voll besetzte Bus an der Haltestelle warten.
Liliane A. protokollierte anschliessend: «Dann nahm er mir die gültige Karte weg,
rief die Polizei und verpasste mir eine Busse von 100 Franken. Für Fahren ohne
gültiges Billett und für das gefälschte Billett» – angeblich.

Pfefferspray als Ausdruck von Sozialkompetenz

Dass MitarbeiterInnen privater Sicherheitsfirmen einen zweifelhaften Ruf haben, ist
nicht neu. Seit Jahren melden sich Leute bei augenauf, um sich über
schmerzhafte, chauvinistische und rassistische Übergriffe, Schikanen und
Anmache zu beklagen. Protectas, Securitas und Securitrans Sheriffs halten sich
offenbar ungern an geltende Gesetze (schliesslich steckt Mann/Frau in einer
Uniform) und haben es vor allem auf sogenannte Randständige,
Drogenkonsumierende, Punks und AusländerInnen abgesehen. In diesem Fall
richtete sich der Übergriff gegen eine Busfahrende, in einem anderen gegen einen
eiligen Zugpassagier, wie der zweite Fall verdeutlicht. Vor einiger Zeit wurde A. A.*
in der Basler Bahnhofspasserelle ohne Grund von zwei Securitrans-Angestellten
angehalten und nach einer kurzen Auseinandersetzung gewaltsam zu Boden
geworfen. Obwohl sich der Angegriffene nur verbal zur Wehr setzte, sprühten ihm
die Sicherheitskräfte aus kürzester Distanz Pfefferspray in die Augen. Um ihm
Handfesseln anzulegen, kniete sich einer der Securitrans-Mitarbeiter mit seinem
ganzen Gewicht auf den Rücken des sich vor Schmerz windenden Mannes, eine
sehr gefährliche Zwangsmassnahme, die bis zum Tod durch Ersticken führen
kann. Sie drohten einem schockierten Beobachter dieser unverhältmässigen
Securitrans-Aktion mit einer Anzeige, falls er nicht sofort «verreisen und abhauen»
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würde.

Die Polizei kritisiert – und steht selbst in der Kritik

Anfang November dieses Jahres kritisierte just der Polizeibeamtenverband der
Schweiz die Securitrans für Übergriffe an Zivilpersonen und zitierte als Beispiel
einen Übergriff aus dem Jahr 2005 von zwei Angestellten im Bahnhof Bern (NZZ
10. 11. 2006). Aber auch die Polizei kann ihre Hände nicht in Unschuld waschen;
kritische BeobachterInnen übergriffiger Kontrollen und Razzien weist sie immer
wieder vehement weg und droht ihnen stets nach dem gleichen Muster: Anzeige
wegen Nichtbefolgens einer polizeilichen Anordnung und Behinderung einer
Amtshandlung, wie die Baslerin Anni Lanz miterlebt hat. Eine Klage kann für
Betroffene leider ziemlich teuer und aufwändig werden und endet fast immer
ergebnislos, d.h. mit Freispruch der TäterInnen. Dennoch möchten wir die
LeserInnen des augenauf Bulletins einmal mehr daran erinnern, dass wir
Beobachtungen und Mitteilungen über Misshandlungen und Übergriffe seitens der
Polizei und sogenannter Sicherheitsfirmen wie Protectas, Securitas, ORS usw.
entgegennehmen. Alle Hinweise und Protokolle werden vertraulich und wenn
gewünscht anonym behandelt.

augenauf Zürich

* Name der Redaktion bekannt
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Mit verbundenen Augen zur Schau gestellt

Entwickeln sich Augenbinden und öffentliches Zurschaustellen von

Angeschuldigten zum zeitgenössischen Mittel der Polizeiarbeit? Folgender

Augenzeugenbericht liegt uns vor (gekürzt):

 «Ich möchte Sie gerne über eine Polizeiaktion, die von mehreren Personen

beobachtet wurde, informieren. Am Sonntag, 10. September 2006, etwa um 16.00

Uhr, wurden mehrere Personen am Wiesenplatz in Kleinhüningen, Basel, verhaftet.

Einem Mann in Handschellen war eine Maske über das Gesicht gezogen worden,

Er wurde in einen roten PW mit Zürcher Kontrollschildern gesetzt. Der Frau waren

die Hände mit Handschellen auf den Rücken gefesselt und die Augen waren mit

einer Augenbinde bedeckt. So stand sie etwa 20 Minuten auf dem Wiesenplatz, ein

ziviler Polizist stand die ganze Zeit hinter ihr (…) Sie verschwanden dann hinter

dem Haus, bis endlich ein weisses und ein orange-weisses Polizeiauto kamen. Es

tauchten weitere zivile Beamten auf  (…) dann fuhren sie los.

Die ganze Aktion dauerte sicher fast eine Stunde. Während der ganzen Zeit waren

die Verhafteten den Blicken der Passanten und der Anwohner ausgesetzt.»

augenauf Basel

Gegen solche Praktiken

Der oben beschriebene Vorfall ist nur ein Beispiel unter vielen. augenauf Basel

verurteilt diese neuen Polizeipraktiken und plant eine Kampagne gegen die

Augenbinden und das öffentliche Zurschaustellen von Angeschuldigten. Zu

diesem Zweck sind wir auf Hinweise über weitere Vorfälle angewiesen.

Wurden Ihnen bei einer Verhaftung oder Polizeikontrolle die Augen verbunden?

Kennen Sie jemanden, der oder die das erlebt hat?

Bitte melden Sie sich bei uns telefonisch oder schriftlich. Wir sind für jeden

Hinweis dankbar. Anonymität wird zugesichert.

augenauf Basel, Postfach, 4005 Basel

Tel. 061/681 55 22 (Do 18-20 live, sonst Telefonbeantworter)

oder basel@augenauf.ch
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Ominöse Guinea-Delegation in Bern

Helfen Schleuser Blocher (beim)

Ausschaffen?

Anfang November war eine Delegation aus Guinea beim Bundesamt für

Migration, um Identitätsabklärungen vorzunehmen und Passersatzpapiere

auszustellen. Von verschiedensten Seiten werden happige Vorwürfe laut:

Einzelne Mitglieder seien in Fälle von Korruption, Schleuserei und

Frauenhandel verwickelt.

In der zweiten Novemberwoche hatten etliche Afrikaner eine Vorladung ins
Bundesamt für Migration (BfM) erhalten. Dort wurden sie mit einer Delegation aus
Guinea konfrontiert, die Herkunfts- und Identitätsabklärungen vornehmen sollte.
Bei «positivem» Befund wurden gleich die entsprechenden Papiere ausgestellt, die
eine Ausschaffung nach Conakry ermöglichen.
Die Leute, die jetzt in Bern Handlangerdienste für die Ausschaffungsbürokratie
leisten, sind in Europa schon länger bekannt. Vor allem ein Name taucht immer
wieder auf: N’Faly Keita. Gegen ihn kursieren Vorwürfe wegen Schlepperdiensten
und Frauenhandels. Diese zu belegen ist allerdings schwierig; Nachforschungen in
Guinea sind ein lebensgefährliches Unternehmen. Zeuginnen und Opfer, die sich
an die Öffentlichkeit gewagt hatten, sind verschwunden oder plötzlich verstorben.
Aufgefallen ist diese Delegation erstmals in Deutschland im März 2005. Fast 400
Menschen wurden von ihr «beurteilt». Die Delegation reiste danach alle paar
Monate nach Deutschland, um das Prozedere in verschiedenen Bundesländern zu
wiederholen. Ein Betroffener schilderte den Vorgang so: «Man hat mich in einem
Dialekt angesprochen, den ich nicht verstanden habe und wollte wissen, ob ich aus
Sierra Leone stamme. Ich habe Ja gesagt. Das war alles.» Dauer der Prozedur:
Drei Minuten. Ergebnis: Der Mann sei guineischer Staatsangehöriger – ebenso wie
alle anderen vorgeführten Flüchtlinge. Ausgestellt wurden Reisedokumente, die
wahrscheinlich reine Fantasieprodukte der Delegationsmitglieder waren: Sie
enthielten weder eine übliche Bezeichnung, noch einen Gültigkeitszeitraum.
Dennoch wurden sie für Ausschaffungen verwendet.
Das tolle Treiben endete beim letzten Besuch eher abrupt: Im März 2006 sagten
mehrere Afrikaner aus, der Delegationsleiter sei derselbe, der ihnen mit
gefälschten Diplomatenpässen die illegale Einreise nach Deutschland ermöglicht
habe. Als N’Faly Keita von diesem Vorwurf hörte, kehrte er fluchtartig nach Guinea
zurück. Die deutschen Behörden fanden es bisher nicht für notwendig, die
Vorwürfe abzuklären. Der Angeschuldigte sei ja nicht mehr im Land.

Interessantes Geschäftmodell: Doppelt kassieren

Nach einem kurzen Unterbruch scheint das dubiose Team einen neuen Kunden
gefunden zu haben: Bundesrat Christoph Blochers Justiz- und Polizeidepartement.
Es wird interessant sein zu verfolgen, wie sich die Ausschaffungsbürokraten
diesmal herausreden werden. Jedenfalls scheinen sie jetzt einen punkto Fantasie
ebenbürtigen Partner gefunden zu haben: Zuerst bei den migrationswilligen
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Afrikanern abkassieren, damit sie nach Europa kommen, und danach bei den
europäischen Staaten nochmals, damit sie wieder ausgeschafft werden. Das ist
doch wirklich ein interessantes Geschäftsmodell. Die ganze Aktion dauerte sicher
fast eine Stunde. Während der ganzen Zeit waren die Verhafteten den Blicken der
Passanten und der Anwohner ausgesetzt.»

augenauf Zürich

Zurück zum Inhaltsverzeichnis

Zurück zum Archiv
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Drohnen im Kampf gegen den Schlaf

Aufklärungsdrohnen sind kleine, unbemannte Flugzeuge, die vom Boden aus
ferngesteuert werden. Die Kleinflugzeuge sind mit einer Wärmebildkamera
ausgerüstet, die am Tag und bei Nacht Menschen aufspüren können. In der
Schweiz feiert die Drohnenaufklärung der Armee im Januar 2004 erstmals einen
schlagenden Erfolg in der Bekämpfung massiver Drogenkriminalität: Eine Drohne
filmt im Kanton Luzern zwei Männer in der Nacht beim Kiffen im Wald. Am 5. Juli
dieses Jahres genehmigt der Bundesrat den Einsatz von Drohnen für die
Überwachung der Grenze. Seit November kommen sie für die Tessiner
Grenzwache zum Einsatz. Das ferngesteuerte Kleinflugzeug überwacht während
vier Nächten die grüne Grenze. Dabei spürt es vier Personen auf, die illegal in die
Schweiz einreisen wollen. Den AnwohnerInnen raubt der fliegende «big brother»
den Schlaf: Aus meteorologischen Gründen muss die Drohne nachts einige Male
tief fliegen. Bei der Tessiner Polizei gehen zahlreiche Klagen wegen der
Ruhestörung ein. Ab Dezember wird auch das Grenzwachtkorps Basel die
BewohnerInnen mit der fliegenden Lärmquelle beglücken. Die 245 Grenzkilometer
um Basel werden mit Drohnen überwacht. Jürg Noth, der oberste Grenzwächter,
freut sich: Damit habe man «ein wirksames Hilfsmittel in der Bekämpfung der
grenzüberschreitenden Kriminalität» — und gegen den Schlaf.

augenauf Basel

Drone Demonstration
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Rubrik Kurzmeldungen

Auge drauf

Ausschaffung eines Österreichers

R. stammt ursprünglich aus Jugoslawien. Seine Eltern zogen mit ihm schon in
seiner Kindheit nach Österreich, wo er 17 Jahre lebte und die Staatsbürgerschaft
annahm. In den Jahren 1990 bis 1992 weilte er erstmals als Saisonnier in der
Schweiz. Damals lernte er seine spätere Ehefrau kennen, die er im Herbst 2002
heiratete. Im Frühjahr 2004 verstarb seine Frau. Neben der Trauer begann für R.
damit auch der Behördenterror: Der Amtsschimmel wollte ihm die
Arbeitsbewilligung entziehen. R. nahm sich einen Anwalt und gewann. Daraufhin
erneuerte der Kanton Basel-Stadt seine Arbeitsbewilligung. Anfang November
2006 doppelte Blochers Bundesamt für Migration (BfM) nach. Es will ihn jetzt mit
der Begründung, er sei zu kurz verheiratet gewesen, nach Österreich ausweisen.
Affaire à suivre.

Dumdum-Geschosse für Zürich
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MMeehhmmeett EEssiiyyookk,, eeiinn KKaaddeerrmmiittgglliieedd ddeerr kkuurrddiisscchheenn PPKKKK bbzzww.. iihhrreerr
NNaacchhffoollggeeoorrggaanniissaattiioonn KKoonn--ggrraa--GGeell,, ssoollll vvoonn ddeerr SScchhwweeiizz iinn ddiiee
TTüürrkkeeii aauussggeelliieeffeerrtt wweerrddeenn.. FFüürr ddeenn ppoolliittiisscchheenn FFllüücchhttlliinngg iisstt ddaass
lleebbeennssggeeffäähhrrlliicchh.. EErr wweehhrrtt ssiicchh sseeiitt AAnnffaanngg FFeebbrruuaarr mmiitt eeiinneemm
HHuunnggeerrssttrreeiikk.. 

Am 26. und 30. Januar 2006 ersucht die türkische Botschaft in
Bern die Schweiz formell um Auslieferung von Mehmet Esiyok.
Dem türkischen Auslieferungsbegehren liegen insgesamt fünf
Anklagen an zwei türkischen Gerichten zugrunde. Auf der Grund-
lage diplomatischer Zusicherungen bewilligt das Bundesamt für
Justiz (BJ) mit dem Entscheid vom 29. August 2006 die Aus-
lieferung von Mehmet Esiyok an die Türkei für einen einzigen
Anklagesachverhalt und lehnt das Auslieferungsersuchen für alle
übrigen Anklagepunkte ab. Die Auslieferung wird unter dem aus-
drücklichen Vorbehalt eines rechtskräftigen ablehnenden Asylent-
scheids bewilligt.

Am 14. November 2006 lehnt das Bundesamt für Migration
das Asylgesuch von Mehmet Esiyok ab. Zurzeit läuft der Rekurs
gegen diesen Entscheid.

Die Beschwerde gegen den Auslieferungsentscheid wird – zur
gleichen Zeit, als jener des Kurden Erdogan Elmas stattgegeben
und dieser aus der Auslieferungshaft entlassen wird – vom Bun-
desgericht am 23. Januar 2007 abgelehnt. Die Begründung ist 
abstrakt und technisch. Sie berücksichtigt weder die konkrete
politische Situation in der Türkei, die menschenrechtswidrige
Gefährdung für PKK-Kader in Gefangenschaft noch die War-
nungen von internationalen Organisationen vor diplomatischen
Zusicherungen, Ausgelieferten drohe keine Folter oder Ähnliches.
Amnesty International hat dazu eine Stellungnahme verfasst, und
Human Rights Watch einen offenen Brief an den Bundesrat ge-
sandt. Zwar verlangt das Bundesgericht ein Monitoring durch
Botschaftsangehörige, ignoriert aber das Dilemma dieses
Konstrukts: Sobald ein Angehöriger der Schweizer Botschaft
Folter oder unmenschliche Behandlung feststellt, hat sich die
Schweiz der Missachtung der internationalen Konventionen
schuldig gemacht. Deshalb wird die Botschaft in Ankara kein
Interesse daran haben, solche Verstösse festzustellen oder
öffentlich zu machen. Das Bundesgericht hat den Bock zum
Gärtner gemacht. !

                



aufgrund von Mitgliedschaft und Rang in der PKK in der Schwei-
zer Asylpraxis ein Novum. Derartige Ausschlüsse wurden bisher
immer mit Anschuldigungen von konkret begangenen Taten
begründet. Mit dem jetzigen Entscheid wird die türkische Sicht-
weise der PKK als rein terroristische Organisation vollumfänglich
und kritiklos übernommen. Wenn hochrangigen Mitgliedern der
PKK, die im diplomatischen und politischen Bereich eingesetzt
wurden, die Flüchtlingseigenschaft abgesprochen wird, wird die
offensichtliche politische Dimension des Konfliktes ignoriert und
der gesamten Organisation werden rein verbrecherische Motive
attestiert. Offensichtlich steht die Schweizer Regierung unter
grossem Druck, ihre Politik gegenüber der kurdischen Befrei-
ungsbewegung in der Türkei zu ändern. Unter diesem Druck soll
Mehmet Esiyok nun «geopfert» werden. Die Behörden schrecken
auch nicht davor zurück, die Tatsachen bis ins Absurde zu ver-
drehen, um eine Auslieferung zu ermöglichen:
– Die Tatsache, dass die türkische Botschaft erst im dritten

Anlauf eine für das EDA befriedigende diplomatische Zusiche-
rung abgegeben hat, wird positiv bewertet. Dies zeige den
«ernsthaften Willen zur Einhaltung» der Garantien. Dasselbe
Spiel hat sich mit der Zustimmung zum Monitoring wiederholt:
Zunächst wollte die Türkei Gefängnis- und Prozessbesuche nur
«gemäss den geltenden türkischen Gesetzen» erlauben; erst
auf eine zweite Aufforderung hin wurde dem vom Bundesamt
für Justiz vorgegebenen Wortlaut der Garantien zugestimmt.

– Obwohl die Anwälte in beiden Verfahren den Beizug der rele-
vanten Akten aus den türkischen Ermittlungsverfahren ver-
langt haben, wird dies verweigert. Und dies, obschon diverse
Auslieferungsbegehren der Türkei genau wegen in solchen
Akten aufgetretenen Ungereimtheiten abgewiesen wurden.

– Die Türkei fordert Esiyoks Auslieferung wegen 30 Straftaten.
26 davon sind so allgemein beschrieben, dass nicht festgestellt
werden kann, um welche Delikte es sich überhaupt konkret

! Im Rahmen des Besuchs des türkischen Justizministers Cemil
Cicek bei seinem Schweizer Kollegen Christoph Blocher hat die
türkische Botschaft ihre offizielle Zustimmung zu den im Bundes-
gerichtsurteil beschriebenen Bedingungen gegeben.

DDiiee ppoolliittiisscchheenn HHiinntteerrggrrüünnddee
Die bisher gefällten juristischen Entscheide stellen in zweifacher
Hinsicht einen radikalen Paradigmenwechsel dar. Zum einen wi-
derspricht die Schweiz der bisher immer öffentlich vertretenen
Position, dass diplomatische Zusicherungen kein brauchbares
Mittel zur Verhinderung von Folter und Misshandlung sind. Zum
anderen ist der Ausschluss aus der Flüchtlingseigenschaft allein
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Mehmet Esiyok wird am 1. Januar 1966 in Dogubeyazit-Agri in
der Türkei geboren. Er hat zwei Brüder und zwei Schwestern, die
mittlerweile im Osten der Türkei leben. Sein Vater ist ein in der
Umgebung bekannter Händler und Hotelier. Seine Mutter arbei-
tet als Hausfrau und ist die Tochter eines bekannten kurdischen
Clan-Vorstehers. 

Aufgrund mehrerer tragischer Todesfälle in seiner Familie
wächst Mehmet bei seiner Mutter in armen Familienverhält-
nissen auf. Die Volksschule und das Gymnasium absolviert er in
Dogubeyazit, anschliessend nimmt er sein Studium als Volks-
schullehrer im Osten der Türkei in der Provinz Van auf. In dieser
Zeit beginnt er sich aktiv für Menschenrechte einzusetzen, was
ihn in Konflikt mit dem türkischen Staat bringt. Als die Situation
für ihn zu gefährlich wird, bricht er 1989 das Studium ab und
schliesst sich 23-jährig der PKK an. 1994 wird Esiyok ins Zen-
tralkomitee der PKK gewählt. 

Wer ist Mehmet Esiyok? – Versuch eines biografischen Abrisses
Seine Tätigkeiten umfassen die Verwaltung und Schulung

im Grenzgebiet zum Iran. Zudem arbeitet er als Journalist. Seit
Ende der Neunzigerjahre setzt er sich für einen Waffenstillstand
und eine politische Lösung der Kurdenfrage in der Türkei ein. Im
November 2003 wird er an der Gründungsversammlung in den
Vorstand des Kon-gra-Gel, der Nachfolgeorganisation der PKK,
gewählt. Danach wird er mit diplomatischen Funktionen in den
GUS-Staaten betraut.

Am 15. Dezember 2005 flüchtet Mehmet Esiyok unter fal-
scher Identität von Moskau kommend in die Schweiz und stellt
am Flughafen Zürich-Kloten ein Asylgesuch. Da Interpol Ankara
seit 2000 die Schweiz mehrfach um die Verhaftung von Meh-
met Esiyok ersucht hat, wird er – gestützt auf eine Haftanord-
nung des Bundesamtes für Justiz (BJ) – am 20. Dezember 2005
am Flughafen Zürich-Kloten verhaftet. Seither befindet sich
Mehmet Esiyok in Auslieferungshaft.

Zur Unterstützung von Mehmet Esiyok wurde ein Komitee
gegründet. Aktuelle Informationen dazu finden Sie auf der
Website wwwwww..aauuggeennaauuff..cchh//eessiiyyookk.. Seine Anwälte werden
eine Eingabe ans Uno-Komitee gegen Folter und eine Be-
schwerde an den Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte schreiben. 

Sie können das Komitee auf unterschiedliche Art und
Weise unterstützen: Es läuft eine Protestmail-Aktion an Bun-
despräsidentin Micheline Calmy-Rey und in verschiedenen
Städten werden Infoveranstaltungen und Protestaktionen
geplant. Wer sich daran beteiligen möchte, kann sich per Mail
bei esiyok@ augenauf.ch melden. Weitere AktivistInnen sind
herzlich willkommen!

Die Kampagne verschlingt auch sehr viel Geld. Bitte spenden Sie

an den Rechtshilfe-Fonds von augenauf: PC-Konto: 85-194420-8

zugunsten Rechtshilfefonds augenauf, Postfach 2411, 8026

Zürich, Zweck: ESIYOK. BBiittttee ZZwweecckk uunnbbeeddiinnggtt aannggeebbeenn!!

Unterstützungskomitee für Mehmet E. 
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wenn es darum geht, die schweizerischen Behörden ein wenig
zu erhellen. Wir empfehlen beispielsweise die Lektüre von
Human Rights Watch «‹Diplomatische Zusicherungen› gegen
Folter – Fragen und Antworten» vom November 2006. Vielleicht
sollte man endlich zur Kenntnis nehmen, dass Schweden genau
deshalb schon zweimal von internationalen Organisationen ver-
urteilt wurde, die Konvention gegen Folter verletzt zu haben.

Dass nicht neutrale Erwägungen letztlich zu den Entscheiden
geführt haben, Mehmet Esiyok auszuliefern, sondern dass das
Prozedere umgekehrt lief, zeigen noch deutlicher die Aus-
lassungen dieses Verfahrens:
– Auf ein offizielles Monitoring wird verzichtet. Laut der Direktion

für Völkerrecht, die an der Ausarbeitung der diplomatischen
Zusagen beteiligt war, wurde kein Einverständnis für ein
Monitoring verlangt, weil bekannt war, dass die Türkei nicht
zustimmen würde. Die Zusicherungen wurden der Bereit- !

handelt. Ausser einem Vorwurf gelten die übrigen als verjährt.
Trotz dieses wirren Sammelsuriums schliesst das BJ aus, der
Auslieferung könne eine politische Motivation zugrunde liegen.

– Auch die Tatsache, dass in einem Fall die Einvernahme eines
inhaftierten Belastungszeugen in der Türkei unter Zwang er-
wähnt wird, stärke die Glaubwürdigkeit der Türkei und sei kein
Indiz für eine potenzielle Gefährdung nach der Auslieferung.

– Auch dass andere europäische Länder Auslieferungen in ähn-
lichen Fällen immer verweigert haben, stellt das BJ positiv dar:
Es sei kein Fall bekannt, bei dem solche Zusicherungen miss-
achtet wurden. Dazu hatte die Türkei ja bisher auch keine
Gelegenheit.

– Dieselbe Argumentation findet sich in der Antwort auf eine
Interpellation des Basler SP-Nationalrates Remo Gysin: «Den
schweizerischen Behörden ist kein Fall bekannt, bei welchem
nach einer Auslieferung mit Zusicherungen zu Recht Foltervor-
würfe erhoben worden wären.» Gerne sind wir zu Diensten,

Unbefristeter Hungerstreik von Mehmet Esiyok
Am 1. Februar 2007 ist Mehmet Esiyok in einen unbefristeten
Hungerstreik getreten, nachdem ihm sein Anwalt den Enscheid
des Bundesgerichts erläutert hatte. Am 16. März ist er nach 42
Tagen Hungerstreik in die Gefängnisabteilung des Inselspitals
verlegt worden. Weiterhin verweigert er die Aufnahme von
Nahrung. Er hat seinen Anwalt beauftragt, die formellen Schritte
einzuleiten, um den Ärzten jegliche lebensverlängernden Mass-
nahmen zu verbieten. 

Mit diesem Mittel protestiert Mehmet Esiyok gegen den Ent-
scheid des Bundesgerichts und die Politik der Schweiz. Die
Behandlung als gemeiner Verbrecher oder sogar Terrorist ist für
den Politiker, der sich seit vielen Jahren für das Selbstbestim-
mungsrecht der kurdischen Bevölkerung einsetzt, zu Recht unver-
ständlich. Statt dass ihm hier Schutz vor Verfolgung durch die Tür-
kei gewährt wird, macht sich der Schweizer Staat zum Handlanger
der türkischen Unterdrückung im Rahmen eines Krieges gegen die
türkische Bevölkerung. Seit 15 Monaten sitzt er nun schon in einem
Schweizer Gefängnis. In letzter Konsequenz nimmt Mehmet Esiyok
für seine politische Haltung eine Gefährdung der Gesundheit und
den Tod in Kauf, falls er nicht aus dem Gefängnis entlassen wird.

SStteelllluunnggnnaahhmmee vvoonn aauuggeennaauuff zzuumm uunnbbeeffrriisstteetteenn HHuunnggeerrssttrreeiikk
augenauf unterstützt Mehmet Esiyok mit allen Mitteln, um ihm zu
seinem berechtigten Status als politischem Flüchtling zu verhelfen
und den skandalösen Bundesgerichtsentscheid zu korrigieren. Ne-
ben dem noch nicht entschiedenen Rekurs gegen die Ablehnung
des Asylantrages wird momentan eine Eingabe an das Uno-Komitee
gegen Folter in Genf sowie eine Beschwerde an den Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte in Strassburg vorbereitet. Wir un-
terstützen die Aktivitäten zur Information sowie Protestaktionen. 

Ein unbefristeter Hungerstreik führt innert kurzer Frist zum Tod
des Inhaftierten. Es ist ausgeschlossen, dass die Schweizer Regie-
rung diesem Druck nachgibt und gegen den Entscheid des
Bundesgerichtes handelt. Mit diesem Vorgehen wird die Schweiz
aber auch aus der Pflicht entlassen, den Bundesgerichtsentscheid
beim Asylrekurs oder durch die Intervention internationaler
Gremien zu korrigieren. Die Ziele von augenauf sind die Durchset-
zung der Menschenrechte mit politischen, rechtlichen und
publizistischen Mitteln gegenüber den Schweizer Behörden.
augenauf setzt sich dafür ein, dass Mehmet Esiyok gesund und frei
weiterleben kann. Mit dem unbefristeten Hungerstreik gefährdet
Mehmet Esiyok seine Gesundheit und sein Leben und wird gleich-
zeitig das Ergreifen weiterer Rechtsmittel durch seinen vorzeitigen
Tod verhindern. 

Wir fordern die Schweizer Behörden auf, ein klares Signal
abzugeben, dass sie die Beurteilungen des Komitees gegen Folter
und des Menschenrechtsgerichtes respektieren und nicht durch
eine vorzeitige Auslieferung vollendete Tatsachen schaffen. Meh-
met Esiyok müssen sämtliche Rechtsmittel zugestanden werden,
bevor eine Auslieferung durchgeführt wird. 

Gleichzeitig fordern wir Mehmet Esiyok auf, den unbefristeten
Hungerstreik abzubrechen, bevor er bleibende gesundheitliche
Schäden riskiert. Wir betrachten dies nicht als adäquates Mittel
zur Durchsetzung von Schutz vor Verfolgung. Wir sind uns
bewusst, dass dieser Schritt zu einer Belastung des Vertrauens-
verhältnisses zwischen Mehmet Esiyok und augenauf führen
kann, und wir ihn bei seinem vermeintlich einzigen Kampfmittel
kritisieren. Wir hoffen, dass diese offene Auseinandersetzung
letztendlich der Solidarität entspricht, die er in seiner Situation
von uns erwartet.



!schaft der Türkei angepasst, gewisse Bedingungen zuzu-
lassen. Dies wurde nun vom Bundesgericht korrigiert.

– Der Prozess der EU-Annäherung soll eine zusätzliche Garantie
dafür sein, dass die Türkei die Zusicherungen einhalten wird.
Dass dieses Land aber unter gewissen Umständen bereit ist,
Sanktionen der EU in Kauf zu nehmen – wie sich erst kürzlich
am Beispiel der Zypernfrage zeigte – scheint im EDA nicht
bekannt zu sein.

– Mit keinem Wort wird erwogen, ob sich die politische Situation
in der Türkei zum Beispiel bei einer Verzögerung der EU-
Integration so ändern könnte, dass den eingegangenen Ver-
pflichtungen nicht mehr nachgelebt wird.

– Vollkommen unter den Tisch gewischt wird die Tatsache, dass
diplomatische Zusicherungen dieser Art generell sehr
umstritten sind. Eine ganze Reihe internationaler Menschen-
rechtsinstitutionen hat sich allein dieses Jahr explizit gegen
die Anwendung dieses Mittels ausgesprochen. Obwohl dies
der Politischen Abteilung 4 des EDA, die sich unter anderem
mit Menschenrechtsfragen befasst, bekannt ist, scheint diese
Tatsache keine Erwähnung Wert zu sein.

Vor allen Dingen aber die Tatsache, dass im letzten halben Jahr
zwei Bundesräte beim Besuch in der Türkei gegenüber der
türkischen Presse die Auslieferung von Mehmet Esiyok in Aus-
sicht gestellt haben, obwohl die juristischen Verfahren noch
hängig sind, spricht eine deutliche Sprache: Es ist die Grundlage
eines politischen Entscheides und nicht einer unabhängigen
Beurteilung von Mehmet Esiyoks komplexem Fall, die hier
gewählt wird. Mehmet Esiyok wird der Staatsräson geopfert.

DDiipplloommaattiisscchhee ZZuussiicchheerruunnggeenn zzuumm SScchhuuttzz ggeeggeenn FFoolltteerr 
Es gibt eine Tendenz, mit den diplomatischen Zusicherungen
Auslieferungen von Terrorverdächtigen oder Staatsfeinden an
Staaten zu ermöglichen, die bekanntermassen systematisch
oder sporadisch Folter und Misshandlungen einsetzen oder
dulden. Diese Praxis wird weit herum massiv kritisiert, unter
anderem von Amnesty International, Human Rights Watch, dem
UN-Hochkommissariat für Menschenrechte, dem UN-Sonderbe-
richterstatter für Folter und dem Hochkommissar für Menschen-
rechte des Europarates. Sie alle rufen dazu auf, keine Aus-
lieferungen aufgrund solcher Zusicherungen durchzuführen
(siehe die Online-Publikation «‹Diplomatische Zusicherungen›
gegen Folter – Fragen und Antworten» von Human Rights Watch,
die diese Problematik einfach und umfassend darstellt).

Das vom Bundesgericht geforderte Monitoring zeigt die Schwächen
dieser Zusicherungen exemplarisch: Die Türkei würde im Falle
seiner Auslieferung VertreterInnen der Schweizer Botschaft das
Recht einräumen, Mehmet Esiyok jederzeit unbeaufsichtigt im
Gefängnis zu besuchen und ebenfalls den Strafprozess zu über-
wachen. Wie weit die Schweiz aber ihr Recht auf ‹Monitoring› über-
haupt wahrnimmt, entscheidet das Departement Blocher. Das ein-
zige Recht, das der Betroffene explizit erhält, ist das Recht, «sich
jederzeit an die Vertreter der Schweizer Botschaft wenden zu
können». Allerdings hat generell jeder Mensch auf der Welt das
Recht, seine Botschaft zu kontaktieren; dafür braucht es keinen Ent-
scheid des Bundesgerichts und keine Bestätigung der Türkei. Es
steht leider nirgends, ob die Schweiz auf die Kontaktnahme reagie-
ren muss oder den Brief einfach auf einen Aktenstapel legen kann.

Mit dieser Sachlage vor Augen wird verständlich, weshalb die
schweizerischen Behörden innerhalb von drei Monaten keine Ant-
wort auf den von Human Rights Watch Mitte Dezember erhaltenen
offenen Brief geschrieben haben. Es ist eben immer einfacher, der
ganzen Welt Menschenrechte zu predigen als diese im eigenen
Land selbst zu respektieren, auch wenn es eventuell diploma-
tische Schwierigkeiten mit sich bringt.

Dass nun genau der Bundesrat, der die Schweizer Souveräni-
tät gegenüber der EU wie ein Winkelried verteidigt, vor dem Druck
der USA und der Türkei kuscht, kann nicht weiter erstaunen. Die
Anlehnung an die USA ist Programm ebenso wie die Schwächung
von internationalen Vereinbarungen und Konventionen, die die
Individualrechte stärken sollen. Man könnte Mehmet Esiyok ein
modernes Menschenopfer dieser Politik nennen, wäre sein Fall
nicht so gefährlich für sein Leib und Leben. augenauf Zürich
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AAuusswweeiisskkoonnttrroollllee àà llaa SSttaaddttppoolliizzeeii
Folgende Meldung zu einem nicht ganz
neuen Thema ist bei uns eingegangen: Ich
fuhr am 1. März mit dem Bus Nr. 31 vom

Central Richtung Altstetten. Als der Bus
um ca. 19.20 Uhr an der Haltestelle Löwen-
platz anhielt, stiegen im Eingang beim
Chauffeur zwei Stadtpolizisten ein, gingen

geradewegs auf einen Schwarzen zu, der
dort sass, und forderten ihn brüsk auf, sich
auszuweisen. Als er dieser Aufforderung
nicht sofort nachkam, fragten sie grob, ob

Auge drauf

Mehmet Esiyok ist nicht der einzige politische Aktivist, der
momentan in einem Schweizer Gefängnis gegen eine Auslie-
ferung in die Türkei kämpft: Mitte Juni letzten Jahres wurde das
33-jährige Mitglied der TKP-ML, Zeynep Yesil, aus der Emp-
fangsstelle Basel verhaftet, wo sie ein Asylgesuch eingereicht
hatte. Am 16. Januar 2007 hat das Bundesamt für Justiz (BJ)
auch ihre Auslieferung an die Türkei bewilligt. Die Argumenta-
tion ist praktisch identisch mit jener im Fall Esiyok. Im Umgang
mit Textbausteinen scheinen die MitarbeiterInnen des BJ auf
jeden Fall geschult zu sein. Gegen den Auslieferungsentscheid
ist eine Beschwerde am Bundesgericht hängig. Ebenfalls noch
nicht entschieden wurde über ein Asylgesuch von Zeynep Yesil.

Zeynep Yesil
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wurde erst geholt, als Wärter beim Häftling Untertemperatur
feststellten. Der Notarzt hielt zwar angesichts des schlimmen
Zustandes einen fürsorgerischen Freiheitsentzug (FFE), also eine
Einweisung in die Psychiatrie, für angebracht und teilte dies auch
dem zuständigen Gefängnisarzt per Fax mit. Dieser stufte den
Zustand des jungen Mannes jedoch als nicht lebensbedrohlich
ein und bezichtigte den Häftling, ein Simulant zu sein.

DDeerr 2200--jjäähhrriiggee OOuussmmaann SSooww ssttaarrbb nnoocchh iinn ddeerrsseellbbeenn NNaacchhtt
Die Behörden gaben tags darauf an, Ousman Sow habe sich im Hun-
gerstreik befunden. Eine Untersuchung des Instituts für Rechts-
medizin bestätigte in der Tat eine ungenügende Flüssigkeitsein-
nahme als Todesursache. Ein weiteres, von der Verteidigung des
Arztes eingeholtes Gutachten stellte jedoch den Tod durch eine
Lungenembolie fest – der Mann sei also weder verhungert noch
verdurstet. Vielmehr «wäre er so oder so überall gestorben –
auch im Spital», so die Argumentation des Anwalts des Arztes.
Das Kreisgericht folgte der Verteidigung und bekräftigte eine
Lungenembolie als Todesursache. Dass der Tod durch das früh-
zeitige Einweisen in ein Spital hätte verhindert werden können,
sei «so gut wie ausgeschlossen» gewesen. Dies war die einzige,
lapidare Bemerkung, die zu dem unnötigen Tod des 20-jährigen
Ousman Sow angemerkt wurde.

augenauf Zürich

«Er wäre so oder so überall gestorben – auch im Spital»

Einsamer Tod in Altstätten
AAmm 33.. JJaannuuaarr 22000077 wwuurrddee ddeerr 2200--jjäähhrriiggee OOuussmmaann SSooww aauuss GGuuiinneeaa
iimm SStt.. GGaalllleerr RReeggiioonnaallggeeffäännggnniiss AAllttssttäätttteenn iinn sseeiinneerr ZZeellllee ttoott aauuff--
ggeeffuunnddeenn.. DDeerr bbeehhaannddeellnnddee AArrzztt –– ddeemm zzuunnääcchhsstt ffaahhrrlläässssiiggee
TTööttuunngg vvoorrggeewwoorrffeenn wwuurrddee –– wwuurrddee sscchhlliieesssslliicchh ffrreeiiggeesspprroocchheenn..

Nachdem der Tod des jungen Mannes bekannt wurde, gaben die
Behörden an, Ousman Sow habe sich in einem Hungerstreik be-
funden. Tatsächlich stellte das Institut für Rechtsmedizin «eine un-
genügende Flüssigkeitseinnahme» als Todesursache fest. Die An-
klagekammer eröffnete daraufhin eine Untersuchung gegen den
zuständigen Gefängnisarzt wegen fahrlässiger Tötung. Die Anklage
forderte eine nach dem neuen Strafgesetz mögliche bedingte
Strafe von 28 500 Franken und eine Busse von 2000 Franken. Nun
wurde der Arzt am 7. März 2007 durch das Gericht entlastet und
freigesprochen.   

Laut Aussage des Anklagevertreters soll sich Ousman Sow
zunehmend renitent und auffällig verhalten haben. Unter
anderem habe er sich geweigert zu duschen und Kleider
anzuziehen. Seine Bewegungen seien «ziellos» gewesen und er
habe beispielsweise nur unverständlich geredet und Wasser aus
Putzeimern getrunken. Ein Verhalten also, das auf eine schwere
psychische Störung und Gefängnispsychose hinweisen könnte.
Unverständlich bleibt, weshalb er angesichts der massiven
Ängste nicht sofort psychologische Betreuung erhielt. Ein Notarzt

er nicht Deutsch verstehe, ob er Englisch
spreche. Er gab ihnen schliesslich seinen
Ausweis. Die Polizisten überprüften diesen
kurz, und da er in Ordnung war, gaben sie

ihn zurück und verliessen mit einem
«bonsoir» in Richtung des Kontrollierten
den Bus wieder. Auf eine Anfrage in einem
ähnlichen Fall gab Polizeipräsidentin

Esther Maurer zur Antwort: «Rassismus
hat bei der Stadtpolizei keinen Platz.»
Leider zählen für viele Betroffene die Taten
– und nicht die Worte.
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können. G. R., Familienvater, etwa 40 Jahre alt, Menschenrechts-
aktivist aus Aserbaidschan, ist in dieser Situation verunsichert.
Was ist jetzt hier in der Schweiz das höhere Rechtsgut, sofortiger
Gehorsam gegenüber den Behörden oder Sauberkeit und Ord-
nung? Soll er die Kippe auf den Boden werfen und austreten, ein
klarer Fall von Littering in direkter Gegenwart der Polizei? G. R.
zögert einen Augenblick zu lange. 

Der Gerichtspräsident wird ihm zum Abschluss der Verhand-
lung mahnend mit auf den Weg geben: «Nächstes Mal, wenn die
Polizei verlangt, dass Sie die Zigarette auf den Boden schmeis-
sen, überlegen Sie nicht, Sie wissen jetzt, es gibt sonst Ärger.»

NNoonnvveerrbbaallee KKoommmmuunniikkaattiioonn
Und es gibt Ärger. Die beiden Polizisten bleiben beim ’bewährten’
Konzept der nonverbalen Kommunikation. Sie werfen G. R. zu Bo-
den, legen ihm Handschellen an und schleifen ihn zum Entsetzen
der beiden anderen, nun auch ZeugInnen des Vorfalls, in den nahe-
gelegenen Bahnhofspolizeiposten. Dort wird G. R. zur ’Abklärung
der Personalien’ geschlagen, mit Fusstritten traktiert, beschimpft
und in eine Zelle gesperrt. G. R. erklärt, dass er als politischer

Flüchtling in der Schweiz
Schutz gesucht habe und
verlangt nach einem An-
walt. Nach anderthalb
Stunden werfen die bei-
den Beamten ihr Opfer
wieder aus dem Posten,
nicht ohne ihm aus ihrer
Sicht die Rechtslage dar-
zulegen: «Du kannst eh
nichts gegen uns machen,
du Scheiss-Ausländer!»
und «Wenn du dich irgend-
wo beschwerst, verlierst
du deine Aufenthaltser-
laubnis und fliegst raus» –
aus der Schweiz, nicht
aus dem Polizeiposten.

G. R. ist zutiefst scho-
ckiert über das Vorgefal-
lene. augenauf weiss lei-
der, es ist kein Einzelfall.
G. R. war in seinem Hei-
matland politisch in einer
Menschenrechtsorganisa-
tion aktiv, wurde aber ver-
folgt, eingesperrt und ge-
foltert und ist in die

Basler Grenzpolizisten misshandeln Menschenrechtsaktivisten aus Aserbaidschan

«Du kannst eh nichts gegen uns machen,              du Scheiss-Ausländer!»
EEiinnmmaall mmeehhrr zzeeiicchhnneenn ssiicchh BBaasslleerr PPoolliizziisstteenn dduurrcchh rroohhee GGeewwaalltt
uunndd vveerrbbaallee EEnnttgglleeiissuunnggeenn ggeeggeennüübbeerr eeiinneemm AAuusslläännddeerr aauuss.. 
IImm UUnntteerrsscchhiieedd zzuu aannddeerreenn FFäälllleenn wweehhrrtt ssiicchh ddeerr BBeettrrooffffeennee
eerrffoollggrreeiicchh.. 

So beginnt eine alltägliche Geschichte: Eine Gruppe, zwei Männer,
eine Frau, klar erkennbar als NichtschweizerInnen, geraten im
Frühjahr 2005 an einem Nachmittag in eine Personenkontrolle. Die
drei kennen sich von früher aus einem Asylheim im Kanton Basel-
land. Sie befinden sich alle auf der Suche nach Arbeit und waren
deshalb in der «Elvetino Railbar», gleich neben dem Bahnhofs-
gebäude. Wieder draussen, beim Überqueren der Bahnhofpasse-
relle, gerät Bewegung in die Geschichte: Zwei Polizisten stellen sich
ihnen in den Weg und verlangen ihre Ausweise. Alle drei sind mit
den Verhältnissen in der Schweiz vertraut und anerkannte Flücht-
linge. Alle drei händigen ihre Ausweise einem der Polizisten aus. 

Der Älteste aus der Gruppe ist am Rauchen. Die Polizisten
deuten in Gebärdensprache an, dass er die Zigarette sofort weg-
werfen soll. Auf sprachliche Kommunikation wird offenbar ganz
verzichtet, obwohl alle Beteiligten sich auf Deutsch verständigen

Polizeiposten am Basler Bahnhof, wo der Übergriff stattfand.
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Schweiz geflohen, um hier Schutz und Sicherheit für sich und
seine Familie zu finden. Mit diesem persönlichen Erfahrungshin-
tergrund schreibt er an die Beschwerdestelle der Polizei.

André Auderset, der Mediensprecher der Polizei, antwortet:
«Der Vorfall wird von den Mitarbeitenden der Grenzpolizei deut-
lich anders geschildert», alles andere hätte uns eigentlich doch
erstaunt. «Gemäss den uns vorliegenden Unterlagen ist kein
Fehlverhalten der Grenzpolizei erkennbar oder wahrscheinlich.»
Postwendend, nämlich 14 Tage später, kommt eine Anzeige
wegen Diensterschwernis. Auf diesem Weg scheint die polizei-
liche Kommunikation besser zu klappen. 

EErrffoollggrreeiicchhee EEiinnsspprraacchhee 
G. R. erhebt Einsprache gegen die Anzeige, obwohl solche Ein-
sprachen oder gar Anzeigen gegen die Polizei in der Regel chan-
cenlos sind. Es kommt zum Gerichtsverfahren, bei dem augenauf
G. R. mit der Vermittlung eines Anwalts, der Organisation von
Presse und mit Anwesenheit unterstützt.

Bei der Verhandlung hat Gerichtspräsident Lukas Faesch (LDP)
eine schwierige Situation vor sich. Die Polizei schickt nur einen der
beteiligten Beamten, der sich jedoch an nichts mehr erinnern kann
und der auch den Rapport nicht geschrieben hat, auf den sich die
Anzeige wegen Diensterschwernis stützt. Zwei ZeugInnen bestä-
tigen den geschilderten Hergang ausserhalb des Polizeipostens.
Sie bestätigen auch, dass G. R. länger als eine Stunde auf dem
Polizeiposten festgehalten wurde – entgegen der im Polizeirapport
vermerkten 20 Minuten. Auch wenn der Richter mehrmals darauf
hinzuweisen versucht, dass in diesem Verfahren nicht die
Schläge, Tritte und Beschimpfungen beurteilt werden, sondern
lediglich die Behinderung der Polizeiarbeit, kommt er nicht umhin
anzuerkennen, dass sich der Vorfall wohl anders als von der

          du Scheiss-Ausländer!»

Sehr geehrter Herr Regierungsrat Gass
Wie Sie der Beilage entnehmen können, hat Herr R. am 15. Juni
2005 bei der Beschwerdestelle der Polizei eine Beschwerde
wegen Übergriffen anlässlich einer Polizeikontrolle eingereicht.
Nachdem Herr R. im Verzeigungsverfahren vom 19. Feb. 2007
von der Anschuldigung der Diensterschwernis freigesprochen
worden ist, erwarten wir, dass die Beschwerdestelle die Unter-
suchung dieses gravierenden Vorfalls wieder aufnimmt.

Im Verfahren gegen Herrn R. ist klar geworden, dass es
Unstimmigkeiten im Rapport dieser Polizeikontrolle gibt. Die
erste Antwort auf die Beschwerde stützt sich aber offenbar
allein auf die Lektüre dieses Polizeirapports.

Beschwerdebrief von augenauf an den Basler Regierungsrat Hanspeter Gass
In diesem Zusammenhang möchten wir auch wissen, welchen
Ablauf die interne Untersuchung bei einer solch gravierenden
Beschwerde nimmt.

Wie wir aus unserer Arbeit wissen, handelt es sich bei die-
sem Vorfall ja keineswegs um einen Einzelfall. Nur hat sich hier
das Opfer des Übergriffs als anerkannter Flüchtling gegen die
zusätzliche Anschuldigung der Diensterschwernis wehren kön-
nen, ohne direkte Repressalien, Entzug der Arbeits- oder Auf-
enthaltserlaubnis gewärtigen zu müssen.

Wir danken Ihnen für Ihre Antwort und verbleiben
augenauf Basel

Illustration aus dem Arztzeugnis vom Frühjahr 2005, das
die Misshandlungen an R. durch die Grenzpolizei ver-
anschaulicht.

Polizei geschildert abgespielt haben muss. Vielleicht auch, weil
Öffentlichkeit und Presse im Saal vertreten sind und weil der
Angeklagte mit einem Anwalt erscheint, wird er schliesslich frei-
gesprochen (siehe «Basler Zeitung» vom 21. 2. 2007).

Natürlich nicht ohne die dritte zitierwürdige Belehrung, noch
einmal vom Gerichtspräsidenten: «Es ist nicht an uns, den Betrof-
fenen, sich Gedanken über den Sinn polizeilicher Massnahmen zu
machen.» Das sehen G. R. und augenauf anders und haben des-
halb einen Brief an den Basler Regierungsrat Hanspeter Gass
geschrieben (siehe Kasten unten). augenauf Basel



der Vorführung in Bern Angst vor einer Deportation hatten, auf
eigene Faust verschwunden. Das hätte auch Sekou so gemacht,
wenn der befreiende Brief des Migrationsamtes nicht einge-
troffen wäre.

MMiicchheelliinnee CCaallmmyy--RReeyy ssttoopppptt BBuunnddeeeessaammtt ffüürr MMiiggrraattiioonn
Das vorläufige Ende der Guinea-Connection scheint bis in den
Bundesrat hinein Wellen geschlagen zu haben. Trotz der politi-
schen Wirren in Guinea wollte das Bundesamt für Migration am
letzten, für Ende Februar geplanten Sonderflug nach Conakry
festhalten. Nach Aussagen des «Sonntagsblick» waren es die
Leute von Micheline Calmy-Rey, die diese Schnapsidee in letzter
Minute unterbunden haben.

Ob dieses Njet der DiplomatInnen Bestand haben wird, ist
nicht sicher. Zum einen, weil Calmy-Rey keine Jeanne d’Arc der
Menschlichkeit ist, wenn es um Ausschaffungen geht. Ihre Chef-
diplomatInnen helfen nämlich eifrig mit, damit Delegationen wie
jene des N’Faly Keita in die Schweiz kommen können. 

Zum anderen, weil noch nichts gewonnen ist, wenn Calmy-
Rey in Sachen Guinea für einmal hart bleiben sollte. Denn
Christoph Blocher macht Druck. Er hat seinen Schmierfinken
Christoph Mörgeli mit Details aus den Untersuchungsakten der
Sans-Papiers versorgt, die Ende Februar nach Conakry ausge-
flogen werden sollten. In der «Weltwoche» vom 15. März hat
Mörgeli verschiedene Infos über Rayonverbote, den Aufenthalt
im Drogenmilieu und die Verstösse gegen das Betäubungsmittel-
gesetz ausgebreitet. Nur wenige «Weltwoche»-Leser werden mer-
ken, dass die Darstellungen des SVP-Scharfmachers auf eine ein-
fache Aussage hinauslaufen: Ausländer, die sich strafbar machen
und erst noch arm sind, dürfen auch in den Krieg ausgeschafft
werden.

augenauf Zürich

Sonderflüge mit Ausschaffungsgefangenen vorerst abgesagt

Das Ende der Guinea-Connection?
NN’’FFaallyy KKeeiittaa –– BBlloocchheerrss KKuummppeell aauuss GGuuiinneeaa –– hhaatt sseeiinnee lleettzzttee RReeii--
ssee iinn ddiiee SScchhwweeiizz aabbggeessaaggtt.. WWeeggeenn ddeerr WWiirrrreenn,, ddiiee ddaass wweessttaaffrrii--
kkaanniisscchhee LLaanndd eerrsscchhüütttteerrnn,, hhaabbeenn ddiiee SScchhwweeiizzeerr AAuusssscchhaaffffuunnggss--
bbeehhöörrddeenn aauucchh eeiinneenn ffüürr EEnnddee FFeebbrruuaarr ggeeppllaanntteenn SSoonnddeerrfflluugg
nnaacchh CCoonnaakkrryy,, ddeerr HHaauuppttssttaaddtt vvoonn GGuuiinneeaa,, ««ggeeccaanncceelltt»»..

Sekou hat sich schon aufs Untertauchen vorbereitet, als der
befreiende Brief eintraf. Das Migrationsamt seines Wohnkantons
teilte ihm mit, dass die Massenvorführung vor der «Guinea-
Delegation» in Bern abgesagt sei. Der Chef der «Division des
Guinéens de l’Etranger» im Aussenministerium in Conakry hat
seine für Anfang März 2007 geplante Reise in die Schweiz abge-
sagt. N’Faly Keita, der sowohl mit der Ausstellung von Visa für
ausreisewillige GuineerInnen, als auch mit der Bereitstellung von
Laissez-Passers für die Ausschaffungsbehörden in Deutschland
und der Schweiz sein Geld gemacht hat (siehe augenauf-Bulletin
Nr. 51), wollte in den Zeiten des Umbruchs in seiner Heimat nicht
mehr in die Schweiz reisen. Seit dem Sturz des guineischen Lang-
zeitpräsidenten Lansana Conté Anfang Januar dieses Jahres ist
unklar, wer in Guinea künftig das Sagen haben wird.

JJeeddeenn MMoonnaatt eeiinneenn SSoonnddeerrfflluugg nnaacchh WWeessttaaffrriikkaa
Damit scheint ein Deal zu Ende zu gehen, der für die Schweizer
Ausschaffungsbehörden von grossem Segen war. Anderthalb
Jahre lang reiste die von N’Faly Keita geleitete Delegation alle drei
bis vier Monate in die Schweiz, um sich in Bern über hundert
papierlose Westafrikaner vorführen zu lassen. Keitas Männer
haben diese mit wenigen Ausnahmen zu «Guineens» erklärt und
mit einem Laissez-Passer ausgestattet. Seit Beginn dieser
Besuche hat die Schweiz monatlich einen Sonderflug mit fünf bis
sieben Ausschaffungsgefangenen nach Westafrika abfliegen
lassen. In der gleichen Zeit sind hunderte von Personen, die nach

Buchrezension: Migration, Integration, Menschenrechte
In Zeiten der Globalisierung wird die Arbeitsmigration in die
reichen  Einwanderungsländer der EU andauern. Das militärisch
aufgerüstete Grenzregime, das die EU und die Schweiz zur Ab-
schreckung und Bekämpfung der «illegalen Einwanderung» sowie
zur Wohlstandssicherung installiert hat, erschwert zwar die
Immigration in menschenverachtender Weise, wird sie aber nicht
verhindern. Die Tragödien der Bootsflüchtlinge aus Afrika werden
verdrängt; ebenso Ausbeutung, Rassismus und Diskriminierun-
gen, mit denen die im «Wohlstandsparadies» angekommenen
MigrantInnen zunehmend konfrontiert sind. Auch innerhalb der

«Festung Europa» führen neue gesellschaftliche Spaltungen,
«Parallelgesellschaften» und Fremdenfeindlichkeit zu sozialen
Spannungen. In welchem Ausmass heute die Konzepte der
«Integration» umstritten und umkämpft sind, zeigt die kontrover-
se Debatte in diesem materialreichen Band mit Beiträgen von
Stella Jegher, Anni Lanz, Salvatore Pitta, Bea Schwager, Marc
Spescha und vielen anderen.

WWiiddeerrsspprruucchh 5511:: Migration, Integration und Menschenrechte,
232 Seiten, 25 Franken, www.widerspruch.ch
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zent Gambier» bestimmt hat und wurde auf Nothilfe gesetzt. Man
führte ihn auch noch der famosen Delegation aus Guinea vor.

Die viermonatige Ausschaffungshaft in Altstätten hat ihm die
Lust an der Schweiz genommen. In seinem letzten Brief sagte er,
dass er nach Afrika zurückkehren wolle: «Failure in Swissland is
not the end» – «wenn ein Tor zugeht, geht ein anderes auf». Die St.
Galler Behörden organisierten die unbegleitete Ausschaffung.
Polizisten brachten Douto am Donnerstag, den 1. März 2007, in
Zürich zum Flugzeug. Auf den zwei Zwischenstopps wurde er von
lokalen Polizisten durch den Transit geführt. In Gambia ver-
weigerten ihm die Behörden die Einreise. Am Samstag, drei Tage
nach seiner Abreise, kam er wieder in Zürich an, wurde ins Polizei-
gefängnis auf der Zürcher Kasernenwiese gebracht, wo er auf den
für Montag vorgesehenen Rücktransport nach St. Gallen wartete.

Laut der Pressemitteilung der Zürcher Kantonspolizei habe er
am Sonntag über Atembeschwerden geklagt. Am Sonntagabend
und am Montagmorgen habe er ein Medikament bekommen. An
diesem Montagmorgen, den 5. März 2007 um 9.30 Uhr, habe der
Arzt den Mann tot auf dem Boden liegend gefunden.

OOffffiizziieellllee SScchhwweeiizz:: KKeeiinn GGeelldd ffüürr ddeenn LLeeiicchheennttrraannssppoorrtt
Die Familie möchte Douto Kora nach muslimischer Sitte neben
seinem Vater in Tambasan Sang beerdigen. Den Ausschaffungs-
flug haben die Schweizer Behörden bezahlt. An den Kosten des
Leichentransports – 5000 bis 8000 Franken – beteiligt sich die
offizielle Schweiz nicht. Die Familie bittet um finanzielle Unter-
stützung. Zahlungen mit dem Vermerk «Douto Kora» wird augen-
auf der Familie überweisen. Was nicht für den Leichentransport
gebraucht wird, kommt den in Gambia lebenden Kindern von
Douto zu Gute. augenauf Zürich

«Failure in Swissland is not the end»

Zum Tod von Alhusein Douto Kora
SSeeiinnee SScchhwweeiizzeerr FFrreeuunnddee kkaannnntteenn iihhnn aallss
MMooddoouu KKeeiittaa.. IInn eeiinneerr ZZeellllee ddeess ZZüürrcchheerr PPoolliizzeeii--
ggeeffäännggnniisssseess ssttaarrbb aamm MMoorrggeenn ddeess 55.. MMäärrzz
22000077 AAllhhuusseeiinn DDoouuttoo KKoorraa nnaacchh vviieerr MMoonnaatteenn
««AAuusslläännddeerrhhaafftt»» iinn AAllttssttäätttteenn ((SSGG)) uunndd eeiinneemm
IIrrrrfflluugg vvoonn KKllootteenn nnaacchh GGaammbbiiaa uunndd zzuurrüücckk..

Am 17. März 2007 nahmen im St. Galler Stadt-
garten rund 50 Freundinnen und Freunde des
Solidaritätsnetzes St. Gallen von Modou Ab-
schied. Der 43-jährige Afrikaner war eine der
tragenden Figuren des Mittagstischs, die das
Netz als Antwort auf den Ausschluss vieler
Flüchtlinge von der Nothilfe gegründet hatten.
Einen Tag später, am 18. März, trafen sich
Männer und Frauen aus der westafrikani-
schen Community mit seinen Angehörigen –
dem aus Paris angereisten Bruder Sekou,
seinem in Barcelona lebenden Cousin Lamin und dem ebenfalls
aus Paris angereisten Jugendfreund Kawsu – in Zürich.

Sie alle fragen sich, warum der seit fünf Jahren in der Schweiz
lebende, von allen als ausserordentlich liebenswürdig und kern-
gesund beschriebene Mann gestorben ist. Haben ihm die Gefäng-
nisbehörden die richtige Hilfe gegeben, als er nach den drei Tagen
Irrflug von der Schweiz nach Gambia in die Schweiz über Atem-
beschwerden klagte? Wäre Douto, der nach Gambia zurück-
kehren wollte, noch am Leben, wenn das St. Galler Migrationsamt
nicht auf einer kontrollierten Ausschaffung bestanden hätte?

Die Zürcher Justiz hat eine Untersuchung angeordnet. Das ist
üblich, wenn Gefangene in ihrer Zelle sterben. Die untersuchende
Staatsanwältin Ruth Budliger ist jedoch sehr wortkarg – wie das in
solchen Fällen ebenfalls üblich ist. Klarheit werden wir auch in die-
sem Fall erst haben, wenn der Anwalt der Familie, die im Verfahren
von augenauf unterstützt wird, die Ergebnisse der gerichtsmedizi-
nischen Untersuchung und der Befragungen einsehen kann.

DDoouuttooss LLeebbeennssggeesscchhiicchhttee
Erinnern wir uns deshalb der Lebensgeschichte Doutos, die typisch
ist für unsere Zeiten. Alhusein Douto Kora ist in Tambasan Sang
aufgewachsen, einem kleinen Dorf in Gambia. Im Nachbardorf be-
suchte er die englische Schule, lebte anschliessend zwischen der
Hauptstadt Banjul und seiner Heimat, heiratete zweimal, hatte Kin-
der, die seit längerem in den Familien ihrer Mütter leben.

2002 kam er in die Schweiz. Sein Asylgesuch, das er als Mo-
dou Keita, Mali, eingereicht hatte, wurde abgelehnt. Der Rekurs
gegen die Ablehnung auch. Seither schlug sich Douto mit den
Ausschaffungsbehörden herum. Er musste sich einem Lingua-
Test unterziehen, der ihn als «30 Prozent Senegalese und 70 Pro-

«Der Pass ist der edelste Teil an einem Menschen. 
Er kommt auch nicht so auf einfache Weise

zustande wie ein Mensch. 
Ein Mensch kann überall zustande kommen, 

auf die leichtsinnigste Art und Weise, 
aber ein Pass niemals. 

Dafür wird er auch anerkannt, wenn er gut ist, 
während ein Mensch noch so gut sein kann 

und doch nicht anerkannt wird.»
Bertold Brecht, Flüchtlingsgespräche

Wir trauern um 

AAllhhuusseeiinn DDoouuttoo KKoorraa -- MMooddoouu KKeeiittaa

Es gab keinen Platz für ihn in der Schweiz. Sein Wunsch, nach Gambia in sein

Herkunftsland zurückzukehren, hat sich nicht erfüllt. 

Er starb am 5. März aus noch ungeklärten Gründen im Zürcher Polizeigefängnis.

Seine Freunde, Freundinnen und Kollegen aus Zürich und St. Gallen
augenauf Zürich, Solidaritätsnetz Ostschweiz
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Sind Menschenrechte da, um gebrochen zu werden?
Am 29. Januar 2007 hat das Bundesgericht die Beschwerde der
Psychex – eines Vereins, der sich für Menschen einsetzt, die gegen
ihren Willen in einer psychiatrischen Anstalt eingeschlossen und
zwangsbehandelt werden – gegen das Telefonverbot in psychiatri-
schen Anstalten abgeschmettert. Einen Monat später gelangen
die beiden Beschwerdeführer Nana und Edmund Schönenberger
in einem zweiten Anlauf an den Europäischen Gerichtshof in
Strassburg. Ihre Eingabe richtet sich in erster Linie gegen die Miss-
achtung der Menschenrechte (Art.10, 11, 13 und 14) der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention (EMRK). Sie lauten wie folgt: 

Art. 10 Freiheit der Meinungsäusserung
Jede Person hat das Recht auf freie Meinungsäusserung. Dieses
Recht schliesst die Meinungsfreiheit und die Freiheit ein, Infor-
mationen und Ideen ohne behördliche Eingriffe und ohne Rück-
sicht auf Staatsgrenzen zu empfangen und weiterzugeben. (...)

Art. 11 Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit 
Jede Person hat das Recht, sich frei und friedlich mit anderen zu
versammeln und sich frei mit anderen zusammenzuschliessen. (…)

Art. 13 Recht auf wirksame Beschwerde 
Jede Person, die in ihren in dieser Konvention anerkannten Rech-
ten oder Freiheiten verletzt worden ist, hat das Recht, bei einer
innerstaatlichen Instanz eine wirksame Beschwerde zu erheben.

Art. 14 Diskriminierungsverbot 
Die Menschenrechte sind unteilbar. Sie stehen allen Menschen –
ungeachtet ihres Status  gleichermassen zu.

Edmund Schönenber-
ger sagt, er habe die
Beschwerde nicht ein-
gereicht, weil er hoffe,
Recht zu bekommen. Es
gehe darum aufzu-
zeigen, dass die ga-
rantierten Menschen-
rechte von Justiz und
Menschenrechtsverwal-
tungen nicht ernst
genommen und dass
sie in der Zwangspsy-
chiatrie jeden Tag ge-
brochen werden.

Wortlaut der EMRK:
www.admin.ch/ch/d/
sr/0_101/index.html

IImmpprreessssuumm

Das augenauf-Bulletin erscheint 
mindestens viermal im Jahr. Es wird
herausgegeben von:

GGrruuppppee aauuggeennaauuff
Postfach, 8026 Zürich
Tel. 01–241 11 77
PC  80-700 000-8 
mail: zuerich@augenauf.ch

mmeennsscchheennrreecchhttssvveerreeiinn aauuggeennaauuff
Postfach 363, 3000 Bern11 
Tel. 031–332 02 35
PC 46-186462-9
mail: bern@augenauf.ch

AAGG aauuggeennaauuff BBaasseell
Postfach, 4005 Basel 
Tel. 061–681 55 22 
PC 40-598705-0
mail: basel@augenauf.ch

HHoommeeppaaggee:: www.augenauf.ch
Wir danken Fotosatz Salinger für die Unter-
stützung – und freuen uns über jede ande-
re ideelle und finanzielle Unterstützung.

Um das Strafmass für diese Tötung ist es nun vor dem Zürcher
Geschworenengericht gegangen. Das Gericht hat die Strafe von 17
Jahren aus dem Jahr 2004 auf acht Jahre gesenkt. Trotzdem: Wenn
Marco frühestens im Jahr 2012 freikommt – vorausgesetzt, er be-
kommt den «Drittel» – wird er über 27 Jahre im Gefängnis verbracht
haben. Im Vergleich dazu lässt man einen «normalen» zu lebens-
länglich Verurteilten in der Regel nach 15 Jahren auf Bewährung frei.

Zudem hat Staatsanwalt Ulrich Weder einen Antrag auf Ver-
wahrung gestellt. Diesen hat das Gericht abgelehnt, u. a. mit der
Begründung, dass ein nachträglicher Antrag gegen Völker- und
Menschenrecht verstosse. Im alten Strafrecht, das für Marco
noch gilt, muss ein Delinquent entweder Gewohnheitsverbrecher
oder geistig abnormal sein, damit man ihn verwahren kann. Doch
es ist dem Ankläger nicht gelungen, aus dem politischen Aktivis-
ten Marco Camenisch einen Geisteskranken zu machen. Ein klei-
ner Lichtblick. 

Aber auch beim Licht heisst es auf der Hut zu sein – sofern es
nicht von Stromsparlampen kommt. Zum Glück lassen sich die Öko-
Ideale von Camenisch nicht verwahren. Denn diese werden wir in
Zukunft wieder vermehrt brauchen. Und das nicht nur wegen der
erneut aufgeflammten AKW-Träume der Wirtschaft. augenauf Basel

Der «Öko-Terrorist» wird nicht verwahrt 

Der Prozess von Marco Camenisch
MMiittttee MMäärrzz 22000077 rrüücckkttee MMaarrccoo CCaammeenniisscchh eerrnneeuutt iinn ddeenn FFookkuuss
ddeerr MMeeddiieenn.. DDeerr mmiilliittaannttee AAKKWW--GGeeggnneerr,, ddeerr aallss ««ÖÖkkoo--TTeerrrroorriisstt»» iinn
ddiiee SScchhwweeiizzeerr KKrriimmiinnaallggeesscchhiicchhttee eeiinnggeeggaannggeenn iisstt,, ssttaanndd eeiinnmmaall
mmeehhrr vvoorr GGeerriicchhtt.. 

Ein Blick zurück:  In den Siebzigerjahren wird Marco Camenisch
zum Öko-Aktivisten und setzt sich gegen Atomkraftwerke ein. Zu-
sammen mit einigen Genossen verübt er mehrere Sprengstoff-
anschläge gegen Starkstrom-Masten der Nordostschweizeri-
schen Kraftwerke AG. Für diese Taten wird er im Zuge der Terror-
hysterie zu nicht weniger als zehn Jahren Knast verurteilt. 

Marco bleibt nicht lange im Gefängnis. Nach zwei Jahren ge-
lingt ihm die Flucht. In der Folge gehört er elf Jahre lang zu den
meistgesuchten Personen der Schweiz – bis er in Italien verhaftet
wird. 1993 verurteilt ihn ein italienisches Gericht wegen schwerer
Körperverletzung (Schusswechsel mit der Polizei bei der Verhaf-
tung) und diverser Sabotage-Aktionen zu zwölf Jahren Zuchthaus.

Im Jahr 2002 erfolgt Marcos Auslieferung an die Schweiz, wo
ihn die Verbüssung der Reststrafe von acht Jahren, ein Haftbefehl
wegen seiner Flucht und die Anklage wegen Verdachts auf Tötung
eines Grenzwächters im bündnerischen Brusio 1989 erwartet.
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weissen Tüchern hinter den Fenstern, die sich nur kippen, aber
nicht öffnen lassen. augenauf forderte in einer Rede unter ande-
rem Asyl für Zeynep Yesil und Mehmet Esiyok. !

        

Euromarsch Richtung G 8 macht Halt vor Bässlergut

Antiglobalisierungs-Demo in Basel

AAmm 2266.. MMaaii 22000077 ffaanndd iinn BBaasseell nnaacchh ffüünnff JJaahhrreenn eerrnneeuutt eeiinnee
ggrreennzzüübbeerrsscchhrreeiitteennddee DDeemmoo ssttaatttt.. DDiieessee wwaarr TTeeiill ddeerr eeuurrooppääii--
sscchheenn MMäärrsscchhee ggeeggeenn EErrwweerrbbsslloossiiggkkeeiitt,, uunnggeesscchhüüttzzttee BBeesscchhääffttii--
gguunngg uunndd AAuussggrreennzzuunngg nnaacchh HHeeiilliiggeennddaammmm bbeeii RRoossttoocckk,, wwoo ddiiee
mmääcchhttiiggsstteenn aacchhtt ddeerr WWeelltt ssiicchh iihhrr ddiieessjjäähhrriiggeess SStteellllddiicchheeiinn
ggaabbeenn.. DDiiee ««EEuurroommäärrsscchhee»» mmaacchhtteenn ssiicchh aauuss ggaannzz EEuurrooppaa sstteerrnn--
fföörrmmiigg aauuff ddeenn WWeegg nnaacchh RRoossttoocckk.. VVoorr ddeemm BBäässsslleerrgguutt wwuurrddee ddiiee
SScchhwweeiizzeerr GGrreennzzee üübbeerrsscchhrriitttteenn..

Etwa 500 DemonstrantInnen machten sich auf den Weg vom
Claraplatz bis zum Parkplatz der Landesgartenschau in Weil am
Rhein. Die Route führte überwiegend durch Wohn- oder Indus-
triegebiet oder leere Flächen. Vor dem Grenzübertritt (der nach
zähen Verhandlungen im Vorfeld fast problemlos verlief) stattete
die Demo dem Ausschaffungsgefängnis Bässlergut einen Besuch
ab. Die DemonstrantInnen riefen, pfiffen und verlasen Grussbot-
schaften an die Häftlinge in mehreren Sprachen. Die Gefangenen
ihrerseits machten sich ebenfalls bemerkbar und winkten mit

BBeeiimm AAuusssscchhaaffffuunnggssggeeffäännggnniiss BBäässsslleerrgguutt pprrootteessttiieerrtt aauuggeennaauuff ggeeggeenn ddiiee iinnhhuummaannee UUnntteerrbbrriinngguunngg vvoonn GGeeffaannggeenneenn..

DDeerr DDeemmoonnssttrraattiioonnsszzuugg vvoomm 2266.. MMaaii iinn BBaasseell..

          



einer DNA-Probe verweigern würde, worauf er zwei Polizisten in
Uniform kommen liess. Der eine von ihnen begann genüsslich,
sich schwarze Lederhandschuhe anzuziehen. Da bekam ich
Angst und willigte ein.

EEiinnee NNaacchhtt iimm KKnnaasstt
Die ganze Zeit über verlangte ich immer wieder, dass mein
Ehemann über meine Verhaftung unterrichtet werde. Die Polizei
reagiert nicht darauf, obwohl sie dazu verpflichtet ist, auf Wunsch
Angehörige zu informieren. Auch sagte mir trotz wiederholtem
Fragen niemand, was mit mir weiter geschehen würde.

So verbrachte ich die Nacht im Gefängnis. Die erste Einver-
nahme fand am Folgetag am frühen Nachmittag statt. Ich verwies
auf diverse kleinere Verletzungen, die mir bei meiner Verhaf-
tung am Tag zuvor zugefügt worden waren (Prellungen, Schür-
fungen, Hämatome), worauf mich der Untersuchungsbeamte
anschrie. Die Befragung verlief sehr suggestiv. Wahrscheinlich
wollte er mich einschüchtern; ich verweigerte die Aussage.
Die Wände seines Büros waren mit zahlreichen Judoka-Diplomen
und Fotos dekoriert, auf denen er in schwarz-rotem Gürtel abge-
bildet war.

Um vier Uhr nachmittags liess man mich endlich frei – nach
28 Stunden in Polizeigewahrsam.

* Name der Redaktion bekannt

– und ebenfalls der Polizei, weshalb diese Schilderung umso mutiger ist.

Bericht über einen Aufenthalt in Polizeigewahrsam

Beleidigungen und Einschüchterungen
ZZeeuuggeennbbeerriicchhtt vvoonn AA..**,, aauuffggeezzeeiicchhnneett vvoonn aauuggeennaauuff BBaasseell..

«Die Polizei verhaftete mich am 7. Mai 2007 kurz nach Mittag vor
dem Hotel am Steinengraben, als die Räumung schon vorüber
war. Ich hatte mit vielen anderen (SympathisantInnen, Schaulus-
tige, JournalistInnen) am Strassenrand gestanden. Die Stimmung
war gereizt. Auf massive verbale Rüpeleien eines Polizisten ant-
wortete ich ebenso. Darum nahm mich die Polizei fest, wogegen
ich mich spontan wehrte und entsprechend behandelt wurde. Sie
zogen die Handschellen viel zu eng an, schleppten mich über den
Boden ins bereits geräumte Hotel, drückten mich bäuchlings
runter, mit dem Gesicht in den Bauschutt. 

Nach etwa einer halben Stunde brachte man mich auf
den Polizeiposten, wo mir gesagt wurde, ich hätte einen Polizei-
beamten angegriffen und geschlagen. Mein vermeintliches
«Opfer» stattete mir einen Besuch ab und sagte mir, ich hätte
Glück gehabt: Wäre er zehn Jahre jünger gewesen, hätte er mir
mein Gesicht so vermöbelt, dass es nicht wiederzuerkennen
gewesen wäre.

Während ich wartete, beleidigte mich mein Bewacher
wiederholt und machte auch Anstalten, mich zu treten. Nach
einer Ganzkörperuntersuchung und weiterem Warten wurde ich
gegen Abend ins Untersuchungsgefängnis Waaghof verlegt.
Dort nahm die Polizei mir Finger- und Handabdrücke – jeweils in
zweifacher Ausführung – und ich wurde fotografiert. Als der
Beamte Wattestäbchen zückte, sagte ich, dass ich die Entnahme
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Die Situation blieb mit einer Ausnahme ruhig:
ein Securitas-Hundeführer wurde rabiat und
musste von seinen eigenen Leuten beruhigt
werden.

Nicht nur mit Sternmärschen, sondern auch
mit Extrazügen gelangten Globalisierungskritiker-
Innen nach Rostock. Die deutsche Polizei
kündigte an, dass sie jeweils mit einer Mann-
schaft von 15 Beamten mitfahren wolle – wo-
durch Auseinandersetzungen provoziert worden
wären und die Züge den Nordosten Deutsch-
lands wohl nie erreicht hätten. Nach zähen
Verhandlungen sah die Polizei von dieser Mass-
nahme ab. Unter den Augen von augenauf-Akti-
vistInnen verliess der erste der drei Sonderzüge
Basel am Badischen Bahnhof planmässig am
1. Juni 2007.

augenauf BaselWWaacchhhhuunndd mmiitt HHeerrrrcchheenn bbeeiimm AAuusssscchhaaffffuunnggssggeeffäännggnniiss BBäässsslleerrgguutt..
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Unverhältnismässige Behandlung bei Festnahme und in Haft 

Communiqué von augenauf Basel zur Räumung
NNaacchh ddeerr RRääuummuunngg ddeess bbeesseettzztteenn HHootteellss aamm SStteeiinneennggrraabbeenn iinn
BBaasseell bbeerriicchhtteenn BBeettrrooffffeennee vvoonn UUnnvveerrhhäällttnniissmmäässssiiggkkeeiitteenn uunndd
ÜÜbbeerrggrriiffffeenn dduurrcchh ddiiee PPoolliizzeeii..

Am 7. Mai 2007 räumte ein Grossaufgebot der Polizei das Hotel
am Basler Steinengraben, das der Zentralstelle für staatlichen
Liegenschaftsverkehr (ZLV) gehört und am 1. Mai besetzt worden
war. Während dieser Aktion und im Laufe des folgenden Nach-
mittags wurden 35 Menschen verhaftet.

augenauf hörte in der Folge von verschiedenen polizeilichen
Verhaltensweisen, die durch einen Einsatz dieser Art in keiner
Weise gerechtfertigt sind. Einige Beispiele:
– 18 Personen wurden aus dem besetzten Hotel heraus verhaf-

tet. Dabei ging die Polizei brutal vor: Mehreren Betroffenen
wurden die Arme schmerzhaft verrenkt. Ein Beamter trat eine
Person mit dem Fuss, nachdem sie schon am Boden lag.

– Nach der Räumung kam es zwischen Augenzeugen am Stras-
senrand und Polizeigrenadieren zu einem Gerangel. Dabei
schleifte die Polizei drei Personen über den Boden ins Hotel.

– In Polizeigewahrsam kam es zu zum Teil massiven verbalen
Übergriffen und Gewaltandrohung durch Polizisten.

– Einer Person wird «Gewalt gegen Beamte» vorgeworfen. Sie soll
einen Polizisten geschlagen haben. Diese Frau musste die
Nacht in einer Gefängniszelle verbringen und wurde erst am
Folgetag, nach über 27 Stunden, freigelassen. 

augenauf erachtet es als nicht gerechtfertigt, jemanden wegen
«Gewalt gegen Beamte» über Nacht im Gefängnis festzuhalten.
Eine Fortsetzungsgefahr besteht in einem solchen Fall nicht, von
Kollusionsgefahr kann auch nicht ausgegangen werden, da es
nach einem angeblichen Schlag nichts zu verdunkeln gibt. Und
eine Fluchtgefahr erübrigt sich bei einer hier gemeldeten, wohn-
haften und arbeitenden Person ebenfalls.

augenauf hält fest, dass die Repression rund um die Räumung
am Steinengraben und die Verhaftungsmethoden der Basler
Polizei unverhältnismässig waren und fordert die Verantwort-
lichen auf, von einer zusätzlichen Bestrafung der Betroffenen
abzusehen. 19. Mai 2007,  augenauf Basel
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Asylheim geparkt hatte, wegzustellen, weil es sonst abgeschleppt
würde und es «dann halt dabei kaputt gehen» würde.

Auf sein erneutes Begehren, mit der Familie reden zu können,
packten ihn zwei Polizisten und führten ihn unter Androhung
einer Anzeige wegen «Behinderung einer Amtshandlung» vom
Geschehen weg. Bewacht von einem Polizisten konnte er nicht
sehen, wie die Familie aus dem Heim herausgeführt wurde. Er
hörte nur die Kinder schreien. 

MMiitt HHaannddsscchheelllleenn uunndd GGüürrtteell ggeeggeenn MMuutttteerr uunndd TToocchhtteerr
Als der Polizeitransporter mit den Gefangenen das Aargauer Dorf
verliess, verfolgte der Bekannte ihn mit seinem Auto, verlor ihn
auf der Autobahn aber aus den Augen.

Erst am Abend erfuhr er in einem Telefonat aus Polen ein paar
zusätzliche Einzelheiten der Ausschaffung: Die Mutter und die
ältere Tochter waren mit Handschellen und zusätzlich mit einem
Gürtel festgebunden worden. Die Mutter – immer noch in ärzt-
licher Behandlung wegen ihrer Rückenverletzung – erbrach sich
und wurde im Transporter bewusstlos. 

Der Unternehmer hält fest, dass er «an der Durchführung
einer humanitären Handlung behindert» wurde und resümiert in
einem Brief an einen Aargauer Nationalrat: «Ich [...] muss das Ver-
halten gewisser Beamter [...] als gezielte und vorsätzliche Ein-
schüchterung bezeichnen. Wenn man versucht, selbst uns
Schweizer einzuschüchtern, die sich notfalls – wie in meinem
Falle – noch zur Wehr setzen können, wie erniedrigend muss dies
erst ein schutzsuchender Ausländer erleben, der auf Gedeih und
Verderb auf diese Beamten angewiesen ist und nicht von einem
lebenden Schutzschild begleitet wird. Dies ist das bleibende Bild
unserer Schweiz im Ausland.» augenauf Basel

«Humanitäre Handlung» oder «Behinderung einer Amtshandlung»?

Polen retour – Protokoll einer Ausschaffung
EEiinn BBeerriicchhtt,, wwiiee ssiicchh ddiiee SScchhwweeiizz eeiinneerr iimm KKaannttoonn AAaarrggaauu
wwoohhnnhhaafftteenn ttsscchheettsscchheenniisscchheenn MMuutttteerr uunndd iihhrreerr bbeeiiddeenn TTööcchhtteerr
««eennttlleeddiiggttee»»..

Das erste Verhängnis ist ihre Herkunft: Die Familie I. stammt aus
Tschetschenien. Die Mutter flüchtete mit ihren beiden Töchtern,
fünfzehn und acht Jahre alt, nach Übergriffen durch die Russen in
den Westen. Der Vater fehlte. Er wurde bei einem Überfall ver-
schleppt und gilt seither als vermisst. Die Mutter erlitt schwere
Rückenverletzungen, die Kinder wurden traumatisiert.

Das zweite Verhängnis der Familie ist ihre erste Zwischen-
station Polen, wo sie Asyl beantragte und schlecht betreut in
einem Flüchtlingslager lebte, in permanenter Angst vor pol-
nischen Skinheads.

Darum floh die Familie in die Schweiz weiter. Da Polen aber
als sicheres Drittland gilt und mit der Schweiz ein Rückschaf-
fungsabkommen hat, wurden die Mutter und die beiden Kinder,
die Schweizer Schulen besuchten und sich bestens integrierten,
im vergangenen Februar verhaftet und ausgeschafft.

EErr hhöörrttee nnuurr ddiiee KKiinnddeerr sscchhrreeiieenn
Ein Schweizer Unternehmer ist der rechtliche Vertreter der
Flüchtlingsfamilie. Er versuchte vergeblich, der Familie zu helfen:
Nachdem er morgens um sechs telefonisch informiert wurde,
dass die Polizei im Asylheim sei, machte er sich sofort auf den
Weg. Im Asylheim sperrten Polizisten den Korridor ab und dräng-
ten ihn laut nach draussen. So war es dem rechtlichen Vertreter
nicht möglich, mit der Familie Kontakt aufzunehmen und ihr noch
etwas Geld mitzugeben, das sie in Polen bitter nötig gehabt hätte.
Vielmehr wurde er aufgefordert, sein Auto, das er vor dem

JJuunnii 22000077:: RRuunndd 11000000 AAnnttii--
GG--88--DDeemmoonnssttrraannttIInnnneenn bblloocckkiieerrtteenn
kkuurrzzffrriissttiigg ddiiee RRoossttoocckkeerr AAuusslläännddeerr--
bbeehhöörrddee.. DDaammiitt wwoolllltteenn ssiiee ggeeggeenn ddiiee
ggeelltteennddee AAssyyllppoolliittiikk uunndd ddiiee
AAuussggrreennzzuunngg vvoonn AAuusslläännddeerrIInnnneenn iinn
DDeeuuttsscchhllaanndd pprrootteessttiieerreenn.. BBeeggrrüünndduunngg:: 
IInn AAuusslläännddeerräämmtteerrnn wwüürrddeenn 
FFllüücchhttlliinnggee uunndd MMiiggrraannttIInnnneenn ttäägglliicchh
sscchhiikkaanniieerrtt uunndd vveerrffoollggtt..
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Juristische Sekretärin im Würgegriff
EEiinn AAuusssscchhaaffffuunnggsshhääffttlliinngg ffüühhlltt ssiicchh aann ddeerr VVeerrhhaannddlluunngg üübbeerr
sseeiinn wweeiitteerreess SScchhiicckkssaall ssoo uunnvveerrssttaannddeenn,, ddaassss eerr eeiinneerr jjuurriiss--
ttiisscchheenn SSeekkrreettäärriinn aann ddiiee GGuurrggeell ggeehhtt..

Obwohl es laut Max Hauri, Vizepräsident des Bezirksgerichts
Zürich, am 20. April 2007 im «Wengihof» erstmals vorkommt,
dass eine Gerichtsperson tätlich angegriffen wird, versteift sich
das Bezirksgericht nach diesem Vorfall ausschliesslich auf neue
bauliche Massnahmen wie zusätzliche Gitter oder Glaswände.
Ernsthafte Überlegungen, warum denn überhaupt solche ver-
zweifelten Reaktionen und Ausraster möglich sind, werden keine
gemacht. 

Der Mann aus Burundi, der nun als das Monster dargestellt wird,
befand sich, wie viele andere afrikanische Flüchtlinge auch, ohne
eine erforderliche Aufenthaltsbewilligung in der Schweiz. Vor
allem afrikanische Männer geraten aufgrund ihrer Hautfarbe sehr

schnell in Polizeikontrollen, werden wie Schwerverbrecher be-
handelt und sofort wegen Verstosses gegen das Bundesgesetz
über Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer (Anag) in den
Knast abgeschoben. Seit der neuen Asylgesetzrevision gibt es
nebst der verschärften Ausschaffungshaft einige neue Haft-
gründe, wie beispielsweise die Vorbereitungs- und Durchset-
zungshaft. 

Erfahrungen von augenauf zeigen, dass viele Ausschaffungs-
häftlinge überhaupt nicht wissen, warum sie erneut dem Haft-
richter vorgeführt werden. Es fehlt schlicht an verständlichen
Informationen. Viele Ausschaffungshäftlinge  gehen davon aus,
dass sie nun endlich frei gelassen werden, denn ihr einziges «Ver-
brechen» ist, dass sie keine gültigen Papiere haben!  Dennoch
werden sie für eine lange Zeit eingesperrt, sie werden dis-
kriminiert, einem unhaltbaren Haftregime unterworfen und beim
geringsten Aufbegehren in den Bunker gesperrt. augenauf Zürich

Danach droht ihm Ausschaffungshaft, die unterdessen bis zu 18
Monaten dauern kann.

Auch wenn es im Moment keine Rückschaffungen in den Irak
gibt, droht Mustafa Y. die zwangsverordnete Rückreise. Wenn
eine Straftat vorliegt, ist es den Schweizer Behörden egal, Leute
in Kriegsgebiete auszuschaffen oder in Länder, welche die Todes-
strafe anwenden.

UUnntteerrsscchhiieeddlliicchhee SSttrraaffmmaassssee
Der Staat hat mit dem Gewaltmonopol Regeln erlassen, wie Ver-
gehen zu bestrafen sind. Auch wenn laut Verfassung keine Person
aufgrund ihrer Rasse, Religion oder ihres Geschlechts benach-
teiligt werden darf, gelten je nach Pass andere Regeln. Ausschaf-
fungen in Kriegsgebiete sind immer auch eine zusätzliche Bestra-
fung. AusländerInnen können länger in diesem Land leben als du
oder ich – solange sie keinen Schweizer Pass besitzen, haben sie
weniger Rechte, und wenn sie straffällig werden, erst recht. 

Inzwischen ist diese Ansicht so verbreitet, dass auch linke
Kreise in das Gehetze gegen so genannte Drogenhändler ein-
stimmen. Dabei vergisst man den Grundsatz, dass für jede Straf-
tat ein Gesetz angewendet werden soll. Die «Straffälligen» müss-
ten mit der Verbüssung der Strafe auch die Sicherheit vor doppel-
ter Bestrafung haben. Doch die Ausschaffung ist nichts anderes. 

augenauf Basel

Ausschaffungen sind Doppelbestrafungen

Im Würgegriff der Schweizer Behörden
VVeerrffoollggtt vvoonn ddeerr PPKKKK,, ffllüücchhtteett ddeerr NNoorrddiirraakkeerr MMuussttaaffaa YY.. iinn ddiiee
SScchhwweeiizz.. NNaacchh ddeerr VVeerrbbüüssssuunngg eeiinneerr HHaaffttssttrraaffee ddrroohhtt iihhmm ddiiee
AAuusssscchhaaffffuunngg iinn sseeiinnee HHeeiimmaatt..

Mustafa Y. wurde 1986 geboren. Aufgewachsen ist er im Nord-
irak, wo er schon früh Erfahrungen mit der Arbeiterpartei Kurdis-
tans (Partiya Karkerên Kurdistan, PKK) machte. Da seine Familie
dem Barzani-Clan angehörte, wurde auch er in den Machtkampf,
der mit dem Bürgerkrieg ausbrach, hineingezogen. Als sein Bru-
der von der PKK ermordet wurde, wollte er ihn rächen. Er geriet in
PKK-Gefangenschaft und konnte in die Türkei fliehen. Da Kurdin-
nen und Kurden jedoch kein Asyl in der Türkei erhalten, hoffte er
auf Europa. Er reiste im Jahre 2003 in die Schweiz und stellte
einen Antrag auf Asyl. Der Antrag wurde durch alle Instanzen
abgelehnt, Mustafa Y. wurde in einem Asylheim untergebracht. 

HHaafftteennttllaassssuunngg wweeggeenn gguutteerr FFüühhrruunngg
Zu dieser Zeit warf ihm die Schweizer Strafverfolgung Drogen-
handel vor. Beim anschliessenden Prozess wurde er zu 21/2

Jahren Haft verurteilt. Ein Drittel der Strafe wurde ihm wegen
guter Führung erlassen. Für Mustafa Y. war dies eine schlechte
Nachricht. Am Tag seiner anstehenden Haftentlassung wurde
ihm mitgeteilt, dass er aus der Schweiz ausgeschafft werde.
Seither sitzt er ohne Urteil im Strafvollzug widerrechtlich fest.
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Nun hat das Bundesamt für Justiz den Entscheid beim Bun-
desgericht angefochten. Aus heutiger Sicht ist die Beschwerde
ans Bundesgericht in Auslieferungssachen zum Schutze von Ver-
folgten im Gesetz verankert, ob also auch eine Beschwerde zum
Nachteil der/des Verfolgten möglich ist, bleibt offen.

VVoorreeiilliiggee ZZuussaaggee
Offenbar möchte das Bundesamt für Justiz hier mit allen Mitteln
die von Bundesrat Blocher anlässlich seiner Türkeireise gegebene
Zusage über die Auslieferung namentlich genannter Flüchtlinge
erfüllen. «Was Bundesrat Christoph Blocher am Mittwoch im
Justizministerium der türkischen Hauptstadt Ankara erklärte,
dürfte für die Ohren seines türkischen Amtskollegen Cemil Cicek
wie Musik gewesen sein: Die Schweiz [...]  wolle aber, auch aus
Eigeninteresse, individuelle Auslieferungen ernsthaft überprüfen.
Zur Diskussion stehe die Auslieferung von Erdogan Elmas, Zeynep
Yesil, Mehmet Esiyok und Zübeyir Aydar.» (NZZ Nr. 231,
5.10.2006)

Erdogan Elmas wird bereits am 30. Januar aus der Aus-
lieferungshaft entlassen, Zeynep Yesil folgt ihm am 25. April. Es
kann nicht angehen, dass Zeynep nun durch einen Weiterzug ans
Bundesgericht wieder in Gefahr gerät, an den Verfolgerstaat
Türkei ausgeliefert zu werden.

augenauf verlangt darum die sofortige Anerkennung als
Flüchtling aller von diesem einer Demokratie unwürdigen Auslie-
ferungshandel Betroffenen und ein Ende dieses Verfahrens, das,
statt der Rechtsstaatlichkeit verpflichtet zu sein, ganz offensicht-
lich den politischen Interessen der Schweiz dienen soll.

augenauf Basel

Keine Auslieferungen in die Türkei!

Freiheit für Zeynep Yesil!
BBuunnddeessrraatt CChhrriissttoopphh BBlloocchheerr wwiillll aauuff RReecchhttssssttaaaattlliicchhkkeeiitt ppffeeiiffeenn..
PPoolliittiisscchhee IInntteerreesssseenn hhaabbeenn VVoorrrraanngg.. 

Zeynep Yesil kommt aus einer armen kurdischen Familie. Als sie
als Kind ihre Augen öffnet, sieht sie Krieg: Dörfer brennen, Men-
schen müssen fliehen, Eltern sterben vor den Augen ihrer Kinder.
Im Kampf gegen die allgegenwärtige Gewalt und als Frau per-
sönlich betroffen von jeder Ungerechtigkeit, gerät sie in den Kon-
flikt mit dem Militär. Sie muss mit 16 ihre Familie verlassen und
aus Angst vor Haft und Folter untertauchen. Nach ihrer Flucht
aus der Türkei stellt sie am 19. Juni 2006 in der Schweiz Antrag
auf Asyl. Zwei Tage nach Einreichen ihres Antrages wird sie von
der Schweizer Polizei, gestützt auf einen Interpolhaftbefehl der
Türkei, in Auslieferungshaft gesetzt

Die türkischen Behörden werfen Zeynep Yesil die Beteiligung
an der Entführung und Tötung eines Dorfwächters im Oktober
1993 vor. Belegt wird dieser Vorwurf einzig durch die Aussagen
eines Überläufers, der in der damaligen Bürgerkriegssituation im
Südosten der Türkei mit Sicherheit gefoltert worden ist. Laut
Bundesgericht sei in den kurdischen Gebieten von 1992 bis 1997
systematisch gefoltert worden, namentlich bei Terrorismus-
verdacht.

Nach beinahe einem Jahr in Haft in Basel wird Zeynep Yesil
freigelassen, weil das Bundesstrafgericht den Auslieferungsent-
scheid aufgehoben hat.

Die Begründung in ihrem Falle ist die, dass der Deliktsvorwurf
ungenügend geklärt sei oder zumindest einen Widerspruch auf-
weise und dass die Anklage sich ausschliesslich auf die Aussage
eines Überläufers stütze. Damit konnten von der Türkei nur Be-
weismittel beigebracht werden, die unter Folter zustande gekom-
men sind.

DDeerr ddiisskkrreettee CChhaarrmmee ddeerr PPoolliizzeeii
31. Mai, 09:30 Uhr  – Tramhaltestelle

Ecke Limmatquai/Rudolf Brun-Brücke:
Ein afrikanischer Mann wird angehalten,

in Handfesseln gelegt und minutiös unter-
sucht. Polizeibeamte schnauzen ihn an und
stossen ihn hin und her. Sie durchsuchen
seine Taschen mit Gummihandschuhen und
schmeissen den Inhalt auf den Boden. Und
dies alles vor den Augen der wartenden
Trampassagiere, die entweder schmunzelnd
und zustimmend oder ziemlich entsetzt, aber

untätig der Verhaftung zuschauen. Vor allem
die anwesenden Kinder reagieren erschreckt
und verunsichert. Die Würde dieses Mannes
wird von den Polizeibeamten eindeutig ver-
letzt, indem sie ihn bewusst den öffentlichen
Blicken und Kommentaren aussetzen. Es
wäre ein Leichtes, in eine der vis-à-vis
liegenden Nebengassen zu gehen, um dort
die Kontrolle durchzuführen. Zu hoffen ist,
dass sich der Mann bei den zuständigen
Stellen über das Vorgehen der PolizistInnen
beschweren wird.

Auge drauf
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machens von Asylsuchenden etwas
entgegenzustellen.»

Zurzeit gibt es einen festen Kern von
BetreiberInnen. Die Gruppe unterliegt
allerdings oftmals Wechseln, da ihre Mit-
glieder anderen Jobs nachgehen und/
oder studieren. Schnell nach der Eröff-
nung des Cafés wurde aus der Gruppe
der MigrantInnen der Wunsch laut, mit-
zuarbeiten. Schon bald kochten fast
ausschliesslich Menschen mit migran-
tischem Hintergrund. Mehr und mehr
werden sie auch direkt in der Kern-
gruppe eingebunden. Langfristig be-

steht die Idee, dass die Flüchtlinge das Café autonom führen. 
Die Reaktionen auf den Mittagstisch sind durchweg positiv –

auch in der Nachbarschaft. Das Café wird durchschnittlich von
etwa 30 bis 40 Personen besucht. 

GGrraattiiss zzuu MMiittttaagg eesssseenn
Mit dem Beginn der kälteren Jahreszeiten werden mehr Flücht-
linge erwartet. Die Kapazitäten sind nicht erschöpft, deshalb soll
das Projekt noch weiteren MigrantInnen bekannt gemacht
werden. Denjenigen, die von ausserhalb anreisen, wird das Zug-
ticket bezahlt. Dies soll verhindern, dass interessierte Leute aus
Kostengründen nicht am Mittagstisch teilnehmen können. 

Im Gespräch mit den Flüchtlingen stellt sich heraus, dass für
viele der soziale Kontakt – auch zu SchweizerInnen – am wichtigs-
ten ist. Ausserdem sind viele Flüchtlinge froh, wenn sie selber
aktiv werden können. Sie wollen ihren eigenen kulturellen Hinter-
grund einbringen und durch die Mitarbeit im Café ihren Alltag
abwechslungsreich gestalten.

Dass die Mahlzeit kostenlos ist, steht für die meisten eher im
Hintergrund. Für die BetreiberInnen heisst dies wiederum, dass
diejenigen Asylsuchenden, die von der Nothilfe leben und teil-
weise unter Mangelernährung leiden,
noch nicht erreicht werden konnten.
Es muss noch ein Weg gefunden
werden, an diese Flüchtlinge mit
prekärem Lebensstandard heranzu-
kommen.                           augenauf Zürich

Spenden für das Flüchtlingscafé «Refu-

gees Welcome» sind willkommen: Gruppe

augenauf, 8026 Zürich, PC 80-700 000-8,

Stichwort «Flüchtlingscafé».

Integration statt Ausgrenzung

Das Flüchtlingscafé «Refugees Welcome»

NNaacchh ddeenn MMiittttaaggssttiisscchheenn ffüürr FFllüücchhttlliinnggee iinn SStt.. GGaalllleenn uunndd WWiinntteerr--
tthhuurr eexxiissttiieerrtt sseeiitt ddeemm FFrrüühhjjaahhrr aauucchh iinn ZZüürriicchh eeiinn vveerrgglleeiicchhbbaarreess
PPrroojjeekktt.. EEiinnee EErrffoollggssggeesscchhiicchhttee..

Es ist Mittag an einem Dienstag im August. An einem Tisch sitzt
ein buddhistischer Mönch aus Burma, der sich mit einer Kurdin
aus dem Iran unterhält. Sie essen eine Spezialität aus Sri Lanka,
gekocht von K., einem Flüchtling aus Colombo. Auch die anderen
Tische sind gut besetzt. Wie jeden Dienstag treffen sich Flücht-
linge, abgewiesene Asylsuchende, Interessierte und asylpolitisch
Engagierte im Infoladen Kasama an der Militärstrasse in Zürich.
Dort ist das Flüchtlingscafé «Refugees Welcome» untergebracht.
Es stellt für alle ein warmes Mittagessen umsonst bereit (mit
Kollekte). Angespornt von den Erfolgen mit Mittagstischen für
Flüchtlinge in St. Gallen und Winterthur, lancierte dieses Frühjahr
eine Gruppe von Leuten des antirassistischen Netzwerks in
Zürich das Projekt. Es ist (noch) nicht selbsttragend. Finanziert
wird es von der Gruppe augenauf Zürich, der auch viele der
MacherInnen angehören.

DDiiee IIddeeee ddeess CCaaffééss iisstt ssiimmppeell:: FFllüücchhttlliinnggee kkoocchheenn ffüürr FFllüücchhttlliinnggee
Menschen, die von der Nothilfe leben müssen, erhalten hier ein
Mittagessen und die Möglichkeit, Kontakte zu knüpfen und auch
einmal nach ihrem Geschmack zu kochen. Das Flüchtlingscafé
hat sich schnell zum Begegnungsort für MigrantInnen, asylpoli-
tisch Engagierte und SympathisantInnen gemausert. Ausserdem
ist es eine inoffizielle Anlauf- und Beratungsstelle geworden.
Können keine Lösungen für Probleme gefunden werden, ist das
Café mit diversen Organisationen und Institutionen vernetzt. 

Michi Stegmeier, einer der Verantwortlichen, erklärt: «Nebst
dem Mittagessen geht es auch konkret darum, im Alltag direkt zu
intervenieren und der Politik der Ausgrenzung und des Mürbe-

JJeeddeenn DDiieennssttaaggmmiittttaagg vveerrwwaannddeelltt ssiicchh ddeerr ZZüürrcchheerr IInnffoollaaddeenn iinn eeiinn FFllüücchhttlliinnggssccaafféé

       



Als das BJ daraufhin wieder behauptet, die geforderte Zusiche-
rung sei nun vorhanden, ohne dass sich etwas geändert hat, wird
erneut eine Beschwerde in Bellinzona eingereicht. Diese wird am
21. Juni abgelehnt. Das Bundesstrafgericht stellt dabei fest, dass:
«–die türkische Botschaft innert vom BJ angesetzter Frist am

16. Mai 2007 eine Erklärung des türkischen Justizministeriums
(in türkischer Sprache und in deutscher Übersetzung) über-
mittelte, wonach die erwähnte Zusicherung vom zuständigen
Generaldirektorat für Völkerrecht und Auswärtige Beziehun-
gen des Justizministeriums im Wortlaut am 28. Februar 2007
abgegeben und am 2. März über die türkische Botschaft in
Bern den schweizerischen Behörden übergeben worden sei.

- gemäss der Erklärung des türkischen Justizministeriums die
Garantieerklärung tatsächlich vom zuständigen türkischen
Justizministerium am 28. Februar 2007 abgegeben und von
der türkischen Botschaft am 2. März 2007 den schweizeri-
schen Behörden übermittelt worden ist.

- die Einwendungen von Esiyok insgesamt und im Einzelnen
offensichtlich unbegründet sind.»

Was auf den ersten Blick vielleicht noch halbwegs logisch er-
scheint, wird zu einem absolut unverständlichen Entscheid, wenn
man eine kleine Unterlassung im Entscheid des Bundesstraf-
gerichts nachholt: Es ist nämlich nach wie vor festzuhalten, dass
die Schweizer Behörden weiterhin nicht im Besitz einer Erklärung
des türkischen Justizministeriums sind, in welchem dieses ein
Einverständnis zum vom Bundesgericht geforderten Monitoring
abgibt. Es liegt einzig eine schriftliche Behauptung vor, man habe
dieses Papier unterzeichnet und der Schweiz übermittelt.

Falls nun also jemand vom Bundesamt für Justiz wissen
möchte, wie der Wortlaut des Einverständnisses des türkischen
Justizministeriums ist, und ob zum Beispiel das Recht auf das
Monitoring eingeschränkt ist durch türkische Gesetze oder
zukünftige Gesetzesänderungen, müsste das BJ korrekterweise
antworten: Das wissen wir leider nicht, denn wir haben dieses
Papier gar nie erhalten. Staatsräson muss eben nicht zwingend
logisch sein.

EEnnttsscchheeiidd ddeess BBuunnddeessvveerrwwaallttuunnggssggeerriicchhttss vvoomm 2222.. JJuunnii 22000077 iimm
AAssyyllvveerrffaahhrreenn vvoonn MMeehhmmeett EEssiiyyookk
Das oberste Gericht im Asylverfahren hebt den negativen Asyl-
entscheid des Bundesamtes für Migration auf und weist den Fall
wegen massiver Mängel zur Neubeurteilung an das Bundesamt
für Migration (BFM) zurück. Mit diesem Entscheid setzt sich erst-
mals ein Richtergremium vertieft mit den praktischen Fragen
dieses Falls auseinander und beweist somit eine echte Unabhän-
gigkeit gegenüber der Landesregierung.

Gefangen zwischen den juristischen Verfahren

Mehmet Esiyok: Das juristische Seilziehen             um seine Zukunft
DDeerr kkuurrddiisscchh--ttüürrkkiisscchhee PPoolliittiikkeerr MMeehhmmeett EEssiiyyookk ssoollll aauuffggrruunndd
eeiinneess GGeessuucchheess ddeerr TTüürrkkeeii aauuss ddeerr SScchhwweeiizz aauussggeelliieeffeerrtt wweerrddeenn..
HHiieerr ssuucchhttee eerr iimm DDeezzeemmbbeerr 22000055 AAssyyll uunndd ssiittzztt sseeiittddeemm iinn AAuuss--
lliieeffeerruunnggsshhaafftt.. VVoomm GGeeffäännggnniiss ZZüürriicchh bbeeiimm HHeellvveettiiaappllaattzz aauuss,, iinn
ddeemm eerr ggeeggeennwwäärrttiigg iinnhhaaffttiieerrtt iisstt,, vveerrffoollggtt eerr ddaass jjuurriissttiisscchhee
SSeeiillzziieehheenn uumm sseeiinnee ZZuukkuunnfftt.. 

DDiiee ddiipplloommaattiisscchheenn GGaarraannttiieenn ddeerr TTüürrkkeeii
Im Januar 2007 entscheidet das Bundesgericht, dass Mehmet
Esiyok in die Türkei ausgeliefert werden darf. Doch die Lausanner
RichterInnen verlangen gleichzeitig, die Türkei müsse einem
Monitoring durch VertreterInnen der Schweizer Botschaft
zustimmen. Dieses Monitoring hat theoretisch zum Ziel, Mehmet
Esiyok einen fairen Prozess nach seiner Auslieferung zu gewähr-
leisten. Dadurch sollen die Schweizer Behörden den juristischen
Prozess beobachten und unter Umständen eingreifen können
(Kritik von augenauf am Monitoring, siehe Bulletin Nummer 52).

Im ersten Anlauf erhält das Bundesamt für Justiz (BJ) auf
Anfrage zwar eine Zusicherung von türkischer Seite zum
Monitoring. Unterzeichnet ist das Schreiben jedoch nur von der
türkischen Botschaft in Bern statt vom türkischen Justizminis-
terium. Esiyoks AnwältInnen legen hierauf Rekurs beim Bundes-
strafgericht in Bellinzona ein, das bestätigt, dass die Zusicherung
vom zuständigen Justizministerium kommen müsse.

Das BJ startet einen erneuten Versuch, die entsprechende
Garantie zu erhalten. Am 16. Mai übermittelt die türkische Bot-
schaft daraufhin ein Schreiben des türkischen Justizministeriums
inklusive deutscher Übersetzung. Am genauen Wortlaut der Über-
setzung wird jedoch gezweifelt, so dass in der Schweiz eine wei-
tere professionelle Übersetzung angefertigt wird. Im Folgenden
finden sich die entscheidenden Passagen im Wortlaut.

ÜÜbbeerrsseettzzuunngg dduurrcchh ddiiee ttüürrkkiisscchhee BBoottsscchhaafftt:: «Die erwähnte Zusiche-
rung wurde im Wortlaut am 28. Februar 2007 abgegeben und ist mit
der deutschen Übersetzung über das Türkische Auswärtige Amt für
die Übergabe an die schweizerischen Behörden am 2. März 2007
mit einem Eilschreiben übersendet worden. Wir haben erfahren,
dass die Zusicherung (2. März) über die Türkische Botschaft in Bern
den schweizerischen Behörden übergeben worden ist.»

ÜÜbbeerrsseettzzuunngg iinn ddeerr SScchhwweeiizz:: «Es ist festgestellt worden, dass die
Zusicherungserklärung mit dem gleichen Schriftsatz ausgestellt
werden kann und am 2. März 2007 ist beim Aussenministerium
der Antrag um unverzügliche Zustellung an die Schweizer Behör-
de gestellt worden. Man hat erfahren, dass die Zusicherungs-
erklärung zusammen mit einer Note von der Botschaft der
Republik Türkei zugestellt worden ist.»

2 augenauf-Bulletin 54  ❘  September 2007



          um seine Zukunft

augenauf-Bulletin 54  ❘  September  2007 3

Antifolterkonvention ist jedoch eine Auslieferung verboten, wenn
diese auf belastenden Aussagen beruht, die unter Folter zustande
gekommen sind. Die Abklärung, ob dem so ist, obliegt dem
ersuchten Staat, das heisst in diesem Fall der Schweiz. Diese
Abklärungen sind nicht getätigt worden, obwohl hier die Wahr-
scheinlichkeit der Folter sehr hoch ist. Dies ergibt sich allein
schon aus dem Zeitpunkt der Aussagen. Auch das Bundesgericht
beschreibt diesen Zeitraum in der Türkei als «bürgerkriegsähn-
lichen Zustand».

Nebst diesen neuen Beweismitteln wird die Revision bean-
tragt, weil wichtige Tatsachen im ersten Entscheid unbeachtet
blieben. So stützt sich das Auslieferungsbegehren auf einen
Haftbefehl des staatlichen Sicherheitsgerichtes in Erzurum. Diese
staatlichen Sicherheitsgerichte gelten nach dem Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte nicht als unabhängig.

Weiter ist das Delikt, weswegen Esiyok angeklagt worden ist,
eindeutig ein politisches Delikt. Auslieferungen wegen politischer
Delikte sind jedoch nicht zulässig. augenauf Zürich

Das BFM wird in nächster Zeit noch viel zu tun haben, um die
Fragen des Bundesverwaltungsgerichts zu beantworten. Das heisst
jedoch auch, dass ein definitiver Asylentscheid nicht so bald zu
erwarten ist und sich Esiyoks Haftdauer zusehends verlängert. 

RReevviissiioonnssggeessuucchh aannss BBuunnddeessggeerriicchhtt
Am 17. Juli wird ein Gesuch um Revision des früheren Entscheides
ans Bundesgericht eingereicht.

Für das Revisionsgesuch werden hauptsächlich zwei Gründe
angeführt: Erstens konnten neue wesentliche Beweismittel be-
schafft werden, und zweitens wurden wichtige Tatsachen beim
ersten Entscheid nicht berücksichtigt.

Die neuen Beweismittel sind ein Teil der Akten des Strafver-
fahrens gegen Mehmet Esiyok. Das Verfahren basiert hauptsäch-
lich auf den Aussagen eines einzigen Belastungszeugen, einem
mutmasslichen PKK-Kämpfer, der 1996 verhaftet worden ist.
Seine in Polizeihaft gemachten Aussagen widerruft er vor Gericht
mit der Begründung, er sei schwer gefoltert worden. Gemäss der

IImm EEnnttsscchheeiidd ddeess BBuunnddeessvveerrwwaallttuunnggssggeerriicchhttss wwiirrdd ddaass BBFFMM
ggeezzwwuunnggeenn,, ssiicchh mmiitt eeiinneerr ggaannzzeenn LLiissttee vvoonn PPuunnkktteenn aauusseeiinn--
aannddeerrzzuusseettzzeenn uunndd eennttsspprreecchheennddee FFrraaggeenn zzuu bbeeaannttwwoorrtteenn,, ddiiee
bbiisshheerr uummggaannggeenn wwuurrddeenn::
«– Welcher konkreten Verfolgung im Sinne von Art. 3 des Asyl-
gesetzes ist Mehmet Esiyok nach Auffassung des BFM aus-
gesetzt?
– Hat Esiyok begründete Furcht, zufolge seines politischen
Profils nach einer Entlassung aus dem Gefängnis respektive bei
einem Freispruch Übergriffen von privaten Dritten oder von
staatlichen oder staatsnahen Organisationen ausgesetzt zu
werden?
– Besteht für ihn die Gefahr, aufgrund neuer – allfällig vor-
geschobener – Anklagepunkte, festgenommen, inhaftiert und
misshandelt zu werden?
– Hat er während einer Untersuchungshaft oder im Falle der
Verbüssung einer Strafe asylrelevante Behelligungen durch
Polizeibeamte oder Mitinsassen zu befürchten?
– Besteht die Möglichkeit, dass er im Falle einer Verurteilung in
Isolationshaft versetzt respektive in ein Gefängnis des Typs F
gebracht wird?
– Inwieweit sind die von den türkischen Behörden abgegebe-
nen Zusicherungen als taugliches Mittel zur Beseitigung asyl-
relevanter Verfolgung zu werten?
– Mit welchen Mitteln und Massnahmen werden die einzelnen

Viele ungeklärte Fragen
Zusicherungen von den türkischen Behörden auf sämtlichen
Hierarchiestufen durchgesetzt?
– Mit welchen Instrumentarien wird die schweizerische Bot-
schaft in Ankara die ihr von der Türkei zugesicherte Über-
wachung umsetzen?
– Gehen die diplomatischen Zusicherungen allfälligen
künftigen strafrechtlichen Gesetzesänderungen der Türkei vor?
– Welche verdichteten Verdachtsmomente bestehen nach An-
sicht des BFM, aus denen sich schliessen lässt, dass Mehmet
Esiyok für ihm persönlich vorwerfbare schwerwiegende ein-
zelne gemeinrechtliche Delikte im Sinne von Artikel 1 F Buch-
staben b der Flüchtlingskonvention verantwortlich ist?
– Welche konkrete Organisations- und Befehlsstruktur weist
respektive wies das Zentralkomitee der PKK auf?
– Welche genauen Aufgaben kamen Esiyok innerhalb dieses
Komitees zu?
– Welche konkreten Gewalthandlungen sind dem Beschwerde-
führer in welchen Zeitphasen seiner Mitgliedschaft in der PKK
persönlich zuzurechnen?
– Worin besteht gemäss BFM das subjektive Mass der Schuld
Esiyoks im Sinne von Art. 1 F Buchstabe b (Grundlage zum Aus-
schluss aus der Flüchtlingskonvention)? Sind in concreto allfäl-
lige Schuldminderungsgründe – wie etwa Alter, Tatbeitrag oder
Form der Teilnahme – sowie eine allfällige Deliktsverjährung zu
berücksichtigen?»
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Zur gleichen Zeit dringt ein anderer Polizeitrupp auf gleiche Weise
in die untere Wohnung ein und überwältigt dort den schlafenden
kurdischen Asylbewerber A. Er erleidet dabei eine Kopfverletzung
und verliert das Bewusstsein. Drei Stunden später wacht er im
Kantonsspital Altdorf wieder auf. Die Polizei bringt ihn auf den
Posten von Altdorf. Um 11 Uhr werden A. und H. freigelassen.

Was ist in dieser Nachtpassiert? Etwa um 3 Uhr ist ein Asyl-
bewerber, der zusammen mit dem Kurden A. in der unteren Woh-
nung untergebracht ist, in den Nachtclub «Taverne» gegangen, wo
es zum Streit mit ein paar Schweizern kommt. Der Asylsuchende,
der seit geraumer  Zeit unter erheblichen psychischen Problemen
leidet, holt ein Küchenmesser, ersticht damit zwei Männer und
verletzt einen dritten. Nach der Tat flüchtet er und wird seither
international gesucht.

Die Polizei geht aufgrund einer Zeugenaussage davon aus,
dass sich der Täter noch immer im Haus aufhält, riegelt die Umge-
bung hermetisch ab und stürmt danach die beiden Wohnungen.
Aus Sicht der Polizei ist dies die einzig richtige Strategie, da sie
von einem hohen Gefährdungspotenzial für die anderen Hausbe-
wohnerInnen (z.B. Geiselnahme) ausgeht.

Der brutale Polizeieinsatz wirft die Frage nach der Verhältnis-
mässigkeit auf. Wie wäre die Polizei in einem vorwiegend von
SchweizerInnen bewohnten Wohnhaus vorgegangen? Wie können
die traumatischen Erlebnisse, die die Familie H. durchlebt hat,
wieder gutgemacht werden? Die Kinder und ihre Mutter leiden
darunter und benötigen psychiatrische Behandlung. 

Weder die Polizei noch gemeindliche oder kantonale Behör-
den haben sich bis heute bei den Betroffenen zumindest ent-
schuldigt. Sie übersehen, dass nicht nur die Hinterbliebenen der
beiden Getöteten Opfer dieses schrecklichen Ereignisses sind.
Die Diskriminierung von Behörden gegenüber Asylsuchenden ist
weit verbreitet und widerspiegelt deren heutige gesellschaftliche
Geringschätzung. Die gezielte Diffamierung von Asylsuchenden
aus der rechten politischen Ecke zeigt offensichtlich Wirkung.

augenauf Zürich

Die Innerschweizer Terroreinheit «Luchs» im Einsatz

Brutaler Polizeiübergriff in Erstfeld
AAmm 44.. MMaaii 22000077 ssttüürrmmeenn 1155 mmiitt MMaasscchhiinneennppiissttoolleenn bbeewwaaffffnneettee,,
mmaasskkiieerrttee MMäännnneerr ddiiee WWoohhnnuunngg ddeerr kkuurrddiisscchheenn FFaammiilliiee HH.. iinn EErrsstt--
ffeelldd.. SSeeiitthheerr lleeiiddeenn ddiiee vviieerr TTööcchhtteerr uunndd ddeerreenn MMuutttteerr uunntteerr ggee--
ssuunnddhheeiittlliicchheenn SSttöörruunnggeenn uunndd bbeennööttiiggeenn ppssyycchhiiaattrriisscchhee BBeehhaanndd--
lluunngg.. IIhhrr VVeerrggeehheenn:: SSiiee lleebbeenn zzuurr ffaallsscchheenn ZZeeiitt aamm ffaallsscchheenn OOrrtt..

Vor fünf Jahren flüchtet die Familie H. aus der Türkei in die
Schweiz und stellt ein Asylgesuch, über das bis heute noch nicht
entschieden ist. Seit ihrer Einreise besucht Frau H. eine Psycho-
therapie, die ihr bei der Bewältigung ihrer traumatischen Erleb-
nisse hilft. Die Familie mit den vier Töchtern im Alter von 2 bis 12
Jahren wird vom Roten Kreuz in einem Mehrfamilienhaus in Erst-
feld untergebracht. Auch in der Wohnung unter ihnen leben Asyl-
suchende, während die obere Wohnung vom Personal des am
Wohnhaus angebauten Nachtklubs «Taverne» genutzt wird. Der
Nachtklub gilt als Anlaufstelle des horizontalen Gewerbes.

««LLuucchhss»»--TTeerrrroorr iimm MMoorrggeennggrraauueenn
Am 4. Mai 2007 wird Herr H. morgens um fünf Uhr von einem
Telefonanruf geweckt. Es ist die Polizei, die ihm befiehlt, auf
keinen Fall das Haus zu verlassen. Einen Grund für diese Mass-
nahme nennt sie nicht. 

Eine Stunde später kommt der grosse Schrecken: Die Woh-
nungstüre wird eingetreten, 15 maskierte und bis an die Zähne
bewaffnete Männer stürmen die Wohnung. Vier von ihnen über-
wältigen Herrn H. und werfen ihn zu Boden. Er wird gefesselt und
seine Augen werden mit einer Augenbinde versehen, während die
vier Mädchen und Frau H. aus ihren Betten ins Wohnzimmer ge-
trieben werden. Die Frau hat panische Angst, die Mädchen weinen.
Die Polizei verbietet ihnen zu sprechen. Sie verstehen nicht, was
passiert. Die maskierten Beamten der Innerschweizer Antiterror-
Einheit Luchs  erklären ihr gewaltsames Tun zu keinem Zeitpunkt.
Herr H. liegt zwei Stunden gefesselt auf dem Fussboden. Dann
transportiert man ihn nach Altdorf auf den Polizeiposten, wo er
über den Hintergrund des Geschehens informiert wird. 

OOhhrrffeeiiggeenn iinn HHaannddsscchheelllleenn
Samstag, 25. 8. 2007: Ein Velofahrer fährt
gegen 9.45 Uhr vom Basler Aeschenplatz
in Richtung Stadtzentrum. Da bemerkt
er auf seinem Weg einen Verkehrsstau
an einer Tramhaltestelle. Er begibt sich
näher an das, was er für eine Unfall-
stelle hält. Die Polizei ist bereits da, aber

was M.O. dann beobachtet, sieht nicht
aus wie das Sorgetragen um Unfallopfer: 

Zwei Polizisten verlassen das
Tram mit einem Schwarzen und
einem Weissen, letzterer ist wild
am Gestikulieren. M.O. vermutet
eine erfolglose Ausweiskon-
trolle. Da dem Anschein nach

der Schwarze keine Papiere bei sich trägt,
wird er in Handschellen gelegt. Der so

Gepeinigte verhält sich dabei
ruhig, «er machte auf mich
einen völlig friedlichen Ein-
druck», sagt der Zeuge
später. Ruhiges Erdulden der
Demütigung im öffentlichen

Auge drauf
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Raum schützt den Fahrgast aber nicht vor
einem gewalttätigen Übergriff der Polizei:
Kaum in Handschellen, wird er von einem
der Polizisten mit der flachen Hand ins
Gesicht geschlagen, einmal links, einmal
rechts. 

Was aus den beiden Tramfahrern
geworden ist, ist nicht bekannt.

Hat jemand den Vorfall beobachtet und
kann weitere Angaben machen (z. B. Na-
men der beteiligten Beamten)? Bitte richten
Sie Auskünfte an basel@augenauf.ch.

PPoolliizziisstt ggrreeiifftt FFrraauu zzwwiisscchheenn ddiiee BBeeiinnee
Eine Augenzeugin informiert augenauf
über folgenden sexistischen Vorfall:

Dienstag, 21. August, zwischen 15 und 16
Uhr, Ecke Militär-/Langstrasse bei der
Haltestelle des 31er-Busses:

Drei Polizisten und eine Polizistin hal-
ten eine Frau wegen einer Personenkon-
trolle fest. Sie wird demonstrativ mit Hand-
schellen gefesselt und gegen die Strasse
hin zur Schau gestellt. !

Brandbombenanschlag auf das Antifa-Festival in der Reitschule Bern

Berner Polizei auf dem rechten Auge blind 
AAmm 44.. AAuugguusstt ggeehhtt wwäähhrreenndd eeiinneess KKoonnzzeerrtteess iimm RRaahhmmeenn ddeess
AAnnttiiffaa--FFeessttiivvaallss iinn ddeerr BBeerrnneerr RReeiittsscchhuullee eeiinnee BBrraannddbboommbbee llooss..
WWeerr ssiinndd ddiiee DDrraahhttzziieehheerr ddiieesseess ffeeiiggeenn AAnnsscchhllaaggss??

Vom 2. bis 5. August 2007 findet in der Reitschule Bern das zwei-
te Antifaschistische Festival statt, welches mit an die 1500
BesucherInnen pro Abend als Erfolg bewertet werden kann!

Das Festival entgeht am 4. August kurz vor Mitternacht nur
knapp einem Sabotageakt: Während ein Konzert in vollem Gang
ist, entdecken die OrganisatorInnen einen verdächtigen Ruck-
sack. Dieser ist mitten in der Menge neben dem Mischpult im zen-
tralen Bereich der grossen Halle deponiert worden. Er wird durch
einen seitlichen Notausgang vor die Tür gestellt, wo er kurz darauf
detoniert. Da er sich glücklicherweise nicht mehr im Inneren der
Halle befindet, kommen keine Menschen zu Schaden. In dem
Rucksack sind mit einer brennbaren Flüssigkeit gefüllte Flaschen,
die mittels einer Zündvorrichtung zur Explosion gebracht worden
sind. Bei der Detonation zischt eine rund fünf Meter hohe Stich-
flamme mit einem Durchmesser von gegen 10 Metern in den
Himmel. Die FestivalorganisatorInnen vermuten, dass der An-
schlag aus der rechtsextremen Ecke kommt. 

Die Halle wird sofort nach der Detonation evakuiert und die
nachfolgenden Konzerte abgesagt. Dank der besonnenen Reak-
tion aller Beteiligten vor Ort verlassen die BesucherInnen die
Halle ohne Panik. Kurz darauf wird die Feier auf dem Vorplatz der
Reitschule fortgesetzt.

EEiinn ««aabbggeebbrraannnntteerr RRuucckkssaacckk»»??
Eine Woche nach dem gefährlichen Bombenanschlag auf das Fes-
tival findet am Samstag, dem 11. August, eine Spontandemons-
tration statt. Das Festivalteam spricht von etwa 300 Teilnehmen-
den. Die Reaktion darauf ist durchwegs positiv: viele Personen
bekunden ihre Solidarität mit Beifall, lesen die Flugblätter und
hören für einmal auch den Reden zu, wie es in der Medienmittei-
lung auf der Homepage des Antifaschistischen Festivals heisst.

Des Weiteren wird am 18. August der Gemeinderat von zehn
Stadträtinnen befragt, warum die Berner Polizei in ihrer Medien-
mitteilung bloss von einem abgebrannten Rucksack spricht, was
einmal mehr aufzeige, dass rechte Gewalt verharmlost werde.

Eine Rede an der Demonstration kommentiert den Anschlag
mit folgenden Worten: «Ein Anschlag diesen Ausmasses auf linke
Strukturen oder Anlässe ist in der Schweiz seit dem Jahr 1999, als
das besetzte Haus ‹Solter-Polter› in Bern von Rechtsextremen
beschossen wurde, nicht bekannt. Offenbar gibt es aber heute
militante Neonazistrukturen, die über die erforderlichen Fähig-
keiten und die notwendige Logistik zur Durchführung von An-
schlägen dieser Qualität verfügen. Ereignisse wie diese zeigen in
aller Deutlichkeit auf, wozu FaschistInnen bereit sind.»

RReecchhttee GGeewwaalltt ssttooppppeenn
«Der Anschlag auf das Antifa-Festival darf nicht als Bubenstreich
abgetan werden, denn eine solche Tat bedarf der Vorbereitung
und ist konkret darauf gerichtet, Menschen zu töten. Wenn ein
solcher Brandsatz in einem geschlossenen Raum, in dem sich ca.
1500 Personen aufhalten, deponiert wird, kann nicht davon
gesprochen werden, dass Tote einfach in Kauf genommen
werden. In einem solchen Fall sind Tote Ziel und Zweck der Tat.
Solche Vorgänge dürfen nicht totgeschwiegen oder verharmlost
werden. Erst recht nicht von den Medien und der Polizei.

Täglich werden Menschen Opfer von rechter Gewalt. Aus-
länderInnen und Andersdenkende werden angegriffen, Asylunter-
künfte angezündet. Der Anschlag auf das Festival bildet zwar
einen traurigen Höhepunkt, ist aber kein Einzelfall. Einer solchen
Entwicklung muss dringend Einhalt geboten werden. Wir setzen
heute nicht nur ein Zeichen gegen den Anschlag auf das
Antifaschistische Festival in Bern, sondern gegen jegliche Form
rechter Gewalt.» 

augenauf Bern

Weitere Infos: www.antifafestival.ch,

http://de.indymedia.org/2007/08/190967.shtml
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Brand im Bässlergut

Feuer und Flamme den Ausschaffungsknästen

Am Samstagnachmittag, 1. September, wird die Feuerwehr zum
Ausschaffungsknast Bässlergut in Basel gerufen: In fünf Zellen ist
gleichzeitig Feuer ausgebrochen. Die Revolte führt dazu, dass die
Häftlinge zuerst in den Gefängnishof evakuiert und 18 von ihnen
später ins Untersuchungsgefängnis Waaghof überführt werden.
In den Medien beklagen sich die Sprecher der Staatsgewalt dar-
über, dass keiner verraten wolle, wer das Feuer gelegt habe.

««DDiiee HHaaffttbbeeddiinngguunnggeenn ssiinndd nniicchhtt gguutt»»
Über das Warum steht erst drei Tage später etwas in der Zeitung:
«Schlechte Haftbedingungen als mögliches Motiv» titelt die
«Basler Zeitung» und zitiert Anni Lanz vom Solidaritätsnetz: «Die
Haftbedingungen sind nicht gut.» Wegen des revidierten Aus-
ländergesetzes können Menschen ohne die richtigen Papiere bis
zu zwei Jahre in Ausschaffungshaft gesetzt werden. Schon die
vormalige Dauer von neun Monaten brachte viele an den Rand der
Verzweiflung. Die jetzt mögliche Verlängerung auf bis zu 24 Mo-

nate hinter Gittern – ohne das Geringste verbrochen zu haben –
ist für die meisten eine kaum aushaltbare Perspektive. So ist in
Solidaritätskreisen auch niemand ernsthaft verwundert, dass
Ohnmacht und Zorn die Gefangenen nicht mehr länger nur
schweigen und erdulden lassen. In dem immer wieder über-
belegten Gefängnis ist die Stimmung seit Monaten angespannt.

Am Folgetag des Brandes ziehen rund 50 DemonstrantInnen
vor das Bässlergut im Niemandsland zwischen der Schweiz und
Deutschland, um den Gefangenen ihre Solidarität auszudrücken.
Nach ein paar kleinen Beschädigungen freut sich die Polizei, dass
sie kommen darf: Mit Hunden hetzt sie Leute durchs Nah-
erholungsgebiet Lange Erlen, nimmt mindestens fünf Personen
fest und kontrolliert etliche weitere.

Die «Brandleger» des Bässlerguts sitzen Tage später immer
noch in Untersuchungshaft und verweigern die Aussage. Der
Trakt, in dem es gebrannt hat, ist bis auf weiteres nicht «bewohn-
bar». augenauf Basel

DDeerr aauussggeebbrraannnnttee ZZeelllleennttrraakktt iimm BBaasslleerr BBäässsslleerrgguutt

! Der grösste der Polizisten greift der
Frau direkt zwischen dem Gürtel und ihrem
Bauch in die Hose. Weiterhin tastet er vor
den Augen der Fahrgäste des 31er- Busses
die Frau zwischen den Beinen ab. 

Der Mann führt die «Leibesvisite»
durch, obwohl eine beteiligte Polizistin
dies hätte übernehmen müssen.

augenauf liegen vermehrt Berichte vor,
wie Polizisten in demütigender und sexisti-
scher Absicht Kontrollen an Frauen
vornehmen, denn grundsätzlich ist es
männlichen Polizisten verboten, Frauen an
intimen Stellen anzufassen. Vor sexis-
tischen Übergriffen von Seiten der Polizei
sind Frauen nicht nur in Zürich nicht gefeit;
auch augenauf Basel ist in letzter Zeit über
ähnliche Übergriffe in der Rheinstadt
informiert worden.

AAnnssttaannddssttrraaiinniinngg nnööttiigg
Mittwoch den 11. Juli 2007, 11 Uhr, Lim-
matstrasse, vis à vis Silberkugel,  Zürich:
Zwei junge Polizisten halten an der
Limmatstrasse im Zürcher Kreis 5 einen
Mann dunkler Hautfarbe fest. Einer der
Polizisten fuchtelt dem Mann mit einem
Papier vor der Nase herum und redet laut
auf ihn ein, während der andere – mit
Handschuhen ausgerüstet – den Ausweis
beäugt. Offenbar ist gegen das Papier
nichts einzuwenden und es liegt scheinbar
auch sonst nichts gegen den Mann vor,
denn der erste Polizist gibt ihm nach einer
Weile das Papier zurück. Der andere Beam-
te hingegen schmeisst den Ausweis auf
den Boden, dem Mann vor die Füsse und
geht verärgert mit seinem Kollegen zurück
zum Polizeiwagen. 

Der Schwarze schaut konsterniert den
beiden nach und klaubt seinen Ausweis
von der Strasse auf. Wie ist das nun –
bekommen diese uniformierten «Jungs»
während ihrer Ausbildung kein Anti-Ag-
gressionstraining? Und wer erklärt ihnen
endlich einmal, wie man sich nicht ras-
sistisch verhält?

GGeebbrroocchheenneerr  MMeennsscchh
Der junge Algerier N. erleidet bei dem
zweiten Versuch, ihn auszuschaffen, nicht
nur seelische, sondern auch physische
Wunden. Selber bereits so abgestumpft
durch eine erfolglose Odyssee durch
Europa und sich selbst vernachlässigend,
werden auf dem Gefangenentransport zwi-
schen dem Ausschaffungsgefängnis in Zü-
rich und dem Flughafen Genf Rasierklingen

Auge drauf
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Rassistische Übergriffe gegen Jüdinnen und Juden verbreitet

«Nur Christen»
EEiinn BBlliicckk iinn ddiiee ssttaattiissttiisscchheenn AAuusswweerrttuunnggeenn vvoonn OOppffeerrnn vvoonn RRaass--
ssiissmmuuss ddeess EEiiddggeennöössssiisscchheenn KKoommmmiissssiioonn ggeeggeenn RRaassssiissmmuuss ggiibbtt
AAuusskkuunnfftt..

Einige Wochen vor der Ausstellung «fascho! berichte aus dem all-
tag» in der Shedhalle beschriften Unbekannte in Zürich einige
Sitz- und Parkbänke mit Slogans wie: «NUR CHRISTEN». Diese
«Kunstaktion» sorgt vor allem bei einem jüdischen Anwohner für
Irritation und Unverständnis, denn die Erinnerungen an: «Nur für
Arier – Für Juden verboten» und «Nur für Weisse» wirken noch
lebendig und bedrückend nach.

Tatsache ist, dass Jüdinnen und Juden laut einer Auswertung
aller Fälle, die zwischen 1995 und 2004 bei der Eidgenössischen
Kommission gegen Rassismus (EKR) eingegangen sind, die am
häufigsten betroffene Opfergruppe von «Rassen»-Diskriminie-
rung darstellen. Mehr als ein Viertel aller Strafverfahren wegen
einer Verletzung der Rassismusstrafnorm betreffen die jüdische
Religionsgemeinschaft (siehe Tabelle).  

«Die grosse Menge von Übergriffen auf Menschen jüdischen
Glaubens kann nicht allein auf die Aktivitäten von ein paar
besonders ‹umtriebigen› Revisionisten zurückgeführt werden,
sondern spiegelt auch eine Vielzahl von Übergriffen im Alltag»,
erläutert die EKR. Die Alltäglichkeit des anti-jüdischen Rassismus
illustriert auch folgender Vorfall, den ein Leser des augenauf
Bulletins kürzlich miterlebt hat:

«[...] Am vergangenen Samstag spät abends, nach dem
Ausgehen am Sabbat, näherte ich mich dem Bahnhof
Wiedikon. Von ferne hörte ich ein Schreien: ‹Ihr verdammten
Saujuden!› Da schaute ich genauer hin und entdeckte an
der Schimmelstrasse bei der roten Ampel in Richtung stadt-
auswärts ein Personenauto mit herunter gekurbelter
Scheibe. Mehrere Personen sassen darin. Noch einmal wurde
aus dem Wagen geschrieen: ‹Ihr verdammten Saujuden!›
sowie noch etwas, an das ich mich nicht mehr zu erinnern ver-

mag. Bald wechselte die Ampel von Rot wieder auf Grün und der
Wagen fuhr weg.

Ich nehme an, die Beschimpfung hat Juden und Jüdinnen
gegolten, die sich von der Synagoge an der Erikastrasse auf dem
Heimweg befanden [...].»

Es sind Verunglimpfungen und rassistische Beleidigungen wie
diese, die im deutschen Sprachgebrauch nach wie vor anzutreffen
sind und ihre Wirkung nicht verfehlen. Dabei richten sie sich
ebenso gegen andere in der Schweiz lebende rassisierte Min-
derheiten wie Schwarze, Fahrende, Roma und andere Gruppen.

So betreffen die von der ERK erfassten Fälle nur jene, die ange-
zeigt werden und die zu einem Verfahren geführt haben. Die Dun-
kelziffer an rassistischen Übergriffen dürfte bei allen Opfergruppen
um ein Vielfaches höher liegen. Unterschiedliches Anzeigeverhal-
ten, Wissen über die Möglichkeit und einen strukturellen Zugang,
ein Strafverfahren anzustrengen, spielen ebenso eine entschei-
dende Rolle bei der Auswertung von (Opfer-) Daten. augenauf Zürich

aus: www.ekr-cfr.ch/ekr/db/00586/00652/ index.html?lang=de

unter den Auszuschaffenden verteilt. Dies
in der Hoffnung, sich mit einer drastischen
Selbstverletzung im letzten Moment vor
der Ausschaffung zu retten.

Es kommt, wie es kommen muss: Als
die Genfer Polizeirambos N.s Zelle stür-
men, springt er auf eine Pritsche und
schneidet sich tief in den Unterarm. Einer
der Polizisten, ein kleiner Glatzkopf, ruft

ihm zu: «Ah, du stehst auf das?» und haut
ihm mit dem Knüppel in vollem Schwung
dreimal gegen das Schienbein. Das
Schienbein bricht, N. wird bewusstlos und
wacht erst im Spital wieder auf. Die Ärzte
diagnostizieren neben dem Schienbein-
bruch auch eine Angststörung und ver-
ordnen ihm Beruhigungsmittel. Sie sagen,
so was käme öfters vor, und erstatten

Anzeige gegen Unbekannt. Als die äusse-
ren Verletzungen verheilt sind, muss N.
wieder zurück in Ausschaffungshaft, wo er
zunehmend den Verstand verliert. Seine
psychische Traumatisierung wird ignoriert,
und wenn er sich auffällig benimmt, wird er
halt für ein paar Tage in den Bunker, eine Art
Isolationszelle innerhalb des Ausschaffungs-
gefängnis Zürich eingeschlossen.

Auge drauf
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GGrruuppppee aauuggeennaauuff
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Tel. 044–241 11 77
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mail: zuerich@augenauf.ch

mmeennsscchheennrreecchhttssvveerreeiinn aauuggeennaauuff
Postfach 363, 3000 Bern11 
Tel. 031–332 02 35
PC 46-186462-9
mail: bern@augenauf.ch

AAGG aauuggeennaauuff BBaasseell
Postfach, 4005 Basel 
Tel. 061–681 55 22 
PC 40-598705-0
mail: basel@augenauf.ch

HHoommeeppaaggee:: www.augenauf.ch
Wir danken Fotosatz Salinger für die Unter-
stützung – und freuen uns über jede andere
ideelle und finanzielle Unterstützung.

Ausschnitt aus einem Interview von Patrick
Freudiger (Junge SVP des Kantons Bern und
Berater der Partei national orientierter
Schweizer, PNOS) mit Roger Köppel, Ver-
leger und Chefredaktor der «Weltwoche» 
(erschienen in der Rechtsaussen-Postille
«Schweizerzeit», Nr. 18/2007). 

««SScchhwweeiizzeerrzzeeiitt:: Deutschland hat während
seiner EU-Ratspräsidentschaft angeregt, ein
europaweites Antirassismusgesetz zu ver-
abschieden. Die Schweiz kennt bereits ein

ähnliches Gesetz. Wie beurteilen Sie solche
Gesetze?

RRooggeerr KKööppppeell:: Es wäre verheerend, wenn
ein solches Antirassismusgesetz auf euro-
päischer Ebene eingeführt würde. Es wäre
geradezu ein Rückfall in eine Zeit vor der Auf-
klärung. Die Befürworter solcher sprach-
polizeilicher Massnahmen haben zum Teil
nicht ganz verstanden, welches wirklich das
Kernelement unserer offenen Gesellschaft
ist: Die Meinungsäusserungsfreiheit.»

Das Allerletzte

.



        

augenauf-Bulletin 55
Dezember  2007augenauf

Hemmschwelle für dessen Gebrauch sehr niedrig ist. Die Waffe
ist äusserst effektiv, wenn es darum geht,  jemanden bewegungs-
unfähig zu machen – und häufig sind die Verletzungen minimal.
Genau hier liegt das Problem: Beim Abwägen der Einsatzmittel
wird der Taser plötzlich als weniger gefährlich wahrgenommen als
die bisherigen Alternativen: Ein Mehrzweckstock (im Volksmund
Polizeiknüppel) hinterlässt mindestens leichte, nicht selten
schwerere Verletzungen. Der Pfefferspray kann auch länger
andauernde Beeinträchtigungen von Sehfähigkeit und Atmung
hervorrufen. Und ein Handgemenge mit uniformierten Kampf-
sportlern übersteht man meistens auch nicht unbeschadet. All
diese Gewaltmittel werden zwar normalerweise verharmlost,
ausser die Diskussion geht eben um den Taser. Die beiden Ein-
stiche der Taser-Projektile sind im Vergleich lächerlich. Zwar ist
inzwischen bekannt, dass die Elektroschocks auch tödlich wirken
können, aber genau darüber gibt es erst wenige unbestrittene
Erkenntnisse. Der Einsatz des Tasers wird zum russischen
Roulette.

DDiiee MMeeddiizziinn ttaapppptt iimm HHaallbbdduunnkkeell
Die bekannteste Kritik am Taser kommt von Amnesty Interna-
tional (AI). 2004 hat AI zu einem Moratorium aufgerufen. Damals
zählten sie in Nordamerika 74 Todesfälle nach Einsatz des Tasers.
Im Frühling 2005 waren es schon 90, inzwischen spricht man von
über 200 Todesfällen. Diese werden als «Taser-related deaths»,
also Todesfälle im Zusammenhang mit einem Taser, bezeichnet.
Todesfälle geschehen häufig durch Kombination der Elektro-
schocks mit anderen medizinischen Problemen. Diese sind Dro-
genkonsum, starke Erregtheit, Krankheiten, die zu einem ver-
wirrten Verhalten führen, aber auch häufig bestehende Herz-
oder Kreislaufprobleme. Die Rechtsmedizin ist vor die schwere
Aufgabe gestellt, mit Bestimmtheit eine Todesursache zu benen-
nen. Der Befund muss vor Gericht gegen die Anwälte der Polizei-
beamten und neuerdings sogar Anfechtungen der Anwälte der
Herstellerfirma bestehen können. Da im Zweifel für die Angeklag-
ten entschieden wird, kommt so nur ein Bruchteil dieser !

                       

Taser – am Schwein getestet, am Menschen angewendet

Hunderte von Toten: «Täglich Leben retten»?
TTooddeessffäällllee dduurrcchh TTaasseerr mmaacchheenn iinntteerrnnaattiioonnaall SScchhllaaggzzeeiilleenn.. TTrroottzz--
ddeemm wwiillll ssiiee ddeerr NNaattiioonnaallrraatt aauucchh zzuurr DDuurrcchhsseettzzuunngg vvoonn ZZwwaannggss--
aauusssscchhaaffffuunnggeenn eeiinnsseettzzeenn llaasssseenn.. DDaass nnääcchhssttee WWoorrtt hhaatt ddeerr
SSttäännddeerraatt..

Die Elektroschockpistole Taser kam in letzter Zeit vor allem durch
Meldungen über Todesfälle in die Schlagzeilen. Die Waffe wird
häufig als «nicht tödlich» bezeichnet, manchmal genauer als «we-
niger tödlich». Die Bilder vom Testeinsatz dieser Waffe an Polizei-
beamten und vom tödlichen Einsatz im Flughafen Vancouver
gingen inzwischen um die Welt. Die vielen Todesfälle demaskie-
ren zwar den Werbeslogan «täglich Leben retten» der Hersteller-
firma, sie werden an der Tatsache aber nicht viel ändern: Eine
neue Waffe ist erhältlich und wird eingesetzt.

RRuussssiisscchheess RRoouulleettttee mmiitt ddeerr BBeevvööllkkeerruunngg
Was am meisten stört, wenn man sich in dieses Thema vertieft,
ist der Mangel an wissenschaftlichen, unabhängigen Erkennt-
nissen. Die Polizei setzt eine Waffe ein, über deren Wirkung nicht
viel bekannt ist. Der eigentliche Test findet zurzeit im Feldversuch
an der Bevölkerung statt. Die Herstellerfirma selbst veröffentlicht
keine ausführlichen Studien. Man weiss nur, dass zuerst an einem
Schwein getestet wurde, danach an ein paar Hunden. Auch die
Mediziner sind sich nicht einig, wie weit die Folgen dieser Strom-
schläge gehen können. 

Nur in einem Punkt sind sich alle einig: Der Taser ist einer
Schusswaffe vorzuziehen. Das ist auch das oberflächliche
Argument der Polizei, wenn sie nach dieser Waffe verlangt. Im
Detail wird die Frage um einiges komplizierter: Wann genau wird
zum Elektroschocker gegriffen, und was wären die jeweiligen
Alternativen? Als nicht tödliche Waffe ist ihr Einsatz nicht an
dieselben hohen Anforderungen geknüpft wie die Schusswaffe.
So wird sie zum Beispiel auch zur Überwältigung von akut
suizidgefährdeten Personen verwendet, auf die bekanntlich nicht
geschossen wird. In den Staaten Nordamerikas, wo der Taser
schon weit verbreitet eingesetzt wird, zeigt sich klar, dass die

TTaasseerr:: WWoo ddiiee PPoolliizzeeii ddiiee WWaaffffee hhaatt,, sseettzztt ssiiee ssiiee eeiinn.. DDiiee VVeerrlleettzzuunnggeenn ssiinndd ggrraavviieerreenndd.. EEiinnggeesseettzztt wwiirrdd ssiiee aauucchh iimm HHuunnddeettrraaiinniinngg

               



von Botschaften und Gefangenentransporten sind dies vor allem
Zwangsausschaffungen. Der Einsatz von Tasern und Hunden
wurde in der Vernehmlassung von diversen Seiten kritisiert. Der
Ständerat schloss sich dieser Haltung an und strich die ent-
sprechenden Passagen aus dem Gesetz. Der Gesamtbundesrat
entschied ebenso. Am 3. Oktober hat der Nationalrat beide
Mittel wieder ins Gesetz aufgenommen. 

Begründet wurde dies vor allem damit, dass eine Schuss-
waffe viel gefährlicher sei. Zudem könne diese im Flugzeug gar
nicht mitgeführt werden. Obwohl sich die Hardliner-Fraktion als
Kenner der Problematik aufführte, war ihre Argumentation
eigentlich sehr dünn. Sollen jetzt etwa Hunde mitfliegen?
Meistens wenden Polizeibeamte Gewalt dann an, wenn sie
jemanden aus der Zelle im Ausschaffungsgefängnis holen
müssen, um ihn an Händen und Füssen gefesselt – wahr-
scheinlich auf einen Rollstuhl gebunden – ins Flugzeug zu ver-
frachten. Wenn ein Taser als milderes Einsatzmittel gelten soll,
stellt sich die Frage, wie viele Menschen in den letzten Jahren bei
den Ausschaffungen verletzt wurden. Viel eher geht es wohl
darum, den Widerstand vor der Ausschaffung  besser brechen zu
können. 

TTeerrrroorr uunndd FFoolltteerr
Was passiert, wenn eine Ausschaffung mit dem Einsatz von
Tasern oder Hunden durchgesetzt wird? Es sind inzwischen
einige Todesfälle nach einem Taser-Einsatz bekannt, bei denen
das Opfer erst einige Stunden oder Tage danach an einem Herz-
problem starb. Ein erzwungener Flug nach Betäubung durch Elek-
troschock stellt also ein erhöhtes Risiko dar. Folgerichtig müsste
der Betroffene für flugunfähig erklärt werden. Bei einem Hunde-
biss ist das noch offensichtlicher: Eine medizinische Behandlung
ist sofort notwendig. Es geht aber gar nicht darum, in dieser
Situation diese Waffen wirklich einzusetzen. Die Drohung mit
Elektroschockpistolen und Hunden soll die AusländerInnen
davon abhalten, Widerstand gegen die Ausschaffung zu leisten.
Die beiden Einsatzmittel sollen Angst erzeugen. Sie werden zur
Terrorisierung der Opfer eingesetzt. 

Elektroschockgeräte und Hunde in der Gefängniszelle? Diese
Vorstellung, begleitet von Erinnerungen an gewisse Berichte und
Bilder, ist Besorgnis erregend.

Am 24. November 2007 hat das UNO-Komitee gegen Folter
(CAT) in einer Stellungnahme an Portugal empfohlen, auf den Ein-
satz von Tasern zu verzichten. Die psychische und physische
Wirkung entspricht einer Form von Folter, die durch die Anti-
folter-Konvention der UNO verboten ist. Die Herstellerfirma pro-
testierte postwendend gegen diese Einschätzung. 

1100.. DDeezzeemmbbeerr –– TTaagg ddeerr MMeennsscchheennrreecchhttee
Genau auf den 10. Dezember war die weitere Debatte über das
Zwangsanwendungsgesetz im Ständerat geplant. Das Resultat
aus der Chambre de Reflexion war beim Druck des Bulletins noch
nicht bekannt. augenauf Zürich

!

             

Todesfälle als Folge des Tasers in die Akten, obwohl wahr-
scheinlich fast alle Opfer ohne Taser noch leben würden.

In der Schweiz ist die Schweizerische Polizeitechnische Kom-
mission (SPTK) für die Prüfung von Polizeiwaffen zuständig. 2003
hat sie in einem Bericht grünes Licht für den Einsatz von Tasern
gegeben. Der Bericht unterliegt der polizeitaktischen Geheimhal-
tung. Es ist weder bekannt, wie die Details lauten, noch auf
welchen Grundlagen sie basieren. Auf jeden Fall wurde ein sehr
zurückhaltender Einsatz nach intensiver Schulung empfohlen.
Einige Kantone beschafften sich einzelne Geräte, die in einer
Testphase hauptsächlich bei Interventionseinheiten (Antiterror-
Spezialisten, Grenadiere) Verwendung fanden. Laut offiziellen
Angaben wurde die Waffe seither rund 20 Mal eingesetzt, ohne zu
schweren Verletzungen zu führen. 

Allerdings weist diese Testphase einige Mängel auf. Aufgrund
der Daten in der Schweiz wird es noch lange keine relevanten Er-
kenntnisse geben. Entscheidend werden also künftige Studien
aus dem Ausland sein. Aber die SPTK hat keinen Auftrag, die
neuen Erkenntnisse permanent zu überprüfen, dafür sind jetzt die
einzelnen Polizeikorps zuständig. In Zukunft googeln also je ein
Beamter der Kantonspolizeien Schwyz, Nidwalden, Zürich – da
auch noch ein Stadtpolizist – regelmässig mit weiteren Kollegen
mit den Suchbegriffen «Todesfall» und «Taser». Aber suchen sie
auch auf Englisch? 

ZZwwaannggssaauusssscchhaaffffuunnggeenn mmiitt TTaasseerrnn uunndd HHuunnddeenn
Eine eigene Diskussion findet darüber statt, ob diese Mittel auch
bei Ausschaffungen benützt werden dürfen. Seit den Todesfällen
bei Ausschaffungen gab es mehrere Arbeitsgruppen, die sich mit
dieser Thematik beschäftigt haben. Die Forderung nach ein-
heitlicher Regelung führte zum Entwurf des Zwangsanwendungs-
gesetzes. Dieses soll den Einsatz von Zwangsmitteln durch die
Polizei regeln, wenn sie Bundesaufgaben erfüllt. Neben Schutz
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Marc Spescha: ZZuukkuunnfftt ««AAuusslläännddeerr»».. PPllääddooyyeerr ffüürr eeiinnee wweeiitt--
ssiicchhttiiggee MMiiggrraattiioonnssppoolliittiikk
Haupt Verlag Bern, ISBN-10:  3-258-06513-6

Der Autor  Marc Spescha ist Rechtsanwalt und ein profilierter
Spezialist für Ausländerfragen. In «Zukunft ‹Ausländer› » entwi-
ckelt er anhand von Daten und Fakten zur Bevölkerungsent-
wicklung und vor dem Hintergrund der rigiden Praxis der frem-
denpolizeilichen «Überfremdungs»-Abwehr Postulate zu einer
aufgeklärten Migrationspolitik. Das Buch ist ein Plädoyer für
ein neues Denken in der schweizerischen Migrationspolitik. 

«Zukunft ‹Ausländer› » ist ein Buch für ein breites Publikum,
das sich über das Thema Migrationspolitik informieren will und
sich darüber hinaus eine fundierte Meinung dazu bilden möchte
– jenseits von diffusen Ängsten und dumpfen Vorurteilen.

Buchtipp
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innert drei Minuten zu verlassen, was wegen des Kessels jedoch
gar nicht möglich ist. Die Sicherheitskräfte wollen die Leute näm-
lich erst ziehen lassen, nachdem sie kontrolliert worden sind.
Hierfür werden von den BeamtInnen an mehreren Stellen «Schleu-
sen» eingerichtet, wo jede Person einzeln kontrolliert und regis-

triert werden soll. Natürlich
dauern die detaillierten Kon-
trollen länger als drei Minuten.
Nach drei Stunden stehen im-
mer noch etwa 60 Personen
im Polizeikessel. Nun be-
schliesst die Einsatzleitung der
Polizei, die restlichen Men-
schen auf dem Platz zu ver-
haften. Diese DemonstrantIn-

nen werden von der Polizei als «die Bösen» abgestempelt, die sich
der Kontrolle angeblich widersetzen. 54 von ihnen erhalten ein
Jahr später – übrigens im Vorfeld des folgenden WEF – einen Straf-
befehl, gegen den die meisten von ihnen Einspruch erheben.

DDeerr SScchhnnüüffffeellssttaaaatt lleebbtt
Insgesamt werden an jenem Tag 777 Personen kontrolliert. Deren
Daten werden wohl – genauso wie die der über tausend Kon-
trollierten von Landquart 2004 – direkt an den Dienst für Analyse
und Prävention (DAP), den Inlandgeheimdienst, weitergeleitet.

Die Zusammenarbeit zwischen Polizei bzw. Staatsanwaltschaft
und DAP gehört heute zur Routine und der Staatsschutz sammelt
wieder ungeniert Daten von politisch bewegten Menschen. Doch
obwohl der Fichenskandal noch keine zwei Jahrzehnte alt ist,
scheint die neuerliche Datensammelwut kaum jemanden aufhor-
chen zu lassen. Dabei lassen die schier unbegrenzten Möglich-
keiten digitaler Datenverarbeitung und -weitergabe die papierernen
Fichen, Akten und Spitzelberichte reichlich antiquiert erscheinen. 

Alles deutet darauf hin, dass die StaatsschützerInnen wieder
Datenbanken anlegen und vernetzen. Transparenter, demokra-
tischer oder kontrollierbarer als zur Zeit des Fichenskandals ist
der Staatsschutz nicht geworden. So muss zum Beispiel die par-
lamentarische Geschäftsprüfungskommission Basels in ihrem
Jahresbericht 2006 festhalten, dass es ihren Mitgliedern nicht
möglich ist, die kantonale Abteilung des DAP zu prüfen. Was der
Geheimdienst macht, bleibt also weiterhin geheim. 

Ein Mittel, sich gegen die Fichierung zu wehren, gibt es nicht.
Einsicht können Betroffene nicht nehmen. Es kann höchstens
indirekt über den Datenschutzbeauftragten abgeklärt werden, ob
die Einträge allenfalls nicht rechtmässig sind.

Über die Urteile im Prozess von Anfang Dezember berichten
wir im nächsten augenauf-Bulletin. augenauf Basel

Die Basler Behörden versuchen, mit hohen Bussen ein Exempel zu statuieren

Die langen Schatten des WEF
DDiiee AAnnttii--WWEEFF--DDeemmoonnssttrraattiioonn 22000055 hhaatt eeiinn ggeerriicchhttlliicchheess NNaacchh--
ssppiieell:: DDiiee DDeemmoonnssttrraannttIInnnneenn,, ddiiee aamm 2299.. JJaannuuaarr 22000055 vvoonn eeiinneemm
rriieessiiggeenn PPoolliizzeeiiaauuffggeebboott eeiinnggeekkeesssseelltt uunndd vveerrhhaafftteett wwoorrddeenn ssiinndd,,
mmüüsssseenn ffaasstt ddrreeii JJaahhrree ddaannaacchh vvoorr GGeerriicchhtt eerrsscchheeiinneenn.. 

Der Prozess gegen 15 DemonstrantInnen findet am 5. und 6. De-
zember 2007 statt. Den Angeklagten drohen Bussen von tausend
und mehr Franken. Zum Prozess kommt es, weil die Betroffenen ge-
gen die ungerechtfertigten und unverhältnismässig hohen Bussen
Einsprache erhoben haben. Allerdings hat sich bereits im Vorfeld
des Prozesses Bemerkenswertes ereignet: Das Gericht stellte in
16 Fällen, in denen Angeschuldigte auf Anraten der Anti-Re-
pressions-Gruppe gegen die Anklagen rekurriert hatten, das Ver-
fahren ein. Offensichtlich hielten die Anklagen der Prüfung durch
den Richter nicht stand. Wer keine Einsprache erhoben hatte,
wurde bereits zur Kasse gebeten.

DDaass ggrröössssttee PPoolliizzeeiiaauuffggeebboott aalllleerr ZZeeiitteenn
Wie ist es zu dem Strafbefehl gekommen? Ein Bündnis in Basel
lädt am 29. Januar 2005 zu einer Demonstration gegen das World
Economic Forum (WEF) nach Basel ein. Zuvor ist eine landesweite
Demo in Bern abgesagt worden, weil die Behörden die Durch-
führung an unsinnige Bedingungen geknüpft hatten. Aufgrund
dieser Erfahrung verzichten die Basler VeranstalterInnen darauf,
ebenfalls eine Bewilligung einzuholen.

Es ist nicht die erste unbewilligte Demo in Basel. Diesmal aber
bieten die Behörden das gesamte Nordwestschweizer Polizeikon-
kordat auf. PolizistInnen aus Basel, Bern, Aargau, Baselland und
anderen Kantonen, zahlreiche Einsatzfahrzeuge und ein Wasser-
werfer – extra aus Zürich ausgeliehen – sollen für Ruhe und Ord-
nung sorgen. Selbst Polizeisprecher Klaus Mannhart gibt zu, dass
es sich um das grösste Polizeiaufgebot aller Zeiten in Basel handelt.

Menschen werden bereits im Vorfeld fest- und in Präventivhaft
genommen. Etwa 300 Personen schaffen es bis zum Besamm-
lungsort auf dem Barfüsserplatz. Dort werden sie von einem fünf-
reihigen Polizeikordon eingekesselt, der sich bis in die angrenzen-
den Gassen ausdehnt. Die Polizei fordert die Menge auf, den Platz

AAnnttii--WWEEFF--DDeemmoo 22000055:: MMaassssiivveess PPoolliizzeeiiaauuffggeebboott ggeeggeenn DDeemmoonnssttrraannttIInnnneenn iinn BBaasseell
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man mit immer neuen Repressionsgelüsten konfrontiert wird:
Ende der Deeskalationsstrategie, Verschärfung des Kund-
gebungsreglements, stärkere Polizeipräsenz, Videoüberwachung,
Bettelverbot, Schliessung der Reitschule – die Forderungen nach
mehr Repression reissen nicht ab. 

SSttöörreennddee MMeeddiieennpprräässeennzz
Bereits unmittelbar nach den Ausschreitungen rund um die SVP-
Demo wurde im Berner Stadtrat martialisch die «Beerdigung der

Was stört, soll aus dem Stadtbild verschwinden. Die Euro 08 fordert ihre ersten Opfer 

Repressionsgelüste in Bern
NNaacchh ddeenn AAuusssscchhrreeiittuunnggeenn aannlläässsslliicchh ddeerr SSVVPP--DDeemmoo vvoomm
66.. OOkkttoobbeerr 22000077 üübbeerrsscchhllaaggeenn ssiicchh iinn BBeerrnn ddiiee FFoorrddeerruunnggeenn nnaacchh
eeiinneemm hhäärrtteerreenn DDuurrcchhggrreeiiffeenn ddeerr PPoolliizzeeii.. WWiirrkklliicchh nneeuu iisstt ddiieessee
TTeennddeennzz jjeeddoocchh nniicchhtt.. DDeerr 66.. OOkkttoobbeerr sscchheeiinntt eehheerr wwiillllkkoommmmeenneerr
AAnnllaassss aallss UUrrssaacchhee zzuu sseeiinn..

Eigentlich ist es erstaunlich, dass sich in Bern überhaupt noch
Leute vor die Tür wagen, so unsicher wie die Stadt zurzeit sein
soll. Seit dem 6. Oktober 2007 vergeht kaum ein Tag, ohne dass

Darüber, dass der Polizeieinsatz anlässlich der Demonstration
gegen die SVP vom 6. Oktober nicht unbedingt als Erfolg gewer-
tet werden kann, sind sich offenbar alle Seiten einig. Die Kritik
von augenauf Bern zielt jedoch in eine andere Richtung als die,
die im Allgemeinen in den Medien eingeschlagen wurde. Neben
all den Bildern der Ausschreitungen wurde in der Berichterstat-
tung vernachlässigt, dass es auch am 6. Oktober zu polizei-

augenauf: Die etwas andere Kritik am Polizeieinsatz vom 6. Oktober 2007
lichen Übergriffen auf friedliche DemonstrantInnen gekommen
ist, wie aus einer Vielzahl von Augenzeugenberichten hervor-
geht. Neben dem generell massiven Einsatz von Tränengas und
den teilweise unverhältnismässig brutalen Verhaftungen kriti-
siert augenauf Bern vor allem folgende Punkte:
– Gemäss zahlreichen Augenzeugenberichten setzte die

Polizei Gummischrot und Tränengas gegen eine bis dahin
friedliche Menschenmenge ein, die sitzend versuchte, den
SVP-Umzug zu blockieren. Zu den Ausschreitungen kam es
erst im Anschluss an diesen Kampfmitteleinsatz. 

– Viele Verhaftungen ereigneten sich nicht während, sondern
vor und nach den eigentlichen Ausschreitungen. Die
Kriterien für diese Festnahmen sind unklar und erscheinen
willkürlich.   

– Mehrere Jugendliche, die morgens um 9.00 Uhr auf dem Bo-
den sitzend beim Bahnhof Bern kontrolliert wurden, wurden
nach eigenen Angaben über mehrere Stunden ohne Zugang
zu Wasser und Nahrung in Kastenwagen festgehalten.

– Offenbar wurde von Seiten der Polizei gegenüber den
Medien noch am Tag der Ausschreitungen von einem gegen
die Polizei verübten Angriff mit einer ätzenden Flüssigkeit
berichtet, bevor die entsprechende Flüssigkeit analysiert
wurde. Mittlerweile hat die Stadtpolizei eingeräumt, dass die
Flüssigkeit doch nicht ätzend war. Unseren Informationen
zur Folge handelte es sich dabei um Brunnenwasser.

Die Stadtpolizei Bern lehnte es bisher ab, zu diesen Vorwürfen
Stellung zu nehmen. Zurzeit befindet sich ein vom Gemeinderat
angeforderter Bericht zum Polizeieinsatz bei einem externen
Gutachter zur Überprüfung. augenauf Bern hat sich mit einem
offenen Brief an diesen Gutachter gewendet und die Berück-
sichtigung der genannten Punkte gefordert. Mit der Veröffent-
lichung des Berichtes wird in den nächsten Wochen gerechnet.
augenauf Bern

BBuunnddeesshhaauusskkuuppppeell iimm TTrräänneennggaassnneebbeell bbeeii ddeerr SSVVPP--DDeemmoo
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Deeskalationsstrategie» gefordert und die Ausweitung des Hoo-
ligangesetzes auf Demonstrierende diskutiert. In einem Artikel
der «Berner Zeitung» meldet sich ein Polizist zu Wort, der sich
über die störende Medienpräsenz bei Demonstrationen be-
schwert, die die Polizei daran hindert, ausreichend Gewalt
anwenden zu können. Ferner bedauert er, dass die Polizei
dadurch «dem Pack nicht in der Sprache antworten darf, die es
versteht».

Doch diese erste Welle der Empörung war nur der Anfang.
Politik und Gewerbe liefern sich einen veritablen Wettlauf um die
Ausdehnung der Repression auf alle möglichen Bereiche. Gleich
drei gewerbliche Komitees wurden gegründet, die sich dem
Kampf für eine «sichere» und «saubere» Stadt verschrieben
haben. Während die «Interessengemeinschaft Aarberggasse»
primär die Auswirkungen der städtischen Drogenpolitik in der
genannten Altstadtgasse kritisiert, holt ein Komitee unter dem
sinnigen Namen «Für ein Bern, in dem wir uns wohl fühlen» gleich
zu einem Rundumschlag gegen alle ihm missliebigen Elemente in
der Bundeshauptstadt aus. Mit der Petition «Itze längts» will das
vor allem von Wirtschaftskreisen getragene Komitee gegen die
Laisser-faire-Politik des Gemeinderats vorgehen: Unbewilligte
Demonstrationen und «rechtsfreie Räume» wie die Reitschule
sollen nicht mehr geduldet, Randständige nicht länger bevorzugt
werden. Konkret wird ein Ende der Deeskalationstaktik, des
Bettlertums, der offenen Drogenszene und der Gassenküche
gefordert. Zu guter Letzt hat das überparteiliche Komitee «Bern
sicher und sauber!» eine Volksinitiative für die Verschärfung des
Kundgebungsreglements lanciert. Ein «Entfernungsartikel» soll
es der Polizei erlauben, frühzeitig «Passanten und friedliche
Demonstranten von Chaoten zu trennen und gegen letztere dann
Tränengas und Gummischrot einzusetzen», meinen die Ini-
tianten.  

RRoott--GGrrüünn sspprriinnggtt aauuff ddeenn RReepprreessssiioonnsszzuugg aauuff
Doch auch die rot-grüne Stadtregierung mischt munter mit beim
kollektiven Lobgesang auf die polizeiliche Repression. Dabei kann
es gar nicht schnell genug gehen. Während im Stadtrat noch über
das neue Bahnhofreglement debattiert wird, das das Betteln im
Umfeld des Bahnhofs verbieten will, prüft der Gemeinderat be-
reits eine Ausweitung des Bettelverbotes auf die gesamte Berner
Innenstadt. In der Drogenpolitik soll mit einer erhöhten Polizei-
präsenz (6000 bis 10 000 Stunden bis Ende Jahr) und «starken
repressiven Massnahmen» gegen eine Szenenbildung an «neural-
gischen Punkten» vorgegangen werden. Tatsächlich patrouilliert
die Stadtpolizei jetzt im Stundentakt durch die Innenstadt und
spricht Wegweisungen gegen unerwünschte Personen aus. Stolz
wurde das Resultat in einem Communiqué präsentiert: Innerhalb
einer Woche wurden eine Vielzahl von Personen kontrolliert,

hundert Wegweisungen ausgesprochen und hundert Anzeigen
betreffend Betäubungsmittelhandel oder -konsum ausgestellt. 
Auch im Bereich der Überwachung geht es vorwärts. Künftig
sollen in Bern Strassen und öffentliche Plätze mit Videokameras
überwacht werden. Dies will der Regierungsrat auf kantonaler
Ebene mit einem teilrevidierten Polizeigesetz durchsetzen. Die
verfassungsmässig erlaubte Frist von 100 Tagen zur Aufbewah-
rung der Aufnahmen soll dabei voll ausgereizt werden. 

KKeeiinnee nneeuuee TTeennddeennzz
Die Zeichen stehen also auf Repression – allerdings nicht erst seit
dem 6. Oktober 2007. Bereits seit einiger Zeit kann man sich in
Bern kaum des Eindrucks erwehren, dass die Stadt zunehmend
auf «sicher» und «sauber» getrimmt werden soll – wohl nicht
zuletzt im Hinblick auf die bevorstehende Euro 08. Was stört, soll
aus dem Stadtbild verschwinden. Spätestens seit dem Umbau
des Bahnhofplatzes ist diese Tendenz für die betroffenen
Gruppen deutlich spürbar. So entbrannte beispielsweise ein
wochenlanges Hickhack um den neuen Standort der Gas-
senküche, nachdem diese ihre Töpfe nicht mehr vor dem Bahnhof
aufstellen konnte. Der Konflikt gipfelte schliesslich am Pfingst-
sonntag in einem Tränengaseinsatz gegen eine friedliche
Menschenkette, welche die Essensausgabe schützen wollte. 

Das neue Bahnhofreglement inklusiv Bettelverbot war schon
lange vor dem 6. Oktober in den Startlöchern, ebenso die Video-
überwachung als Teil des neuen Polizeigesetzes. Und auch das
repressive Vorgehen gegen die Drogenszene kann nur schwer mit
den Ausschreitungen an der SVP-Demo in Zusammenhang ge-
bracht werden.

Bern scheint bezüglich Repression vor allem zu den übrigen
Schweizer Städten aufholen zu wollen. Dass diese Massnahmen
kurz vor Beginn 2008 ergriffen werden, dem Jahr der Europa-
meisterschaft und der Stadtberner Wahlen, wird wohl kaum Zufall
sein. So wundert es auch nicht, dass die verschärfte Repressions-
politik von SP und Teilen der Grünen mitgetragen wird. Alle wollen
noch schnell auf den Repressionszug aufspringen, der offenbar
derart im Trend liegt. Dabei wird von allen Seiten so laut nach
neuen repressiven Massnahmen gerufen, bis auch die Letzten
von deren Notwendigkeit überzeugt sind – und dann kann be-
hauptet werden, es handle sich um ein Bedürfnis der Bevölke-
rung. Die Bilder und Berichte vom 6. Oktober haben dazu bei-
getragen, ein Klima der Unsicherheit zu schaffen, das all diese
Forderungen und Massnahmen legitim erscheinen lässt. 

Wenn die Repression weiter in diesem Tempo zunimmt, wird
die Stadt bald so sicher und sauber sein, dass man sich tatsäch-
lich kaum noch vor die Tür wagen kann. Bis zur Euro 08 vergeht
noch über ein halbes Jahr – man darf gespannt sein oder zittern,
was als Nächstes auf uns zukommt. augenauf Bern
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Bahnhofsreglement – NEIN! Gegen die fortschreitende Privatisierung des öffentlichen Raums

«Öffentlicher Raum für alle!»
IImm ssttääddttiisscchheenn TTeeiill ddeess BBeerrnneerr BBaahhnnhhooffss ssoollll eeiinn nneeuueess RReeggllee--
mmeenntt eeiinnggeeffüühhrrtt wweerrddeenn,, ddaass uunntteerrssaaggtt,, aauuff BBööddeenn uunndd TTrreeppppeenn
iimm ZZuuggaannggssbbeerreeiicchh ddeess BBaahhnnhhooffss zzuu ssiittzzeenn ooddeerr zzuu bbeetttteellnn..

Der Berner Stadtrat hiess das neue Bahnhofsreglement am 22.
November 2007 mit 53 zu 9 Stimmen bei 7 Enthaltungen gut. Das
Reglement unterwirft den städtischen Teil des Bahnhofs –
inklusive seiner näheren Umgebung – denselben Regeln und Ver-
boten, welche die SBB bereits für ihren privaten Teil des Bahn-
hofs aufgestellt haben. Damit wird ein Sonderrecht für einen
Teil des öffentlichen Raumes geschaffen. Neben den ohnehin
bereits hinreichend geregelten Massgaben, wie man sich im
Bahnhof zu verhalten habe, sollen neue Regelungen eingeführt
werden, die einschneidende Verletzungen der Grundrechte zur
Folge haben.

Obwohl der rot-grüne Gemeinderat bisher von der Unsinnig-
keit eines Bettelverbots überzeugt war und sich stets dagegen
ausgesprochen hat, will er es nun mit dem neuen Reglement im

Bahnhof einführen. Sogar eine Ausweitung des Verbotes auf die
ganze (Innen-)Stadt soll geprüft werden. Weiter soll mit dem
Reglement «ungebührliches Verhalten» mit einer Busse von bis zu
2000 Franken bestraft werden können. Dieser Begriff ist überaus
schwammig und gibt den Sicherheitskräften damit einen viel zu
grossen Ermessensspielraum darüber, wen sie künftig verzeigen
oder büssen. Auch ermächtigt das Reglement den Gemeinderat,
die Sicherheits- und Kontrollaufgaben der Securitrans AG zu über-
tragen und damit zu privatisieren. Gerichtliche oder politische
Kontrolle wird dadurch so gut wie unmöglich. Die Gefahr ist gross,
dass dieses vorerst auf den Bahnhof beschränkte Sonderrecht
zur Grundlage neuer Einschränkungen im übrigen öffentlichen
Raum wird. Um diese Entwicklung zu verhindern, hat das Komitee
«Bahnhofreglement NEIN – Öffentlicher Raum für alle!» das
Referendum ergriffen. Innerhalb von 60 Tagen müssen nun 1500
Unterschriften gesammelt werden, damit das Reglement voraus-
sichtlich im Juni vor die StimmbürgerInnen der Stadt Bern kommt.

augenauf Bern

Mit Perücken gegen Militärhelme
EEnnddee NNoovveemmbbeerr 22000077 ffiinnddeenn iinn LLuuggaannoo ddiiee SScchhwweeiizzeerriisscchheenn
AArrmmeeeettaaggee ssttaatttt.. AAllss RReeaakkttiioonn aauuff ddiieesseenn PPrrooppaaggaannddaa--EEvveenntt
oorrggaanniissiieerreenn vveerrsscchhiieeddeennee ppaazziiffiissttiisscchhee OOrrggaanniissaattiioonneenn eeiinnee
aannttiimmiilliittaarriissttiisscchhee AAkkttiioonnsswwoocchhee –– ddiiee PPoolliizzeeii hhaatt jjeeddoocchh kkeeiinneenn
SSiinnnn ffüürr hhuummoorriissttiisscchhee IInntteerrvveennttiioonneenn.. 

Zum Abschluss dieser Woche will eine sogenannte «Clown-
Army», welche es sich zum Ziel gesetzt hat, mit gewaltfreien
Aktionen die Lächerlichkeit der Schweizer Armee aufzuzeigen,
mit einer clownesken Militärparade die Armeetage auflockern.
Die Polizei versteht den Spass jedoch nicht: 16 AktivistInnen
werden verhaftet, wobei es zu wüsten Szenen kommt, bei denen
acht Personen verletzt werden. Die Clowns haben sich in der
Nähe der Polizeiwache mit dem Rücken zu den Einsatzkräften
aufgestellt, als die PolizistInnen mit Schlagstöcken und Pfeffer-
spray auf die Clowns losgehen. Dabei erleiden die AktivistInnen

Schürfungen und Prellungen, und einem filmenden Aktivisten
wird gar der Arm gebrochen. Sechs der Verletzten erstatten nun
Anzeige gegen die Polizei wegen Körperverletzung.

Verschiedene Vorfälle verdeutlichen in Lugano zudem exem-
plarisch die Tendenz zur Militarisierung der inneren Sicherheit:
So werden zwei italienische Aktivisten durch eine gemischte
Patrouille unter Mitwirkung der Militärpolizei durchsucht und
über eine Stunde befragt. Zudem reiten Militärs auf Pferden in
hoher Geschwindigkeit auf Demonstrierende zu, um sie ein-
zuschüchtern. Eine französische Fotografin, welche die Proteste
dokumentieren will, wird gar von einem Angehörigen der Armee
ins Gesicht geschlagen und verletzt.

Sowohl die Polizeigewalt als auch die Vermischung von
Polizei- und Militäraufgaben zur sogenannten «Aufrechterhaltung
der öffentlichen Sicherheit im Innern» sind aufs Schärfste zu ver-
urteilen. augenauf Bern

DDiiee CClloowwnn--AArrmmyy kkoommmmeennttiieerrtt aauuff iihhrree WWeeiissee ddiiee sscchhwweeiizzeerriisscchheenn AArrmmeeeettaaggee iinn LLuuggaannoo.. RReecchhttss:: DDiiee VVeerrhhaaffttuunnggeenn
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Medikamente, Zigaretten und Medienartikel. Einkaufen kann man
in Valzeina nicht. Dafür muss man den Bus nach Grüsch zum
nächsten Volg-Laden nehmen. Das Billett für den Bus nach
Grüsch kostet retour jedoch Fr. 9.20. Und: «Das Postauto ist
primär für den Transport der Schüler [sic] bestimmt, diese haben
Anspruch auf vorrangigen Transport. Bei Bedarf sind Transport-
plätze für Schulkinder freizugeben» (§14).

Es ist leicht auszurechnen: Wer Fr. 7.30 pro Tag erhält, aber
Transportkosten von Fr. 9.20 pro Einkaufsfahrt berappen muss,
wird nicht viel zwischen die Zähne bekommen, auch wenn man
sich organisiert und gemeinsam einkauft. Die Botschaft Grau-
bündens an die Abgewiesenen ist klar: Wer bleiben will, muss
hungern.

AAbbssoolluuttee KKoonnttrroollllee uunndd DDiisszziipplliinniieerruunngg
– «Weisungen und Anordnungen, welche die Unterkunftsleitung

oder Mitarbeitende des ARZ/MIZ bzw. des APZ [Amt für
Polizeiwesen und Zivilrecht Graubünden] erteilen, sind strikt zu
befolgen (§2). 

– Nach Bedarf kann die Leitung des ARZ/MIZ bzw. des APZ
obligatorische Informationsanlässe einberufen (§6).

– Die Mitarbeitenden des ARZ/MIZ sowie die Kantonspolizei
sind jederzeit berechtigt, im ARZ/MIZ Personen- und Zimmer-
kontrollen durchzuführen. Zimmer- und Personenkontrollen
durch die Kantonspolizei finden unregelmässig statt und
können jederzeit und unangemeldet erfolgen (§10).

– Jedem Bewohner [sic] wird anlässlich des Eintritts ins ARZ/MIZ
ein Bett zugewiesen. Ebenfalls wird eine Ablagefläche für per-
sönliche Gegenstände bezeichnet. Die Zimmer sind nur von
innen abschliessbar. Es gibt keine Schlüssel zu den Zimmern.»
(§8).

Braucht es zu diesen Zitaten aus der «Hausordnung» noch einen
Kommentar?

MMeeddiizziinniisscchhee VVeerrssoorrgguunngg nnuurr,, wweennnn eess ddiiee PPoolliizzeeii wwiillll
Wer in ein «Minimal-» oder «Ausreisezentrum» geschickt wird,
darf nicht arbeiten, hat zu wenig Geld für eine vernünftige
Ernährung zur Verfügung und muss jeden Tag anwesend sein.
EinE BewohnerIn befindet sich in «Obhut» des Staates, und dieser
wäre dazu verpflichtet, für dessen/deren Gesundheit zu sorgen.
Doch wie heisst es in der Hausordnung? «Die Bewohner [sic] des
ARZ/MIZ haben keinen oder nur sehr begrenzten Zugang zu ärzt-
lichen Leistungen, i.d.R. wird nur eine notfallmedizinische Ver-
sorgung gewährt, die von der Sektion V + V bewilligt werden
muss» (§13). Wer sind die Götter, die im Notfall darüber ent-
scheiden, ob keine oder doch minimale medizinische Behandlung
gewährt wird? Das Kürzel «Sektion V + V» bedeutet «Sektion Ver-
fahren und Vollzug», eine Unterabteilung des Bereichs !

                             

Ausreise- und Minimalzentrum in Valzeina GR

Vertreibung auf Raten
IImm PPrräättttiiggaauu eennttsstteehhtt eeiinn nneeuueess HHeeiimm ffüürr aabbggeewwiieesseennee AAssyyll--
ssuucchheennddee.. DDiiee SScchhiikkaanneenn,, ddeenneenn ssiiee aauussggeesseettzztt sseeiinn wweerrddeenn,,
wwuurrddeenn bbeerreeiittss ffeessttggeehhaalltteenn.. DDoocchh BBüürrggeerrIInnnneenn ddeerr GGeemmeeiinnddee
wweehhrreenn ssiicchh ggeeggeenn ddiiee uunnmmeennsscchhlliicchheenn BBeeddiinngguunnggeenn ddeerr UUnntteerr--
bbrriinngguunngg..

KKiilllleerr--HHaauussoorrddnnuunngg
Der Kanton Graubünden eröffnet demnächst in der 140-Seelen-
Gemeinde Valzeina ein «Ausreise- und Minimal-Zentrum» für
abgewiesene Asylsuchende. Der Entwurf der Hausordnung des
Zentrums zeigt, worum es bei der kantonalen Unterkunft geht:
Die Leute sollen verschwinden, ob tot oder lebendig.

Auszug aus der «Hausordnung Ausreise- und Minimalzentrum
(ARZ/MIZ) Flüeli, Valzeina»: §11 «Die Bewohner des ARZ/MIZ sind
verpflichtet, sich täglich in der Unterkunft aufzuhalten und sich zu
den angegebenen Zeiten für Anwesenheitskontrollen einzufin-
den. Die Bewohner haben sich jederzeit den Ausländerbehörden
zur Verfügung zu halten. Urlaubsgesuche werden nicht bewilligt.
(…) Jeder Aufenthalt ohne die erwähnte Bewilligung [zum Verbleib
im Zentrum] führt umgehend zu einer Strafanzeige.»

Wer einmal im «Ausreisezentrum», das in Wirklichkeit eine Art
Gefängnis ist, einsitzt, darf es nicht mehr verlassen. Wer aber ein-
mal daraus verwiesen wurde, darf auch auf keinen Fall dorthin
zurückkehren. 

Um das Perfide dieser Hausordnung zu verstehen, muss man
das «Flüeli» kennen. Dieses ist ein schon lange unbenutztes, iso-
liertes, abgelegenes Heim in der winzigen Graubündner Berg-
gemeinde Valzeina. Im Dorf gibt es eine schmale Strasse und ein
selten fahrender Minibus für die SchülerInnen, die in Grüsch zur
Schule gehen. Bis ins Heim sind es noch einmal 20 Minuten Fuss-
marsch – auf einer Strasse, die im Winter eigentlich eine
Schlittelbahn ist. Die ValzeinerInnen wehren sich gegen das Zen-
trum. Sie wollen kein verkapptes Gefängnis mit 40 InsassInnen,
denen jegliche Integration verboten ist, denen zu wenig Geld zur
Verfügung steht und die trotzdem nicht arbeiten dürfen; und die
dort, isoliert auf dem Berg, auf ihre Ausschaffung warten. Die
Gemeinde handelt nicht aus fremdenfeindlichen Motiven,
sondern bietet Flüchtlingsfamilien ihre Gastfreundschaft an. Nur
ein Gefängnis wollen sie nicht. Doch der Kanton hat sich durch-
gesetzt und Ende November sollen die ersten Abgewiesenen und
Unerwünschten ins Flüeli einziehen.

GGrraauubbüünnddeenn wwiillll FFllüücchhttlliinnggee aauusshhuunnggeerrnn
Bis Ende des Jahres erhalten die InsassInnen des Flüelis Fr. 7.30
pro Tag. Ausbezahlt wird zu festgelegten Zeiten, wer nicht da ist,
erhält nichts. Offenbar als besondere Strafmassnahme erhalten
einige das Geld nur in Tagesportionen (§7). Diese Fr. 7.30 müssen
für alles reichen: Nahrung, Kleider und Schuhe, Hygieneartikel,

             



Akten bitten, die seine Auslieferung verhindern sollen? Das Argu-
ment der Antifolter-Konvention findet in diesem Entscheid noch
weniger Gnade, als es die Pessimisten unter uns erwartet hatten:
Es wird schlicht ignoriert. 

Auch das zweite Hauptargument, dass der Haftbefehl vom
Staatssicherheitsgericht in Erzurum stammt, das weder unab-
hängig noch unparteilich ist, interessiert in diesem Fall nicht. Die
Antwort darauf lautet: Das wurde schon in der ersten Be-
schwerde angeführt. Allerdings wurde damals auch schon nicht
darauf eingegangen. Ganz rätselhaft wird diese Rechtsprechung,
wenn man diesen Entscheid mit demjenigen im Fall Zeynep Yesil
vergleicht (siehe nebenan): Dort bildet genau dasselbe Staats-
sicherheitsgericht ein Grund für die Ablehnung der Auslieferung.
Leider hat das Bundesgericht in jenem Fall auch nicht ausgeführt,
warum es einmal so und einmal anders entscheidet. 

ZZwweeii JJaahhrree GGeeffäännggnniiss ffüürr ddeenn ppoolliittiisscchheenn GGeeggnneerr
Nach diesem Entscheid aus Lausanne sind die Rechtsmittel im
Auslieferungsverfahren ausgeschöpft. Es bleibt nur noch der
Gang vor das Antifolter-Komitee der UNO. 

Die Auslieferung ist aber vor allem durch das noch hängige
Asylverfahren weiterhin unmöglich. Esiyok wartet immer noch
auf einen neuen Entscheid des Bundesamtes für Migration.
Dieser ist allerdings nicht vor nächstem Jahr zu erwarten. Somit
erweist die Schweiz der Türkei tatsächlich gute Dienste: zwei
Jahre Gefängnis für einen politischen Gegner, ohne dass jemand
Genaueres wissen will oder ein Urteil gefällt ist.

augenauf Zürich

Rätselhafte Rechtsprechung

Mehmet Esiyok: Revisionsgesuch abgelehnt
MMiitt eeiinneemm wweeiitteerreenn EEnnttsscchheeiidd ggeeggeenn ddeenn kkuurrddiisscchheenn PPoolliittiikkeerr
mmiissssaacchhtteett ddaass hhööcchhssttee SScchhwweeiizzeerr GGeerriicchhtt nnoocchhmmaallss ddiiee VVeerr--
ppfflliicchhttuunnggeenn ddeerr AAnnttiiffoolltteerr--KKoonnvveennttiioonn..

Happige Post hat die in die verschiedenen Verfahren gegen
Mehmet Esiyok involvierten Personen erreicht: Mit Datum vom 2.
Oktober 2007 lehnt das Bundesgericht das Ersuchen um Revision
des Auslieferungsentscheides ab. Der Unterton des neuesten
Entscheides von Lausanne ist unmissverständlich: Wir haben im
Januar alle Fakten in Betracht gezogen, daran gibt es nichts mehr
zu rütteln. Die Gerichtsakten aus der Türkei, die belegen, dass der
einzige Belastungszeuge gegen Esiyok seine Aussagen unter
Folter gemacht und später zurückgezogen hat, werden schlicht in
Frage gestellt: Das türkische Original nütze nichts, weil es eben in
türkischer Sprache verfasst sei, die Übersetzung sei «privat» (d.h.
nicht amtlich beglaubigt), und ob der Inhalt überhaupt auf Folter
hindeute und tatsächlich den Belastungszeugen betreffe, sei
ebenfalls fraglich. 

Was das Bundesgericht somit vor allem ignoriert, ist die
Antifolter-Konvention der UNO. Diese besagt klar, dass in einem
Auslieferungsverfahren der ausliefernde Staat die Verpflichtung
hat, sicherzustellen, dass das Verfahren nicht auf Aussagen
beruht, die unter Zwang zustande gekommen sind. Es wäre also
die Aufgabe des Bundesgerichts und des Bundesamts für Justiz
gewesen, in einem unsicheren Fall Akten aus der Türkei
anzufordern oder vorhandene Akten zu übersetzen. Oder sind die
hohen RichterInnen der Meinung, Esiyok soll aus dem Gefängnis
ans türkische Justizministerium schreiben und um genau die

Fortsetzung «Vertreibung auf Raten»
!

               

«Asyl und Massnahmevollzug» im Amt für Polzeiwesen und
Zivilrecht.  

GGeemmeeiinnddee VVaallzzeeiinnaa:: ««MMeennsscchheennrreecchhttssvveerrlleettzzuunnggeenn»»
Die arme und winzige Gemeinde Valzeina musste am 6.11.2007
die Baubewilligung für die Umnutzung der Liegenschaft Flüeli
erteilen, da der Kanton gegen die Nichterteilung der Baubewilli-
gung vor das Verwaltungsgericht gezogen ist. Doch die Gemeinde
liess es sich nicht nehmen, am gleichen Tag in einer Pressemittei-
lung Klartext zu sprechen. «Im Schreiben der Baukommission
vom 6.11.07 zum Gesprächsprotokoll hat demnach die Gemein-
de Valzeina einige Bemerkungen zur Hausordnung deponiert: u.
a. dass verschiedene Bestimmungen der Hausordnung gegen die
Menschenrechte, Bundesgerichtsentscheide oder BV-Artikel ver-
stossen. Auch dass die teilweise wagen Formulierungen Hand für

Willkür bieten. Diese Hausordnung bestätigt die Befürchtung, die
wir von Anfang an hatten, dass an diesem isolierten Standort ein
Zentrum mit gefängnisartigen Bedingungen entstehen soll.»

Wer die Auseinandersetzung um das «Ausreisezentrum» und
den Entwurf zur «Hausordnung» dieses Zentrums studiert, merkt
schnell die Absichten, die hinter den Plänen des Kantons Graubün-
den stecken: Flüchtlinge und sonstige Abgewiesene sollen unter so
lausigen Umständen eingesperrt werden, dass sie von selbst
abhauen, am besten gleich über nationale Grenzen nach Frank-
reich oder Italien. Egal, nur weg sollen sie. Die Allerschwächsten,
die Kranken, Alten oder die Menschen mit Kindern müssen oben
auf dem Berg verharren. Bis ein Staat ein Laissez-Passer ausstellt
und ein Sammelflugzeug bereit steht. (Oder dann §13 in Kraft tritt:
«Die Bewohner des ARZ/MIZ haben keinen oder nur sehr
begrenzten Zugang zu ärztlichen Leistungen.») augenauf Zürich
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Die Türkei liefert nun in diesem Falle keine ausführliche und
widerspruchsfreie Sachverhaltsdarstellung und verweist einzig
auf die Aussagen eines Überläufers.

Das Bundesstrafgericht bemängelt die Sachverhaltsdarstel-
lung und vermutet, dass der Überläufer in der damaligen Bürger-
kriegssituation im Südosten der Türkei gefoltert worden ist. Laut
Bundesgericht sei in den kurdischen Gebieten von 1992 bis 1997
systematisch gefoltert worden, namentlich bei Terrorismus-
verdacht. Zweitens entspricht das staatliche Sicherheitsgericht
von Erzurum, das den Haftbefehl ausgestellt hat, zum Zeitpunkt
des Haftbefehls 1998 keinesfalls den Standards eines unabhängi-
gen und unparteilichen Gerichtes. Das Bundesstrafgericht hebt
deshalb den Auslieferungsentscheid des BJ auf.

DDaass BBuunnddeessggeerriicchhtt lläässsstt ssiicchh nniicchhtt uunntteerr DDrruucckk sseettzzeenn
Das BJ steht offenbar unter Druck und zieht das Verfahren vor das
Bundesgericht. Aber auch das Bundesgericht folgt der Argumen-
tation des Bundesstrafgerichts und macht insbesondere noch
einmal klar, dass die Vorstellung des BJ, die ausführliche und
widerspruchsfreie Sachverhaltsdarstellung sei durch ein türki-
sches Gericht zu prüfen und die Schweiz sei mit einer Monitoring-
Zusage der Türkei der Flüchtlingskonvention genügend nach-
gekommen, nicht rechtskonform ist. Monitoring bedeutet, dass
die Schweizer Botschaft eineN BeobachterIn zum Prozess
entsenden kann. Fällt das türkische Gericht aber dennoch ein
politisches Urteil, berücksichtigt es Aussagen, die unter Folter
zustande gekommen sind, oder wird die ausgelieferte Person
sogar selbst gefoltert, hat die Schweiz keinerlei Eingriffsmöglich-
keiten. Auch kann die ausgelieferte Person nicht wieder in die
Schweiz zurückgeholt und ihr Asyl gewährt werden, wenn der
Ausgang des Verfahrens in der Türkei dies nahe legen würde.

Der politische Druck, der auf dem BJ als Behörde lastet, wird
im Urteil auch daraus ersichtlich, dass das BJ noch in letzter
Minute per E-Mail neue Fakten in das Verfahren einbringen will.
Ein E-Mail als Beweisdokument soll also in einem Verfahren, das
bereits acht Jahre läuft und in dem die Türkei schon dreimal die
Gelegenheit hatte, den Auslieferungsgrund zu präzisieren, die
entscheidende Wende bringen.

Das Bundesgericht lässt sich nicht auf solche Spiele ein und
widersteht für einmal dem politischen Druck. augenauf Basel

Ausnahmsweise funktioniert die Gewaltentrennung: Zeynep Yesil wird nicht ausgeliefert 

Blochers Bundesamt auf der Verliererstrasse
DDaass BBuunnddeessggeerriicchhtt eennttsscchheeiiddeett aamm 2233.. OOkkttoobbeerr 22000077,, ddaassss ZZeeyynneepp
YYeessiill nniicchhtt aann ddiiee TTüürrkkeeii aauussggeelliieeffeerrtt wweerrddeenn ddaarrff.. SSiiee iisstt eeiinnee ddeerr
vviieerr KKuurrddIInnnneenn,, ddeerreenn AAuusslliieeffeerruunngg vvoonn BBuunnddeessrraatt CChhrriissttoopphh BBlloo--
cchheerr aannlläässsslliicchh eeiinneerr TTüürrkkeeiirreeiissee vvoorr eeiinneemm JJaahhrr ddeenn ttüürrkkiisscchheenn
BBeehhöörrddeenn ««vveerrsspprroocchheenn»» wwuurrddee ((NNZZZZ 55..1100..22000066)).. VVoonn ddeenn vviieerreenn
bbeeffiinnddeett ssiicchh MMeehhmmeett EEssiiyyookk ((ssiieehhee nneebbeennaann)) iimmmmeerr nnoocchh iinn AAuuss--
lliieeffeerruunnggsshhaafftt..

Zeynep Yesil kommt aus einer armen kurdischen Familie. Im
Bürgerkrieg der 1990er Jahre gerät sie in Konflikt mit dem Militär.
Sie muss mit 16 Jahren ihre Familie verlassen und aus Angst vor
Verhaftung und Folter untertauchen. Nach über zehn Jahren im
Untergrund gelingt ihr die Flucht aus der Türkei. Sie stellt am
19. Juni 2006 in der Schweiz einen Antrag auf Asyl. Zwei Tage
nach Einreichen ihres Antrages setzt sie die Schweizer Polizei,
gestützt auf einen Interpol-Haftbefehl der Türkei, in Ausliefe-
rungshaft. 

Nach beinahe einem Jahr in Haft in Basel wird Zeynep Yesil am
26. April 2007 freigelassen, weil das Bundesstrafgericht den Aus-
lieferungsentscheid aufgehoben hat. Blochers Behörde, das Bun-
desamt für Justiz (BJ), ficht daraufhin diesen Entscheid beim
Bundesgericht an, sodass das oberste Gericht diesen Fall erneut
beurteilen muss und dabei die Argumentation des Bundesstraf-
gerichts stützt.

Es lohnt sich, diese beiden Entscheide näher zu betrachten.
Sie sind unter den Bezeichnungen «Entscheid des Bundesstraf-
gerichts, II. Beschwerdekammer, vom 25. April 2007» und «Urteil
23.10.2007 1C 91/2007» beim Bundesgericht veröffentlicht.

Das Auslieferungsgesuch der Türkei wirft Zeynep Yesil «Ver-
such zur Veränderung der Verfassung der Türkischen Republik
durch Gewaltanwendung» und sehr summarisch die Beteiligung
an bewaffneten Aktionen in den Jahren 1992 bis 2001 vor. Per-
sönlich wird ihr der Tod eines Dorfwächters bei einer Entführung
1993 angelastet. Das Schweizer Recht sieht im Falle einer Aus-
lieferung mit eindeutig politischer Motivation vor, dass erhöhte
Anforderungen an die Ausführlichkeit, Widerspruchsfreiheit und
Verlässlichkeit des Gesuchs gestellt werden müssen. Das ist ein
Schlüsselpunkt beim Schutz vor politischer Verfolgung, soll damit
doch verhindert werden, dass Folter- und Unrechtsstaaten via
Interpol ihrer politischen Gegner habhaft werden können. 

PPNNOOSS wwiillll ssiicchh wweeiitteerr aauussbbrreeiitteenn 
Am 18.November, dem Parteitag der PNOS
(Partei National Orientierter Schweizer),
kündigte Dominic Lüthard neue Sektionen

sowie die Teilnahme an den Grossrats- und
Stadtratswahlen in Bern und Langenthal
an. Lüthold, Frontmann der Neonaziband
«Indiziert» – die mit Titeln wie: «Geh ich am

Dönerstand vorbei» oder «Asylant»  ihre
rechte Gesinnung nicht nur krächzen,
sondern auch bildlich umsetzen – haben
unter anderem auch die langjährigen !

                      

Auge drauf
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Beobachter und Kenner der rechts-
extremen Schweizer Szene Hans Stutz,
Jürg Frischknecht und Heinz Kaiser be-
droht und zur Gewalt gegen sie aufgerufen:
In einem auf Youtube veröffentlichten
Videoclip war zum Beispiel zu sehen, wie
der Kopf von Hans Stutz per Mausklick in
Stücke gerissen wird.

Dass auch der «Kampfbund nationaler
Aktivistinnen» (KNA) vermehrt in der Politik
mitmischen will, ist unter anderem daran
zu erkennen, dass Edda Schmidt als Gast-
referentin eingeladen wurde. Sie ist Vor-
standmitglied des «Rings Nationaler Frau-
en» und der deutschen NPD und sprach im
luzernischen Hildisrieden auch über die
«repressive Verfolgungspolitik» an Rechts-

gesinnten und HolocaustleugnerInnen wie
dem verurteilten Ernst Zündel.

Am Schluss des Parteitages der PNOS
sangen alle gemeinsam inklusive der Na-

zisse Edda Schmidt die alte Schweizer-
hymne «Rufst du mein Vaterland». Die
PNOS muss weiterhin im Auge behalten
werden.

EEuurroo 0088:: EErrssttee MMaasssseennvveerrhhaaffttuunngg
Am 1. Dezember 2007 erstickt die Poli-
zei am Vorabend der Gruppenauslo-
sung für die Euro 08 in Luzern eine un-
bewilligte Demonstration im Keim. 120
Personen werden vorübergehend fest-
genommen.

An der Kundgebung der «Aktion
Freiraum» wollten rund 800 Personen teil-
nehmen, um unter anderem gegen die
Schliessung eines Jugendkulturzentrums
zu demonstrieren.

Auge drauf

Standpunkte des KNA: 
FFeemmiinniissmmuuss iisstt ffrraauueennffeeiinnddlliicchh
«[...] Es ist also an uns allen, das Volk
wachzurütteln, den Feminismus zu be-
graben und die Gleichberechtigung zu
erreichen. Wir Frauen des Kampfbund
Nationaler Aktivistinnen wollen keine
verweiblichten Männer und keine ver-
männlichten Frauen. Mann und  Frau
sollten sich perfekt ergänzen, eine Sym-
biose bilden. Denn: Eine Frau, die sein
will wie ein Mann, hat kein Ehrgeiz.» 

Erfolgreiche Demo von Flüchtlingen und ihren UnterstützerInnen

Solidarität leben!
AAmm 1177.. NNoovveemmbbeerr 22000077 ttrreeffffeenn ssiicchh rruunndd 11550000 PPeerrssoonneenn aauuff ddeemm
HHeellvveettiiaappllaattzz iinn ZZüürriicchh.. SSiiee nneehhmmeenn aann ddeerr FFllüücchhttlliinnggss--
ddeemmoonnssttrraattiioonn tteeiill,, ddiiee uunntteerr ddeemm MMoottttoo ««GGeeggeenn AAuusssscchhaaffffuunngg
uunndd AAuussggrreennzzuunngg.. SSoolliiddaarriittäätt lleebbeenn!!»» sstteehhtt.. DDiiee DDeemmoo wwiirrdd
vvoonn aauuggeennaauuff,, FFllüücchhttlliinnggssoorrggaanniissaattiioonneenn uunndd aannttiirraassssiissttiisscchheenn
GGrruuppppeenn oorrggaanniissiieerrtt.. 

Ziel der Demonstration ist es, ein klares Zeichen gegen die
aktuelle Asyl- und Ausländerpolitik zu setzen: Die Probleme der
MigrantInnen verschärfen sich ab dem 1. Januar 2008 zusätzlich.
Die SchweizerInnen haben aus einer propagierten, konstruierten
Angst vor Überfremdung heraus diesen Gesetzesverschärfungen
vor gut einem Jahr zugestimmt. Die Auswirkungen sind für die
AusländerInnen fatal, sie werden aber so gut wie nicht wahr-
genommen. 

Deshalb äussern die TeilnehmerInnen der Demonstration ihre
Solidarität. MigrantInnen sollen sich nicht verstecken müssen,
auf ihre Probleme muss aufmerksam gemacht werden und
direkte Hilfe muss angeboten werden. Nicht alle sind einver-
standen mit der aktuellen Politik. 

Nachdem der Aufruf in verschiedenen Sprachen verlesen wird
und sich alle TeilnehmerInnen mit Parolenblättern, Transparen-
ten, T-Shirts und selbst gebastelten Plakaten ausgerüstet haben,
setzt sich der Zug in Bewegung. Vorneweg gehen viele
migrantische Gruppen, die, von Mitgliedern der Gruppe augenauf DDiiee SScchhwweeiizzeerr FFllüücchhttlliinnggssppoolliittiikk wwiirrfftt llaannggee SScchhaatttteenn
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Lage der KurdInnen in der Türkei und der Lage in Darfur wird das
Mikrofon geöffnet für alle, die gerne etwas sagen möchten.

Gegen 17 Uhr löst sich die Demonstration auf. Es haben sich
keinerlei Zwischenfälle ereignet. Die OrganisatorInnen sind sehr
zufrieden. Die Demo ist ein Baustein der Bewegung gegen die
Ausgrenzung von MigrantInnen und Asylsuchenden in der
Schweiz. augenauf Zürich

und anderen unterstützt, laut Parolen skandierend die Demons-
trantInnen anführen. Weiter hinten folgt ein Bühnenwagen mit
Live-Rap-Musik. Der Bühnenwagen dient allen, die nicht mehr
gehen können oder wollen, als Gelegenheit zum Ausruhen, vor
allen Dingen den Kindern. Und drumherum: Über tausend
DemonstrantInnen – Einzelpersonen und verschiedene Gruppie-
rungen. 

Während der ganzen Demonstration werden die Demozeitung
und Flugblätter an PassantInnen verteilt, was besonders an der
Bahnhofstrasse sehr lustig ist. Einige PassantInnen lassen sich
dazu bewegen, sich dem Zug spontan anzuschliessen, andere
würdigen die DemonstrantInnen keines Blickes. 

Vom Stauffacher via Bahnhofstrasse bewegt sich die Demo
ans Limmatquai, dann über die Rudolf-Brun-Brücke und wieder
über die Bahnhofstrasse zurück zum Helvetiaplatz. Das Wetter ist
traumhaft und die Stimmung unter den DemonstrantInnen sehr
gut: «Ich finde es super, dass so viele Leute gekommen sind. Es
tut gut zu wissen, das wir mit unseren Problemen nicht ganz
alleine gelassen werden», sagt ein Teilnehmer aus dem Sudan.
Und eine Irakerin ergänzt: «Die Leute, die hier sind, gehören zu
verschiedenen Gruppen und haben verschiedene Meinungen.
Aber die Solidarität mit uns Flüchtlingen verbindet uns alle.»

Zurück auf dem Helvetiaplatz, informieren sich die Leute an
Ständen und trinken Glühwein – eine Wohltat in der klirrenden
Kälte. Nach Redebeiträgen zu verschiedenen Themen wie der

Werbung mit Sprachbarrieren

Inszenierte Abschreckung
DDeerr WWeerrbbeessppoott ««TThhee SSwwiittzzeerrllaanndd GGoovveerrnnmmeenntt»» mmaacchhtt iinn NNiiggeerriiaa
NNeeggaattiivvrreekkllaammee,, uumm FFllüücchhttlliinnggee vvoonn ddeerr SScchhwweeiizz ffeerrnn zzuu hhaalltteenn.. 

Die Spot(t)geschichte: Ein junger afrikanischer Emigrant telefo-
niert mit seinem Vater und erzählt ihm, wie toll es in der Schweiz
ist, dass es ihm hier gut geht und er an der Universität studiert. 

Der Spot will aber noch auf eine andere Geschichte hinaus: In
Tat und Wahrheit, so die Fortsetzung, lebt der junge Afrikaner auf
der Strasse und wird von der Polizei gejagt. Mit einem Plakat
«Aidez-moi» sitzt er am Schluss des Spots völlig abgerissen auf
der Strasse und bettelt.

Die Botschaft ist klar: Er hält sich illegal in der Schweiz auf, ist
in den Drogenhandel involviert und wird deshalb von der Polizei
verfolgt und erzählt – aus Scham? – seinem Vater nicht die Wahr-
heit über sein Leben. Aber damit nicht genug: Das Bundesamt für
Migration (BFM) ist der Auftraggeber dieses auf Abschreckung

zielenden Spots, und obwohl Nigeria ein Englisch sprechendes
Land ist, wird im Spot französisch gesprochen. Zwar hat es eng-
lische Untertitel, aber in Nigeria können 33,7% der Männer und
53,7% der Frauen weder lesen noch schreiben.

In der Fernsehsendung «Der Club» vom 27. November 2007
(SF1) gab Eduard Gnesa, Direktor des Bundesamtes für
Migration, zu, dass er nicht wusste, dass in Nigeria vorwiegend
Englisch gesprochen wird, er kenne eben nur Kamerun und den
Kongo und da rede man wirklich Französisch. 

In der gleichen Sendung hält unser Migrationsdirektor zum
Thema Kolonialismus fest: «Wir waren keine Kolonialmacht
da unten», und führt damit einen immer noch anhaltenden
Diskurs fort, der die Schweizer Beteiligung am Kolonialismus
negiert. 

«Glaubt nicht alles, was ihr hört» – auf diese Weise endet der
Abschreckungsspot des BFM in Nigeria. augenauf Zürich

DDeerr DDeemmoonnssttrraattiioonnsszzuugg vvoomm 1177.. NNoovveemmbbeerr 22000077 iinn ZZüürriicchh
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Wir danken Fotosatz Salinger für die
Unterstützung – und freuen uns über je-
de andere ideelle und finanzielle Hilfe.

Trotz heftiger Proteste hat Frankreich Ende
Oktober dieses Jahres der Einführung von
Gentests (nur) für MigrantInnen zuge-
stimmt. Mit dem Test soll eindeutig fest-
gestellt werden, ob AusländerInnen, die
ihren Familienangehörigen nach Frankreich
folgen wollen, auch blutsverwandt sind. Zu
welchen anderen Selektionsverfahren die-
se Gentests führen werden, ist noch nicht
bekannt – rassistisch sind sie allemal.

Nun zieht die schweizerische SVP nach
und fordert eine weitere Verschärfung im
Ausländer-Unrecht.

Scharfmacher Alfred Heer von der Zür-
cher SVP will eine obligatorische DNA-Pro-

be für den Familiennachzug vor allem aus
asiatischen, afrikanischen, süd- und mittel-
amerikanischen Ländern sowie aus der
Türkei und der Kosova einführen.

Die Kosten solcher Gentests werden auf
bis zu 1000 Franken geschätzt und müssten
laut Heer von den GesuchstellerInnen sel-
ber bezahlt werden.

Während es in Frankreich vehemente
Proteste gegen die (noch freiwilligen) Gen-
tests gibt und SOS Racisme France in einer
sehr erfolgreichen Petition die Rücknahme
der Verordnung verlangt, bleibt es in der
Schweiz gefährlich ruhig.

augenauf Zürich

Das Allerletzte

Aus der Serie «Animal Blues» von Udo Theiss

2007 war für augenauf Bern ein turbulentes Jahr. Nach einer personellen und
energetischen Krise Anfang Jahr hat sich im Oktober schliesslich eine Gruppe von etwa
fünfzehn Leuten gefunden, die den Verein mit neuem Elan weiterführt. Diese neuen
Ressourcen erlauben es, einerseits die Arbeit von augenauf Bern neu zu gestalten,
andererseits können sich dadurch die «Altgedienten» ein wenig erholen. Neben der
Öffentlichkeitsarbeit zu den Themen Asyl und Repression werden wir uns neu wieder
verstärkt der Einzelfallarbeit widmen. Dazu richten wir auch wieder einen betreuten
Telefondienst ein. Ab dem neuen Jahr sind wir für Opfer behördlicher Übergriffe also
auch wieder telefonisch erreichbar. Wir freuen uns auf die neue Herausforderung und
hoffen dank einer vergrösserten Gruppe an Aktiven noch verstärkt ein «Auge drauf» zu
haben, was in Bern alles schief läuft.
aauuggeennaauuff BBeerrnn,, QQuuaarrttiieerrggaassssee 1177,,  33001133 BBeerrnn –– bbeerrnn@@aauuggeennaauuff..cchh -- 003311//333322 0022 3355
PPCC:: 4466--118866446622--99

augenauf Bern reloaded!

                                      



            

augenauf-Bulletin 56
März  2008augenauf

angeblich aufgrund einer neuen Einschätzung der sicherheits-
politischen Lage. Hier zeigt sich ein bedenklich leichtfertiger
Umgang mit wesentlichen Grundrechten: Bewilligungen werden
gegeben und wieder genommen, wie es halt so passt. Mit seiner
Entscheidung hat der Gemeinderat quasi über Nacht jeden
Widerstand gegen das WEF kriminalisiert und eine ganze Stadt
unter Generalverdacht gestellt.

Diese Gelegenheit liess sich die Polizei natürlich nicht neh-
men. Sie setzte die vorgängige Kriminalisierung aller potenzieller
DemoteilnehmerInnen konsequent um. Nicht nur, dass die Fest-
nahmen völlig willkürlich abliefen. Auch das brutale Vorgehen
bei den Festnahmen, das Abfertigungs- und Fichierungs- !

    

Anti-WEF-Demonstrationen, Anti-Repressions-Demonstrationen

Für die Verteidigung der Meinungsfreiheit!

Die Bilanz spricht für sich: Insgesamt wurden an den beiden Anti-
WEF-Demonstrationen in Bern über 250 Personen grundlos fest-
genommen, während Stunden unter erniedrigenden Bedingun-
gen eingesperrt und fichiert. 

Es war nicht besonderes schwierig, am 19. Januar in Bern fest-
genommen zu werden. Bereits am Vormittag führte die Polizei
überall Massenkontrollen durch: im Bahnhof, an den Einfahrtstras-
sen und in der gesamten Innenstadt. Für eine Festnahme war es
weder nötig sich «zusammenzurotten», noch gefährliche Gegen-
stände mit sich zu führen. Es reichte, an diesem Tag in Bern zu sein. 

Der Berner Gemeinderat hatte gerade mal zwei Tage vor der
Demonstration die Bewilligung für den Anlass zurückgezogen:

IImm JJaannuuaarr 22000088 üübbeerrttrruummppfftteenn ssiicchh BBeerrnneerr uunndd BBaasslleerr PPoolliizzeeii iinn
SSaacchheenn mmaasssseennhhaaffttee PPrräävveennttiivvvveerrhhaaffttuunnggeenn,, eerrnniieeddrriiggeennddee BBee--
hhaannddlluunngg uunndd FFiicchhiieerruunngg.. DDaammiitt hhaabbeenn ssiiee ddeenn llookkaalleenn aauuggeennaauuff--
GGrruuppppeenn vviieell AArrbbeeiitt bbeesscchheerrtt.. DDiiee eerrsstteenn ffüünnff SSeeiitteenn ddeess BBuulllleettiinnss
ssiinndd ddeesshhaallbb ddeerr VVeerrlleettzzuunngg ddeerr MMeeiinnuunnggss-- uunndd VVeerrssaammmm--
lluunnggssffrreeiihheeiitt ggeewwiiddmmeett.. DDiiee TTeexxttee aauuss BBeerrnn eerrllääuutteerrnn ddiiee pprroo--
bblleemmaattiisscchhee BBeeoobbaacchhttuunngg ddeerr ppoolliizzeeiilliicchheenn AArrbbeeiitt dduurrcchh eeiinnee

RReeggiieerruunnggssssttaatttthhaalltteerriinn,, eeiinneerr ddeerr TTeexxttee aauuss BBaasseell bbeelleeuucchhtteett
ddiiee ddoorrtt nnaacchhttrräägglliicchh eerrffoollggttee UUnntteerrssuucchhuunngg.. EEiinnee FFrraaggee ttaauucchhtt
ddaabbeeii iimmmmeerr wwiieeddeerr aauuff:: WWaass ggeesscchhiieehhtt mmiitt ddeenn ggeessaamm--
mmeelltteenn DDaatteenn?? UUnndd wwiiee iisstt eess mmöögglliicchh,, ddaassss bbeeii VVeerrhhaaffttuunnggeenn,,
bbeeii ddeenneenn ddiiee PPoolliizzeeii zzuuggiibbtt,, ddaassss eess vviieellee UUnnbbeetteeiilliiggttee ggeettrrooffffeenn
hhaatt,, zzwweeii DDrriitttteell ddeerr AArrrreessttiieerrtteenn sscchhoonn iinn eeiinneerr nnaattiioonnaalleenn DDaatteenn--
bbaannkk ssiinndd??

      



sondern scheint vielmehr einer gezielten Kontrolle und Ernied-
rigung der betroffenen Personen zu dienen. 

Insgesamt entsteht der Eindruck, dass die Berichterstattung
von Regula Mader der Polizei vor allem die Gelegenheit gab, sich
als kritik- und lernfähig zu präsentieren und jede weiter gehende
Kritik als übertriebene Zwängerei abzustempeln. In einem Commu-
niqué gab die Kantonspolizei denn auch beleidigt zu verstehen,
dass sie zu den «diffamierenden Pauschalvorwürfen» von augenauf
Bern, die sie als «in den wesentlichen Teilen faktenwidrig» be-
zeichnete, keine Stellung mehr nehmen werde. Die grundsätzliche
Problematik sei ja bereits im Bericht von Mader erläutert worden.

augenauf Bern hat nach dem 19. Januar zahlreiche Gedächt-
nisprotokolle von Betroffenen und ZeugInnen gesammelt und aus-
gewertet. Neben den Missständen in den Sammelstellen und den
gewaltsamen Übergriffen bei den Festnahmen wird darin vor
allem die willkürliche «Massenfestnahme-Strategie» verurteilt –
also ein Aspekt, der im Bericht von Mader ausgeklammert wurde. 

KKoollllaatteerraallsscchhääddeenn wweerrddeenn iinn KKaauuff ggeennoommmmeenn
Es vermag kaum zu erstaunen, dass die Kantonspolizei im
Zusammenhang mit den Anti-WEF-Demonstrationen von einer
«erfolgreichen sicherheitspolizeilichen Bewältigung» spricht. Be-
denklich ist hingegen die Reaktion der Öffentlichkeit auf diese
repressiven Auswüchse. Alle grundrechtlichen Bedenken gehen
offenbar verloren im allgemeinen Ruf nach mehr Sicherheit. Die
von allen Seiten geschürte Angstmacherei scheint jede Kritik an
der immer stärkeren Repression zu verunmöglichen.

Die zahlreichen Leserbriefe und Forumsbeiträge zum Thema
machen es deutlich: Grundrechte liegen nicht im Trend. Bereits
die amtlich legitimierte Kritik von Regula Mader geht den Berner-
Innen zu weit. Auch dass gänzlich unbeteiligte Menschen fest-
genommen wurden, scheint nicht besonders zu stören. So findet
es der Präsident von Bern City auch nicht weiter tragisch, wenn
seine Kundschaft kontrolliert und festgenommen wird. Gewisse
Kollateralschäden müssen halt einfach in Kauf genommen
werden.  augenauf Bern

!

        

prozedere in den sogenannten Sammelstellen und das Ver-
halten einzelner PolizistInnen machte mehr als deutlich, dass es
sich bei den Verhafteten in ihren Augen ausschliesslich um Krimi-
nelle handeln musste. Unschuldsvermutung? Ach, nein, heute nicht. 

AAmmttlliicchh zzuuggeellaasssseennee KKrriittiikk
Offenbar tauchten auch bei der Polizei gewisse Zweifel an der All-
gemeinverträglichkeit der Aktion auf. Anders lässt es sich kaum
erklären, dass Kommandant Stefan Blättler am Demotag «spontan»
auf die Idee kam, Regierungsstatthalterin Regula Mader anzufra-
gen, die Tätigkeit der Kantonspolizei zu beobachten. Wohlgemerkt,
gerade mal zweieinhalb Stunden vor Demobeginn, als bereits
zahlreiche Personen in den Sammelstellen festgehalten wurden.
Das Verhalten der Polizei durch eine «externe Beobachterin» kon-
trollieren zu lassen, mag ja an sich als lobenswert betrachtet
werden. Allerdings bringt die in Anbetracht der Umstände doch
sehr zahm ausgefallene Berichterstattung von Regula Mader
einige grundlegende Probleme mit sich. Ihr Aufgabenbereich be-
schränkte sich ausschliesslich auf die Bedingungen in den Sam-
melstellen. Die exzessiven Massenkontrollen und die gewaltsa-
men Übergriffe bei den Festnahmen waren nie Gegenstand ihrer
Beobachtungstätigkeit. Die Formulierung des Berichtes erlaubte
es der Kantonspolizei zudem, die vorgebrachten Kritikpunkte als
logistische Mängel abzutun. 

Gemäss Blättler wurde die Kantonspolizei schlicht von der
grossen Anzahl Personen überrascht, die sie festnehmen «muss-
te». Demnach schaffte es die Polizei also, sich mit ihrer über-
motivierten Festnahmestrategie selber zu überfordern. Laut
Blättler bestand ein wesentliches Problem darin, dass nur ein
Computer zur Verfügung stand. Das ist als Erklärung für die
ganzen Schikanen etwas dürftig. Immerhin befand sich die Sam-
melstelle in der Polizeihauptwache. Zudem lässt sich damit aller-
höchstens die unverhältnismässig lange Festhaltedauer erklären.
Wenn sich Personen grundlos entkleiden müssen, fotografiert
werden, vom Gang zur Toilette abgehalten und beschimpft wer-
den, dann hat das nichts mit fehlenden Computern zu tun,

2 augenauf-Bulletin 56  x  März 2008

Wer am 19. Januar in Bern zur falschen Zeit am falschen Ort war,
musste einiges über sich ergehen lassen. Bereits bei den Fest-
nahmen ging die Polizei alles andere als zimperlich vor. Mehrere
Personen beklagten sich über brutales zu-Boden-Drücken, Fuss-
tritte und Stockschläge. Die Festgenommenen wurden mit Ka-
belbindern gefesselt. Dabei kam es mehrfach zu Verletzungen
am Handgelenk. In den meisten Fällen wurden die Betroffenen
weder über den Grund ihrer Festnahme noch über das weitere
Vorgehen informiert. Zudem weigerten sich verschiedene
PolizistInnen, ihren Namen oder ihre Dienstnummer anzugeben.

Nach der Festnahme wurden die Betroffenen in sogenannte
«Sammelstellen» verfrachtet, wo sie teilweise bis zu zehn
Stunden mit bis zu 60 anderen Verhafteten in Freiluftkäfigen in

Erniedrigendes Prozedere: Festgenommene in Käfigen
der Kälte ausharren mussten. Die Versorgung mit Wasser und
Nahrung war ungenügend, der Gang zur Toilette wurde teilweise
verwehrt. Bei der anschliessenden Durchsuchung mussten sich
zahlreiche Personen vollständig ausziehen. Die meisten wurden
zudem fotografiert.

Die Polizei verwehrte einem verletzten Bluter lange Zeit jede
medizinische Hilfe, obwohl er wiederholt auf seine Krankheit
hinwies und den BeamtInnen einen entsprechenden Ausweis
zeigte. Erst nach längerem lautstarkem Protest seiner Mitgefan-
genen wurde er schliesslich dem Sanitätsteam übergeben.  

augenauf Bern hat bei Stadt und Kanton Bern einen Antrag
auf Untersuchung des Polizeieinsatzes eingereicht. Im Fall des
verletzten Bluters wurde ein Verfahren eröffnet. 
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Sämtliche Schreckensszenarien von Sachbeschädigungen und
Gewaltexzessen bewahrheiteten sich nicht. Die Demo verlief
«friedlich» und kraftvoll. Die Forderungen der DemonstrantInnen
wurden in diversen Reden unterstrichen: 
–– KKeeiinnee BBeessppiittzzeelluunnggeenn uunndd pprräävveennttiivveenn VVeerrhhaaffttuunnggeenn vvoonn DDee--

mmoonnssttrraannttIInnnneenn
– FFüürr ddaass RReecchhtt aauuff WWiiddeerrssttaanndd ggeeggeenn ddeenn KKaappiittaalliissmmuuss,, aauucchh

ggeeggeenn ddaass WWEEFF
–– KKeeiinn HHoooolliiggaannggeesseettzz ffüürr SSppoorrttffaannss
–– KKeeiinnee WWeeggwweeiissuunnggeenn iimm ööffffeennttlliicchheenn RRaauumm
–– KKeeiinnee SSttiiggmmaattiissiieerruunngg vvoonn MMeennsscchheennggrruuppppeenn

Unterschiedlichste Gruppie-
rungen nahmen an der Demo
teil. Auch FCB-Fans aus der
«Muttenzerkurve» waren mit
einem eigenen Block prä-
sent. 

Am Claraplatz, wo die
Demo schliesslich zu Ende
war, gab der Rapper Topf-
chopf ein paar seiner Songs
zum Besten und sorgte
damit für einen runden Ab-
schluss der erfolgreichen
Demo. Sie zeigte einmal
mehr: Ohne Polizei gibt es
keine Gewalt.    augenauf Basel

«Demo gegen Polizeirepressionen» am 1. März 2008 in Basel

Gemeinsam sind wir stark!

ZZuussaammmmeenn mmiitt zzaahhllrreeiicchheenn aannddeerreenn GGrruuppppiieerruunnggeenn rriieeff aauuggeennaauuff
zzuu eeiinneerr DDeemmoo ggeeggeenn PPoolliizzeeiirreepprreessssiioonn aamm 11.. MMäärrzz aauuff.. DDiieess aallss
RReeaakkttiioonn aauuff ddiiee wwaahhlllloossee VVeerrhhaaffttuunngg vvoonn MMeennsscchheenn dduurrcchh ddiiee
BBaasslleerr PPoolliizzeeii iimm VVoorrffeelldd eeiinneerr aannggeekküünnddiiggtteenn AAnnttii--WWEEFF--DDeemmoo
wweenniiggee WWoocchheenn ddaavvoorr..

Am 26. Januar 2008 machten 66 Jugendliche, Touristinnen und
Journalisten in Basel eine traumatische Erfahrung. Sie waren am
Samstagnachmittag zu Fuss oder im Tram in der Innenstadt

Basels unterwegs, als
sich Hunderte von Po-
lizeibeamten in Kampf-
montur über sie her-
machten und sie fest-
nahmen. Am Samstag,
1. März 2008, gab sich
die Polizei «zivilisier-
ter». Als sich gegen
Tausend Personen am

Barfüsserplatz besammelten, gesellten sich fast ausschliesslich
Zivilfahnder zu den ManifestantInnen. Die Wannenkolonnen
waren in Nebenstrassen versteckt.

Zur «Demo gegen Polizeirepressionen» hatte ein Bündnis von
verschiedenen Gruppierungen aufgerufen. augenauf Basel hatte
eine Bewilligung eingereicht und zwei Gespräche mit den Polizei-
spitzen geführt. Auch in den Medien war die Demo im Vorfeld
tagelang präsent. Auf der Frontseite der Basler Zeitung erklärte
die Polizei noch am Demotag, dass sie «mit allem rechne».

FFuussssbbaallllffaannss aann ddeerr DDeemmoo

RRaappppeerr TTooppffcchhooppff aann ddeerr DDeemmoo

SScchhrreeiihhäällssee aann ddeerr DDeemmoo

KKrraaffttvvoollll,, vveerreeiinntt uunndd iinn gguutteerr SSttiimmmmuunngg:: AAnnttii--RReepprreessssiioonnss--DDeemmoonnssttrraattiioonn vvoomm 11.. MMäärrzz 22000088 iinn ddeerr BBaasslleerr IInnnneennssttaaddtt
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führen zu können», «durch äusserst hohe Mobilität und Entschlos-
senheit einen professionellen Zugriff zu ermöglichen» und «Rück-
sicht auf Unbeteiligte zu nehmen».

RReevvoolluuttiioonnäärreerr AAuuffbbaauu SScchhwweeiizz –– eeiinnee BBeewweegguunngg??
Dass sich Punkt eins und Punkt drei im Übereifer und in schwerer
Grenadieruniform zwangsläufig beissen müssen, wurde der Polizei
erst nachträglich bewusst. Alle, die sich aber zu früh freuen,
werden enttäuscht: Von den 66 verhafteten Personen waren nur
gerade 25 unbeteiligt (darunter zwölf tschechische Architektur-
StudentInnen, die äusserlich Anti-WEF-Aktivisten zum Verwechseln
ähnlich sahen). Zwei Drittel der Verhafteten nämlich, 41 Personen,
werden laut Polizei und Untersuchungsbericht «der Bewegung
revolutionärer Aufbau Schweiz (RAS) zugerechnet». Erstaunlich,
wie schnell in polizeilichen Datenbanken aus einer revolutionären
Gruppe eine Bewegung wird … Die Informationen stammen vom
«Dienst für Analyse und Prävention» der Bundespolizei. 

Warum und wie 41 Personen in die Linksextremisten-Daten-
bank und die Rubrik Aufbau-Mitglied gelangt sind, darüber gibt der
Bericht keine Auskunft. Der unabhängige Berichterstatter Chris-
toph Meier konnte aus Bern keine Informationen erhalten. 

In der flächendeckenden Fichierung von Menschen tut sich
also hier ein kleines Fensterchen auf. Und dahinter ist ein grosses
schwarzes Loch. Dem Datenmissbrauch werden Tür und Tor
geöffnet. Die Bundesberner FichiererInnen registrieren nach wie
vor unkontrolliert, wen auch immer sie wollen, und kein
unabhängiger Untersuchender, sei er auch noch so FDP, erhält
Einsicht in ihre Karteien. 

Der Bericht über die Polizeimethoden bei der verhinderten Demo in Basel liegt vor

Befehl: «Möglichst viele Festnahmen»
NNaacchh ddeenn VVeerrhhaaffttuunnggeenn iinn BBaasseell vvoomm 2266.. JJaannuuaarr 22000088 hhaatt ddeerr VVoorr--
sstteehheerr ddeess SSiicchheerrhheeiittssddeeppaarrtteemmeennttss,, RReeggiieerruunnggssrraatt HHaannssppeetteerr
GGaassss,, eeiinnee UUnntteerrssuucchhuunngg iinn AAuuffttrraagg ggeeggeebbeenn.. DDiieessee bbeezzeeiicchhnneett
ddeenn PPoolliizzeeiieeiinnssaattzz pphhaasseennwweeiissee aallss ««uunnvveerrhhäällttnniissmmäässssiigg»»..

Der Untersuchungsbericht des ehemaligen Strafgerichtspräsiden-
ten und FDP-Parteikollegen von Regierungsrat Hanspeter Gass, Dr.
iur. Christoph Meier, kommt zum Schluss, dass der Polizeieinsatz
vom 26. Januar phasenweise unverhältnismässig verlief. Er listet
eine ganze Reihe von Punkten auf, die «im Hinblick auf künftige Ein-
sätze mit vergleichbarem Szenario kritisch zu überprüfen» sind.
Zudem gebe es bereits zwei polizeiinterne Arbeitsgruppen, um
künftig im Umgang mit Jugendlichen und mit dem Datenschutz ge-
schickter zu handeln. Und die Regierung entschuldigte sich öffent-
lich bei all jenen, die ungerechtfertigt verhaftet, ihrer Freiheit
beraubt und fichiert worden waren.

Die Tatsache, dass die öffentlich zugängliche Version des 20-
seitigen Berichts über den 26. Januar einzig auf Polizeiprotokollen
basiert und sich die Regierung darin entschuldigt, zeigt, wie unver-
hältnismässig der Polizeieinsatz gewesen sein muss. Beschwerden
von Betroffenen werden mit keinem Wort verwertet. Eine interes-
sante Lektüre ist der Bericht allemal. Daraus wird ersichtlich, wie
sich die Bedrohungslage in den Köpfen der Polizeistrategen in den
Tagen vor der Demo steigerte. Der Verlauf der Anti-WEF-Demo in
Bern, Brandanschläge auf Luxusautos, Banken und Chemie sowie
«Erfahrungen von früheren Anti-WEF-Demos» in Basel verleiteten
die Polizei dazu, in ihrem Einsatzbefehl drei Punkte hervorzuheben:
«Möglichst viele Festnahmen und Befragungen gemäss PolG durch-

EEiinneerr ddeerr VVeerrhhaafftteetteenn vvoomm 2266.. JJaannuuaarr bbeerriicchhtteett,, wwaass iihhmm uunndd
sseeiinneerr FFrreeuunnddiinn aann jjeenneemm SSaammssttaaggnnaacchhmmiittttaagg wwiiddeerrffaahhrreenn iisstt..
WWiirr ggeebbeenn AAuusszzüüggee aauuss sseeiinneemm BBeerriicchhtt wwiieeddeerr..

«Wir waren mit Freunden unterwegs zum Restaurant ‹Hasen-
burg›, als uns auf einmal eine geschlossene Reihe Polizisten in
Kampfmontur das Weitergehen verweigerte. Es stand zwar ein
Häufchen junger Leute herum. Von einer Demonstration oder
Kundgebung war aber nicht das Geringste zu erkennen. Es gab
weder Sprechchöre noch Transparente. Und es behinderte auch
niemand den Verkehr. 

Plötzlich bemerkten wir, wie sich die Polizisten ohne jeden
ersichtlichen Anlass ausgerechnet auf einen Mann stürzten, den
wir entfernt kennen und der uns als schwerer Epileptiker be-
kannt ist. In meiner Funktion als Journalist fragte ich die Polizis-
ten, was das solle, verlangte, den Mann frei zu lassen und

«Polizist fiel mir durch seine Aggressivität auf»
erkundigte mich nach den Personalien der Beamten. Obwohl ich
deutlich darauf aufmerksam machte, dass ich Journalist bin und
dies auch belegte, stürzten sich völlig willkürlich sieben bis acht
Beamte auf mich und meine Freundin, überwältigten uns mit ro-
her Gewalt und fesselten uns die Hände mit Kabelbindern auf
den Rücken. Ein Polizist mit der Nummer 5313 fiel mir durch
seine Aggressivität auf. Ein weiterer Polizist in Kampfmontur
schubste meine bereits gefesselte Freundin unablässig und ver-
suchte, ihr ein Bein zu stellen. Er hatte entgegen den Vorschriften
keine Nummer auf seiner Montur. Als meine Freundin nach seiner
Nummer oder seinem Namen fragte, verhöhnte er sie.

Auf unsere wiederholten Fragen nach dem Anlass unserer
Verhaftung wurde uns keine Auskunft gegeben.

Wir wurden in Kastenwagen ins Untersuchungsgefängnis
Waaghof gebracht, wo wir sechs Stunden ohne Nahrung und
Informationen festsassen und fotografiert wurden.»
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nehmerInnen verhaftet. Die Polizei sagt, dass um Mitternacht alle
Verhafteten wieder freigelassen worden seien.

Am 26. Januar hat die Kantonspolizei in Basel im Umfeld einer
nicht angemeldeten Anti-WEF-Demonstration 66 Personen wäh-
rend Stunden festgehalten (siehe Artikel auf Seite3).

RReecchhttffeerrttiigguunngg
Wenn es denn nötig geworden ist, haben Polizei und Behörden
diese Massenverhaftungen mit allgemeinen Bestimmungen be-
gründet, die der Polizei das Recht geben, «eine Person festzu-

halten, wenn dies zur Verhinderung der unmittel-
bar bevorstehenden Begehung einer erheblichen
Straftat erforderlich ist» (Berner Polizeigesetz).
Die in der Vergangenheit noch sehr umstrittene
Anwendung dieses Prinzips auf potenzielle Teil-
nehmerInnen einer nicht angemeldeten Demons-
tration ist in den letzten Monaten auf breite
Zustimmung gestossen. So hat der aus Funk und
Fernsehen bekannte Daniel Jositsch (SP) im
«Tages-Anzeiger» (22.1.2008) Folgendes zu Pro-
tokoll gegeben: «Bei unbewilligten Demonstra-

tionen muss die Polizei verdächtige Personen von Beginn prä-
ventiv festnehmen können. (…) Auch die Bevölkerung will das so.»

VVeerrbbeesssseerruunnggssvvoorrsscchhllääggee
Auf Kritik stossen aus dieser Perspektive Planung und Durchfüh-
rung der Polizeiaktionen und «unschöne» Einzelfälle: überfüllte
Sondergefängnisse ohne sanitäre Einrichtungen, der Einsatz des
Zivilschutzes bei der erkennungsdienstlichen Behandlung, die Ver-
haftung von «Unbeteiligten», zu eng angezogene Kabelbinder, die
Nacktkontrollen bei Leibesvisitationen. Das Beispiel des Altstetter
Kessels – in dem am 5. Dezember 2004 427 FC-Basel-Fans festge-
setzt worden sind – zeigt, dass sich die Polizei diesen Argumenten
nicht von Vornherein verschliesst. Weil es nach der Verhaftung in
Altstetten ein Chaos in der restlos überforderten «Haftstrasse» in
der Zürcher Kaserne gegeben hat, arbeitete man danach an deren
Optimierung. Man hat dabei unter anderem an Heizstrahler und
Trocken-WCs für die wartenden Gefangenen gedacht.

Auch an den Sondergefängnissen, die zwingend notwendig
sind, wenn die Polizei auf einen «Chlapf» Hunderte von Personen
in Haft nehmen will, wird man noch arbeiten. Solchen Sonder-
gefängnissen haben sich nach Altstetten offenbar alle grösseren
Städte gedanklich angenähert. Recherchen des «Blick» zufolge
hat man im Hinblick auf die Euro in Bern das Von-Roll-Areal an der
Länggasse, in Genf das Palexpo-Gelände und in Basel das still-
gelegte Schällemätteli (Gefängnis) als temporäre Haftzentren
bestimmt. Es würde nicht erstaunen, wenn für diese ein paar
mobile Toi-Toi-Toiletten bestellt worden sind. augenauf Zürich

Polizeistaat versus Meinungsfreiheit

«Das Volk will das so…»
PPrräävveennttiivvee MMaasssseennvveerrhhaaffttuunnggeenn sscchheeiinneenn zzuumm AAllllttaagg zzuu wweerrddeenn..
DDiiee PPoolliizzeeiieenn vvoonn BBeerrnn,, BBaasseell,, LLuuzzeerrnn uunndd ZZüürriicchh hhaabbeenn zzwwiisscchheenn
ddeemm 1100.. NNoovveemmbbeerr 22000077 uunndd ddeemm 2266.. JJaannuuaarr 22000088 gglleeiicchh ffüünnff--
mmaall zzuu ddiieesseemm MMiitttteell ggeeggrriiffffeenn..

TTaatteenn
Am 10. November 2007 hat die Stadtpolizei Zürich im Bahnhof
Stadelhofen einen S-Bahnzug gestoppt und 150 Personen im
direkt beim Perron stehenden Bahnhofsgebäude einer Personen-
kontrolle unterzogen. Aus dem Umfeld des Revolutionären Auf-
baus ist an diesem Abend zu einem nicht
angemeldeten antifaschistischen Abendspazier-
gang aufgerufen worden. Weil die Polizei den
Besammlungsort in der Altstadt besetzt hatte, ist
eine Gruppe von Demowilligen mit der S-Bahn
vom Hauptbahnhof an den Stadelhoferplatz
gefahren. Da auch dort ein grösseres Polizei-
aufgebot bereitstand, wollte man mit dem
nächsten S-Bahn zurück an den Hauptbahnhof
fahren. Der Zug wurde von der Polizei angehal-
ten, der Widerstand einzelner zugfahrender
Antifas mit Tränengas gebrochen. Für die Deanonymisierung der
150 Personen habe man bis Mitternacht gebraucht, sagte die
Polizei später.

Am 1. Dezember sind in Luzern 245 von insgesamt rund 800
TeilnehmerInnen eines nicht angemeldeten Strassenfestes für
Freiräume im Vögelisgärtli in Präventivhaft genommen worden.
Der grösste Teil der Verhafteten ist in einen bereits im Jahr 2005
zum Notgefängnis umgerüsteten Trakt der Mammut-Zivilschutz-
anlage Sonnenberg transportiert und erst im Verlauf der Nacht
oder am frühen Morgen an abgelegenen Orten der Stadt Luzern
wieder freigelassen worden. Die Sicherheitsdirektorin der Stadt
Luzern begründete das «harte Durchgreifen» mit der am Folgetag
in Luzern durchgeführten Auslosung der Gruppenzusammenset-
zung für die Euro 08.

Am 19. Januar 2008 sind in Bern nach dem kurzfristigen Ver-
bot einer zuvor von den Behörden bewilligten Demonstration
gegen das WEF vom frühen Nachmittag 242 Personen in Präven-
tivhaft genommen und erst im Verlauf der Nacht wieder freige-
lassen worden (siehe auch Artikel auf Seite 1). Von der Polizei als
Schüsselfiguren ausgeschiedene Personen – unter ihnen der
WoZ-Journalist Dinu Gautier – wurden von verdeckten Ermittlern
bereits im Vorfeld überwacht und frühzeitig abgeführt. Ein Teil der
Verhafteten ist in einem Zivilschutzbunker an der Laubegg-
strasse 6 festgehalten worden.

Am späteren Abend des 25. Januar hat die Stadtpolizei Zürich
eine nicht angemeldete Anti-WEF-Demonstration in Zürich Aus-
sersihl auseinandergetrieben und 48 zumeist sehr junge Teil-
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Dass in den Neunzigerjahren im Bürgerkrieg die Türkei nach
diesem Muster vorging, belegen Berichte von Menschen-
rechtsorganisationen. Dass die Türkei auch heute noch, trotz
Unterzeichnung der Antifolter-Konvention, solche Aussagen in
Strafverfahren verwendet, wird von vielen Seiten kritisiert.
Was im konkreten Fall noch hinzukommt: Beim Studieren
der türkischen Auslieferungsakten erkannte man, dass erstens
die deutsche Übersetzung nicht vollständig ist, und zweitens
verschiedene Widersprüche im Original kaschiert wurden.
Sowohl für den Tatzeitpunkt sind im türkischen Original ver-
schiedene Daten angegeben, die drei Monate (!) auseinanderlie-
gen, wie auch für die Strafverfahren selbst. Es wird nicht einmal
konstant dieselbe Nummerierung verwendet.

ZZwweeiitteess RReevviissiioonnssggeessuucchh aann ddaass BBuunnddeessggeerriicchhtt
Genau die Tatsache, dass in den türkischen Auslieferungsakten
Ungenauigkeiten und Widersprüche bestehen, hatte das Bundes-
gericht in anderen Auslieferungsverfahren bewogen, die Be-
schwerden gutzuheissen. Da nun dank dieses Gutachtens be-
kannt wurde, dass dieselben Zweifel im Verfahren gegen Esiyok
auch bestehen, versucht der Anwalt erneut eine Revision des
Bundesgerichtsurteils zu erwirken. Ein letztes Mal wird somit an
das höchste Gericht der Schweiz die Frage gestellt, ob sich der
türkische Rechtsstaat schon vollständig von der Bürgerkriegsver-
gangenheit gelöst hat. Vor allem auch vor dem Hintergrund
der permanenten Verschärfung des Konfliktes mit den kur-
dischen Organisationen kann man auf diesen Entscheid gespannt
sein.  

Nach diesem letzten Versuch, die Schweiz zu einem
Sinneswandel zu bewegen, ist der Weg frei für die Anrufung
internationaler Instanzen. Mit einer Beschwerde an das Komi-
tee gegen Folter der UNO wird demnächst ein weiteres
Rechtsmittel ergriffen. Das Komitee wird zu prüfen haben, ob
die Schweiz die Konvention gegen Folter einhält. Darin ist
festgelegt, dass keine Aussagen, die unter Zwang oder Folter
entstanden sind, in einem Gerichtsverfahren verwendet
werden dürfen. Bei einer Auslieferung ist der ausliefernde Staat
verpflichtet, sicherzustellen, dass dies nicht der Fall ist. Und
genau in diesem Punkt kneifen die Schweizer Behörden seit
Jahren. Immer wieder kommt der Grundsatz zum Zug, dass die
Schweiz ihrem guten Partner Türkei voll vertraut, ganz speziell in
dieser Frage. 

AAssyylleennttsscchheeiidd wwiirrdd ddeemmnnääcchhsstt eerrwwaarrtteett
Auch in Mehmet Esiyoks Asylverfahren ist es wieder einen Schritt
vorangegangen: Nachdem das Bundesverwaltungsgericht im
letzten Sommer den ersten Entscheid des Bundesamtes für
Migration (BfM) für ungültig erklärt hatte, musste es sich

Angespanntes Warten im Auslieferungsverfahren von Mehmet Esiyok

Gutachten bestätigt Foltervorwurf
EEiinn GGuuttaacchhtteenn,, eeiinn wweeiitteerreess RReevviissiioonnssggeessuucchh uunndd ddiiee EErrwwaarrttuunngg
ddeess nneeuueenn AAssyylleennttsscchheeiiddeess:: DDaass SSeeiillzziieehheenn uumm ddaass SScchhiicckkssaall vvoonn
MMeehhmmeett EEssiiyyookk ggeehhtt wweeiitteerr..

Die einzigen belastenden Aussagen gegen das PKK-Kader Meh-
met Esiyok wurden unter Folter gemacht. Dies bestätigt ein Gut-
achten, das Helmut Oberdiek im Auftrag von Esiyoks Anwälten
erstellt hat. Der anerkannte Übersetzer ist in Deutschland als
Spezialist in türkischen Rechtsfragen bekannt und konnte die
türkischen Originaldokumente sachkundig interpretieren.

Seit Sommer 2007 haben wir einen grossen Teil der Original-
akten des Strafverfahrens beschaffen können, in dem Esiyok des
Auftrages zu einem Mord beschuldigt wird. Es handelt sich dabei
um jene Akten, welche alle Anwälte seit Beginn der Auslieferungs-
haft einsehen wollten, was die türkischen Behörden und Gerichte
jedoch ohne Begründung immer verweigerten. So konnte dann
auch das Bundesgericht die Echtheit der Dokumente in Zweifel
ziehen, als sie als Grundlage des ersten Revisionsgesuches
dienten. 

DDiiee eerrsstteenn WWoocchheenn HHaafftt ddiieenntteenn ddeerr FFoolltteerr
Das Gutachten ist in dieser Frage eindeutig: Es besteht kein
Zweifel, dass es sich um die entsprechenden Akten handelt. Was
für den Spezialisten allerdings sehr fraglich ist, ist der daraus kon-
struierte Vorwurf gegen Esiyok. Denn über die angebliche Tötung
des Dorfschützers gibt es keine unabhängigen Berichte, weder in
den Medien noch in Archiven von Menschenrechtsorganisationen
in der Türkei. Und: Beim Belastungszeugen handelt es sich um
einen syrischen Kurden, der die türkische Sprache nicht be-
herrscht. Dieser Mann ist nach mehreren Wochen Gefängnis in
einer Polizeistation bereit, unzählige Aktionen, welche die PKK
während des Bürgerkriegs begangen haben soll, mit den jeweili-
gen Tätern aufzulisten. Insgesamt kommen Aussagen gegen etwa
100 Mitglieder der kurdischen Separatistenorganisation zu-
sammen. 

Dass dabei Zweifel aufkommen, ist klar: Erstens ist eine Gue-
rilla nicht so organisiert, dass jeder beim Feierabendbier erzählt,
was er grad Tolles geleistet hat. Ganz im Gegenteil. Es besteht ein
erhebliches Interesse, diese Informationen im kleinen Kreis der
militärischen Einheit zu behalten, um zu verhindern, dass ein
Gefangener alles erzählen kann. Weiter ist überhaupt bemerkens-
wert, über welch gutes Gedächtnis dieser Kurde in seiner Angst in
der türkischen Gefängniszelle verfügt. Unzählige Aktionen mit
Angabe von Ort, Datum und den Namen der Beteiligten, alles
chronologisch minutiös aufgelistet. Es spricht tatsächlich alles
dafür, dass die ersten Wochen Haft vor allem dafür gebraucht
wurden, den Mann mit Folter und Mordandrohung so weit zu
bringen, dass er alles unterschrieb, was man ihm vorlegte. 
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nochmals mit Mehmet Esiyok
beschäftigen. Die Abklärungen
scheinen inzwischen abge-
schlossen zu sein und auch der
Anwalt hat seine Stellung-
nahme eingereicht. Der Ent-
scheid sollte nicht mehr lange
auf sich warten lassen. Da
eine Anerkennung der Flücht-
lingseigenschaft in der Schweiz
(im Gegensatz zum Beispiel
zu Deutschland) auch Schutz
vor einer Auslieferung ge-
währt, ist ein negativer Asyl-
entscheid die Voraussetzung
für eine Auslieferung. Sollte das
BfM daran festhalten, Esiyok
keine ausreichenden Flucht-
gründe zuzugestehen, wird das
Verfahren erneut ans Bun-
desverwaltungsgericht weiter-
gezogen werden. Andernfalls
laden wir zu einer Party ein ...

augenauf Zürich

Weitere Informationen zu Meh-
met Esiyok:
wwwwww..aauuggeennaauuff..cchh//eessiiyyookk

augenauf Basel hat am Samstag, 22. Dezember 2007, bei der Mittleren Rheinbrücke eine
Solidaritätsaktion für Mehmet Esiyok durchgeführt und 730 Ballone in den Himmel steigen
lassen. Die orangen Ballone symbolisieren die 730 bisher abgesessenen Hafttage des Kurden
Mehmet Esiyok – 730 verlorene Tage eines Lebens.

Der politische Flüchtling aus der Türkei kam Ende 2005 in die Schweiz und beantragte Asyl.
Er wurde aber sofort verhaftet. Seit nunmehr zwei Jahren sitzt er in Auslieferungshaft, da die
Türkei seine Auslieferung verlangt. Im Herbst 2006 «versprach» der mittlerweile abgewählte
Justizminister Christoph Blocher der Türkei, Mehmet Esiyok zusammen mit anderen politisch
aktiven Asylsuchenden auszuliefern. Esiyok ist der letzte jener «Versprochenen», der noch in Haft
sitzt – alle anderen wurden bereits frei gelassen. 

KKeeiinnee AAuusslliieeffeerruunngg iinn FFoolltteerrssttaaaatteenn!!

augenauf-Solidaritätsaktion mit Mehmet Esiyok

Ausreise- und Minimalzentrum Valzeina

Terror im Alltag
SSeeiitt ddeemm 1133.. DDeezzeemmbbeerr wwoohhnneenn aabbggeewwiieesseennee FFllüücchhttlliinnggee iimm ««AAuuss--
rreeiissee-- uunndd MMiinniimmaallzzeennttrruumm»» iimm wwiinnzziiggeenn BBüünnddnneerr BBeerrggddoorrff
VVaallzzeeiinnaa.. VViieellee GGeemmeeiinnddeemmiittgglliieeddeerr hhaatttteenn ssiicchh ggeeggeenn ddaass ZZeenn--
ttrruumm,, ddaass 2200 MMiinnuutteenn aauusssseerrhhaallbb ddeess aabbggeelleeggeenneenn DDoorrffeess lliieeggtt,,
ggeewweehhrrtt:: nniicchhtt mmiitt rraassssiissttiisscchheenn,, ssoonnddeerrnn mmiitt hhuummaanniittäärreenn AArrgguu--
mmeenntteenn.. GGeennüüttzztt hhaatt eess nniicchhttss,, GGrraauubbüünnddeenn sseettzzttee ssiicchh dduurrcchh..

Seit Flüchtlinge ausserhalb des Bündner Dorfs untergebracht
sind, hilft der Verein Miteinander Valzeina den Betroffenen, wo er
kann und informiert im Internet über die erbärmlichen Bedingun-
gen, mit denen Graubünden die Unerwünschten loswerden will.
Allein schon die Ernährung der Flüchtlinge spottet jeder Be-
schreibung. Auf www.vmv.ch ist zu lesen: «Zweimal pro Woche
erhält jeder Bewohner seine Ration an Esswaren. Laut Kanton im
Wert von Fr. 8.– pro Tag. Die Esswaren erhalten sie jeweils am
Freitag und am Dienstag. Die Lebensmittel, die an einem Freitag
einem Bewohner abgegeben wurden, sollten bis zum Dienstag
reichen. Es waren dies: 1 Kilo Reis, 1 kleine Büchse Pelati, 1

kleine Büchse Champignons, 1 Liter Milch, 4 Kartoffeln, 3
Zwiebeln, 1 Knoblauch, 1 Pouletbein, 1 Wurst, 1 Salat. Ein ande-
res Mal gibt es eine Packung Teigwaren oder 1 Kilo Mehl, um das
Brot zu backen, statt dem Reis.» 

Doch die schikanöse Hausordnung (siehe augenauf-Bulletin
55/Dezember 2007) und die abgelegene Lage, die das «Zen-
trum» zu einem Gefängnis machen, scheinen nicht genug. Zen-
trumsleiter Ernst Wüst terrorisiert die Bewohner zusätzlich im All-
tag. Die zurzeit acht Bewohner des Zentrums werden in zwei Zim-
mer zusammengepfercht. Die weiteren 14 (!) Zimmer des Gebäu-
des stehen leer und sind verschlossen. Das kleinere Zimmer
misst 2,90 m x 4,90 m und ist mit vier Personen belegt, dies
ergibt 3,5 Quadratmeter pro Person inkl. Bett. Dazu teilt Wüst
nach Möglichkeit Menschen, die sich nicht mögen, in die gleichen
Zimmer ein und gruppiert Nichtraucher zu Rauchern.

Sadismus eines kleinen Schweizer «Lageraufsehers»? Wohl
eher die Strategie, Unerwünschten das Leben so schwer zu ma-
chen, dass sie von selbst gehen. Irgendwohin. augenauf Zürich
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Aufenthaltsstatus. Auch Kinder von Eltern mit einem Nicht-
eintretensentscheid (NEE) oder mit einem negativen Asylent-
scheid haben somit das Recht, zur Schule zu gehen.

Der Kanton Bern jedoch nimmt hier seine Verantwortung
nicht oder nur teilweise wahr. Eine rechtlich verbindliche, kan-
tonale Regelung, welche die Willkür der einzelnen Gemeinden
unterbinden würde, fehlt. Dazu kommt, dass aus Sicht des
Kantons Kinder, die im DZ über ein «angepasstes, eigenes Bil-
dungs- und Kontaktangebot» verfügen, bereits als eingeschult

gelten, wie der Regierungsrat auf
eine im Jahr 2002 eingereichte Inter-
pellation 2 antwortete. Dieses «Bil-
dungs- und Kontaktangebot» besteht
in der Praxis aus sporadischem, von
PraktikantInnen oder Zivildienstleis-
tenden geführtem Unterricht, der
keiner Kontrolle unterliegt – auch
hier fehlen also verbindliche Krite-
rien. Es ist fraglich, wie der Kanton
Kinder, die ein solches «Programm»
besuchen, als eingeschult betrach-
ten kann. Kindern, die nicht zur
Schule gehen, bleibt so ein wichtiger
Aspekt ihrer Sozialisation verwehrt
und wenn dieser Zustand länger

andauert, werden sie später an ihrem Wohnsitz (sei dies in der
Schweiz oder anderswo) Probleme haben. 

PPoolliittiisscchh DDrruucckk aauuffbbaauueenn ggeeggeenn ddiiee WWiillllkküürr
Der oben angesprochene Fall der Familie in Lyss ist ein gutes Bei-
spiel für die willkürliche Umsetzung rechtlicher Vorgaben. Auf
Druck von verschiedener Seite hat der Berner Migrationsdienst
unlängst dem Sachabgabezentrum Lyss die Bewilligung erteilt,
eine Lehrperson für sechs Lektionen pro Woche einzustellen.
Positiv daran ist, dass eine pädagogisch ausgebildete Person
angestellt wird. Allerdings sinkt damit die Chance, dass die
Kinder jemals die öffentliche Schule in Lyss besuchen können.
Die Anzahl der gesprochenen Lektionen ist geradezu lächerlich
und kann nicht mit dem Unterrichtspensum an öffentlichen
Schulen verglichen werden. 

augenauf Bern hat sich im Januar 2008 mit vier Grossrätinnen
getroffen. Gemeinsam versuchen wir, auf politischer Ebene die
Schulpflicht für alle Kinder, unabhängig von Herkunft und Aufent-
haltsstatus durchzusetzen. augenauf Bern

1 Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte; Über-

einkommen über die Rechte des Kindes; Internationale Flüchtlingskonvention.
2 Interpellation 108/02 (Pulver), Einschulung von Kindern von Asylsuchenden.

In Lyss/Kappelen BE dürfen zwei Kinder die Schule nicht besuchen

Schulpflicht für alle? - Nicht bei uns!
IInn ddeerr SScchhwweeiizz bbeesstteehhtt SScchhuullppfflliicchhtt ffüürr aallllee KKiinnddeerr.. SSoo ssiieehhtt eess
zzuummiinnddeesstt ddiiee BBuunnddeessvveerrffaassssuunngg vvoorr.. DDiiee KKiinnddeerr ddeerr FFaammiilliiee SS..
hhaabbeenn ddaass SScchhuullhhaauuss bbiiss aannhhiinn aabbeerr nnuurr vvoonn aauusssseenn ggeesseehheenn..

Seit etwa zwei Jahren wohnt Familie S. mit ihren drei Kindern (4, 7
und 8 Jahre alt) im Durchgangszentrum (DZ) Lyss. Die beiden
älteren Kinder sind schulpflichtig. Aber nicht in Lyss/Kappelen:
Da das Zentrum auf Boden der Gemeinde Kappelen steht, wäre
diese verpflichtet, die Kinder einzuschulen. Dank eines Infra-
strukturvertrags mit dem Kan-
ton Bern jedoch ist die Gemein-
de von allen Verpflichtungen
entbunden und muss auch ihre
Schule nicht zur Verfügung
stellen. Auch im nahe gelege-
nen Lyss konnten Herr und Frau
S. ihre Kinder bis dato nicht ein-
schulen. Denn: Die Familie ist
ausreisepflichtig. Deshalb be-
steht für den kantonalen Migra-
tionsdienst kein Interesse, die
Kinder in einer öffentlichen
Schule einzugliedern – eine
Integration schade nur dem
Kindswohl, da die Familie in
absehbarer Zeit ja sowieso ausreisen müsse. Ausreisepflichtige
Familien leben aber oft noch Jahre in der Schweiz, bevor sie aus-
geschafft werden. So haben die beiden Kinder unbegrenzt
«Ferien» und ihre Chance, eine normale Schule zu besuchen,
sinkt ständig. 

augenauf Bern ist durch diesen Fall auf die allgemeine Ein-
schulungssituation von Kindern asylsuchender Eltern im Kanton
Bern aufmerksam geworden. Wir haben bei verschiedenen
Durchgangszentren nachgefragt, um uns ein Bild der Lage zu
machen. Unsere Vermutungen wurden bestätigt:  Die lokale Ein-
schulung von «Zentrenkindern» hängt stark vom Wohlwollen der
Gemeinde, der Schulkommission oder gar einzelner Lehrper-
sonen ab und ist damit grosser Willkür ausgesetzt. In vielen
Gemeinden verläuft die Einschulung relativ problemlos, einzelne
Gemeinden verschliessen sich den Kindern aus «ihren» Durch-
gangszentren jedoch gänzlich. 

DDeerr UUnntteerrsscchhiieedd zzwwiisscchheenn TThheeoorriiee uunndd PPrraaxxiiss
Auf rechtlicher Ebene ist der Fall eigentlich klar: Das Recht auf
Bildung bzw. die Schulpflicht sind in der Bundesverfassung und in
diversen völkerrechtlichen Abkommen 1 verankert. Die Umset-
zung ist Sache der Kantone, die verpflichtet sind, alle schulpflich-
tigen Kinder einzuschulen – unabhängig von Nationalität oder

IInn LLyyssss BBEE kkeennnneenn aauussrreeiisseeppfflliicchhttiiggee KKiinnddeerr ddiiee SScchhuullee
nnuurr vvoonn aauusssseenn
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DDiissccoo nnuurr mmiitt CC--AAuusswweeiiss ooddeerr PPaassss
Der öffentliche Diskurs über die Auslän-
derkriminalität schlägt sich auch in der
Einlasspraxis von Bars und Discos nieder.
«20minuten» berichtete am 5.2.2008, dass
gewisse Berner Clubbesitzer nur noch Ein-
lass bei Vorweisen eines C-Ausweises oder
eines Schweizerpasses gewähren. Neben
dem Nachtclub «Quasimodo», welcher sein
Vorgehen öffentlich verteidigt, gibt es auch
Hinweise auf gleiche Methoden von der

«Perry-Bar» und vom «Mad-Wallstreet». Auch
beim neuen Wankdorf-Club muss man Füh-
rerausweis, ID, Pass oder C-Ausweis zeigen. 

Die Diskussion um diskriminierende
Einlasskriterien ist nicht neu. Die Eidge-
nössische Kommission gegen Rassismus
und die Beratungsstelle gggfon («Gemein-
sam gegen Gewalt und Rassismus») hatten
sich bereits 2006 damit beschäftigt. Auch
auf Stadtberner Ebene versuchte die Frak-
tion «gb/ja!», das Problem anzugehen. Es

ist jedoch schwierig, gegen diese Metho-
den vorzugehen, da weder das Antiras-
sismusgesetz noch der Diskriminierungs-
artikel in der Verfassung gegen diese Pra-
xis greifen. Privaten Sicherheitsfirmen
können in dieser Hinsicht keine Vorschriften
gemacht werden. Laut Experte Bernard
Waldmann wäre ein umfassendes Antidis-
kriminierungsgesetz auf nationaler Ebene,
welches auch für Private gelten würde, eine
mögliche Lösung. 

Auge drauf

Zwar wird als Reaktion auf die Pressekonferenz von verschie-
denen Seiten über eine «unklare Rechtslage» lamentiert, dies ist
jedoch bloss eine Schutzbehauptung. Wie François Couchepin
klar darlegte, gibt es zu diesem Thema genau ein Gesetz, dessen
Interpretation eindeutig ist. Und die Organe des Staates sind ver-
pflichtet, nach dem Gesetz zu handeln. 

MMoonniittoorriinngg –– bbüürrookkrraattiisscchhee VVeerrnneebbeelluunngg
Wie immer in diesen Situationen wird die heisse Kartoffel herum-
gereicht: Das Bundesamt für Migration erklärt sich als nicht
zuständig, dafür macht es ein Monitoring mit Abschlussbericht. 

Eigentlich könnte es sich das aber sparen. Dabei gewinnen die
zuständigen Behörden vor allem Zeit, ohne dass sie sich um den
Vorwurf kümmern müssen, der im Raum steht. Ein Monitoring
über den illegalen Krankenkassen-Ausschluss? Die angeblichen
Folgen scheinen plötzlich mehr zu interessieren als das Gesetz.
Die zuständigen Kantone verstecken sich inzwischen hinter der
angeblich unklaren Rechtslage, und werden sich stur stellen. 

Falls es in den nächsten Wochen keine Überraschungen gibt,
ist nur eines sicher: Der Staat weigert sich, seine eigenen
Gesetze anzuerkennen und veranstaltet eine bürokratische Ver-
nebelung. Die AnwältInnen können schon einmal beginnen, ihre
Bleistifte zu spitzen, und in ein paar Jahren werden sie Recht
bekommen, falls dieses Gesetz in der Zwischenzeit nicht noch
schnell im Dringlichkeitsverfahren geändert wird. 

Das Leid tragen einmal mehr die Betroffenen, die sich kaum
wehren können. Wer noch wann und mit wie viel Schmerz und
Leiden einen Arzt aufsuchen darf, entscheiden die Funktionäre
der Kantone. Die jeweiligen BeamtInnen verkommen so mehr und
mehr zu Ausführungsgehilfen und SchreibtischtäterInnen, für die
der Begriff «Mensch» an den Schweizerpass gebunden ist. Für die
anderen gibt es Bestandeszählungen, Massnahmen, Monitoring,
Durchsetzung, Gefängnis. augenauf Zürich

Gesetzeswidriger Ausschluss aus Krankenversicherung

Legal – illegal – dem Bundesamt ists egal
AAmm 55.. MMäärrzz 22000088 wwuurrddee iinn eeiinneerr PPrreesssseekkoonnffeerreennzz vvoonn mmeehhrreerreenn
OOrrggaanniissaattiioonneenn ddeerr AAuusssscchhlluussss aauuss ddeerr KKrraannkkeennvveerrssiicchheerruunngg ffüürr
PPeerrssoonneenn oohhnnee AAuuffeenntthhaallttssrreecchhtt iinn ddeerr SScchhwweeiizz aallss iilllleeggaall kkrriittii--
ssiieerrtt.. AAbbeerr:: MMuussss ssiicchh eeiinn SSttaaaatt aann sseeiinnee GGeesseettzzee hhaalltteenn??

Die Pressekonferenz war mit RednerInnen gut bestückt: Orga-
nisiert von der IGA (Interessengemeinschaft für Asylsuchende)
Solothurn nahmen alt Bundeskanzler François Couchepin, SOS
Racisme, ein betroffener Arzt sowie RechtsberaterInnen aus Aar-
au und Zürich daran teil. Die Faktenlage ist glasklar: Seit der
Einführung der «Nothilfe» für AusländerInnen, welche die Schweiz
verlassen müssen, wird Betroffenen in allen Kantonen auch die
Krankenkasse gekündigt. In den einen Kantonen geschieht dies
über den Verordnungsweg, in anderen ganz unbürokratisch. In
Hardliner-Kantonen wie Zürich betrifft es praktisch alle Men-
schen mit Nothilfe, andere Kantone sind selektiver und künden
zum Beispiel nur die Versicherung von allein stehenden Männern.
Seit Anfang 2008 sind auch alle abgewiesenen Asylbewerber-
Innen von dieser Massnahme betroffen. Nur in medizinischen
Notfällen wären die Kantone weiterhin verpflichtet, eine Behand-
lung zu finanzieren. Was als Notfall gilt, ist allerdings unklar, auch
welche körperlichen Schäden in Kauf genommen werden dürfen,
weil eine Behandlung verweigert wird. Dies wird erst die
Erfahrung der nächsten Jahre zeigen. 

Absolut klar ist jedoch: Das Vorgehen der Kantone ist illegal.
Es existiert keine gesetzliche Grundlage für diese Ausschlüsse.
Das Krankenversicherungsgesetz schreibt eine Versicherungs-
pflicht für alle vor, die sich in der Schweiz aufhalten. Der Aufent-
haltsstatus ist dabei kein Kriterium. Sogar von den Bundesämtern
wird diese Ansicht bestätigt: Ein Gutachten, das vor Jahren vom
Bundesamt für Justiz in Auftrag gegeben wurde, kam zum Schluss,
dass das Versicherungsobligatorium nur aufgehoben werden
kann, wenn das entsprechende Gesetz geändert wird. 
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KKaannttoonnee,, iinn ddeenneenn ddiiee PPNNOOSS SSeekkttiioonneenn hhaatt

bau» und die «Bearbeitung des Waldbodens zum Zwecke der
Beendigung des Baumtodes»!

Die Exponenten der PNOS Emmental verstehen sich als
«Idealisten einer revolutionären Bewegung», die bereit sind, für
das «Schweizer Volk und ihre Heimat» Opfer zu bringen.

Dass sich die PNOS gefährlich schnell ausbreitet, ist unüber-
sehbar (siehe Verbreitungskarte). Die weltweite Vernetzung mit
anderen Neonazis wächst von Tag zu Tag und darf unter keinen
Umständen als harmlos eingestuft werden. Die PNOS ist sowohl
von ihrer politischen Ausrichtung her wie auch aufgrund ihrer
Exponenten eindeutig als rassistisch, sexistisch und antise-
mitisch einzustufen. augenauf Zürich

Neugründung einer Parteisektion der rassistischen PNOS

Jung, blöd und total daneben
DDiiee PPaarrtteeii NNaattiioonnaall OOrriieennttiieerrtteerr SScchhwweeiizzeerr ((PPNNOOSS)) ggrrüünnddeettee aamm
1100.. FFeebbrruuaarr 22000088 eeiinnee nneeuuee SSeekkttiioonn iimm EEmmmmeennttaall.. VVoorrssiittzzeennddeerr
iisstt ddeerr jjuunnggee MMaarrkkuuss MMaarrttiigg,, eeiiffrriiggeerr MMiittllääuuffeerr uu..aa.. bbeeii NNeeoonnaazzii--
AAuuffmmäärrsscchheenn iinn DDeeuuttsscchhllaanndd.. 

Im Parteiprogramm der Emmentaler Sektion, die sich als «Fron-
talopposition zum herrschenden liberalkapitalistischen System»
sieht, existieren fast nur rassistische und diskriminierende
Forderungen. So sollen zum Beispiel nur Menschen eingebürgert
werden, die mit «unserem Volk kulturverwandt» sind. Weil angeb-
lich das Schweizer Volk sonst nicht gedeihen könne, sollen
Kinderzulagen, bezahlte Kinderkrippen, Familienprogramme und
Steuersenkungen ausschliesslich Schweizer Familien zugute
kommen. Des Weiteren sollen Schweizer Kinder und «kultur-
fremde Kinder» in den Schulen getrennt werden, damit das
«Bildungsniveau nicht durch unnötige Sprachbarrieren» gesenkt
werde. Einrichten möchte die PNOS zudem «Beschäftigungs- und
Wiedereingliederungsprogramme für arbeitslose Volksgenossen»
(NS Sprache) und «Freiräume für Schweizer Jugendliche». 

Damit es auch in den Knästen PNOS-mässig zugeht, will sie
die «Trennung von inhaftierten Ausländern und Schweizern»
durchsetzen. Natürlich muss auch ein bisschen Naturschutz
dabei sein, deshalb fordert die PNOS unter anderem den «Ge-
brauch von umweltschonendem Papier», «vollbiologischen Land-

Drei Lektionen, sich gegen die Polizei nicht zu wehren – eine Realsatire

«Keiner hat das Recht zu gehorchen» (Hannah Arendt)
aauuggeennaauuff eerrtteeiilltt NNaacchhhhiillffee ffüürr aallllee,, ddiiee nnoocchh nniicchhtt ggeennaauu wwiisssseenn,,
wwiiee mmaann ppoolliizzeeiilliicchheenn SScchhllaaggssttööcckkeenn uunndd FFääuusstteenn eeiinniiggeerrmmaasssseenn
uunnbbeesscchhaaddeett eennttggeehheenn kkaannnn..

Wenn in Zürich ein auswärtiger Partygänger mangels anderer Ge-
legenheit vor einer Disco seine Blase erleichtert und dabei er-
wischt wird, bekommt er so richtig mit, wie Zürcher Polizisten
ticken. Vor allem dann gerät das Bullenblut in Wallung, wenn
ihnen ein junger Dunkelhäutiger vor die Fäuste gerät, beispiels-
weise ein Schüler aus der Romandie:

LLeekkttiioonn 11:: Merk dir: Zürcher Polizisten haben es gerne, wenn du
dich devot und unterwürfig gibst und auch dann nicht aufmuckst
oder dich wehrst, wenn sie dir deine Jacke oder deine Ausweise in
den abgelassenen Urinsud und auf den Boden schmeissen,
dich mit Pfefferspray eindecken, zusätzlich krankenhausreif
prügeln oder wenn du dich füdliblutt ausziehen musst. Nimm es

am besten als «gottgegeben» hin, auch wenn sie dir deine
Würde nehmen, dich beleidigen, diskriminieren und rassistisch
anmachen. 

LLeekkttiioonn 22:: Das gilt selbst auch dann, wenn sie dir zu viert auf den
Körper knien,  so dass dir schlicht die Luft wegbleibt und du
meinst, ersticken zu müssen. Das solltest du unbedingt als
angemessene Beruhigungsaktion betrachten und nicht als eine
lebensbedrohende oder sogar lebensbeendende Polizeimass-
nahme. Das «Phänomen» des lagebedingten Erstickungstodes ist
zwar überall bekannt, aber was solls…Keep cool!

LLeekkttiioonn 33:: Die beteiligten Polizisten oder deren Vorgesetzte ein-
zuklagen hat absolut keinen Sinn. Damit erreichst du gar nichts.
Betrachte es als Geld- und Zeitverschwendung. Die letzten
Gerichtsfälle von Polizeigewalt verliefen ausnahmslos zugunsten
der Täter und nicht der Opfer.   augenauf Zürich
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Bereits im Januar 2008 hat sich augenauf mit
einem Schreiben an Bundesrätin Widmer-
Schlumpf (mit Kopie an Eduard Gnesa, Direktor
des BfM) für Khalaf Khalaf eingesetzt. Nun führte
augenauf Basel am 21. Februar zusammen mit
Mitgliedern von Yekiti und anderen Sympathi-
santInnen vor dem Rathaus Basel eine Kund-
gebung für Khalaf Khalaf durch. Basler Grossräte
und Grossrätinnen und die interessierte Öffent-
lichkeit erhielten Flugblätter, die das Schicksal
Khalaf Khalafs beschrieben, sowie Musterbriefe
ans Basler Sicherheitsdepartement und an
Eduard Gnesa, in denen verlangt wird, die Aus-
schaffung Khalaf Khalafs zu verhindern.
MMuusstteerrbbrriieeffee uunntteerr:: 
wwwwww..aauuggeennaauuff..cchh//bbss !! 

            

AAkkttuueelllleess 

Aktion von augenauf Basel

kommen wollte. Khalaf Khalaf bleibt in der Schweiz hängen und
stellt am 8. Februar 2007 im Bässlergut einen Asylantrag.

KKhhaallaaff eerrhhäälltt iinn ddeerr SScchhwweeiizz kkeeiinneenn SScchhuuttzz
Der Asylantrag wird vom Bundesamt für Migration (BfM) abge-
lehnt, mit der Begründung, Khalaf Khalaf befinde sich nicht in
Gefahr. Dies beweise die Tatsache, dass sein Vater wieder
freigelassen worden sei, obwohl er kurdische Zeitungen verteilt
habe und ein Yekiti-Sympathisant sei. In der Folge soll Khalaf
Khalaf am 3. Dezember 2007 ausgeschafft werden, verletzt sich
aber am 2. Dezember durch mehrere Schnitte in den Bauch selbst
und wird zur Behandlung ins Inselspital gebracht. Seither sitzt er
im Bässlergut in Ausschaffungshaft. augenauf Basel

Tragisches Schicksal: Khalaf Khalaf, syrischer Kurde

Flucht, Ausschaffungshaft, Selbstverletzung
DDiiee DDrroohhuunngg jjaahhrreellaannggeerr HHaafftt iimm HHeeiimmaattllaanndd iisstt ffüürr ddaass BBuunnddeess--
aammtt ffüürr MMiiggrraattiioonn nnoocchh llaannggee kkeeiinn GGrruunndd,, eeiinneemm FFllüücchhttlliinngg AAssyyll zzuu
ggeewwäähhrreenn.. TTrroottzz ddeerr VVeerrzzwweeiifflluunnggssttaatt eeiinneerr SSeellbbssttvveerrlleettzzuunngg ssoollll
ddeerr ssyyrriisscchhee KKuurrddee KKhhaallaaff KKhhaallaaff aauussggeesscchhaafffftt wweerrddeenn..

Khalaf Khalaf wurde 1982 geboren und lebt bis zu seiner Flucht
im Januar 2007 in der Kleinstadt Dayrik im syrisch-türkisch-iraki-
schen Grenzgebiet. Er ist das drittjüngste von 26 Kindern und lebt
noch bei seinen Eltern. Schon seit er neun Jahre alt ist, hilft er
seinem 77-jährigen Vater im elterlichen Stoffgeschäft. Er selbst
ist politisch nicht aktiv, während sein Vater seit etwa einem Jahr
unter dem Ladentisch die Zeitung und Flugblätter der kurdi-
schen Partei Yekiti an kurdische Kunden verteilt. Sein Vater ist
Sympathisant von Yekiti und unterstützt die kurdische Sache mit
Spenden.

Khalaf Khalaf nimmt am 10. Januar 2007 in Dayrik an einer
Demonstration teil. Etwa 200 TeilnehmerInnen sind an der
Demonstration, es kommt zu Ausschreitungen. Khalaf Khalaf ver-
mutet, dass er dort von der Polizei erkannt worden ist. Am 15.
Januar kommt die Polizei am Abend in den Laden seines Vaters
und macht das erste Mal eine Durchsuchung, nachdem sie sich
früher durch kleine Geldzahlungen hatte fernhalten lassen. Khalaf
Khalaf ist nicht anwesend, sondern bei einem Freund. Die Polizis-
ten finden die Zeitungen und nehmen den Vater mit auf den
Polizeiposten, lassen ihn aber aus Rücksicht auf sein hohes Alter
nach kurzer Zeit wieder frei. Dafür verlangen sie, dass sich der
Sohn (den sie des politischen Aktivismus verdächtigen) bei der
Polizei «stellt». Nach Rückkehr des Vaters eilt die Mutter kurz vor
Mitternacht zu Khalaf Khalaf,
der sich immer noch bei
seinem Freund aufhält, und rät
ihm unterzutauchen. Er ver-
steckt sich die folgenden Tage
bei seinen Geschwistern. Sein
Vater erkundigt sich inzwi-
schen bei den Behörden, was
seinem Sohn drohe. Die
Beamten eröffnen ihm, er
werde sicher für einige Jahre
im Gefängnis «verschwinden»
und raten dem Vater, sein
Sohn solle ins Ausland fliehen.

Khalaf Khalaf reist mit
einem Schlepper nach Europa.
Dieser verlässt ihn jedoch,
bevor er Deutschland erreicht,
wo er bei einem Cousin unter-

DDeemmooppllaakkaatt ffüürr ddiiee FFrreeiillaassssuunngg  vvoonn
KKhhaallaaff KKhhaallaaff

Das Schicksal von Khalaf Khalaf ruft die tragische Geschichte
von Shiar Ahmad in Erinnerung, auch er ein syrischer Kurde,
welcher 2005 von den Schweizer Behörden nach Syrien aus-
geschafft worden war. Sofort nach der Ankunft wurde er ver-
haftet und ins Gefängnis geworfen, wo er mit grosser Wahr-
scheinlichkeit gefoltert wurde. Nachdem ihn sein Vater für viel
Geld freigekauft hatte, nahm er sich das Leben. Das BfM
bestritt damals, dass zwischen der Ausschaffung des nach-
weislich psychisch kranken Shiar Ahmad und seinem kurz
darauf erfolgten Selbstmord ein Zusammenhang bestehe.

Der Fall Shiar Ahmad
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IImmpprreessssuumm
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GGrruuppppee aauuggeennaauuff
Postfach, 8026 Zürich
Tel. 044–241 11 77
PC  80-700 000-8 
mail: zuerich@augenauf.ch

aauuggeennaauuff BBeerrnn
Quartiergasse 17, 3013 Bern 
Tel. 031-332 02 35
PC 46-186462-9
mail: bern@augenauf.ch

AAGG aauuggeennaauuff BBaasseell
Postfach, 4005 Basel 
Tel. 061–681 55 22 
PC 40-598705-0
mail: basel@augenauf.ch

HHoommeeppaaggee:: www.augenauf.ch
Wir danken Fotosatz Salinger für die Unter-
stützung – und freuen uns über jede andere
ideelle und finanzielle Unterstützung.

Ein deutscher Online-Anbieter bot T-Shirts an,
mit denen Käufer  «knallhart» gegen das
Rauchverbot demonstrieren sollten. Auf dem
schwarzen Hemd prangte ein gelber David-
stern mit dem Aufdruck Raucher. Durch Pro-
teste,  u. a. vom Zentralrat der Juden, wurde
der Verkauf eingestellt. Der Betreiber gab sich
reuig und meinte: «Wir wollten nie jemanden
verletzen und niemanden diskriminieren, es
sollte einfach Satire sein, wir hatten nie eine
politische Motivation.» 

In einem Blog tauchen inzwischen Reak-
tionen wie diese hier aus der Schweiz auf:
(…) Die Diskriminierung der Raucher in
unserer Gesellschaft ist Fakt. Genau wie die
(zu weit gehende) Diskriminierung der Juden
zu Zeiten des Dritten Reiches. Ich verstehe
diese Aktion als Solidarisierung mit den
Juden. Zumal der gemeine Raucher durch die
Tabaksteuer auch seinen Beitrag gegen den
internationalen Terrorismus leistet, was
auch im Sinne Israels sein sollte …

Das Allerletzte

zu hindern, zu solch perfiden Formen der Stigmatisierung und
Ausgrenzung zu greifen. Es scheint auch nicht zu stören, dass es in
vielen Gemeinden, wo das Gutscheinsystem nun praktiziert wird,
gar keine Migros-Filiale hat. Dass die Migros, die selbst immer
betont, wie «sozial» sie sei, bei dieser Form von struktureller Ge-
walt mittut, überrascht schon ein wenig. Andererseits: Was kann
einem Grosskonzern schon Besseres passieren als KundInnen, die
gezwungen sind, nur bei ihm einzukaufen? Die Logik hinter dieser
neuen Praxis ist auf jeden Fall klar: Man will die Betroffenen mit
allen Mitteln aus dem sozialen Leben verbannen und ihnen das
Leben möglichst schwer gestalten. 

DDiirreekkttee SSoolliiddaarriittäätt pprraakkttiizziieerreenn
Zwar ist die Asylbewegung in der Schweiz momentan etwas
schwach auf den Beinen und gute Ideen sind eher Mangelware,
aber auch wir können über den Tellerrand schauen. So existieren
in Deutschland parallel zum diskriminierenden Wertgutschein-
system seit Jahren in verschiedenen Städten Umtauschbörsen,
wo Flüchtlinge Gutscheine wieder zu Bargeld machen können.
Seit Anfang Jahr können nun auch in Zürich Betroffene ihre
Migros-Gutscheine gegen Bargeld eintauschen. Auf Grund der
grossen Nachfrage sind wir aber dringend auf solidarische
KäuferInnen angewiesen. Wer sich an der Umtauschaktion
beteiligen und selber Migros-Gutscheine abkaufen möchte,
wendet sich an: alle@bleiberecht.ch oder Bleiberecht für alle,
Postfach 1132, 8026 Zürich oder holt sich einfach direkt im
Flüchtlingscafé «Refugees Welcome» (immer Dienstag von 12-15
Uhr im Infoladen Kasama, Militärstr. 87a, Zürich) ein paar Migros-
Gutscheine ab. 

augenauf Zürich (Bleiberechtskampagne/Flüchtlingscafé)

Flüchtlinge werden mit Migros-Gutscheinen statt Geld abgespeist 

Diskriminierendes Gutschein-System
AAbbggeewwiieesseennee AAssyyllssuucchheennddee bbeekkoommmmeenn iihhrree NNootthhiillffee ssttaatttt iinn bbaarr
nnuurr nnoocchh iinn FFoorrmm vvoonn MMiiggrrooss--GGuuttsscchheeiinneenn.. DDiieessee ddiisskkrriimmiinniieerreenn--
ddee RReeggeelluunngg kkaannnn mmiitttteellss TTaauusscchhbböörrssee uummggaannggeenn wweerrddeenn..

Dass die Behörden sehr kreativ sein können, wenn es um die Aus-
grenzung und Stigmatisierung von unliebsamen Personengrup-
pen geht, ist hinreichend bekannt. Und falls die eigene Fantasie
nicht ausreicht, so schielt man über die Grenze und bedient sich
an den Konzepten anderer Länder. So wurde nun auch in einigen
Schweizer Kantonen ein diskriminierendes Gutschein-System
eingeführt, welches einige deutsche Bundesländer schon seit
Jahren praktizieren. 

Neu bekommen abgewiesene Asylsuchende und Menschen mit
einem so genannten NEE (Nichteintretensentscheid) deshalb
auch bei uns die gesetzlich vorgeschriebene Nothilfe nicht mehr in
Bargeld ausbezahlt, sondern in Form von Migros-Gutscheinen.
Dass dieses Gutschein-System unweigerlich mit einem adminis-
trativen Mehraufwand verbunden ist, scheint die Behörden nicht

GGuuttsscchheeiinn vvoomm GGrroossssvveerrtteeiilleerr
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DDeerr SSoommaalliieerr AAbbddii DDaauudd ssttaarrbb aamm 2233.. MMäärrzz 22000088 iimm UUnniivveerrssiittäättss--
ssppiittaall ZZüürriicchh.. NNiieemmaanndd –– wweeddeerr sseeiinnee FFaammiilliiee nnoocchh ddiiee ssoommaallii--
sscchhee CCoommmmuunniittyy uunndd aauucchh nniicchhtt ddiiee ÖÖffffeennttlliicchhkkeeiitt –– wwuurrddee üübbeerr
sseeiinneenn TToodd iinnffoorrmmiieerrtt.. BBeevvoorr eerr ssttaarrbb,, wwaarr ddeerr 4400 JJaahhrree aallttee MMaannnn
mmiinnddeesstteennss ssiieebbeenn MMoonnaattee iimm AAuusssscchhaaffffuunnggssggeeffäännggnniiss IIII iinn ZZüü--
rriicchh KKllootteenn iinnhhaaffttiieerrtt.. WWaarruumm ssttaarrbb AAbbddii DDaauudd??

Am 11. April 2008 kam es zu einer kurzen Protestaktion im
Flughafengefängnis II (FG II) in Zürich Kloten. Einige Gefangene
vom 3. Stock weigerten sich, in ihre Zellen zurückzukehren. Sie
verlangten Aufklärung über den Tod ihres Mitgefangenen Abdi
Daud und forderten vor allem eines: eine bessere medizinische
Versorgung. Ein Wärter bestätigte den Ausschaffungshäftlingen
den Tod ihres Kollegen. Ihre Protestaktion nütze nichts mehr, sie
schadeten nur sich selbst. Die Gefangenen gingen in ihre Zellen
zurück und vereinbarten, am darauffolgenden Montag eine wei-
tere Protestaktion durchzuführen. 

Am nächsten Tag besuchte ein Kantonspolizist, so erzählten
uns Gefangene, den dritten Stock. Er bestätigte den Tod von Abdi
und sagte, er sei an einer Krankheit gestorben, die man vorher nicht
erkannt hätte. Er warnte die Insassen vor weiteren Protesten. Sie
kämen in den Bunker, wenn sie an ihren Plänen festhielten.

Am 16. April, auffallend kurz nach der Protestaktion im FG II,
wurde Abdi Daud auf Veranlassung des Migrationsamts Zürich
begraben. So viel wir wissen, unterrichteten die Behörden weder
die Familie in Somalia noch die somalische Community in der
Schweiz und auch nicht die Öffentlichkeit über die Beerdigung.
Man hat sich Fragen, die teure Suche nach Angehörigen sowie die
Rückschaffung der Leiche offenbar erspart. Nur die Behörden
wissen, ob noch andere Ausschaffungshäftlinge still und leise auf
dem Friedhof Sihlfeld in Zürich begraben sind.

WWoorraann ssttaarrbb AAbbddii DDaauudd??
Der 40-jährige Abdi Daud ist offenbar an einem offenen Abszess
im Bauchbereich, an einer Blutvergiftung also, gestorben. Selbst
eine dreiwöchige Behandlung im Universitätsspital konnte ihn
nicht mehr retten. Wie kam es zu diesem Abszess? Weshalb hat
man seine massiven gesundheitlichen Probleme nicht erkannt
und schon gar nicht behandelt? Dr. Thomas Manhart, Vorsteher
des Amts für Justizvollzug des Kantons Zürich, behauptete am 26.
April gegenüber dem «Regionaljournal» Zürich/Schaffhausen von
Radio DRS, Abdi sei sehr gut behandelt worden. Niemand habe
eine Schuld an seinem Tod. 

Abdi Daud war schon bei seiner Einlieferung ins FG II schwer
krank. Er litt angeblich an «Rheuma» und war deshalb im Strafvoll-
zug, wo er etwa drei Jahre gesessen hatte, mit hohen Dosen

Kortison behandelt worden. Kortison setzt die Immunabwehr
eines Menschen ausser Kraft. Im FG II hat man die Kortison-Dosen
gesenkt, Abdi litt unter Schmerzen und hat – so berichteten uns Mit-
gefangene – deshalb laufend eine bessere Behandlung verlangt.

Nach seinem Tod stellte man offenbar Tuberkulose bei Abdi
fest. Die Lungenliga kam ins Gefängnis und informierte die
Angestellten über Tuberkulose, vom Direktor bis zu den Wärtern.
Die Gefangenen informierte man nicht. Warum auch? Sie sollen ja
ausreisen, egal wohin und in welchem Zustand. Ob Abdis Tod mit
der Erkrankung an Tuberkulose zu tun hat, wissen wir nicht – die
Ergebnisse der gerichtsmedizinischen Untersuchung wurden
nicht veröffentlicht. 

MMiinniimmaallmmeeddiizziinn
Der Kanton Zürich hat die obligatorische Krankenversicherung für
alle abgewiesenen Flüchtlinge und damit auch für Ausschaf- !

                                 

Ein somalischer Mann stirbt in Ausschaffungshaft. Er ist ein Opfer der SVP-Minimalmedizin

Todesursache: Zwangsmassnahmen

Der Text wurde wegen angeblich «brisanter politischer Aussage» zuerst dem

Rechtsdienst des «Tages-Anzeigers» – wo das Inserat erscheinen sollte – vor-

gelegt. Der Rechtsdienst strich als Erstes die Postchecknummer. Dann wurde der

Text auch dem Verlagsleiter gezeigt, der schliesslich sein Ok gab. Das Inserat

erschien mit einem Tag Verspätung und ohne Spendenkontonummer-Angabe.

AAbbddii  DDaauudd,, 11996688 –– 22000088

Abdi Daud starb nach monatelanger

Krankheit am 23. März 2008 unter

ungeklärten Umständen in einem Zür-

cher Spital.

Abdi Daud verbrachte die letzten

10 Monate seines Lebens im Ausschaf-

fungsgefängnis Kloten II. Er litt an einer

schweren, chronischen Krankheit und

beklagte sich, wie seine Mitgefangenen

erzählen, über Monate hinweg über unzureichende Behandlung

und ärztliche Betreuung.

Die medizinische Betreuung von Menschen in Ausschaffungs-

haft und von abgewiesenen Flüchtlingen wurde in den letzten

Monaten und Jahren systematisch reduziert. Abdi Daud hat dies

nicht überlebt.

GGrruuppppee aauuggeennaauuff uunndd ssoommaalliisscchhee FFllüücchhttlliinnggee iinn ddeerr SScchhwweeiizz

augenauf – Postfach 2411 – 8026 Zürich – PC 80-70 00 00-8

Wir trauern um ein weiteres Opfer der
Zwangsmassnahmen

AAbbddii DDaauubb,, †† 22000088
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fungshäftlinge gekündigt. Der reiche Kanton bezahlt also die
medizinische Behandlung von Flüchtlingen selbst, jedes einge-
sparte Medikament, jeder vermiedene Arztbesuch, spart dem
Kanton bares Geld. An Flüchtlingen zu sparen, ist oberste Doktrin
des SVP-dominierten Kantons. 

Deshalb leistet der Kanton gegenüber Flüchtlingen nur «Not-
hilfe». Zähne werden, falls Erkrankungen überhaupt behandelt
werden, einfach ausgerissen. Im Gefängnis gibt es Schmerz- und
Schlafmittel als einzige Therapie. Er solle doch heimreisen und
sich dort behandeln lassen, soll ein Anstaltsarzt einem kranken
Flüchtling erklärt haben. 

Abdi Daud ist diese «Minimalmedizin» offenbar zum Ver-
hängnis geworden. Seine Gesundheit war durch Strafvollzug und
Ausschaffungshaft ruiniert. Niemand hat seine Beschwerden
richtig abgeklärt. Wie sonst ist es zu erklären, dass man eine
Tuberkulose-Erkrankung nicht bemerkte? Selbst bei medizi-
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Wer in Ausschaffungshaft sitzt, hat nichts verbrochen. Aus-
schaffungshaft ist eine sogenannte Administrativhaft. Sie wird
angeordnet, um die Ausreise von angeblich «renitenten», meist
papierlosen Flüchtlingen zu erzwingen. 

Die ersten Wochen im «FG II», wie das Zürcher Ausschaf-
fungsgefängnis im Beamtenjargon heisst, verbringt man im
ersten Stock in einer Zelle. Wer sich gut verhält, kann in den drit-
ten Stock «aufsteigen», wo es Arbeit gibt und tagsüber die Zel-
lentüren geöffnet werden.

Viele der Gefangenen – darunter auch Frauen, manchmal
sogar mit Kindern – sind aufgrund der Haft und wegen des
extrem harten Lebens als papierlose Flüchtlinge krank. Wer sich
krank fühlt, kann einen so genannten «Hausbrief» schreiben und
medizinische Versorgung anfordern. Dann können Häftlinge –
immer dienstags und freitags – mit einer Krankenschwester
sprechen. Diese ordnet nach eigenem Gutdünken den Arzt-
besuch an. Der Arzt ist ein Allgemeinpraktiker aus der Region. Er

So lebt es sich in Ausschaffungshaft
untersucht die Gefangenen kaum und verschreibt immer nur
zwei «Therapien»: Schmerz- und Schlafmittel. 

Gibt es Proteste, so wird die Kantonspolizei mit all ihren
Zwangsmitteln (Schlagstöcke, Gas) eingesetzt. Wer nach An-
sicht der Gefängnisleitung gegen die Gefängnisordnung ver-
stösst, kann in den «Bunker» verlegt werden. Dies ist eine fens-
terlose Zelle mit einem Betonklotz als Bett und einer Decke.
Man friere dort jämmerlich, berichten Gefangene. 

Als einziges Privileg gegenüber Gefangenen im Strafvollzug
haben Ausschaffungshäftlinge das Recht zu telefonieren und –
bei «Wohlverhalten» – werden ihre Zellentüren tagsüber geöffnet.
Ausserdem dürfen sie Besuch ohne Trennscheibe empfangen.

Das FG II liegt am Flughafen Zürich. Flugzeuge überfliegen
laufend in geringer Höhe den Hochsicherheitsbau. Während der
Direktor, die Wärter und Polizisten nach Ablauf ihrer Schicht heim-
gehen, sind die Gefangenen laufend dem infernalischen Lärm
ausgesetzt. Die Ausschaffungshaft kann bis zu zwei Jahre dauern. 

nischen Laien schrillen alle Alarmglocken, wenn sie von Kortison,
Tuberkulose und einer tödlichen Blutvergiftung hören. 

aauuggeennaauuff mmaacchhtt DDrruucckk
Am 27. Mai (nach Redaktionsschluss dieser Bulletin-Ausgabe)
veranstalteten die somalische Community und augenauf eine öf-
fentliche Abdankung auf dem Friedhof Sihlfeld in Zürich. augenauf
stellte in einem offenen Brief, der einigen JournalistInnen und
Medien zugestellt wurde, eine ganze Reihe von Fragen. Wir sind
auf die Antworten gespannt. Die somalische Community ihrer-
seits sucht nach Verwandten von Abdi Daud und verlangt eine
ordnungsgemässe Beerdigung nach muslimischen Regeln. 

Das Migrationsamt des Kantons Zürich und die anderen betei-
ligten Behörden glaubten offenbar, alle Fragen bezüglich des Tods
von Abdi Daud mit ihm begraben zu können. Hoffen wir, dass sie
sich getäuscht haben. augenauf Zürich

SScchhwweerreerr ÜÜbbeerrggrriiffff ddeerr BBaahhnnppoolliizzeeii
4. April 2008, spätabends im Zug von Bern
nach Biel: Ein Fahrgast mit dunkler Haut-
farbe kann weder Billett noch Ausweis-
papiere vorweisen. Kontrolleure pro-
vozieren ihn verbal und körperlich so lange,
bis er einen von ihnen von sich stösst. 

Als ob sie darauf gewartet hätten, stür-
zen sich die Kontrolleure auf den Fahrgast,
knallen seinen Hinterkopf gegen eine
Metallstange und boxen ihn zu Boden.

Einer dazwischenschreitenden Mitfahrerin
wird später Behinderung der Polizei vorge-
worfen. In Biel wird der Fahrgast in Hand-
schellen abgeführt. 

Nach dem Vorfall wendet sich eine
Zeugin an augenauf Bern und Amnesty In-
ternational. Amnesty verlangt eine schrift-
liche Stellungnahme von der BLS (Bern-
Lötschberg-Simplonbahn), der Securitrans
und der Kantonspolizei. Die Antworten
stehen noch aus. Wir bleiben dran.

AAbb iinn ddiiee BBeerrggee!!
Wie der Kanton Bern am 20. Mai 2008 mit-
teilt, beabsichtigt er das ehemalige Durch-
gangszentrum Casa Alpina im Berner Ober-
land wieder zu eröffnen. Ab Juni soll auf
dem Brünigpass ein sogenanntes Sach-
abgabezentrum geführt werden, wo weg-
gewiesene Flüchtlinge Nothilfe erhalten
sollen.

Mit diesem «Sachabgabezentrum» in
den Berner Bergen kann der Migra-!

                         

(S. 5) 

Auge drauf

  



augenauf-Bulletin 57  ❘  Juni  2008 3

ist unwürdig und macht krank. Die aktuelle Asyl- und Migrations-
politik zielt auf Abschottung und Ausschluss von allen Fremden
und Anderen. Integration wird gezielt strukturell verhindert und
damit als Schlagwort und allgegenwärtige Forderung zur Farce. 

BBlleeiibbeerreecchhtt eeiinnffoorrddeerrnn
Wir sind nicht bereit, dies stillschweigend hinzunehmen. Wäh-
rend in vielen europäischen Ländern über ein Bleiberecht de-
battiert wird oder es bereits
umgesetzt wurde, ist es in der
Schweiz nicht einmal zum The-
ma geworden. Mit dem ist jetzt
Schluss. Wie gross das Be-
dürfnis unter Betroffenen ist,
politisch aktiv zu werden und die
Rechte einzufordern, hat die
Grossdemonstration in Zürich
vom 19. April 2008 gezeigt. Rund 3000 Personen forderten laut-
stark ein Bleiberecht jetzt! Auch die beiden Flüchtlingscafés
«Refugees welcome» in Zürich und
«Bleiberecht für alle! Café» in Bern
werden rege besucht. Wöchent-
lich, jeweils am Dienstag be-
ziehungsweise am Sonntag, wird
dort diskutiert, gegessen, gespielt
und sich ausgetauscht. 

augenauf Bern

Mehr Infos, Filme und Bilder unter  

www.bleiberechtfueralle.ch

Asylgruppen und Flüchtlingskollektive kommen aus der Defensive

«Bleiberecht für alle!» 

IImm DDeezzeemmbbeerr 22000077 wwuurrddee mmiitt ddeerr BBeesseettzzuunngg ddeess GGrroossssmmüünnsstteerrss
iinn ZZüürriicchh ddiiee KKaammppaaggnnee ««BBlleeiibbeerreecchhtt ffüürr aallllee!!»» llaanncciieerrtt.. SSiiee zziieelltt
aauuff ddeenn ggeemmeeiinnssaammeenn KKaammppff vvoonn MMeennsscchheenn mmiitt uunndd oohhnnee
lleeggaalleemm AAuuffeenntthhaallttssssttaattuuss ffüürr mmeennsscchheennwwüürrddiiggee LLeebbeennss--
bbeeddiinngguunnggeenn iinn ddeerr SScchhwweeiizz.. SSoo ssiinndd KKoolllleekkttiivvee iinn ZZüürriicchh uunndd
BBeerrnn eennttssttaannddeenn,, ffrreeii nnaacchh ddeemm MMoottttoo ««SScchhlluussss mmiitt rreeaaggiieerreenn,, aauuff
iinn ddiiee OOffffeennssiivvee!!»» aauuggeennaauuff BBeerrnn iisstt aakkttiivv ddaabbeeii..

Nach einer Hochphase des migrationspolitischen Aktionismus
mit der Bildung von Sans-Papiers-Kollektiven und Kirchenbeset-
zungen in den 1980er- und 90er-Jahren legte das Scheitern der
Forderungen nach kollektiver Regularisierung und die zunehmen-
den Verschärfungen des Asyl- und Ausländerrechts die breite
Bewegung lahm. Die zunehmende Akzeptanz von fremdenfeind-
licher Propaganda in der Bevölkerung erstickte das Engagement
vielerorts und führte bei der Linken zu einer defensiven Haltung.

Die schweizweite Kampagne «Bleiberecht für alle!» geht nun
wieder in die Offensive. Nur durch massiven politischen Druck,
den Maximalforderungen im Kopf und einer Handvoll Utopien, so
die Überzeugung, kann die aktuelle Misere im Asyl- und Migra-
tionsbereich überwunden werden. Mit einem Bleiberecht für alle,
die hier leben. 

FFoollggeenn ddeess nneeuueenn AAuusslläännddeerrggeesseettzzeess sseeiitt ddeemm 11.. JJaannuuaarr 22000088 
Denn die Misere ist gross: Wir sind mit Gesetzen konfrontiert, die
keine Probleme lösen, sondern weitere schaffen. Seit dem 1. Janu-
ar 2008 ist die zweite Hälfte des neuen Asylgesetzes in Kraft
getreten. Abgewiesene Asylsuchende und Leute, die einen Nicht-
eintretensentscheid (NEE) erhalten haben, dürfen nicht arbeiten
und erhalten nur minimale Nothilfe. Sie werden aus den Kranken-
kassen ausgeschlossen – medizinische Versorgung ist nur noch
im Notfall gewährt – und leben in der ständigen Angst, jederzeit
ausgeschafft zu werden. Menschen, die vorläufig aufgenommen
wurden, leben in einem Dauerprovisorium ohne Perspektiven. Sie
haben schlechte Chancen auf eine Wohnung, eine Lehrstelle oder
eine gesicherte Arbeitsstelle. Ein Leben unter diesen Umständen

33000000 PPeerrssoonneenn ffoorrddeerrnn eeiinn BBlleeiibbeerreecchhtt ffüürr aallllee

Kommenden September, vom 8. bis zum 14., gibts zum ersten
Mal eine Woche der MigrantInnen. Unter der Koordination von
Solidarité sans frontières finden während einer Woche in der
ganzen Schweiz Aktionen statt. Verschiedenste im Migra-
tions- und Asylbereich tätige Gruppierungen der gesamten
Schweiz organisieren regionale und nationale Veranstaltun-
gen. Geplant sind Podiumsdiskussionen, Ausstellungen, Thea-
teraufführungen, Konzerte und weitere Kreativitäten. ZZuumm
AAbbsscchhlluussss ffiinnddeett iinn BBeerrnn aamm SSaammssttaagg,, 1133.. SSeepptteemmbbeerr,, eeiinnee
nnaattiioonnaallee KKuunnddggeebbuunngg ffüürr eeiinn ««BBlleeiibbeerreecchhtt ffüürr aallllee»» ssttaatttt..

Weitere Veranstaltungsprojekte im Rahmen der Aktions-
woche sind willkommen! Mehr Infos für Interessierte und
potenziell Engagierte unter www.ohneuns.ch

Woche der MigrantInnen im September
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aller Akten oder auch für ein Gutachten  gar nicht besitzt, blieb
unberücksichtigt. 

Damit dieser letzte Entscheid eines Schweizer Gerichts nicht
den Geruch einer rein formellen Beurteilung hat, folgt noch ein
Absatz, der als Grundsatzerklärung aufgefasst werden kann: Die
Beanstandungen seien alle keine erheblichen Tatsachen. Es gebe
keine Revision, weil das Bundesgericht unsere Argumente zwar
zur Kenntnis genommen, aber nicht in unserem Sinne gewürdigt
habe. Und all diese neuen Fakten seien ohnehin «entscheid-
unerheblich». Kurz zusammengefasst: Wir kennen alle notwendi-
gen Facts und haben richtig entschieden. Und alles andere
interessiert uns nicht. 

Mit dieser Antwort aus Lausanne ist nun der Weg frei für eine
Beschwerde ans Uno-Komitee gegen Folter. Es wird dies das
erste unabhängige Gericht sein, das sich mit der Auslieferung
Mehmet Esiyoks beschäftigen wird. 

EEnnddee ddeerr HHaafftt nniicchhtt aabbzzuusseehheenn
Im parallel laufenden Asylverfahren haben wir im letzten Bulletin
einen baldigen Entscheid angekündigt. Trotz anderslautender
Versprechungen des Bundesamtes für Migration ist dieser Ent-
scheid noch nicht gekommen. Es gibt auch keine Informationen
darüber, wann dies geschehen könnte. Es muss zusätzlich damit
gerechnet werden, dass der Asylentscheid ans Bundesverwal-
tungsgericht weitergezogen werden muss, was dann nochmals
eine lange Wartezeit zur Folge hat. 

Am 20. Juni 2008 sitzt Mehmet Esiyok zweieinhalb Jahre im
Gefängnis, mit Haftbedingungen wie in der Untersuchungshaft.
Sowohl bei der Beschwerde beim Komitee gegen Folter wie auch
im Asylverfahren ist ein endgültiger Entscheid also noch lange
nicht zu erwarten. Es stellt sich die Frage, wie lange sich die
Schweiz das noch leisten will. 

augenauf Zürich

Bundesgericht mit Leseschwäche

Mehmet Esiyok – endlose Auslieferungshaft
NNaacchhddeemm wwiirr iimm lleettzztteenn BBuulllleettiinn aauussffüühhrrlliicchh üübbeerr ddiiee gguutteenn
GGrrüünnddee ffüürr eeiinnee RReevviissiioonn ddeess AAuusslliieeffeerruunnggsseennttsscchheeiiddeess ggeeggeenn
MMeehhmmeett EEssiiyyookk bbeerriicchhtteett hhaabbeenn,, ffoollggtt nnuunn ddiiee sscchhlleecchhttee NNaacchh--
rriicchhtt:: MMiitt ddeemm EEnnttsscchheeiidd vvoomm 2222.. AApprriill 22000088 lleehhnntt ddaass BBuunnddeess--
ggeerriicchhtt ddeenn AAnnttrraagg aauuff RReevviissiioonn vvoolllluummffäänngglliicchh aabb.. 

Ein weiteres Mal ist unser höchstes Gericht diesen Frühling in
seiner Urteilsbegründung nicht inhaltlich auf die Probleme im
Verfahren gegen Mehmet Esiyok eingegangen. Stattdessen dreht
es eine ganze Reihe formaljuristischer Pirouetten und gibt eine
eigentliche Grundsatzerklärung ab. 

Zuerst zu den formalen Pirouetten. Das Gericht ist der Mei-
nung, dass alle bisher aufgetauchten Unstimmigkeiten in den tür-
kischen Auslieferungsakten schon im ersten Verfahren hätten
bemerkt und bemängelt werden müssen. Es geht dabei um
schwerwiegende Auslassungen in der deutschen Übersetzung, die
vor allem Widersprüche bezüglich des Tatzeitpunkts vertuscht
haben. Zusätzlich besteht Unklarheit darüber, ob die Schweiz im
Besitz der Akten des wesentlichen Verfahrens ist, da die original
türkischen Akten sich auf verschiedene Verfahren beziehen. 

NNeeuuee FFaakktteenn sseeiieenn ««eennttsscchheeiidduunneerrhheebblliicchh»»
Das Bundesgericht stellt sich auf den Standpunkt, dass all diese
Fehler in den ursprünglichen Akten vorhanden waren und somit
nicht nachträglich für eine Revision verwendet werden können.
Im Originalton heisst das: Es ist nicht ersichtlich, weshalb der
Gesuchsteller die angeblichen Unstimmigkeiten in den Rechts-
hilfeakten und deren Übersetzungen nicht im Rechtshilfever-
fahren hat prüfen lassen. Dabei übersieht das Gericht grosszügig,
dass Mehmet Esiyok seit Beginn verlangt hatte, die Schweiz
müsse die Herausgabe der vollständigen Akten von der Türkei
fordern, was sie jedoch ablehnte. Auch der Hinweis auf die
Tatsache, dass Esiyok die finanziellen Mittel für die Übersetzung

Versprechen, die nichts wert sind

Ilisu-Staudamm und die türkischen Garantien
Nicht nur im Auslieferungsverfahren gegen Mehmet Esiyok ist die
Zuverlässigkeit der Versprechungen und Garantien der türki-
schen Republik fragwürdig. Beim berüchtigten Ilisu-Staudamm-
projekt kann schon jetzt genauer beobachtet werden, was «Ga-
rantie» bedeutet. Für die Bewilligung der Exportrisikogarantie
wurde eine Liste von 153 Auflagen definiert, deren Einhaltung die
Türkei zugesagt hat. Die ersten sechs dieser Bedingungen muss-
ten vor Erteilung der Garantie schon erfüllt sein, was sie auch
waren. Als ExpertInnen im letzten Dezember den Stand der wei-
teren Arbeiten beurteilen wollten, kam die grosse Ernüchterung:

Seit die Garantie bewilligt wurde, hat die Türkei praktisch keinen
Finger mehr gerührt, um die Auflagen zu erfüllen. Eigentlich
müsste das Projekt abgebrochen oder mehrere Jahre sistiert
werden. Nun wird seit Anfang des Jahres mit weiteren Gutachten
und Sitzungen in Ankara und Österreich versucht, aus diesem
Schlamassel herauszukommen. Wir können auf den Kompromiss
gespannt sein, der nun ausgebrütet wird. Falls die Schweiz im Fall
von verletzten Garantien bei Mehmet Esiyok auch so lahm rea-
gieren würde, kann man diese Garantien schon heute schred-
dern. Das erspart ja bekanntlich internationale Verstimmungen.
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Ministerpräsidenten die Macht an sich reisst und sich mit den
alten, autoritären Mitteln absichert. Für Ly, der während des
Generalstreiks in einem viel beachteten Artikel diverse Auslands-
konten und Besitztümer der korrupten guineischen Elite enthüllte,
ist das ein Alarmsignal. Wenn die Schweiz ihn nach Conakry
deportieren würde, würde nicht nur eine kritische Stimme im
Ausland verstummen: Die Gefahr ist gross, dass er Opfer von
Repressalien der neuen Herren in Conakry würde.

augenauf fordert deshalb die sofortige Freilassung von Ly
Elhadji Baila. Ein zweites Asylgesuch ist eingereicht worden.

augenauf Zürich

Ein kritischer guineischer Journalist ist von der Ausschaffung bedroht

Freiheit für Ly!
DDiiee SScchhwweeiizzeerr AAssyyllbbeehhöörrddeenn wwoolllleenn ddeenn EExxiillaakkttiivviisstteenn uunndd JJoouurr--
nnaalliisstteenn LLyy EEllhhaaddjjii BBaaiillaa nnaacchh GGuuiinneeaa aauusssscchhaaffffeenn.. SSeeiitt zzwweeii
MMoonnaatteenn ssiittzztt eerr iinn AAuusssscchhaaffffuunnggsshhaafftt bbeeiimm ZZüürrcchheerr FFlluugghhaaffeenn..

Ly Elhadji Baila reichte 1998 in der Schweiz ein Asylgesuch ein,
das von den Behörden abgelehnt wurde. Der seither als Sans
Papier in der Schweiz lebende Flüchtling ist Mitglied der «Alliance
Nationale pour la Démocratie et le Développement» (ANDD), die
unter Exil-AkademikerInnen bestens verankert ist. Er hat in Zürich
die bekannte Association des Ressortissants Guinéens et Sym-
pathisants (A.R.G.S.Z.) gegründet und betreibt die Website
«Guinee Neoleadership» (www.nlsguinee.com). In der Asylorgani-
sation Zürich hat Ly bis vor einem Jahr als Kulturvermittler für den
Psychosozialen Dienst gearbeitet.

Im Mai 2006 deckten Ly und augenauf die Zusammenarbeit
der Schweizer Behörden mit einer vom guineischen Regierungs-
beamten N’Faly Keïta geleiteten Delegation auf, die vom Bundes-
amt für Migration in die Schweiz eingeladen worden war, um
Flüchtlinge zu «identifizieren» und mit «Laisser-Passers» aus-
zurüsten. Keïta ist in Guinea dafür bekannt, dass er ausreisewil-
ligen Personen EU-Visa verkauft und dafür tausende von Euros
kassiert. Die Empörung in der Exilgemeinde war deshalb gross, als
bekannt wurde, dass N’Faly Keïta nun mithilft, in Europa gestran-
dete Guineer per Sonderflug zurück nach Conakry zu deportieren.

Die politische Lage in Guinea ist ein Jahr nach dem General-
streik gegen den korrupten Staatspräsidenten mehr als instabil.
Die Zeichen sind unübersehbar, dass die Clique um den neuen

Die Webseite von augenauf kommt in neuem Kleid daher. Bis
im Herbst 2005 war Heinz Forster, langjähriges augenauf-Mit-
glied für den Auf-, Umbau und das inhaltliche Nachfüttern der
Seite zuständig. Nach seinem plötzlichen Tod fehlte er uns
nicht nur als Mensch und Freund, sondern auch sein
unermüdliches, oft nächtliches Engagement für unsere Home-
page und die Dokumentation zahlreicher Fälle fielen schlag-
artig weg. Es brauchte einige Zeit, bis wir uns an die Neu-
gestaltung der Homepage machten. Aber nun ist es so weit:
Sie ist neu gestaltet und konzipiert, einfacher zu navigieren und
aktueller in den Inhalten. 
CChheecckk iitt oouutt:: wwwwww..aauuggeennaauuff..cchh

Neue augenauf-Website!

!

                  

(von S. 2) tionsdienst des Kantons Bern
die verschärften Asylgesetze und damit
den Sozialhilfestopp für abgewiesene Asyl-
suchende besser durchsetzen. Die Flücht-
linge erhalten in diesem Zentrum nur noch
Nothilfe in Form von Sachleistungen. Der
formalistische, sterile Begriff zeigt, worum
es hier geht; jedenfalls nicht um eine
würdige Unterstützung von Menschen. 

Die Gemeindebehörden von Meiringen
wehren sich jedoch gegen das Zentrum. Es
bleibt also abzuwarten, ob das Zentrum im
Juni tatsächlich eröffnet wird. 

UUnnmmeennsscchhlliicchheess HHaaffttrreeggiimmee
Sechs Häftlinge im Basler Bässlergut pro-
testieren am 1. September 2007 gegen die

katastrophalen Haftbedingungen im Aus-
schaffungsgefängnis, indem sie kurz nach
14 Uhr fünf Zellen in Brand setzen. Ihr
Widerstand macht Schule: Bis Ende 2007
brennt es noch dreimal im Betonbunker.

Ende April 2008 wird ihnen der Prozess
gemacht. Von den sechs Angeklagten kön-
nen nur zwei vor Gericht erscheinen, die
andern wurden in der Zwischenzeit aus-
geschafft. Das Strafgericht berücksichtigt
die Haftbedingungen und verurteilt sie zu
Bewährungsstrafen ab 18 Monaten.

WWeerr ssttöörrtt hhiieerr wweenn??
Ende April 2008 drückte die bürgerliche
Mehrheit des Luzerner Kantonsrats den
Wegweisungsartikel mit 62 zu 26 Stimmen

durch. Darin soll festgelegt werden, dass
die Kantonspolizei zum Beispiel Personen
von einem Ort wegweisen oder für bis zu
24 Stunden «fernhalten» kann, wenn diese
unter begründetem Verdacht stehen, die
öffentliche Sicherheit und Ordnung zu
gefährden oder zu stören.

Widersetzt sich jemand dieser Aufforde-
rung, kann die Kantonspolizei beim Gericht
eine einmonatige Wegweisung beantragen.

Gegen den Wegweisungsartikel hat
das Bündnis «Luzern für alle» das Referen-
dum ergriffen. Bis Ende Juni muss es 3000
Unterschriften sammeln – sonst wird der
willkürlichen Behördenschikane unter dem
Deckmantel der öffentlichen Sicherheit
Tür und Tor geöffnet.

Auge drauf
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damit, dass nicht einwandfrei geklärt sei, ob der reglementarisch
vorgegebene Mindestabstand von 20 Metern bei der Schuss-
abgabe tatsächlich unterschritten worden sei. Zudem sei es auch
für einen erfahrenen Schützen nicht so einfach, die Mindestdis-
tanz abzuschätzen.  

Gemäss einem ballistischen Gutachten betrug die Distanz bei
der Schussabgabe 10 bis 20 Meter. Das Gericht hat einen Antrag
des Klägers abgelehnt, die existierenden Videoaufnahmen wis-
senschaftlich analysieren zu lassen. Damit hätte die Distanzfrage
geklärt werden können. Auch der Antrag auf eine Besichtigung
des Tatortes, die zur Klärung hätte beitragen können, wurde ab-
gelehnt. Darüber hinaus stellt sich die Frage, warum überhaupt
eine Mindestdistanz existiert, wenn es selbst für einen erfahrenen
Schützen nicht möglich sein soll, diese im Ernstfall abzuschätzen
und einzuhalten. 

««SSiicchheerr kkeeiinn PPoolliizzeeii--RRaammbboo ……»»
Auf die Frage, ob die Schussabgabe in der betreffenden Situation
verhältnismässig gewesen war, ging die Urteilsbegründung nicht
weiter ein. Auch die subjektive Einschätzung des Richters, der
Angeklagte entspreche «in keiner Weise dem Cliché eines 
Polizei-Rambos», ist als Argument für einen Freispruch wohl
ungenügend. 

Das Urteil des Obergerichts reiht sich ein in eine ganze Kette
von Verfahren gegen Fehlverhalten von PolizistInnen, die einge-
stellt wurden oder mit einem Freispruch endeten. Meist wird dies
mit Mangel an Beweisen begründet oder damit, dass der Einsatz
der beschuldigten Polizeikräfte verhältnismässig und notwendig
für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicher-
heit gewesen sei. Diese Praxis führt zu einer De-facto-Straflosig-
keit, die es praktisch verunmöglicht, auf juristischem Weg gegen
Fehlverhalten von PolizistInnen vorzugehen, und kommt damit
einem Freipass für BeamtInnen im Einsatz gleich. D. B. wird für
den Rest seines Lebens behindert sein. augenauf Bern

Abschuss mit lebenslangen Folgen

Polizist in zweiter Instanz freigesprochen
DDaass OObbeerrggeerriicchhtt BBeerrnn hhaatt eeiinneenn PPoolliizziisstteenn,, ddeerr eeiinneenn KKuunndd--
ggeebbuunnggsstteeiillnneehhmmeerr mmiitt eeiinneemm GGuummmmiiggeesscchhoossss sscchhwweerr aamm AAuuggee
vveerrlleettzztt hhaatt,, aauucchh iinn zzwweeiitteerr IInnssttaannzz vvoolllluummffäänngglliicchh ffrreeiiggeesspprroo--
cchheenn.. DDiieesseess wweeiitteerree UUrrtteeiill uunntteerrmmaauueerrtt ddiiee DDee--ffaaccttoo--SSttrraafflloossiigg--
kkeeiitt vvoonn PPoolliizziissttIInnnneenn iimm EEiinnssaattzz..

Am 16. Dezember 2003 wurde D. B. an einer Protestparade
gegen die pompöse Feier der Armee XXI von einem Gummi-
geschoss schwer am linken Auge verletzt. Die Schäden sind irre-
versibel. Auch nach zwei Operationen beträgt die Sehleistung
des betroffenen Auges nur noch 40 Prozent. 

D. B. erstattete Anzeige gegen den Schützen und dessen Vor-
gesetzten, der den Einsatz angeordnet hatte. D. B. begründete
die Anzeige damit, das Geschoss sei ohne Vorwarnung aus zu
kurzer Distanz abgegeben worden und es habe sich nicht um eine
Notsituation gehandelt.

Die beiden Angeklagten wurden im April 2007 vom Amtsge-
richt Bern aufgrund «unüberwindbarer Zweifel» freigesprochen.
Die Richterin befand, es sei nicht klar, ob tatsächlich der ange-
klagte Schütze den folgenschweren Schuss abgegeben habe und
nicht etwa ein anderer Grenadier. Die existierenden Videoauf-
nahmen, die in dieser Frage hätten Klarheit schaffen können,
wurden nicht als Beweismittel zugelassen. 

AAuusssseerr FFrraaggee:: DDeerr AAnnggeekkllaaggttee iisstt ddeerr SScchhüüttzzee
D. B. zog in der Folge die Klage gegen den Schützen ans Berner
Obergericht weiter. Nun wurde der Polizeibeamte auch in zweiter
Instanz vollumfänglich freigesprochen. Zwar wurden diesmal die
Videoaufnahmen im letzten Moment als Beweismittel zugelas-
sen. Und tatsächlich stand für den Richter jetzt ausser Frage,
dass der angeklagte Schütze das gefährliche Geschoss abge-
feuert hatte. Allerdings zauberte das Obergericht für den Frei-
spruch eine neue Argumentation aus dem Hut. In seiner Urteils-
verkündung begründete das Obergericht den Freispruch primär

Die beiden Fälle vom 16. Dezember 2003 und vom 17. Mai
2008 verdeutlichen einmal mehr die immense Gefahr, die von
Gummigeschossen ausgeht. Das Abfeuern mit sogenannten
Mehrzweckwerfern führt immer wieder zu schwerwiegen-
den Verletzungen, vor allem im Bereich von Hals, Kopf und 
Augen. 

Selbst bei Einhaltung der Mindestdistanz von 20 Metern
sind mehrere Fälle von schweren Verletzungen dokumentiert.
Die grosse Streuung der Projektile verunmöglicht eine exakte
Bestimmung der Schussrichtung, so dass bei grösseren

Leichtfertiger Umgang mit Gummigeschossen
Menschenansammlungen oft auch unbeteiligte Personen unter
Beschuss geraten. Ebenfalls kann durch die Ungenauigkeit
dieser Waffe nicht gewährleistet werden, dass Hals, Kopf und
Augen der Beschossenen unverletzt bleiben. Dennoch werden
Gummigeschossen gerade an Demonstrationen mit erschre-
ckender Leichtfertigkeit eingesetzt. Dabei wird der Sicher-
heitsabstand von 20 Metern in der Praxis regelmässig un-
terschritten. Gummigeschosse sind somit als äusserst
gefährliche und unberechenbare Waffe einzustufen und für den
Einsatz an Demonstrationen völlig ungeeignet.
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letzt. Sie befand sich zum Zeitpunkt des Polizeiangriffs auf dem
Parkplatz und blockierte also in keiner Weise die «Verkehrswege».
Sie wollte einer anderen Person helfen, die am Boden lag, als sie
von mehreren Geschossen getroffen wurde.

Die Demo-Sanität leistete erste Hilfe. Angesichts der Kopfver-
letzung der Frau riefen die SanitäterInnen die Ambulanz, die
jedoch von der Polizei an der Durchfahrt gehindert wurde. Die ver-
letzte Frau musste deshalb von HelferInnen zum Ambulanzwagen
gebracht werden, der sich auf der andern Seite der Polizeireihen
befand. Die HelferInnen durften die Verletzte nicht begleiten und
mussten sie der Polizei übergeben, die sie schliesslich zum
Ambulanzwagen brachte. Sowohl die HelferInnen als auch die Ver-
letzte wurden dabei die ganze Zeit über von der Polizei gefilmt. 

EErrkkeennnnuunnggssddiieennssttlliicchhee MMaassssnnaahhmmeenn iimm SSppiittaall
Im Spital erschien nach der medizinischen Untersuchung ein
Polizist in Zivil, der Fotoaufnahmen von der Frau machte. Zudem
wurde ihr gemäss eigenen Angaben eine Blutprobe für polizei-
liche Zwecke entnommen.

Das Opfer hatte Glück im Unglück: Die Frau erlitt «nur» eine
Prellung und konnte am gleichen Abend aus dem Spital ent-
lassen werden. Auf dem Weg vom Spital zum Bahnhof wurde sie
erneut von einem zivilen Polizisten angehalten, der sie zum Ereig-
nishergang befragte und ihre Personalien aufnahm.  

augenauf Bern prüft zurzeit in Absprache mit der betroffenen
Frau weitere rechtliche und politische Schritte in dieser Angele-
genheit. augenauf Bern

Die Polizei hat an einer Reclaim-the-Streets-Veranstaltung wild umhergeballert

Schon wieder Gummigeschoss-Verletzung!
AAnn eeiinneerr RReeccllaaiimm--tthhee--SSttrreeeettss--VVeerraannssttaallttuunngg iinn BBeerrnn wwuurrddee aamm
1177.. MMaaii 22000088 eerrnneeuutt eeiinnee jjuunnggee FFrraauu vvoonn eeiinneemm GGuummmmiiggeesscchhoossss
kknnaapppp uunntteerrhhaallbb ddeess AAuuggeess vveerrlleettzztt.. 

Die 200 bis 300 Strassenparty-Willigen, die an der Veranstaltung
teilnehmen wollten, hatten von Anfang an keine Chance, ihren
Umzug durch die Stadt durchzuführen. Bereits im Vorfeld war die
Polizei in und um den Bahnhof mit einem massiven Aufgebot
präsent. Die Massenkontrollen und willkürlichen Präventivfest-
nahmen weckten böse Erinnerungen an den Einsatz an der Anti-
Wef-Demonstration vom 19. Januar. Als der Umzug um 18.30 Uhr
hätte starten sollen, war der Besammlungsort vollständig von der
Polizei umstellt. Die TeilnehmerInnen passten sich der neuen
Situation an und feierten ihre Strassenparty mit mehreren
Musikwagen auf dem Parkplatz, der als Besammlungsort diente. 

ÜÜbbeerrffaallllaarrttiiggeerr PPoolliizzeeiiaannggrriiffff
Nachdem die Polizei dem Treiben etwa zwei Stunden lang zu-
geschaut hatte, rückte sie plötzlich ohne ersichtlichen Grund vor
und beendete die Party mit einem massiven Gummigeschoss-
einsatz. Gemäss zahlreichen übereinstimmenden Zeugenaussa-
gen erfolgte der Polizeiangriff ohne Vorwarnung und ohne dass
sich die Situation von Seiten der Demonstrierenden zugespitzt
hätte. Laut Polizeisprecherin Ursula Stauffer verfolgte der Einsatz
einzig das Ziel, «die Verkehrswege wieder freizugeben». 

Während des Einsatzes wurde eine junge Frau aus kurzer Dis-
tanz von einem Gummigeschoss knapp unterhalb des Auges ver-

KKoossoovvaa––SScchhwweeiizz.. DDiiee aallbbaanniisscchhee AArrbbeeiittss-- uunndd AAssyyllmmiiggrraattiioonn
zzwwiisscchheenn KKoossoovvoo uunndd ddeerr SScchhwweeiizz  ((11996644––22000000))  
AutorInnen: Hans-Peter von Aarburg und Sarah Barbara Gretler 
Mitherausgeberin: Albanisches Institut St. Gallen
Freiburger Sozialanthropologische Studien, Bd. 18, Lit-Verlag

Dieser Band der Freiburger Reihe zeichnet ein differenziertes Bild
von in der Schweiz lebenden KosovarInnen verschiedener Gene-
rationen und mit unterschiedlichem Einreisestatus bzw. -motiv.
Neben Einzelporträts werden auch Grossfamilien vorgestellt und
spezifische Hintergrundinformationen gegeben (beispielsweise
in den Kapiteln «Grossfamilien», «traditionellen Frauenwelten»,
«Flucht aus Kosova», «Das Opium des Kulturalisierens»).

«Gurbetçi» - «in der Fremde Arbeitende» kamen seit den
1960er-Jahren als erste albanische Migranten aus Kosova in die
Schweiz. Fünf aus dieser ersten Generation werden porträtiert:

Buchtipp
Sie erzählen von ihrer kargen Kindheit in sich selbst versorgen-
den Grossfamilien. Von der einstmals unerschütterlichen Fami-
liensolidarität. Vom sparsamen Leben in abgelegenen Baubara-
cken in der Schweiz. Vom Heimweh. Vom harten Leben unter
dem Saisonnierstatut. Und vom Scheitern ihrer ursprünglichen
Pläne, die kleinbäuerliche Landwirtschaft als Einkommensquelle
für die ganze Grossfamilie zu modernisieren. Sie erzählen vom
Krieg, der sie monatelang um Frau und Kinder bangen lässt,
vom Krieg, der gegen Ende ihres Arbeitslebens Häuser zerstört,
die sie mit vom Mund abgespartem Geld aufgebaut hatten. 

Das Geld, das die heutigen Grossväter über 30 Jahre er-
schuftet haben, verändert die kosovarische Selbstversorgerkul-
tur. Es entsteht eine dem modernen Konsum erfahrungslos aus-
gelieferte Gesellschaft. Die Hierarchien der patriarchalen
Familie geraten – langsam – ins Wanken.
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AAuusslläännddiisscchhee SSüünnddeennbbööcckkee
Eine von der Universität Zürich erarbeitete
Studie zeigt, dass auch im Wahlkampf des
vergangenen Jahres Ausländerinnen und Aus-
länder instrumentalisiert wurden. Insbeson-
dere Secondos (natürlich ohne Fussballstars
wie Yakin, Barnetta, Senderos oder Inler)
geraten immer wieder ins Visier populis-
tischer Scharfmacher, vor allem von der SVP.
Diese Partei ist für drei Viertel der fest-
gestellten Negativdarstellungen verantwort-
lich. Das letzte Viertel teilen sich vor allem
jene Medien, die zur Plattform, wenn nicht
gar zum Sprachrohr der SVP geworden sind.

WWiiee ddiiee ZZuucchhtt,, ssoo ddiiee FFrruucchhtt 
Die SVP-Strategen, samt ihrer Hauspostille
«Weltwoche», sorgen auch weiterhin dafür,
dass negative Stereotypen verbreitet werden.
Sie fallen auf fruchtbaren Boden. So konnte
die SVP in der Folge von Blochers Abwahl
einen Zustrom vorwiegend junger Parteimit-
glieder verzeichnen. Auch Umfragen unter
Schweizer Jugendlichen weisen auf fest ver-
ankerte fremdenfeindliche Meinungen hin.

Die Studie «Ausländer und ethnische
Minderheiten in der Wahlkampfkommunika-
tion»  kann als pdf heruntergeladen werden:
www.ekr-cfr.ch > Dokumentation > Studien

Das Allerletzte

EEiinniiggee AAkkttiivviissttIInnnneenn vvoonn aauuggeennaauuff BBaasseell lleeggeenn eeiinnee PPaauussee eeiinn..
DDaass EEnnggaaggeemmeenntt bbeeii ddeerr AAuuffddeecckkuunngg uunndd DDookkuummeennttaattiioonn vvoonn
MMeennsscchheennrreecchhttssvveerrlleettzzuunnggeenn bbrraauucchhtt SSuubbssttaannzz uunndd KKoonnttiinnuuii--
ttäätt –– bbrriinnggtt aabbeerr nnuurr sseelltteenn LLoorrbbeeeerreenn.. JJeettzztt ssuucchheenn wwiirr nneeuuee
MMiittgglliieeddeerr.. WWeennnn aauucchh DDuu ddeerr MMeeiinnuunngg bbiisstt,, ddaassss wwiillllkküürrlliicchhee
VVeerrhhaaffttuunnggeenn uunndd WWeeggwweeiissuunnggeenn,, ssttaaaattlliicchhee VVeerrttrreeiibbuunnggssss--

augenauf Basel: Engagierte MitstreiterInnen gesucht!
ppoolliittiikk,, ddiiee nneeuueenn bbiioommeettrriisscchheenn VVeerrffaahhrreenn ddeerr GGeessiicchhttsseerrkkeenn--
nnuunnggss-- uunndd FFiinnggeerraabbddrruucckkssyysstteemmee,, DDiisskkrriimmiinniieerruunngg vvoonn FFllüücchhtt--
lliinnggeenn ooddeerr KKrriimmiinnaalliissiieerruunngg vvoonn FFuussssbbaallllffaannss nniicchhtt ttaatteennllooss
hhiinnggeennoommmmeenn wweerrddeenn ssoolllltteenn,, uunndd DDuu LLuusstt hhaasstt,, bbeeii eeiinneerr ttrroottzz
aalllleemm ffrrööhhlliicchheenn GGrruuppppee mmiittzzuummaacchheenn,, ddaannnn mmeellddee DDiicchh bbeeii
bbaasseell@@aauuggeennaauuff..cchh ooddeerr uunntteerr TTeell.. 006611 668811 5555 2222

Theiss’ Cartoon zur Euro 08
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WWeerr ddaass aauuggeennaauuff--BBuulllleettiinn rreeggeellmmäässssiigg lliieesstt,, iisstt eeiinniiggeerrmmaasssseenn
vveerrttrraauutt mmiitt ddeenn kkoommpplleexxeenn VVeerrffaahhrreenn iimm FFaallll MMeehhmmeett EEssiiyyookk.. IInn--
zzwwiisscchheenn ssiinndd ssiicchh ddiiee BBeehhöörrddeenn uunntteerreeiinnaannddeerr nniicchhtt mmeehhrr eeiinniigg,,
wwiiee wweeiitt iinn ddeerr TTüürrkkeeii eeiinn ffaaiirreess SSttrraaffvveerrffaahhrreenn ggeeggeenn ddeenn ffrrüühheerreenn
PPKKKK--KKaaddeerrppoolliittiikkeerr mmöögglliicchh iisstt.. DDoocchh wweeddeerr MMaaiinnssttrreeaamm--MMeeddiieenn
nnoocchh ddiiee PPoolliittiikk wwoolllleenn ddaavvoonn eettwwaass wwiisssseenn.. DDeesshhaallbb llaanncciieerreenn wwiirr
eeiinnee KKaammppaaggnnee,, ddiiee ddiiee ppoolliittiisscchheenn AAssppeekkttee ddeerr AAffffäärree bbeelleeuucchhtteett..

DDeerr ppoolliittiisscchhee HHiinntteerrggrruunndd ddeerr AAffffäärree EEssiiyyookk
Die PKK wird von den USA und seit einiger Zeit auch von der EU
als «terroristisch» bezeichnet. Wer einen Zusammenhang zwi-
schen der neuen Charakterisierung der kurdischen Organisation
und der Einbindung der Türkei in die US-Politik im Mittleren Osten
vermutet, liegt sicher nicht falsch. 

In der Schweiz gibt es Tausende von anerkannten Flüchtlin-
gen mit kurdischem Hintergrund – viele von ihnen aus dem Um-
feld der PKK. Mit der Zusicherung, Mehmet Esiyok in die Türkei
auszuliefern, vollzieht die Schweiz die Politik der EU und der USA
nun nach. Dass das Auslieferungsverfahren gegen den PKKler
rein politisch motiviert ist, zeigt sich am unseligen Hin- und Her-
schieben der Verantwortung zwischen verschiedenen Bundes-
ämtern und Gerichten.

Das Bundesgericht sagt, man könne Esiyok ausliefern, falls er
kein Asyl bekomme. Dabei interessiert es die Richter nicht, dass
im türkischen Gerichtsverfahren gegen Esiyok Aussagen ver-
wendet wurden, die unter Folter erpresst worden waren. Auch
dass die von der Türkei der Schweiz gegenüber gemachten Garan-
tien höchst unsicher und umstritten sind, interessiert sie nicht.
Das Bundesamt für Flüchtlinge findet, Esiyok sei zwar klar ein
politischer Flüchtling, aber als ehemaliges Zentralkomitee-Mit-
glied der PKK eben nicht asylwürdig. Und ob er nach menschen-
rechtlichen Gesichtspunkten ausgeschafft respektive ausgeliefert
werden könne, habe ja schon das Bundesgericht entschieden …

WWiiee ggeehhtt eess wweeiitteerr??
Peter Niederöst, der Asylanwalt von Mehmet Esiyok, hat gegen den
zweiten negativen Asylentscheid des Bundesamts für Migration
Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht eingelegt. Ob dieses
bereit sein wird, gegen die Staatsraison und den offensichtlichen
Willen von Bundesrat und Bundesgericht zu entscheiden, muss sich
erst noch weisen.

Marcel Bosonnet, Anwalt von Mehmet Esiyok im Ausliefe-
rungsverfahren, bereitet zurzeit eine Beschwerde gegen die Aus-
lieferung an das Comittee against Torture (CAT) vor. Das CAT kann
aufgrund der Antifolterkonvention die Schweiz anweisen, die Aus-
lieferung zu unterlassen.

MMeehhmmeett EEssiiyyookk mmuussss ffrreeiiggeellaasssseenn wweerrddeenn!!
Diese Verfahren werden noch Monate, ja vielleicht Jahre dauern.
In dieser Zeit sitzt Mehmet Esiyok isoliert in Schweizer Untersu-
chungsgefängnissen. Die Haftbedingungen sind ausserordentlich
rigide. Esiyoks Gesundheit ist nach zweieinhalb Jahren Haft in der
Schweiz schwer geschädigt.

Bundesrat und Justiz opfern im Fall von Mehmet Esiyok im
Namen der Staatsraison nicht nur dessen Gesundheit; bei einer
Auslieferung ist auch sein Leben gefährdet. In diesem höchst
politischen Verfahren werden ausserdem auch rechtsstaatliche
Prinzipien und die Neutralität der Schweiz geopfert.

Deshalb fordern wir in einem offenen Brief an die verantwort-
lichen Bundesrätinnen die Freilassung Mehmet Esiyoks. Wir
bitten alle, diese Aktion mit dem eigenen Namen zu unterstützen.

UUnntteerrsscchhrreeiibbeenn SSiiee ddeenn ooffffeenneenn BBrriieeff aann ddiiee zzuussttäännddiiggeenn BBeehhöörr--
ddeenn uunndd ddeenn BBuunnddeessrraatt,, ddeerr ddiieesseemm BBuulllleettiinn bbeeiilliieeggtt!!

SSeeiittee 22:: ZZuumm aakkttuueelllleenn SSttaanndd ddeerr VVeerrffaahhrreenn vvoonn MMeehhmmeett EEssiiyyookk

IInn ddeerr AAuussggaabbee vvoomm 2244.. SSeepptteemmbbeerr 22000088 lliieeggtt ddeerr ««WWoocchheenn--
zzeeiittuunngg»» eeiinn SSppeecciiaall zzuumm FFaallll MMeehhmmeett EEssiiyyookk bbeeii..

Kampagne zur Freilassung des politischen Flüchtlings

Freiheit für Mehmet Esiyok!

MMeehhmmeett EEssiiyyookk:: SSeeiitt üübbeerr 3300 MMoonnaatteenn iimm GGeeffäännggnniiss
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strafrechtlichen Vorwürfe gegen den Gesuchsteller im Gerichts-
verfahren (…) Erzurum insgesamt mit überwiegender Wahr-
scheinlichkeit als in der Sache nicht berechtigt und mutmasslich
vorgeschoben. Es ist deshalb davon auszugehen, dass es sich
dabei um eine in Justizform verpackte Verfolgung in einem asyl-
rechtlichen Sinne handelt, um eine missliebige Person (…) ver-
folgen zu können.»

Obwohl die Instanzen im Auslieferungsverfahren der Mei-
nung sind, dass die vorgelegten Gerichtsdokumente und Gut-
achten unerheblich seien, ist der Türkeispezialist im BfM hier also
doch teilweise unserer Meinung. Bloss nützt das direkt gar
nichts. Denn gleichzeitig wird Mehmet Esiyok ja aus der Flücht-
lingskonvention ausgeschlossen. Die Situation könnte wider-
sprüchlicher nicht sein. Das letzte Wort werden nun entweder
das Bundesverwaltungsgericht oder das Antifolter-Komitee der
UNO haben, die sich erst noch mit den Beschwerden befassen
müssen. Mehmet Esiyok sitzt nun schon über zweieinhalb Jahre
in Schweizer Gefängnissen, damit die Schweiz sich darüber klar
werden kann, ob er als Terrorist, Kriegsverbrecher oder Flüchtling
behandelt werden soll. augenauf Zürich

Zum Stand der zwei Verfahren von Mehmet Esiyok

Beharren auf dem negativen Asylentscheid
Nachdem der erste Asylentscheid vom Bundesverwaltungsge-
richt (BVGer) am 22. Juni 2007 für ungültig erklärt wurde, hat sich
das Bundesamt für Migration (BfM) bis zum 26. Mai 2008 Zeit
gelassen für einen erneuten Entscheid. Trotzdem fällt dieser
gleich aus wie der erste: Mehmet Esiyok wird wegen seiner Tätig-
keit im Zentralkomitee der PKK aus der Flüchtlingskonvention
ausgeschlossen. Dieser Punkt wurde vom BVGer explizit kriti-
siert. Nur wenn Esiyok konkrete Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit angelastet werden könnten, sei ein Ausschluss möglich.
Das BfM beharrt aber auf seiner Ansicht und will offensichtlich
eine Änderung der aktuellen Praxis herbeiführen. 

In den weiteren Ausführungen ist der Entscheid jedoch ziem-
lich erstaunlich: Er bestätigt explizit, dass Esiyok die Flüchtlings-
eigenschaft erfüllen würde. Das heisst, er hätte wegen seiner
früheren Tätigkeit mit einer menschenrechtswidrigen Verfolgung
und Bestrafung zu rechnen. Der Entscheid behandelt auch die
Fragen zum Tatvorwurf, deretwegen Esiyok ausgeliefert werden
soll. Überraschend und im Widerspruch zu Bundesamt für Justiz
und Bundesgericht ist dazu zu lesen: «Aufgrund der obigen Erwä-
gungen und im Lichte der gesamten Aktenlage erweisen sich die

DDeerr 22000066 ggeeggrrüünnddeettee VVeerreeiinn ggrruunnddrreecchhttee..cchh rruufftt aauuff sseeiinneerr
WWeebbssiittee ddaazzuu aauuff,, mmöögglliicchhsstt rraasscchh eeiinn FFiicchheenneeiinnssiicchhttssggeessuucchh
bbeeiimm EEiiddggeennöössssiisscchheenn DDaatteennsscchhuuttzzbbeeaauuffttrraaggtteenn zzuu sstteelllleenn.. 

Gerade heute, wo wieder diverse konkrete Fälle rechtswidriger
Fichierung bekannt geworden sind – beispielsweise die skandalö-
se Überwachung der Basler GrossrätInnen türkischer Herkunft
oder die Securitas-Spionin bei Nestlé –, sollten möglichst viele
Leute Einsichtsgesuche einreichen. grundrechte.ch hat dafür ver-
schiedene Musterbriefe verfasst und gibt Tipps. 

AAuuffrruuff vvoonn ggrruunnddrreecchhttee..cchh
In ihrem Aufruf vom 14. August 2008 schreibt der Verein grund-
rechte.ch: «Für die Beantwortung des Einsichtsgesuchs in die
Staatsschutzakten kann es entscheidend sein, wie das Gesuch
begründet worden ist: Der Inlandgeheimdienst DAP (Dienst für
Analyse und Prävention) speichert seine Daten in der Datenbank
ISIS. Art. 18 des Staatsschutzgesetzes (BWIS) schliesst das
Recht auf Einsicht ins ISIS grundsätzlich aus. Gemäss Gesetz
kann nur eine Überprüfung durch den Eidgenössischen Daten-
schutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten (EDÖB) verlangt werden,
der einem daraufhin in einer stets gleichlautenden Antwort mit-
teilt, dass in Bezug auf die gesuchstellende Person entweder
keine Daten unrechtmässig bearbeitet würden oder dass er bei

Verlangen Sie Ficheneinsicht!
Vorhandensein allfälliger Fehler in der Datenbearbeitung eine
Empfehlung zu deren Behebung an das Bundesamt gerichtet
habe. Art. 18 Abs. 3 BWIS sieht vor, dass der EDÖB ausnahms-
weise in angemessener Weise Auskunft erteilen kann, wenn
damit keine Gefährdung der inneren oder der äusseren
Sicherheit verbunden ist und wenn der gesuchstellenden Person
sonst ein erheblicher, nicht wieder gut zu machender Schaden
erwächst. 

grundrechte.ch empfiehlt deshalb, das Gesuch möglichst gut
zu begründen. Legen Sie dar, weshalb Sie davon ausgehen, allen-
falls fichiert zu sein, und welche Nachteile Sie erleiden bzw. wel-
che Einschränkung Ihrer Grundrechte mit einem Eintrag verbun-
den sind. 

Da die Gründe für ein Einsichtsgesuch sehr unterschiedlich
sein können, ist es kaum möglich, dazu Vorlagen zur Verfügung
zu stellen. Mit einer individuellen Begründung haben Sie am
ehesten Chancen, dass Sie auf Ihr Einsichtsgesuch eine sub-
stanzielle Auskunft erhalten.» 

Musterbriefe für Einsichtsgesuche für AnwältInnen, Demons-
trantInnen, PolitikerInnen und auch für ganz «normale» Betroffene
können unter wwwwww..ggrruunnddrreecchhttee..cchh heruntergeladen werden.

augenauf Zürich

Die augenauf-Gruppen Basel, Bern und Zürich sind Kollektivmitglied bei

grundrechte.ch
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nicht schade
sei und es sich
nicht lohne, da-
rüber weitere
Nachforschun-
gen anzustel-
len. 

Die Leser-
briefe, die nach
Erscheinen die-
ses Artikels in
der «Basler Zei-
tung» veröf-
fentlicht wurden, zeigen, dass Melzl dieses Ziel bei vielen Lese-
rinnen und Lesern erreicht hatte: Allenthalben herrschte Empö-
rung darüber, dass von der Polizei überhaupt verlangt wird, einen
Menschen vor dem Ertrinken zu retten, der unter dem Verdacht
steht, Drogendealer zu sein. Die Vorverurteilung eines Verstorbe-
nen in der Öffentlichkeit durch die Staatsanwaltschaft trug selt-
same Früchte bis hin zur Meinung, es sei gerechtfertigt, dass man
Andy Bestman habe ertrinken lassen.

DDeenn ttootteenn BBrruuddeerr eennttggeeggeennnneehhmmeenn:: JJaa;; AAkktteenneeiinnssiicchhtt:: NNeeiinn
Zwar hatte die Basler Staatsanwaltschaft über den Vorfall eine
Untersuchung eingeleitet; doch diese ist inzwischen wegen «Feh-
lens des Tatbestandes» wieder eingestellt worden. Im Einstellungs-
beschluss wird der Hergang so geschildert, dass nur Minuten,
nachdem Andy Bestman in den Rhein gesprungen war, schon zwei
Boote gekommen sein sollen, welche nach ihm suchten. Auch
hätten ihm die Beamten von Anfang an Rettungsringe zugeworfen,
die Andy Bestman aber nicht benutzt habe. Die Staatsanwaltschaft
beruft sich dabei auf «übereinstimmende Zeugenaussagen» –
wahrscheinlich handelt es sich dabei um Aussagen der Polizisten
selbst, denn die augenauf Basel vorliegenden Zeugenaussagen be-
schreiben, wie eingangs erwähnt, die Szene ganz anders.

augenauf Basel will den genauen Hergang des Todes von Andy
Bestman aufklären. Im Auftrag von augenauf und bevollmächtigt
durch Andys Bruder, hat die Anwältin Susanne Bertschi Rekurs ge-
gen die Einstellung eingelegt und um Akteneinsicht ersucht. Da-
durch könnte geklärt werden, auf welche Zeugenaussagen sich die
Staatsanwaltschaft im Einstellungsbeschluss beruft. Das Gesuch
um Akteneinsicht wurde von der Staatsanwaltschaft jedoch abge-
lehnt – es sei nicht sicher, dass es sich beim Vollmachtgeber wirklich
um Bestmans Bruder handelt. Dies müsse erst bewiesen werden. 

Was für eine Schikane: Nur kurz zuvor hatte die Staatsanwalt-
schaft Andys Leichnam freigegeben, damit er genau demselben
Bruder zur Bestattung übergeben werden konnte, dessen Ver-
wandtschaft sie jetzt selber anzweifelt. augenauf Basel

Auf der Flucht vor der Polizei ertrunken

Tod nach Verfolgungsjagd
EEiinn jjuunnggeerr MMaannnn eerrttrraannkk,, wweeiill eerr vvoorr ddeerr PPoolliizzeeii iinn ddeenn RRhheeiinn ggeefflloo--
hheenn wwaarr.. DDiiee PPoolliizzeeii iisstt ssiicchh kkeeiinneerr SScchhuulldd bbeewwuusssstt,, uunndd ddeerr SSpprree--
cchheerr ddeerr SSttaaaattssaannwwaallttsscchhaafftt eerrzzäähhlltt ffrrööhhlliicchh DDeettaaiillss aauuss eeiinneemm
llaauuffeennddeenn VVeerrffaahhrreenn..

Andy Bestman konnte nicht schwimmen. Trotzdem sprang er am
Abend des 30. Mai 2008 in den Rhein, auf der Flucht vor der
Polizei – und ertrank. 

Tage später wurde die Leiche des 25-jährigen Nigerianers im
elsässischen Kembs angeschwemmt. Sowohl über das Ver-
schwinden des Flüchtigen als auch über den Fund der Wasser-
leiche hätte die Polizei wohl nie berichtet, wenn sich nicht
mehrere Zeugen der Verfolgungsjagd am Rheinufer bei augenauf
und dem Lokalfernsehen «Telebasel» gemeldet hätten.

Die genauen Umstände von Andy Bestmans Flucht und Tod
sind nach wie vor unbekannt, obwohl der Fall in der Öffentlichkeit
kurzzeitig für einiges Aufsehen sorgte. Den Aussagen der Augen-
zeugen zufolge hatten die Polizisten, die an der Verfolgung betei-
ligt waren, lange gezögert, bis sie Andy Bestman einen Rettungs-
ring zuwarfen. Erst nach einer beträchtlichen Zeit sei auch das
Polizeiboot aufgetaucht, um die Suche nach dem Vermissten auf-
zunehmen. Die Polizei hingegen behauptet, die Polizisten hätten
alles richtig gemacht, aber Bestman habe die Rettungsringe nicht
ergreifen wollen. Unklar ist auch, wie genau die Kontrolle ablief,
die zu Andys Flucht führte. Zeugenaussagen legen die Vermutung
nahe, dass es zu einer regelrechten Verfolgungsjagd gekommen
sein muss, die den Flüchtenden in Panik versetzte.

DDeerr PPoolliizzeeiisspprreecchheerr ppllaauuddeerrtt mmuunntteerr üübbeerr eeiinn llaauuffeennddeess VVeerrffaahhrreenn
Die Basler Polizei streitet nicht nur jegliches Mitverschulden am
Tod des jungen Mannes ab, sondern die Staatsanwaltschaft macht
sich auch über die Aufklärungsbemühungen von augenauf und den
Freunden und Freundinnen Andy Bestmans lustig: In einem Artikel
in der «Basler Zeitung» wird Markus Melzl, Sprecher der Basler
Staatsanwaltschaft, mit der Aussage zitiert, die Gruppe augenauf
hätte in ihrer mit einem Zeugenaufruf verbundenen Todesanzeige
auch darauf hinweisen sollen, dass im Verdauungstrakt des Ver-
storbenen Drogenpäckchen gefunden worden seien.

Abgesehen davon, dass Melzl hier während eines laufenden
Verfahrens ganz unbekümmert Details aus dem vertraulichen
Obduktionsbericht ausplaudert, steht auch zu befürchten, dass
es ihm dabei gar nicht in erster Linie um die Herabwürdigung der
Arbeit von augenauf ging; der Hinweis auf die Drogenpäckchen
hatte die Funktion, von der Tatsache abzulenken, dass hier ein
Mensch möglicherweise aufgrund von unterlassener Hilfeleis-
tung zu Tode gekommen ist. Mit dem doch sehr untypischen
Nähkästchen-Geplauder aus einem laufenden Verfahren sugge-
riert Melzl, dass es um einen potenziellen Drogenhändler sowieso

IImm RRhheeiinn eerrttrruunnkkeenn:: DDeerr 2255--jjäähhrriiggee NNiiggeerriiaa--
nneerr AAnnddyy BBeessttmmaann 
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gefängnisse und Horden von Sicherheitskräften für alle anderen –
der wahr gewordene Traum eines jeden Sicherheitsfanatikers. 

Die Sicherheitsvorbereitungen wurden schon lange vor der
Euro 08 auf verschiedenen Ebenen eifrig vorangetrieben. Mit der
Änderung des «Bundesgesetzes über Massnahmen zur Wahrung
der Inneren Sicherheit» (BWIS), das dem Stimmvolk unter dem
Namen «Hooligan-Gesetz» angedreht wurde, sollten der Polizei im
Hinblick auf die Euro «griffige Mittel» gegen «gewaltbereite Fans»
in die Hand gegeben werden. Diese «griffigen Mittel» hat die
Polizei – ohne rechtliche Grundlage – schon lange vor Beginn der
Euro angewendet, und zwar nicht nur gegen «gewaltbereite Fans»,
und wird sie voraussichtlich auch nach der Euro 08 anwenden.

GGrreennzzeennlloossee ZZuussaammmmeennaarrbbeeiitt
Im «Nationalen Sicherheitskonzept Schweiz für die Uefa Euro
2008» wurden die konzeptionellen Richtlinien für das gigantische
Sicherheitsaufgebot erarbeitet. Mit dem Motto «Sicherheit durch
Kooperation» wurde die Parole ausgegeben für eine beispiellose
Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich: Tausende von PolizistIn-
nen aus der Schweiz (50’000 Einsatztage), Deutschland (3910
Einsatztage) und Frankreich (1070 Einsatztage), «szenekundige
BeamtInnen» aus allen anderen Teilnehmerländern, Armeeange-
hörige (124’000 Einsatztage) und rund 3000 private Sicherheits-
leute aus dem In- und Ausland arbeiteten während der drei Euro-
Wochen Hand in Hand für die «Sicherheit» - und kooperierten
dabei über alle Grenzen hinweg; Polizisten und Soldaten standen
Schulter an Schulter vor Strassensperren, Einheiten der franzö-
sischen und deutschen Polizei wurden von Schweizer KollegInnen
herumgeführt und private Sicherheitsleute zeigten der Polizei,
welche Personen sie festnehmen sollen. All dies geschah mit
einer bemerkenswerten Selbstverständlichkeit. Auch dass Polizei-
einheiten in schweren Militärlastwagen durch die Städte gekarrt

Vom «Sonderfall» zum «Normalzustand»

Das «Fussballfest» Euro 08 ist vorbei, die
DDiiee EEuurroo 0088 iisstt vvoorrbbeeii.. DDiiee FFaannzzoonneenn ssiinndd aabbggeerrääuummtt,, ddiiee SSppoonn--
ssoorreenn--WWeerrbbuunnggeenn vveerrsscchhwwuunnddeenn uunndd ddiiee FFuussssbbaallllffaannss wwiieeddeerr zzuu
HHaauussee.. EEss iisstt bbeeiinnaahhee ssoo,, aallss oobb ddeerr ggaannzzee SSppuukk ggaarr nniiee ssttaattttggee--
ffuunnddeenn hhäättttee.. SSppuurrllooss iisstt ddeerr GGrroossssaannllaassss aabbeerr kkeeiinneesswweeggss vvoorr--
üübbeerrggeeggaannggeenn,, vvoorr aalllleemm nniicchhtt iimm SSiicchheerrhheeiittssbbeerreeiicchh.. 

Im Vorfeld der EM kam es anlässlich verschiedener Demons-
trationen in Basel, Bern, Luzern und Zürich zu Grosseinsätzen der
Polizei, die von diversen Seiten als Übung am lebenden Objekt
eingeschätzt wurden. Angesichts des unzimperlichen Umgangs
der Polizei mit ihrem «Übungsmaterial» an diesen Anlässen sahen
sich weite Kreise zu den schlimmsten Befürchtungen in Bezug auf
das bevorstehende «Fussballfest» veranlasst: Wenn das nur die
Übung war, wie würde dann erst der Ernstfall aussehen?

Zu den befürchteten Massenfestnahmen und «spektakulären»
Polizeieinsätzen ist es dann während der EM nicht gekommen. Die
Polizei zeigte sich im internationalen Rampenlicht des Grossanlas-
ses vornehmlich von ihrer charmanten Seite und verhielt sich auf-
fallend zurückhaltend. Viel zurückhaltender notabene, als dies
beispielsweise im «Normalzustand» an politischen Demonstratio-
nen der Fall ist. Auch für die Polizei handelte es sich bei der Euro
08 um einen Prestigeanlass, bei dem es sich zu profilieren galt.

SScchhaatttteennsseeiitteenn ddeess GGrroossssaannllaasssseess
Sieht man jedoch genauer hin, zeichnet sich ein etwas anderes
Bild. Bei augenauf und grundrechte.ch (siehe auch Artikel Seite 2)
sind zahlreiche Berichte von Opfern eingegangen, die sich über
unverhältnismässiges Verhalten von Polizei und privaten Sicher-
heitskräften beschweren. Personen wurden grundlos festge-
nommen, geschlagen, beleidigt. Und zählt man die Festnahmen
im Zusammenhang mit der Euro 08 aus den verschiedenen
Kantonen zusammen, kommt man insgesamt auf über 1000
Betroffene. Trotz der Grösse des Anlasses eine durchaus beein-
druckende Zahl. 

Viel bedenklicher jedoch als diese Vorfälle sind die strukturel-
len Entwicklungen im Sicherheitsbereich, die im Zusammenhang
mit der EM stattgefunden haben. Im Vorfeld wurden massive
Bedrohungsszenarien aufgebaut, die das gigantische Sicherheits-
aufgebot legitimieren sollten. Der äusserst undifferenziert ver-
wendete Ausdruck «Hooligan» wurde zum Inbegriff einer diffusen
Gefahrensituation im Hinblick auf die Euro 08. Und für diejenigen,
die sich nicht genug vor dem «Hooligan» fürchteten, wurde
erwartungsgemäss auch noch der «Terrorist» ins Feld geführt. Vor
dem Hintergrund dieser «Gefährdungslagen» konnte dann in aller
Ruhe der gigantische Sicherheitsapparat  hochgefahren werden,
der für jede Bedrohungssituation die richtige Antwort bereit hatte:
Datenbanken und Einreisesperren für die «Hooligans», Kampfjets
über den Stadien für die «Terroristen», Videokameras, Sonder-

UUnntteerr ddeemm WWiillllkkoommmmeennssbbaannnneerr ddeerr UUeeffaa:: AAlllleess PPoolliizzeeii
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Die Euro 08 kann in vielerlei Hinsicht als Ausnahmesituation
betrachtet werden. Das bedeutet jedoch keineswegs, dass der
«Ausnahmefall» nichts mit dem «Normalzustand» zu tun hat. Aus-
nahmesituationen haben viel mehr die Eigenschaft, bestehende
gesellschaftliche und politische Tendenzen zu verdichten und
sichtbar zu machen. Grossanlässe verschiedener Art sind somit
eher als Lupe zu betrachten denn als Ereignisse, die sich im luft-
leeren Raum abspielen. Daher gibt es auch keinen Grund zur
Annahme, dass sich die Sicherheitsmassnahmen und Praktiken,
die an der EM ausprobiert und eingeübt wurden, in Luft auflösen
werden. Schon heute wird laut darüber nachgedacht, das «Hoo-
ligangesetz» auf politische Demonstrationen auszudehnen, die
Basler Polizei will die Militärdrohnen auch weiterhin einsetzen und
die SBB will ihre für die EM installierten Kameras behalten. Auch
das enge Zusammenspiel der verschiedenen Sicherheitskräfte
wird für die Zukunft nicht ohne Folgen bleiben. 

Es ist gut möglich, dass es sich bei den Polizeieinsätzen in
Basel, Bern, Luzern und Zürich tatsächlich um Testläufe für den
bevorstehenden «Sonderfall Euro 08» gehandelt hat. Viel bedenk-
licher ist jedoch, dass dieser «Sonderfall» selbst wohl in erster Li-
nie als gigantische Übungsanlage für zukünftige Sicherheitsszena-
rien gedient hat – und so zum «Normalzustand» zu werden droht. 

BBeeoobbaacchhttuunnggsspprroojjeekktt zzuurr EEuurroo 0088 vvoonn ggrruunnddrreecchhttee..cchh
Der Verein grundrechte.ch hat im Hinblick auf die Euro 08 ein Pro-
jekt zur Beobachtung und Dokumentation lanciert, um die Sicher-
heitsmassnahmen und ihre Auswirkungen genauer unter die Lupe
zu nehmen. In Zusammenarbeit mit weiteren Gruppen und Organi-
sationen hat grundrechte.ch vor Ort die Situation in den «Host
Cities» beobachtet und Erlebnisberichte von Betroffenen gesam-
melt und ausgewertet.

Die Resultate dieser Recherche- und Beobachtungstätigkeit
werden nun in einer Broschüre veröffentlicht, die voraussichtlich
im Oktober der WoZ beigelegt wird. augenauf Bern

Weitere Infos: www.grundrechte.ch

Sicherheitsmassnahmen bleiben

werden, scheint mittlerweile völlig normal zu sein. Das Verwi-
schen von traditionellen Trennlinien war eines der augenfälligsten
und gleichzeitig bedenklichsten Merkmale des Sicherheitsdis-
positivs an der Euro 08. Staatlich und privat, in- und ausländisch,
zivil und militärisch – alle diese Segmente sind zusammen-
geflossen zu einem einzigen gigantischen Sicherheitsapparat. 

RReegglleemmeennttiieerruunngg uunndd KKoommmmeerrzziiaalliissiieerruunngg ddeess ööffffeennttlliicchheenn RRaauummss
Die Auswirkungen waren bis tief in die gewohnte Alltagsumgebung
hinein spürbar. In den Austragungsstädten wucherten Gitter und
Absperrungen, in den Strassen wimmelte es von PolizistInnen und
privaten Sicherheitsleuten und über den Köpfen schwirrten wäh-
rend insgesamt 200 Stunden militärische Aufklärungsdrohnen.
Und mitten in den öffentlichen Raum wurden die quasi-privatisier-
ten Fanzonen gepflanzt, in denen «Uefa-Gesetz» herrschte. Mit
ihrer strikten Platzordnung, ihrer Sponsoringhoheit und deren
Durchsetzung durch die Sicherheitskräfte stellen die Fanzonen
gewissermassen die verdichtete Form einer gesellschaftlichen
und politischen Tendenz zu einer immer stärkeren Reglemen-
tierung und Kommerzialisierung des öffentlichen Raumes dar.

FFaannzzoonnee:: ««BBiittttee llääcchheellnn!!»» 
Normaler Alltag während der Euro 08 in Ba-
sel: Durch Schleusen (in Fideris haben wir
uns noch dagegen gewehrt) darf die Fan-
zone betreten werden. Zwei der vier Schleu-
sen sind geöffnet, eine für Männer, die an-
dere für Frauen. Während etwa fünf Secu-

rity-Angestellte die Taschen der Besucher-
Innen durchwühlen, fotografiert eine Frau
der gleichen privaten Sicherheitsorganisa-
tion munter die durchsuchten Personen.
Auf Anfrage hin erklärt sie, sie fotografiere
ihre Arbeitskollegen! Ebenfalls auf Anfrage
erklärt der Vorgesetzte der Security, dass

die Bilder bei ihnen archiviert würden. Zu
welchem Zweck gehe niemanden etwas an!

DDiiee PPaarraannooiiaa ttrrääggtt FFrrüücchhttee 
Anfang September kam es in Kleinbasel zu
einem grossen Polizeieinsatz. Mehrere be-
waffnete Polizisten in schusssicheren !

                              

Auge drauf

EEuurroo 0088:: AAlllleess vveerrbbootteenn
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er einen Schweizer Pass habe, dies überhaupt nichts ändere,
denn er sei nach wie vor schwarz. Den Rassismus, dem M.B.
möglicherweise einige Stunden vorher zum Opfer gefallen ist,
treiben die Polizisten auf krudeste Art und Weise auf die Spitze.

Angeblich ist die Urinschnellprobe positiv, so dass die
Beamten ihn des Kokainkonsums bezichtigen und mit einer
Anzeige drohen. Da dies in M.B.s Augen aber völlig ungerechtfer-
tigt ist, lässt er am nächsten Tag bei seinem Hausarzt eine
beglaubigte Urinprobe anfertigen – die negativ ausfällt. Er, der
sich ursprünglich an die Polizei wandte, weil er überfallen wurde,
wird nun von ihr nicht nur rassistisch diskriminiert, sondern auch
noch kriminalisiert.

augenauf schaltet daraufhin die Opferhilfe Bern ein. Auch
gegenüber dieser hat die Polizei nur Hohn und Unterstellungen
für M.B. übrig, denn sie äussert Zweifel daran, dass die negative
Urinprobe beim Hausarzt seine gewesen sei.

Trotz wiederholter Androhung der Anzeige wegen unerlaubten
Drogenkonsums auch seitens der zuständigen Untersuchungs-
richterin wird die Anzeige einen Monat später zurückgezogen.
Das Verfahren gegen M.B. wird eingestellt.

Was ist das anderes, als das Eingeständnis. dass hier von
Seiten der Polizei versucht wurde, ein Delikt zu konstruieren?

augenauf Bern

Von Schlägern attackiert – von Beamten diskriminiert

Berner Polizisten auf Abwegen
EEiinn MMaannnn wwiirrdd nnaacchhttss vvoonn UUnnbbeekkaannnntteenn üübbeerrffaalllleenn uunndd vveerr--
pprrüüggeelltt.. EErr wweennddeett ssiicchh aann ddiiee PPoolliizzeeii.. SSttaatttt ddaassss eerr HHiillffee eerrhhäälltt,,
vveerrssuucchhtt mmaann,, iihhmm eeiinn DDeelliikktt uunntteerrzzuujjuubbeellnn..

In der Nacht vom 17. auf den 18. Mai 2008 wird M. B. an der
Mittelstrasse der Stadt Bern von Unbekannten zusammen-
geschlagen. Ein paar Typen greifen ihn auf dem Nachhauseweg
mit einem Baseballschläger an, verletzen ihn und lassen ihn blut-
überströmt liegen. Er schleppt sich nach Hause und ruft von dort
die Sanitätspolizei an. Nachdem er im Spital versorgt wurde und
die Wunden genäht sind, erscheinen drei Polizeibeamte und
nehmen M.B. zur vermeintlichen «Feststellung seiner Identität»
mit auf den Polizeiposten beim Waisenhaus. Was dann aber von
ihm verlangt wird, sind zunächst ein Alkoholtest und danach eine
Urinprobe. Da M.B., als er angegriffen wurde, zu Fuss unterwegs
war, gibt es für die Polizei keinen Anlass, ihn diesen Tests zu
unterziehen – es ist nicht verboten, mit ein paar Gläsern Alkohol
im Blut zu Fuss zu gehen. 

RRaassssiissmmuuss ppuurr
Spätestens die Urinprobe macht M.B. stutzig und er fragt nach
dem eigentlichen Grund für seine Mitnahme auf den Wach-
posten. Daraufhin antworten die Polizeibeamten, dass, nur weil

! 

                  

Westen, abgesperrte Strasse, umstell-
tes Haus. Was war passiert? Eine Person
habe Meldung erstattet, dass zwei dun-
kelhäutige Männer «bewaffnet in ein Haus
eindringen» würden, war tags darauf im
«Baslerstab» zu lesen. Grund genug für die
Polizei auszurücken, musste doch aufgrund
der Beschreibung das Schlimmste be-
fürchtet werden. 

Doch die Terrorfantasien des paranoi-
den Anrufers erfuhren eine unerwartete
Wendung: Der vermeintliche bewaffnete
Bösewicht entpuppte sich als aufrechter
Schweizer (mit schwarzer Hautfarbe und
rotweissem Pass), der mit einem Kollegen
nach Hause kam, nachdem er das Obliga-
torische geschossen hatte. Hätte der An-
rufer einen Weissen, der mit seiner Armee-
waffe heimkommt, ebenfalls als «bewaff-
net in ein Haus eindringend» beschrieben?

Wenn dieser Vorfall zudem nicht ein wei-
teres Argument dafür ist, dass Soldaten
ihre Waffe künftig im Zeughaus auf-
bewahren sollen … egal, welche Farbe die
Haut des Waffenträgers hat!

ÜÜbbllee KKoonnttrroollllee iimm ZZuugg
Ein Mann aus Guinea-Conakry wird am
15. August 2008 durch BahnpolizistInnen
in Zivil einer entwürdigenden Durchsuchung
und Befragung ausgesetzt. Vor den Augen
der Mitreisenden (man kennt sich vom
Pendeln zwischen Schindellegi SZ und
Wädenswil ZH) wird der Mann mit Gummi-
handschuhen durchsucht und harsch auf-
gefordert, seine «Papierli» zu zeigen. 

Papiere und das Portemonnaie landen
nach der Kontrolle achtlos am Boden,
man lässt vor allen Leuten durchblicken,
dass man den Dunkelhäutigen für einen

Dealer hält. Später stellt der Mann fest,
dass 50 Franken fehlen. Die Beamten
weigern sich, ihre Namen bekannt zu
geben. Auch gegenüber der Schweizer
Ehefrau des Mannes verweigern SBB und
Kantonspolizei jegliche Auskunft – trotz
genauer Orts- und Zeitangabe des Vorfalls.
«Es besteht keine Verpflichtung, Namen zu
nennen», so die lapidare Antwort.

RRaazzzziiaa mmiitt MMiinnii--BBeeuuttee
Fahnder der Kantonspolizei Zürich und der
Stadtpolizei Winterthur haben am 12. Au-
gust diesen Jahres morgens in der Frühe
das Durchgangszentrum Kloster für Asyl-
bewerber kontrolliert. Polizeibeute: Eine
kleine Prise Marihuana und acht so-
genannte «Fremdschläfer», die schlafend
gegen das Ausländergesetz verstossen
haben.

Auge drauf
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Material zur Verübung von Sachbeschädigungen eingesetzt wor-
den wäre, hätte es die Polizei nicht rechtzeitig sichergestellt.» Bei
dem «Material» handelte es sich unter anderem um Transparente,
Megaphone und Flyer. 

Der Regierungsrat spricht in seiner Antwort von einem «erfolg-
reichen Einsatz» und beschreibt das Handeln der Kantonspolizei
als «insgesamt verhältnismässig und zielgerichtet». Angesichts
der massiven Kritik, die von verschiedenen Seiten gegen diesen
Polizeieinsatz geäussert wurde, handelt es sich bei dieser For-
mulierung gerade gegenüber den Betroffenen schlicht um eine
Frechheit. Dazu passt auch, dass der Regierungsrat den Umstand
herunterspielt, dass sich zahlreiche Personen bei ihrer Kontrolle
ohne ersichtlichen Grund vollständig entkleiden mussten. Hierzu
schreibt der Regierungsrat, es habe sich dabei höchstens um «not-
wendige Einzelfälle» gehandelt,  «wenn die Massnahme überhaupt
angewendet wurde». Dabei sind zahlreiche Fälle dokumentiert, in
denen Personen diese erniedrigende Massnahme über sich
ergehen lassen mussten, ohne dass sie sich «aggressiv verhalten»
oder «gefährliche Gegenstände» mit sich geführt hätten.

Offensichtlich ist der Regierungsrat in keiner Weise an einer
kritischen Auseinandersetzung mit dem Polizeieinsatz interessiert.
Es scheint einzig darum zu gehen, den Einsatz mit allen Mitteln zu
rechtfertigen. Die Erfahrung hat gezeigt, wie schwierig es ist, auf
juristischem Weg gegen Fehlverhalten der Polizei vorzugehen. In
den allermeisten Fällen werden die Verfahren eingestellt oder
enden mit einem Freispruch der angeschuldigten Beamten. Umso
wichtiger ist es, dass die politischen Instanzen ihre Aufsichtsfunk-
tion wahrnehmen und sich kritisch und ernsthaft mit dem Ver-
halten der Polizei auseinandersetzen. augenauf Bern

Der massive Polizeieinsatz von Anfang Jahr in Bern wird mit allen Mitteln gerechtfertigt

Regierungsrat übernimmt Polizeiargumente
DDiiee DDeebbaattttee uumm ddeenn PPoolliizzeeiieeiinnssaattzz aannlläässsslliicchh ddeerr AAnnttii--WWeeff--
DDeemmoonnssttrraattiioonneenn iinn BBeerrnn ddiieesseenn JJaahhrreess wwuurrddee uumm eeiinn KKaappiitteell
eerrwweeiitteerrtt –– aalllleerrddiinnggss nniicchhtt uumm eeiinn rruuhhmmrreeiicchheess.. 

Der Berner Regierungsrat reagierte Anfang Juli auf eine Interpel-
lation von Corrado Pardini, die den fraglichen Grosseinsatz the-
matisierte: An der Demonstration vom 19. Januar 2008 wurden
242 Personen willkürlich und meist ohne Angabe eines Grundes
festgenommen, einem erniedrigenden Durchsuchungsprozedere
unterzogen und während Stunden unter katastrophalen Bedin-
gungen festgehalten (siehe augenauf-Bulletin vom März 2008).

Die «Antworten» der Kantonsregierung auf die Interpellation
müssen nun den Betroffenen wie blanker Hohn erscheinen: Be-
harrlich weicht der Regierungsrat den detaillierten Fragen aus
oder verbirgt sich hinter allgemeinen Formulierungen, so dass
wesentliche Punkte unbeantwortet bleiben. Zudem übernimmt er
in weiten Teilen die Argumentation der Kantonspolizei. So wer-
den beispielsweise die willkürlichen Festnahmen damit begrün-
det, die betroffenen Personen hätten «Gegenstände mit[ge]führt,
die auf die Teilnahme an der unbewilligten Kundgebung schlies-
sen liessen». Abgesehen davon, dass ein eingesteckter Flyer als
Festnahmegrund an sich schon mehr als fragwürdig ist, sind
augenauf Bern zahlreiche Fälle bekannt, in denen die festgenom-
menen Personen weder derartige Gegenstände mit dabei hatten,
noch vorhatten, an der Kundgebung teilzunehmen.

««EErrffoollggrreeiicchheerr EEiinnssaattzz,, vveerrhhäällttnniissmmäässssiigg uunndd zziieellggeerriicchhtteett»»
Darüber hinaus ergeht sich der Regierungsrat in wilden Unter-
stellungen: «Es ist davon auszugehen, dass das sichergestellte

I.F. wird am 19. Januar 2008, etwa zwei Stunden vor dem Beginn
der Anti-Wef-Demonstration in Bern, weit abseits des Besamm-
lungsortes ohne ersichtlichen Grund festgenommen. Während
seiner neunstündigen (!) Festhaltung auf der Polizeiwache wird
er fotografiert und seine Personalien werden aufgenommen.

Im Februar beantragt I.F. mit einem entsprechenden Gesuch
Einsicht in die allenfalls zu seiner Person gespeicherten Daten
sowie deren umgehende Löschung. Die Kantonspolizei Bern be-
stätigt daraufhin zwar, Daten über I.F. festgehalten zu haben
(darunter auch Angaben über Anhaltezeitpunkt, Anhalteort und
«sichergestellte» Gegenstände), lehnt aber eine Löschung dieser
Daten ohne weitere Begründung ab. Die Kantonspolizei sei be-
rechtigt, diese bis zu fünf Jahre aufzubewahren, heisst es. Grund-
sätzlich würden solche Daten jedoch nach zwei Jahren gelöscht.
Das Bildmaterial sei ohnehin vernichtet worden, da zahlreiche

Anti-Wef-Demo: Gesuch um Datenlöschung gutgeheissen!
Fotos nicht mehr den betroffenen Personen haben zugeordnet
werden können.

Gegen diese Antwort legt I.F. im April Rekurs ein. Nun hat die
Anklagekammer des Obergerichts des Kantons Bern I.F. Recht
gegeben und den Rekurs gutgeheissen. In einer 14-seitigen Be-
gründung wird dargelegt, dass in dem vorliegenden Fall eine wei-
tere Aufbewahrung der Daten nicht verhältnismässig sei. Somit
wird die Kantonspolizei angewiesen, «sämtliche über den Rekur-
renten vorhandene Daten zu vernichten und dem Rekurrenten
die erfolgte Vernichtung der Daten schriftlich zu bestätigen».

augenauf Bern ruft bei dieser Gelegenheit nochmals alle
jene, die im Rahmen der Anti-Wef-Demonstrationen in Bern fest-
genommen wurden, dazu auf, die Löschung ihrer Daten zu
beantragen. Auf www.augenauf.ch kann eine entsprechende
Vorlage heruntergeladen werden (siehe auch Artikel Seite 2).
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Uster angelangt, gewinnt der Protest weiter an Lautstärke. Mit
Slogans in verschiedenen Sprachen und viel Lärm gelangt man
schliesslich zum ersten Etappenziel, der Notunterkunft (NUK) in
Uster. 

Die NUK ist in einer Bunkeranlage ohne Fenster unterge-
bracht und wird von der gewinnorientierten ORS Service AG
(Organisation für Regie- und Spezialaufgaben) betrieben. Rund
60 Menschen leben ohne jegliche Privatsphäre in dem Bunker,
einige von ihnen schon seit Jahren. Auf dem Vorplatz treffen sich
NUK-Bewohner und ihre BesucherInnen. Es wird gemeinsam ge-
gessen, diskutiert und Fussball gespielt. Das Fest dauert bis tief
in die Nacht, mit Musik aus Afrika, Lateinamerika und dem Iran. 

Zum Schlafen versammeln sich die Protestmarschteilnehme-
rInnen unter einem Blechdach auf dem Vorplatz der Not-
unterkunft. Kurz vor der Aktion hat die Stadt Uster ihnen die
bereits gemietete Unterkunft wieder entzogen. Dies hat im Vor-
feld für Aufregung gesorgt, aber auch das Interesse der
Lokalmedien am Protestmarsch geweckt. So hat das «Uster-Tag-
blatt» in der Folge über die Aktion und die unwürdigen Zustände
in der Notunterkunft berichtet. 

BBeehhöörrddeenn vveerrhhiinnddeerrnn,, ddaassss ddiiee GGeeffaannggeenneenn SSoolliiddaarriittäätt eerrffaahhrreenn
Nach einem reichhaltigen Frühstück geht es am Sonntag weiter in
Richtung Ausschaffungsgefängnis Kloten. Vielen Protestteil-
nehmerInnen ist die «harte» Nacht buchstäblich anzusehen. Trotz
wenig Schlaf und strömendem Regen wandern sie gut gelaunt
los. Je näher der Ausschaffungsknast Kloten kommt, desto
gedrückter wird die Stimmung. Mit Grund: Im neuen Asylgesetz
ist die Maximaldauer der Ausschaffungshaft massiv ausgeweitet
worden. Zusätzlich wurde die Durchsetzungshaft eingeführt. Wer
bei der eigenen Ausschaffung nicht kooperiert, kann bis zu
24 Monate inhaftiert werden, ohne je mit dem Strafgesetz in
Konflikt gekommen zu sein.

Vor dem Gefängnis werden die Lebensbedingungen der Men-
schen im Inneren des Gebäudes thematisiert: Selbstmordver-
suche, Demütigungen und Fluchtversuche, die schwere Verlet-
zungen zur Folge hatten. Nach den Reden und Grussbotschaften
machen die AktivistInnen nochmals viel Lärm vor dem Gefängnis.

Solidarischer Wald- und Wiesenausflug zum Ausschaffungsknast

Für ein kollektives Bleiberecht!

EEttwwaa 110000 PPeerrssoonneenn,, uunntteerr iihhnneenn vviieellee FFllüücchhttlliinnggee,, vveerrssaammmmeellnn
ssiicchh aamm 1199.. JJuullii 22000088,, uumm iinn eeiinneemm zzwweeiittääggiiggeenn PPrrootteessttmmaarrsscchh
vvoonn SStteettttbbaacchh ZZHH zzuurr NNoottuunntteerrkkuunnfftt iinn UUsstteerr uunndd wweeiitteerr zzuumm AAuuss--
sscchhaaffffuunnggssggeeffäännggnniiss KKllootteenn zzuu wwaannddeerrnn.. MMiitt ddiieesseerr AAkkttiioonn pprroo--
tteessttiieerreenn ssiiee ggeeggeenn ddiiee VVeerrsscchhäärrffuunnggeenn iimm nneeuueenn AAssyyllggeesseettzz,,
ggeeggeenn ddiiee aallllttäägglliicchhee AAuussggrreennzzuunngg ddeerr BBeettrrooffffeenneenn uunndd ffüürr eeiinn
kkoolllleekkttiivveess BBlleeiibbeerreecchhtt..

Rund 100 Personen sind dem Aufruf des Bleiberechtskollektivs zu
einem zweitägigen Protestmarsch gefolgt. Ausgerüstet mit Trans-
parenten, Fähnchen, Spruchbändern, Musik und Schlafsack wan-
dert die Gruppe am Samstagmittag in Stettbach bei strahlendem
Wetter los. Unterwegs werden Interessierte via Mikrofon und Blei-
berechtszeitungen über die Auswirkungen der Verschärfungen im
Asylgesetz, über die unwürdigen Bedingungen in den Notunter-
künften und über die Forderung für ein kollektives Bleiberecht
informiert. Später geht es entlang des Greifensees, wo eine wohl-
verdiente Pause eingelegt wird. 

Die Stimmung unter den TeilnehmerInnen ist gut. Auch auf
den abgeschiedensten Wegen mit wenigen PassantInnen wird
gesungen und man skandiert Parolen. Dabei löst der schulreise-
ähnliche Umzug bei einigen Unbeteiligten eine gewisse Verwun-
derung aus – nicht weiter erstaunlich, da dies wahrscheinlich die
grösste Demonstration ist, die ein Dorf wie Nänikon oder das
Naturschutzgebiet beim Greifensee je gesehen hat. In der Stadt

PPaauussee:: AAuucchh ddiiee FFaahhnneenn rruuhheenn aauuss

EEiinn bbuunntteerr ZZuugg zziieehhtt dduurrcchh ddiiee FFeellddeerr:: DDiiee DDeemmoonnssttrraannttIInnnneenn uunntteerrwweeggss zzuurr NNoottuunntteerrkkuunnfftt iinn UUsstteerr
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Leider gelingt es nicht, mit den Insassen hinter den Mauern Kon-
takt aufzunehmen. Bevor der Protestmarsch Kloten erreicht hat,
sind die Gefangenen in den hinteren Teil des Gefängnisses verlegt
worden. Damit haben die Behörden einmal mehr verhindert, dass
Flüchtlinge Solidarität erfahren.

Das Ausschaffungsgefängnis ist die letzte Etappe des Pro-
testmarsches. Gemeinsam macht sich die sichtlich mitgenom-

Urania abtransportiert und – noch immer gefesselt – in eine Zelle
gesteckt. Nach wie vor reagiert niemand auf seine Forderung, die
Pressestelle zu kontaktieren. Erst nach mehrmaligem Klingeln
und Klopfen an der Zellentür werden ihm die Handschellen abge-
nommen. Die Hände sind geschwollen und weisen bereits Läh-
mungserscheinungen auf. Später kommen Sanitäter und verarz-
ten Schürfungen und Prellungen, die während der Verhaftung ent-
standen sind. Dann verlangen drei hinzugekommene Polizisten,
der Gefangene solle sich zwecks Durchsuchung nackt ausziehen,
obwohl ihm sämtliche Effekten bereits bei der Verhaftung abge-
nommen worden sind. Als er sich weigert, begnügen sich die
Polizisten mit Abtasten. Gut eineinhalb Stunden nach der Ver-
haftung wird Klaus Rozsa wieder freigelassen. Einfach so, ohne
Einvernahme. Seine Sachen werden ihm zurückgegeben, jedoch
ohne Effektenliste zur Kontrolle. Zum Abschied rufen ihm die
Beamten nach: «Hoffentlich wirst du vom Tram überfahren.» 

NNuurr SScchhwweeiiggeenn
Wie schon bei den Wef-Demonstrationen in Bern und Basel in
diesem Jahr wurde auch hier die Pressefreiheit von der Polizei grob
missachtet. Dabei ist klar festgehalten: Medienschaffende haben
gemäss eines Leitentscheides des Bundesgerichts und des Ober-
gerichts Zürich, beide aus dem Jahr 2002, das Recht, polizeiliche
Aktionen zu beobachten, festzuhalten und zu fotografieren.

Klaus Rozsa hat vor geraumer Zeit eine Strafanzeige gegen
das Vorgehen der Polizei bei der Staatsanwaltschaft des Kantons
Zürich eingereicht. Bis zum Redaktionsschluss erfolgte jedoch
keine Zuteilungsverfügung, das heisst, es wurde noch kein
Bundesanwalt mit der Untersuchung des Falles beauftragt.
Bisher ist also noch nichts geschehen. Dafür hat Klaus Rozsa
schon eine Woche nach dem Überfall eine Vorladung von der
Stadtpolizei Zürich (Stapo) erhalten, wegen Behinderung einer
Amtshandlung. Dieser Vorladung hat er keine Folge geleistet, da
die Stapo ja in eigener Sache ermitteln würde, was gemäss Straf-
prozessordnung nicht zulässig ist. Auch auf diesen Einwand
erhielt er bisher keinerlei Reaktion. 

augenauf Zürich

Die Polizei misshandelt einen bekannten Zürcher Fotografen

Pressefreiheit mit Füssen getreten
BBeeii ddeerr ggrroosssseenn BBeesseettzzuunnggssaakkttiioonn ddeess HHaarrddttuurrmmssttaaddiioonnss iinn
ZZüürriicchh aamm 44.. JJuullii ddiieesseenn JJaahhrreess kkaamm eess nniicchhtt nnuurr zzuu ««BBrroott uunndd
SSppiieelleenn»» ffüürr ddiiee AAkkttiivviissttIInnnneenn,, ssoonnddeerrnn eeiinn PPrreesssseeffoottooggrraaff wwuurrddee
aauucchh OOppffeerr eeiinneess mmaassssiivveenn PPoolliizzeeiiüübbeerrggrriiffffss..

Am Abend des 4. Juli zieht eine Gruppe von Leuten zum Hard-
turmstadion, um dieses ein Wochenende lang zu besetzen und
«Brot und Spiele» auf ihre eigene Weise zu leben. Während sich
die BesetzerInnen innerhalb des Stadiums ein Stück Freiraum
ohne Kommerz und Konsumzwang zurückerobern, beweist die
Polizei ausserhalb einmal mehr, dass sie sich nicht für Bürger-
rechte interessiert. Dieses Mal ist es die Pressefreiheit, die sie im
wahrsten Sinne des Wortes mit Füssen tritt: 

Der Zürcher Pressefotograf Klaus Rozsa fährt – auf dem Weg
zu einem Firmenanlass – just in dem Moment über die Kreuzung
vor dem Stadion, als auch die mit Blaulicht angerasten Polizei-
beamten aus ihren Wagen stürmen und ohne Vorwarnung aus
nächster Nähe mit Gummischrot auf die BesetzerInnen schies-
sen. Rozsa steigt aus, um das Vorgehen der Polizei aus einigen
Metern Entfernung mit der Kamera festzuhalten. Ein Polizist teilt
ihm unmissverständlich mit, er solle verschwinden.

««HHooffffeennttlliicchh wwiirrsstt dduu vvoomm TTrraamm üübbeerrffaahhrreenn»»
Rosza zeigt ihm den Presseausweis und weist auf  sein Recht hin,
die «Arbeit» der Polizei zu dokumentieren. Daraufhin holt der
Beamte Verstärkung. Zu zweit schlagen ihm die Polizisten die
Kamera aus der Hand, reissen ihn zu Boden, fesseln seine Hände
mit Handschellen hinter den Rücken und schleifen ihn auf dem
Parkplatz. Seine Frau Susann Wach, auch Journalistin, foto-
grafiert das Ganze, bis sie ebenfalls von einem Beamten zu
Boden gestossen wird. Sämtliche Hinweise auf die Pressefreiheit
und die Forderung, man möge jemanden von der Pressestelle
kontaktieren, werden ignoriert. Dass die Pressefreiheit in der
Verfassung verankert ist, scheinen diese Beamten noch nie
gehört zu haben. 

Ohne Haftbefehl oder Erläuterung eines Haftgrundes wird
Rozsa, nachdem er durchsucht wurde, auf die Hauptwache

mene Gruppe auf die Rückfahrt nach Zürich. Zurück bleiben
Betroffenheit und Wut auf die ganze Ausgrenzungsmaschinerie,
aber auch schöne Erinnerungen an die gelebte Solidarität in den
letzten beiden Tagen. Neue Kontakte unter AktivistInnen und
Bewohnern der NUK in Uster sind entstanden, und es hat auch
gut getan, etwas zu unternehmen statt einfach tatenlos zu-
zusehen. augenauf Zürich
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Wir danken Fotosatz Salinger für die Unter-
stützung – und freuen uns über jede andere
ideelle und finanzielle Unterstützung.

Auf die Idee, dass man unliebsame Demons-
trantInnen statt immer zu verkloppen auch
mal mit Gülle abduschen könnte, kamen
einige Schweizer Bauern schon sehr früh.
Während der sogenannten 68er-Jugend-
unruhen boten sich Agros an, den Wider-
stand der «langhaarigen Radikalinskis» mit-
tels Gestank zu brechen. 

Nun ist ein Revival in Sicht. Die israeli-
sche Armee hat ein neues Verfahren
namens  «Skunk» entwickelt, das bereits als
neue Waffe bei Demonstrationen eingesetzt

wurde. Dabei handelt es sich um eine übel
riechende Flüssigkeit, mit der die Demons-
trantInnen besprüht werden. 

Nach Aussagen eines Vertreters der
Armee habe sich «Skunk als sehr effektiv»
erwiesen. Die Demonstrierenden hätten
das Feld sehr schnell geräumt, um zu
duschen und sich umzuziehen. Einige Be-
sprühte sagten aus, der Geruch der Flüssig-
keit sei ähnlich wie der von Müll. Es sei
schwer, ihn wieder loszuwerden – trotz
Dusche. 

Das Allerletzte

Ob Gewalt auf dem Pausenhof, vergleichsweise harmlose Besäuf-
nisse oder weggeworfene Flaschen am Rheinbord: Die Massenme-
dien nehmen mehr oder weniger spektakuläre Einzelfälle zum An-
lass, die «Jugend von heute» pauschal als Bedrohung und Problem

zu verteufeln. Mehrere Schweizer Städte haben sich dadurch zu
regelrechten Notstandsgesetzen inspirieren lassen, wie Rayonver-
bote, Ausgangssperren oder Versammlungsverbote für Jugendliche
und verschärfte Sicherheitsmassnahmen auf Schulhöfen.

Die Jugend von heute
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Nach 34 Monaten erschwerter Haft wird der politische Flüchtling
Mehmet Esiyok endlich freigelassen. Das Ansinnen des Bundesrats,
das ehemalige PKK-Kader-Mitglied seinen Häschern in der Türkei
auszuliefern, erleidet damit Schiffbruch. Chronik eines Schweizer
Politskandals.

Der kurdische Flüchtling Mehmet Esiyok wurde am 22. Oktober
2008 nach 34 langen Monaten endlich aus der Auslieferungshaft
im Gefängnis Pfäffikon ZH entlassen. Ausschlaggebend für die
Freilassung war ein Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts,
das nach langem Hin und Her das Offensichtliche anerkannte: Der
politische Flüchtling Esiyok ist ein politischer Flüchtling.

Erinnern wir uns: Im Oktober 2006 – Esiyok sass schon fast ein
Jahr in Haft – versprach der unterdessen abgewählte Schweizer
Justizminister Christoph Blocher seinem türkischen Amtskollegen
Cemil Cicek als Beitrag zur «Bekämpfung des Terrorismus» die Aus-
lieferung von vier politischen Flüchtlingen, gegen die türkische
Haftbefehle bestanden. Voraussetzung dafür seien «von der Türkei
abgegebene schriftliche Garantien für faire Gerichtsverfahren und
einen menschenrechtskonformen Strafvollzug», will Blocher ge-
mäss amtlicher Verlautbarung damals gesagt haben.

Die Türkei hat im Laufe des langen Verfahrens die von der
Schweiz geforderten «Garantien» unter gütiger Mithilfe des
Schweizer Aussendepartements (EDA), das der Türkei die nötigen
Papiere bis aufs Komma vorformulierte, geliefert. Diese «Garan-
tien» wurden vom Bundesgericht akzeptiert, obwohl das EDA und
die zuständige Bundesrätin Micheline Calmy-Rey nie erklären
wollten (und konnten), was die Schweiz denn tun würde, falls
Mehmet Esiyok nach seiner Auslieferung doch gefoltert würde.

Absurditäten eines Auslieferungsverfahrens
Endgültig absurd wurde das Verfahren, nachdem ein von augen-
auf finanziertes Gutachten feststellte, dass die Mehmet Esiyok
belastenden Aussagen unter Folter gemacht worden waren. Das
heisst: Von den von der Türkei ursprünglich geltend gemachten
30 Anklagepunkten hatte die Schweiz gerade mal einen einzigen
akzeptiert – und dieser, so stellte sich nun heraus, war erfoltert
worden.

Trotzdem schmetterte das Bundesgericht ein Revisionsgesuch
gegen die Auslieferung diesen April ab und befand, Esiyok und
seine Anwälte hätten das Gutachten ja schon früher beibringen
können. Befindet sich Lausanne, wo das Bundesgericht tagt, noch
auf der Erde oder in einem eigenen Orbit? Wie soll ein politischer
Flüchtling wissen, welche Verfahren gegen ihn in seinem Heimat-
land laufen? Wie soll er – quasi präventiv – über diese Verfahren
Gutachten erstellen lassen, bevor er sie überhaupt kennt?

Eine artistische Pirouette schaffte dann das Bundesamt für
Migration (BfM), das im Mai zwar anerkannte, dass alleine schon
die Art und Weise, wie die Anklage gegen Esiyok in der Türkei
zustande gekommen war, ein legitimer Grund zur Flucht sei. Aber
Esiyok sei als Ex-Mitglied des Zentralkomitees der PKK für diverse
– tatsächlichen und erfundenen – Menschenrechtsverletzungen
dieser Organisation verantwortlich und könne deshalb gar kein
Flüchtling sein. Da machte das BfM plötzlich grosse Politik und

Der Kampf für die Freilassung des politischen Flüchtlings war endlich erfolgreich

Yeah! – Mehmet Esiyok ist frei!

Mehmet Esiyok: Wenige Stunden nach der Freilassung
bei seinem ersten Besuch bei der Gruppe augenauf
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liger Fehler in der Datenbearbeitung eine Empfehlung zu deren Be-
hebung an das Bundesamt für Polizei gerichtet haben. Aufgrund
dieser Antwort werden Sie somit nicht wissen, ob Ihre Orga-
nisation in der Datensammlung ISIS eingetragen ist und, falls ein
Eintrag vorhanden sein sollte, werden Sie keine Angaben zu den in
der vorgenannten Datensammlung enthaltenen Daten erhalten.»

Staatsschutz heute: Dada lebt!
Wer sich jetzt Sorgen macht, dass im Büro des Datenschutz-
beauftragten das Personal zur Bearbeitung von Anfragen weg-
rationalisiert wurde oder kollektiv in eine Sekte eingetreten ist,
darf beruhigt sein: Die erste Hälfte des Textes ist in Art. 18 BWIS
(Bundesgesetz über Massnahmen zur Wahrung der inneren
Sicherheit) vorgegeben, und die zweite Hälfte ist offensichtlich
als hilfreicher Hinweis an die Gesuchsteller gedacht, dass sie sich
bloss keine Hoffnungen machen sollten. Auf jeden Fall scheinen
die Datenschützer keine andere Wahl zu haben, als sich mit dem
Versenden dieses absurden Textes als Handlanger des paranoi-
den Sicherheitsstaates zu outen. Hopfen und Malz ist damit aller-
dings noch nicht verloren, denn glücklicherweise heisst es schon
im nächsten Satz: «Nur ausnahmsweise könnten wir Ihnen in
angemessener Weise Auskunft erteilen.»

Da wollen wir doch hoffen, dass für augenauf diese Aus-
nahme gemacht wird und die Datenschützer durch Erteilen einer
Auskunft in angemessener Weise ihre Ehre retten können! Fort-
setzung folgt demnächst an dieser Stelle.

augenauf Basel

Einsicht verlangen!

Big brother is fiching you
augenauf unterstützt den Aufruf von grundrechte.ch, möglichst
viele Ficheneinsichtsgesuche an den Eidgenössischen Daten-
schutzbeauftragten zu richten. Ob die Staatsschützer aber Aus-
kunft erteilen, ist mehr als fraglich.

Nachdem bekannt geworden ist, dass der Inlandgeheimdienst
DAP (Dienst für Analyse und Prävention) in seiner Datenbank ISIS
(Staatsschutz-Informations-System) verschiedene Personen un-
rechtmässig gespeichert hat, ist es umso wichtiger, hier Trans-
parenz zu verlangen. Jeder Mensch und jede Körperschaft (Verein,
Firma, NGO etc.) hat das Recht, zu erfahren, welche Informa-
tionen über ihn bzw. sie vom Geheimdienst gespeichert wurden
und werden. Weitere Informationen sowie nützliche Tipps für das
Gesuch gibt es unter www.grundrechte.ch

augenauf verlangt Ficheneinsicht – Antwort aus Absurdistan
augenauf Basel hat als Verein ein Ficheneinsichtsgesuch gestellt
und gelernt: Als Gesuchstellerin sollte man sich mit einer gehö-
rigen Portion Absurditätstoleranz rüsten und zur Einstimmung
noch einmal Kafkas gesammelte Werke lesen. Statt einer Antwort
auf das Gesuch wird einem nämlich angekündigt, dass die Ant-
wort, die man erhalten wird, erstens vor der Prüfung des
Gesuches schon feststeht und zweitens keine Antwort sein wird:

«Wir weisen Sie auf die Tatsache hin, dass wir Ihnen [...]
folgende, grundsätzlich stets gleichlautende Antwort mitteilen
werden, dass in Bezug auf Ihre Organisation keine Daten unrecht-
mässig bearbeitet werden, oder dass wir bei Vorhandensein allfäl-

«Am Mittwoch, den 12. November 2008, um etwa 18.15 Uhr,
ereignete sich bei der 46/33er-Bushaltestelle am Bahnhof
Wipkingen Zürich in Richtung Morgental/Rütihof folgender Vor-
fall: Eine dunkelhäutige Frau konnte bei einer Kontrolle keinen
gültigen Fahrschein vorweisen. Die Kontrolleure riefen offenbar
die Polizei, die alsbald anrückte. Der Frau wurde aus nächster
Nähe eine massive Ladung Tränengas in die Augen gesprayt. Ihr
Sohn wollte ihr helfen und erhielt die gleiche Behandlung. Die
Frau wurde auf den Boden gedrückt. Ihr Gesicht war vom
Tränengas massiv aufgeschwollen. Auf dem Bauch liegend, muss-
te sie längere Zeit ausharren, während ein Polizeibeamter auf
ihrem Rücken kniete. Der Hinweis des ebenfalls noch vom
Tränengas gezeichneten Sohnes, dass seine Mutter unter
Rückenproblemen leide, wurde genauso ignoriert wie die ruhig
vorgebrachte Bitte der Frau, sich wenigstens aufsetzen zu dürfen.

Ein Augenzeuge berichtet

Massiver Polizeiübergriff gegen Schwarzfahrerin
Einem Passanten, der ebenfalls leise darauf aufmerksam machte,
dass die Frau so zu wenig Luft bekomme, wurde äusserst rüde
beschieden, er sei doch kein Arzt. Ein weiterer dunkelhäutiger
Mann, der zusammen mit Frau und Kind unterwegs war und einen
gültigen Fahrschein besass, wurde ebenfalls festgehalten. Die
Frage, was denn gegen ihn vorliege, beantworteten die Polizisten
nicht. Als ein Passant sich schliesslich nach dem Namen des Ein-
satzleiters erkundigte, verlangten die Beamten seine ID und
drohten ihm unter allerlei Beschimpfungen eine Anzeige wegen
Hinderung einer Amtshandlung an, obwohl er den massiven Über-
griff nur in gehörigem Abstand beobachtet hatte.

Die verhaftete Frau trug etliche Prellungen und vielleicht noch
andere Verletzungen davon, die noch von der Notaufnahme abge-
klärt werden – und das ganze wegen 80 Franken Busse für
Schwarzfahren.»
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politischen Flüchtling in der Schweiz aufzunehmen und zu
schützen, hat man ihn während 34 Monaten unter unmensch-
lichen Bedingungen inhaftiert und seine Gesundheit ruiniert.

Die Forderungen
augenauf fordert deshalb die Aufklärung der Umstände der
skandalösen Inhaftierung von Mehmet Esiyok. Insbesondere:

1. Die Untersuchung der Gründe und Motive, die das Eid-
genössische Justiz- und Polizeidepartement unter Bundesrätin
Eveline Widmer-Schlumpf und ihrem Vorgänger dazu bewog, die
Auslieferung eines politischen Flüchtlings in das notorische
Folterland Türkei zu betreiben. Ebenfalls muss aufgeklärt
werden, welche Motive das EDA bewogen, die «Garantien» der
Türkei zu akzeptieren.

2. Wir fordern Bundesrätin Micheline Calmy-Rey auf, der Schwei-
zer Öffentlichkeit zu erklären, was sie zu unternehmen gedachte,
hätte die Türkei die erwähnten Garantien nicht eingehalten.

3. Wir fordern die volle Entschädigung von Mehmet Esiyok für
die erlittene Haft.

4. Sämtliche Auslieferungsbegehren von Staaten, die notorisch
Menschenrechte missachten, sind abzulehnen. Dies in jedem Fall
und kategorisch, wenn es sich um Flüchtlinge handelt.

5. Wir fordern den Schweizer Bundesrat, insbesondere die bei-
den Bundesrätinnen Calmy-Rey und Widmer-Schlumpf, dazu auf,
die Verantwortlichkeiten für die Fehlentscheide bezüglich Meh-
met Esiyok zu klären und daraus Konsequenzen zu ziehen.

augenauf Zürich

Zu den Hintergründen des Skandals um Mehmet Esiyok siehe auch: Bul-

letins Nummer 52 bis 58 und www.augenauf.ch

deklarierte die PKK, die in der Schweiz nicht verboten ist, zur
«terroristischen Organisation».

Erst das Bundesverwaltungsgericht entschied anschliessend,
dass Mehmet Esiyok ein politischer Flüchtling sei. Der Entscheid
wurde in Juristendeutsch folgendermassen kommuniziert: Der
Kurde falle zwar unter die Flüchtlingskonvention, sei aber «asyl-
unwürdig». Das Wort hat viel Verwirrung (unter JournalistInnen)
gestiftet, und «unwürdig» ist wohl bei vielen Medienkon-
sumentInnen haften geblieben. Ein solcher Entscheid ist aber bei
Menschen, die in bewaffneten Organisationen aktiv waren, nicht
selten. Er bedeutet, dass Esiyok bestimmte Unterstützungen, die
es für anerkannte Flüchtlinge gibt, nicht bekommen wird.
Trotzdem steht er ohne Wenn und Aber unter dem Schutz der
Flüchtlingskonvention.

Opfer des langen und sinnlosen Verfahrens ist Mehmet Esiyok.
Seine Gesundheit hat während der langen Auslieferungshaft sehr
gelitten. Dazu muss man wissen, dass eine solche Haft wie Unter-
suchungshaft gestaltet wird: Besuche nur mit Trennscheibe, mini-
male Kontaktmöglichkeiten, Zensur der Post, minimale ärztliche
Behandlung. Enorm belastend für ihn war auch die andauernde
Ungewissheit, da er von Anwaltsseite und von der Unterstützer-
Innen-Gruppe bis vor kurzem ausschliesslich negative Nachrich-
ten zur Entwicklung seines «Falls» bekam. Für Mehmet war immer
klar, dass er nicht lebend in die Hände des türkischen «Rechts-
staats» fallen würde.

Keine Ausschaffungshaft für politische Flüchtlinge!
Dass Mehmet Esiyok als ehemaliges Mitglied des Zentral-
komitees der kurdischen Organisation PKK ein politischer Flücht-
ling ist, ist seit seiner Ankunft offensichtlich. Umso unver-
ständlicher ist der Kniefall vor der türkischen Justiz. Anstatt den

Ein augenauf-Bulletin Leser aus Freiburg im Breisgau berichtet:
«Immer wieder sitzen MigrantInnen am Flughafen fest, im exterri-
torialen Bereich. Wollten meist gar nie in die Schweiz und kommen
doch nicht mehr raus. Die Flughafenpolizei sichert die Normalität,
die Grenzkontrolle verweigert die Einreise. So auch jetzt wieder.

Ein junger Mann aus Kamerun, 28 Jahre, will nach Kanada. Das
Ticket in der Tasche. Der Flug geht über Zürich. Transit. Alles kein
Problem, sollte man meinen. Aber es fehlen Visa, die Kontrollen
funktionieren gut. Der Mann kommt nicht mehr raus, und nicht
mehr weiter. Seit drei Wochen.

Endlich gelingt es ihm, seinen Bruder in Deutschland zu kon-
taktieren. Dem wiederum gelingt es, einen Kontakt nach Zürich
herzustellen. Aber: Die Asylanhörung ist schon vorbei, der Dolmet-
scher schlecht, die Ablehnung schon geschrieben. Über die Situa-
tion der Mitglieder des SCNC (Southern Cameroons National

Von einem, der nie in die Schweiz wollte und nicht mehr raus kam

Flughafen Zürich – lost in Transit
Council), in der sich die englischsprachige Minderheit Kameruns
organisiert hat, wissen hierzulande nur die wenigsten Bescheid:
Sie werden von Präsident Paul Biya und seiner Clique drangsaliert
– Tote und Gefangene inbegriffen.

Das Schweizerische Rote Kreuz sitzt auch am Flughafen. Was
macht es eigentlich dort? Könnten die RotkreuzlerInnen nicht An-
waltsnummern vermitteln? Könnten sie nicht Hinweise geben auf
unabhängige Beratungsstellen? Was beobachten sie und was
bewegen sie? Sehen sie nicht, was dort passiert?

MigrantInnen sind auch mitten in Europa mit Frontex-Bedin-
gungen konfrontiert. Nach den militärischen Kontrollen an den
Aussengrenzen stossen sie auf innerstaatliche Abweisungs-
regime. Die Schweizer Regierung hat sich diesem System
inzwischen angeschlossen. Menschen auf der Suche nach einem
besseren Leben als dem bisherigen haben darin keinen Platz.»
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Kloten einfach
Seit dem 11.10.2008 sitzt eine iranische
Familie mit drei Kindern im Transitraum des
Flughafens Zürich-Kloten fest. Obwohl Be-
weise vorliegen, dass der Mann – Aktivist
einer oppositionellen Gruppierung – bereits

fünf Jahre in einem iranischen Gefängnis
inhaftiert war und bei einer Rückkehr mit
erneuter Inhaftierung rechnen muss, wurde
das Asylgesuch abschlägig beurteilt. Das
Asylverfahren im Transit hat sich seit dem
1.1.2008 geändert. Man kann nun Men-

schen bis zu 60 Tagen dort festhalten. Es
gibt zwar ein vollständiges Asylverfahren mit
Zweitbefragung durch das Bundesamt für
Migration im Beisein eines/r VertreterIn der
Hilfswerke, aber unter Ausschluss des UN-
Flüchtlingshochkommissariats (UNHCR).

Auge drauf

Von einer «Notwehrsituation» der Polizei könne nicht die Rede
sein. Eher von Überforderung oder gezielter Eskalationsstrategie.

Zum Fall des verhafteten Journalisten Klaus Rozsa zitiert der
Stadtrat eine Passage aus der Dienstanweisung zum Umgang mit
Medienschaffenden: «Behindern die Bildnehmenden durch ihre
Aufnahmetätigkeit und ihre hautnahe Präsenz polizeiliche Hand-
lungen in schwerwiegender Weise, so sind sie in krassen Fällen
wegen Hinderung einer Amtshandlung im Sinne von Art 286 StGB
zur Anzeige zu bringen.» Ausserdem werden dem Journalisten
«Gewalt und Drohung gegen Beamte» angelastet. Er habe die
Polizisten beschimpft, angespuckt und getreten. Er sei trotz
mehrfacher Aufforderung nicht zurückgetreten und habe sich ge-
weigert, seinen Ausweis zu zeigen.

Und wieder steht die Antwort im Widerspruch zu Augenzeu-
genberichten. Der Fotograf hat, wie auf diversen Fotos unschwer
zu erkennen ist, einen Abstand von mehreren Metern zu den
Beamten und ist schon im Weggehen begriffen, als sie ihn zu
Boden reissen und verhaften. Er hat die Arbeit der Polizei in kei-
ner Weise behindert, sondern sie dokumentiert. Schon im Vorfeld
hat er den Beamten seinen Presseausweis gezeigt und sich auf
die Medienfreiheit berufen. Das hat die PolizistInnen nicht inte-
ressiert; genauso wenig wie seine Aufforderung, man möge je-
manden von der Pressestelle informieren. Sie haben den Journa-
listen abgeführt und eineinhalb Stunden festgehalten, bevor sie
ihn ohne Einvernahme oder Protokoll wieder freigelassen haben.

Nur das Communiqué der Polizei
Der Stadtrat käut in seiner Antwort das Communiqué der Polizei
wieder, ohne es zu hinterfragen oder zusätzliche Abklärungen zu
treffen. Die Polizei habe sich in sämtlichen Belangen rechtens
verhalten. Augenzeugenberichte und Fotoaufnahmen erzählen
eine andere Geschichte.

Der verhaftete Pressefotograf hat kurz nach der Verhaftung
Strafanzeige gegen das Vorgehen der Stadtpolizei eingereicht. Es
sind mehrere Monate vergangen, bis der Staatsanwalt die Anzei-
ge an die Kantonspolizei weitergeleitet hat. Seither hat sich nichts
mehr getan. Keine Einvernahme, nichts. Man scheint es nicht
besonders eilig zu haben, diesen Fall zu klären. augenauf Zürich

Zürcher Stadtrat deckt Polizeieinsatz während der Hardturm-Besetzung

Gummischrot statt Pressefreiheit
Mit ungezügelter Gewalt geht die Polizei bei der Besetzung des
Hardturm-Stadions vor und verhaftet den Pressefotografen Klaus
Rosza. Kurz darauf reicht er Strafanzeige gegen das Vorgehen der
Stadtpolizei ein. Jetzt liegt der Ball bei der Kantonspolizei.

Am 9. Juli reichen die beiden Zürcher Gemeinderäte Walter Angst
(AL) und Rebekka Wyler (SP) zusammen mit 29 Mitunter-
zeichnenden eine dringliche schriftliche Anfrage beim Stadtrat
zum Polizeieinsatz ein, der im Vorfeld der Besetzung des
Hardturm-Stadions in Zürich stattgefunden hat. Sie wollen vom
Stadtrat wissen, wie der Polizeieinsatz rückblickend bewertet
wird, ob der Gummischroteinsatz den Vorschriften entsprochen
hat und wie diese Vorschriften lauten. Auch den Wortlaut der
Richtlinien und Dienstanweisungen im Umgang mit Me-
dienschaffenden wollen sie in Erfahrung bringen und ob diese
Richtlinien beachtet worden sind. Denn beim Polizeieinsatz ist
ein Pressefotograf verhaftet und an der Ausübung seines Berufes
gehindert worden.

Stadtrat konstruiert «Notwehrsituation»
Am 17. September kommt die Antwort des Stadtrates: Die Polizei
habe die Leute vor dem Stadion gebeten zurückzutreten, damit
sie sich «ein Bild der Lage machen» könne. Daraufhin seien die
Polizeieinheiten mehrmals mit Flaschen und anderen Gegen-
ständen beworfen worden. Nur durch den Einsatz von Gummi-
schrot habe die Situation beruhigt werden können. Die Distanz
für einen «normalen Einsatz» von Gummischrot muss laut Vor-
schriften der Stadtpolizei Zürich mindestens zwanzig Meter
betragen. In «Notwehrsituationen», schreibt der Stadtrat, sei es
jedoch zulässig, diese Distanz zu unterschreiten.

Diverse Augenzeugen berichten etwas anderes: Kurz nach-
dem die BesetzerInnen das Stadion erreicht hatten, fuhren
mehrere Polizeibeamte in ihren Streifenwagen heran, stürmten
auf die BesetzerInnen zu und beschossen sie ohne Vorwarnung
aus nächster Nähe mit Gummischrot. Pures Glück, dass niemand
ernsthaft verletzt worden ist. Und ja, es seien Flaschen und
andere Gegenstände gegen die PolizistInnen geworfen worden.
Jedoch als Reaktion auf das Gummischrot, und nicht umgekehrt.
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Verstärkung kommt zum Eingangstor, die Polizisten setzen ihre
Helme auf und zielen mit ihren Gummischrotgewehren auf das
Tor. Die Hunde werden aus den Käfigen der Autos geholt.

Mehrere Personen, die sich in der Nähe des Eingangs auf-
halten, flüchten. Ein Hundeführer hetzt seinen Hund mit dem Ruf
«attaque!» auf sie. Gleichzeitig nimmt die herbeigerufene Ver-
stärkung die Verfolgung der Leute im Quartier auf, eine regel-
rechte Hetzjagd beginnt. Einige der Fliehenden rennen über die
Tramgeleise. Eine Frau fällt hin. Ein Polizist tritt sie ins Gesicht,
während sie am Boden liegt.

Mit Autos und zu Fuss hetzen mehrere Polizisten Menschen
durchs Quartier. Leute, die zufällig das Geschehen verfolgen, wer-
den weggeschickt. Ein unbeteiligter Quartierbewohner wird von
der Polizei auf brachiale Art verhaftet und gewürgt. Auch der
aggressive Hundeführer tritt zusammen mit dem Tier wieder in
Einsatz, bis ihn seine Kampfkollegen schliesslich auffordern, den
Hund wegzunehmen. Die ganze Aktion zeichnet sich durch
Aggressivität und mangelnde Koordination unter der Polizei aus.

Am nächsten Tag wird die
Aktienmühle geräumt. Dabei
nimmt die Polizei acht Per-
sonen fest.

Der Sprecher der Polizei,
Klaus Mannhart, sagt später in
den Medien, 20 Personen hät-
ten «versucht, die besetzte Ak-
tienmühle zu stürmen». Eine
völlig unerklärliche Aussage,
war dies doch zu keinem Zeit-
punkt der Fall.

augenauf Basel

Besetzung der ehemaligen Aktienmühle in Basel

Angriff, Hetzjagd, Übergriffe

Während des Euro-Endspiels besetzten AktivistInnen die seit
Jahren leerstehende Aktienmühle im Kleinbasel. Die Polizei fand
das nicht lustig und jagte ZuschauerInnen mit Hunden.

Es ist der 29. Juni 2008, das Endspiel der Euro08 ist in vollem
Gang. Fans und Polizei tummeln sich gemeinsam in den Fanzonen,
in denen das Spiel übertragen wird. Am selben Abend gegen
22 Uhr besetzen AktivistInnen
das Gebäude der ehemaligen
Aktienmühle in Kleinbasel. Die
Polizei ist nach kurzer Zeit auch
vor Ort. Gegen 2 Uhr morgens
versuchen Personen den Beset-
zerInnen Trinkwasser ins Haus
zu bringen. Die Polizei verhin-
dert dies.

Vor dem Eingangsgebäude
stehen drei Polizeiautos, in ei-
nem der Wagen hört man Hun-
de. Plötzlich entsteht Hektik.

Die Aktienmühle in Basel

Am Mittwoch, 12. November 2008, stehen vier von acht wegen
Hausfriedensbruch und Sachbeschädigung Angeklagte vor
dem Basler Strafgericht. Begleitet werden sie von über 30
UnterstützerInnen. Man trinkt Kaffee und frühstückt; um 8.15
Uhr gehts los. CVP-Richter Lucius Hagemann verweist die
65 000 bis 95 000 Franken Sachschaden, die die Aktienmühle
geltend macht, auf den Zivilweg. Die Angeklagten verurteilt er
zu Strafen von 30 bis 45 Tagessätzen à 30 Franken, bedingt auf
zwei Jahre. Einer der Verurteilten wird unbedingt zur Geldstrafe
verknurrt. Die Verurteilten überlegen sich zu appellieren.

Der Prozess

Hungerstreik aus Verzweiflung
Anfang November haben im Basler Aus-
schaffungsgefängnis Bässlergut zehn Häft-
linge einen Hungerstreik begonnen, um auf
ihre miserable Situation aufmerksam zu ma-
chen: lange Haftdauer, zermürbende Unge-
wissheit über die Zukunft. «Ich bin hier wie
tot», zitierte die «Basler Zeitung» einen von
ihnen. Die Hungerstreikenden verlangten ei-
nen legalisierten Aufenthalt in der Schweiz.

Sie hatten keinen Erfolg. Der Chef des
Migrationsamts Basel-Stadt, Michel Girard,
verschanzte sich hinter den rechtlichen

Bestimmungen des Ausländergesetzes und
schob den Insassen die Verantwortung für
ihre Haft zu. Würden sie sich um Papiere be-
mühen, damit man sie ausschaffen könnte,
müssten sie nicht so lange einsitzen …

Nach neun Tagen war der Streik vorbei.
Das «Solinetz», das regelmässig Menschen
im Bässlergut besucht, ist erleichtert. Der
Protest sei zu vereinzelt gewesen, sagt eine
Vertreterin: «Es war mehr eine Ver-
zweiflungstat. Die Leute sind psychisch
schon so geschwächt, dass ein Hunger-
streik für sie gefährlich werden kann.»

Selbstverbrennung aus Verzweiflung
Ein Kurde aus dem Irak hat sich am
24. Oktober 2008 aus Verzweiflung vor der
drohenden Ausschaffung selber ange-
zündet. Er wurde – an Brust, Armen und
Beinen verbrannt – ins Universitätsspital
Zürich eingeliefert. Der Mann wurde im
Vorzimmer des Migrationsamts verhaftet,
als er seinen F-Ausweis verlängern wollte.
Im Spital erklärte er vor Freunden und
Ärzten, dass er unter keinen Umständen in
sein Herkunftsland zurückgehen werde und
lieber hier sterben wolle.

Auge drauf
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Bei 242 Festnahmen weist bereits die Zahl von 25 Strafmandaten
auf eine erschreckend tiefe «Erfolgsquote» hin. Nun stellt sich also
heraus, dass diese Anschuldigungen darüber hinaus juristisch
nicht haltbar sind. Damit zeigt sich noch einmal in aller Deutlich-
keit, wie willkürlich und wahllos die Polizei bei diesen Massenfest-
nahmen vorgegangen ist. Zudem wird der Verdacht bestätigt, die
Anschuldigungen dienten in erster Linie dazu, dem völlig unver-
hältnismässigen Polizeieinsatz nachträglich eine fadenscheinige
Legitimation zu verpassen.

Massloser Polizeieinsatz
An der Demonstration vom 19. Januar hat die Kantonspolizei in
einem massiven Einsatz willkürlich 242 Personen festgenommen,
einem erniedrigenden Durchsuchungsprozedere unterzogen und
während Stunden unter katastrophalen Bedingungen festgehalten
(siehe augenauf-Bulletin vom März 2008). Mehrere Personen
beklagten sich über brutales Zu-Boden-Drücken, Fusstritte und
Stockschläge. Die Festgenommenen wurden mit Kabelbindern
gefesselt, was mehrfach zu Verletzungen am Handgelenk führte.
Nach der Festnahme wurden sie in Freiluftkäfige verfrachtet, wo
sie teilweise bis zu zehn Stunden in der Kälte ausharren mussten.
Die Versorgung mit Wasser und Nahrung war ungenügend, der
Gang zur Toilette wurde teilweise verwehrt. Bei der Durchsuchung
mussten sich zahlreiche Personen vollständig ausziehen. Die
meisten wurden zudem fotografiert.

augenauf hat bei verschiedenen Stellen der Stadt und des Kan-
tons Bern einen Antrag auf Untersuchung des Polizeieinsatzes ein-
gereicht. Die bisher eingegangenen Antworten sind in jeder Hinsicht
unbefriedigend. Eine Stellungnahme der Oberaufsichtskommis-
sion des Grossen Rates ist noch ausstehend. augenauf Bern

Anti-Wef-Kundgebung 2008 in Bern: 25 Beschuldigte freigesprochen

Landfriedensbruch: Haltlose Anklage
Die Anschuldigungen gegen TeilnehmerInnen der Anti-Wef-De-
monstration vom 19. Januar 2008 erweisen sich als gegenstands-
los und halten auch vor Gericht nicht Stand.

Nach der Anti-Wef-Demonstration vom 19. Januar 2008 in Bern
brüstete sich die Kantonspolizei damit, Dank eines massiven
Polizeiaufgebots und «konsequentem Durchgreifen» jede Art von
Ausschreitungen verhindert zu haben. Dennoch erhielten in der
Folge 25 Personen, die an diesem Tag festgenommen wurden, ein
Strafmandat, unter anderem wegen Landfriedensbruchs. Sie
wurden also beschuldigt, an einer «öffentlichen Zusammen-
rottung, die Gewalt gegen Personen und Sachen begeht», teil-
genommen zu haben, die gemäss eigenen Angaben der Polizei gar
nicht stattgefunden hatte.

Nun zeigt ein Urteil des Strafeinzelgerichts Bern-Laupen, dass
diese Logik auch juristisch nicht aufgeht. Am 17. Oktober kam es
zu einem Prozess gegen drei Personen aus dem Kanton Waadt, die
im Rahmen der Anti-Wef-Kundgebung in Bern festgenommen wor-
den waren und Einsprache gegen ihr Strafmandat eingelegt hat-
ten. Der Strafeinzelrichter sprach die drei Personen vom Vorwurf
des Landfriedensbruchs frei, mit der Begründung, dass dieser Tat-
bestand am fraglichen Tag gar nicht gegeben war.

Dieses Urteil ist ein weiterer Beleg dafür, dass die Anschul-
digungen im Zusammenhang mit der Anti-Wef-Kundgebung jeg-
licher Grundlage entbehren. In allen uns bekannten Fällen führte
eine Einsprache gegen die fraglichen Strafmandate zu einem Frei-
spruch oder einer Einstellung des Verfahrens. Auf die Nachfrage
von augenauf Bern, ob es diesbezüglich überhaupt zu Verurtei-
lungen gekommen sei, wollte das Untersuchungsrichteramt keine
Auskunft erteilen.

Die Container sind von morgens 8 Uhr bis abends 17 Uhr zu und
für die Leute nicht zugänglich, es gilt ein absolutes Besuchsverbot.
Fernsehen ist verboten, es hat kein Nottelefon, keinen Briefkasten,
und man kann die Container auch nicht abschliessen, um das
wenige Hab und Gut sicher zu verwahren. Nicht mal einen Feu-

erlöscher hat der sonst so
ordnungsliebende und si-
cherheitsbewusste Kan-
ton für die unerwünschten
Flüchtlinge übrig.

Die zuständige Regie-
rungsrätin Barbara Janom
Steiner (BDP) befand ge-

genüber der Presse, alles sei in bester Ordnung und überhaupt:
«Die meisten Betroffenen» seien in der Vergangenheit «in
unterschiedlichem Grad zu Freiheitsstrafen verurteilt» worden,
diffamierte sie die Flüchtlinge gegenüber der Monopolzeitung
«Südostschweiz». Das Komitee SOS Menschlichkeit Valzeina/
Waldau (Waldau ist der Ort bei Landquart, in dem die Container
stehen) wehrt sich: «Wir fordern die Regierung auf, bei der Sache
zu bleiben, und Sache sind die Wohnbedingungen und die
unglaubliche Hausordnung der Containersiedlung Waldau. Jeder
Mensch hat Anrecht auf Respekt und Anstand - unabhängig von
Rechtsstatus und Strafregisterauszug.»

augenauf Zürich

Mehr Infos: www.vmv.chWaldau: Container als neue Heimat
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Asylsuchenden nicht haltbar sind. augenauf wird deshalb die Ent-
wicklung in den nächsten Monaten verstärkt beobachten. Für Hin-
weise aus den verschiedenen Kantonen zu den Missständen bei
der Unterbringung sind wir sehr dankbar. augenauf Bern

Ausgediente, alte Zivilschutzanlagen für Schutzsuchende

Blochers langer Schatten
Mangels ausreichend vorhandener Asylunterkünfte werden Asyl-
suchende mittlerweile in unterirdische, bunkerähnliche Not-
unterkünfte verschoben.

Unter dem Spardruck von Alt-Bundesrat Christoph Blocher wurden
verschiedene Unterkünfte für Asylsuchende in den letzten Jahren
geschlossen. Man hoffte, dass die Zahl der Asylgesuche dank der
Abschreckungspolitik relativ tief bleiben würden. Doch es zeigt
sich, dass auch die hiesige Migration nur sehr beschränkt steuer-
bar ist. Die Asylgesuche stiegen in den letzten Monaten überdurch-
schnittlich an, so dass in verschiedenen Kantonen zu wenig
Unterkünfte vorhanden sind.

So fehlen beispielsweise im Kanton Bern mehrere hundert
Schlafplätze, was man mit der Bereitstellung von Notunterkünften
– in der Regel Zivilschutzanlagen – aufzufangen versucht. Die Not-
unterkünfte bieten aber meist katastrophale «Wohn»bedingungen.
Die oft von Krieg oder Gefängnis traumatisierten Flüchtlinge
werden unterirdisch, ohne Tageslicht und frische Luft, in Mehrbett-
zimmern gemeinsam mit bis zu 35 anderen Personen unterge-
bracht. So sollen selbst Familien mit kleinen Kindern in nur behelfs-
mässig abgetrennten unterirdischen Räumen ohne Privatsphäre
leben. Die Wohnverhältnisse sind derart prekär, dass sie selbst die
Mindeststandards von Gefängnissen unterschreiten.

Zwar wird von offizieller Seite immer wieder betont, dass diese
Notunterkünfte nur vorübergehend seien und die Asylsuchenden
so bald wie möglich in ein reguläres Durchgangszentrum umziehen
könnten. Stellt sich bloss die Frage, wann das sein wird – sind doch
die regulären Durchgangszentren bis auf den letzten Platz belegt.

Für augenauf ist klar, dass das kurzfristige Spardenken in der
Asylpolitik und die miserablen Zustände bei der Unterbringung der

Die Geschichte um die unsägliche Unterbringung von abgewie-
senen Asylsuchenden im Minimalzentrum in Valzeina verschärft
sich. Neu müssen die Flüchtlinge in Containern hausen.

«Die unterzeichnenden Organisationen nehmen mit Empörung zur
Kenntnis, dass das Amt für Polizeiwesen und Zivilrecht im Umgang
mit abgewiesenen, aber nicht abschiebbaren Asylsuchenden
immer noch neue Methoden der Grausamkeit und Herzenskälte
entwickelt.» So beginnt das Pressecommuniqué von fünf Bündner
Flüchtlingsorganisationen vom 16. Oktober 2008 zur Verlegung
von Unerwünschten in ein paar traurige Container in die Indus-
triezone von Landquart. Zu den unterzeichnenden Gruppen gehört
der «Verein Miteinander Valzeina», der Verein, der sich lautstark

und vorbildlich gegen die Eröffnung eines Minimalzentrums für
abgewiesene Flüchtlinge in ihrem abgelegenen Bergkaff gewehrt
hat, da er es für menschenunwürdig befunden hat.

Das Minimalzentrum ist nun nicht mehr für abgewiesene Asyl-
suchende gedacht. Der Kanton Graubünden reklamierte Platznot
und platziert seit neuestem Menschen, über deren Asylgesuch
noch nicht entschieden wurde, im minimal erschlossenen kleinen
Walserdorf im Prättigau. Die in Valzeina zwecks Abschreckung
untergebrachten Abgewiesenen mussten weichen. Der Kanton
Graubünden fand Schlimmeres für sie: Container am Rande von
Landquart in Waldau.

Die Bewohner der winzigen Container von Waldau (siehe Foto)
erhalten pro Tag 7 Franken und 30 Rappen als «Unterhaltsgeld».

Nach dem Bergdorf die Container

Unterirdisch, ohne Tageslicht und frische Luft: Unter-
kunft für Flüchtlinge an der Effingerstrasse in Bern
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Sozialhilfe statt Ausbildung – wie anerkannte Flüchtlinge dumm und arm gehalten werden

Bildung? – Aber nicht für Flüchtlinge!
Flüchtlinge in der Schweiz haben praktisch nur mit einer Weiter-
bildung eine Chance – und die wird ihnen immer mehr streitig
gemacht. Die zunehmende Föderalisierung der Flüchtlingshilfe
führt zu einer Rechtsunsicherheit. Das Berner Modell würde lang-
fristig Abhilfe schaffen.

Der anerkannte Flüchtling G.R. lebt mit seiner Familie in einer
Baselbieter Gemeinde. Da das Universitätsdiplom in Volkswirt-
schaftslehre, das er in seiner Heimat erworben hat, in der
Schweiz nicht anerkannt wird, hat er an der Universität Basel ein
Studium im selben Fach aufgenommen, damit er später eine
qualifizierte Arbeit finden und seine Familie ernähren kann. Seine
Wohngemeinde hat ihm darauf die Sozialhilfe gestrichen mit dem
Argument, die Sozialhilfe diene nicht der Finanzierung von Aus-
bildungen. Familie R. ist nun mit Miete und Krankenkassen-
prämien im Rückstand, und es scheint kein juristisches Mittel zu
geben, die Gemeinde wieder zum Auszahlen der Sozialhilfe zu
bewegen. Als Ausweg bleibt, dass G.R. sein Studium wieder
abbricht oder aber sich von seiner Frau trennt, damit wenigstens
sie weiterhin Sozialhilfe beziehen kann.

Dieses Problem betrifft nicht nur G.R., sondern viele
anerkannte Flüchtlinge, die in der Schweiz ein neues Leben auf-
bauen möchten. Allerdings nicht alle gleichermassen: Der Bund
hat seine Aufgabe, in angemessener Weise für die in der Schweiz
anerkannten Flüchtlinge zu sorgen, an die Kantone delegiert, und
diese wiederum haben jeder für sich eine andere Lösung
gefunden. Im Kanton Bern beispielsweise sind die Hilfswerke
Caritas und Schweizerisches Rotes Kreuz zuständig. Dort werden
Flüchtlinge, die studieren oder eine Ausbildung machen, weiter-
hin mit Sozialhilfe unterstützt. Der Kanton Basel-Landschaft hat
die Verantwortung für die Flüchtlinge an die Gemeinden dele-
giert, mit dem Resultat, dass auf Flüchtlinge das kantonale Sozial-
hilfegesetz angewandt wird. Und dies obwohl Flüchtlinge andere
Bedürfnisse haben als Schweizer SozialhilfeempfängerInnen. Der
Auftrag des Bundes, für die Flüchtlinge angemessen zu sorgen,
wird dabei nicht mehr erfüllt, wie der Fall G.R. zeigt.

«Kantönligeist» verhindert Integration
Es ist dies ein typisches Beispiel, wie der «Kantönligeist» die
Menschenrechte untergraben kann. Der Bund unterlässt es,
Mindeststandards zu definieren und nimmt in Kauf, dass Kantone
oder sogar Gemeinden mit den anerkannten Flüchtlingen
umspringen können, wie sie wollen.

Dabei sollten die Behörden gerade im Bereich der Aus-
bildungsfinanzierung ein grosses Interesse haben, eine
pragmatische Lösung zu finden. Schliesslich finanzieren sie die
Sozialhilfe. Damit Flüchtlinge auf lange Sicht nicht mehr darauf
angewiesen sind, muss es ihnen möglich sein, eine ihren Fähig-

keiten und Neigungen entsprechende Ausbildung zu machen.
Nur so haben sie eine Chance, sich beruflich zu integrieren. Dies
ist für Flüchtlinge sowieso schon ungleich schwerer als für
SchweizerInnen: sie sind bei Ausbildungsbeginn meist schon
älter; sie müssen oft nicht nur sich selbst, sondern eine Familie
ernähren; ihre Diplome aus dem Heimatland sind in der Schweiz
wertlos; sie müssen erst jahrelang Deutsch oder Französisch
pauken, um überhaupt zum Studium zugelassen zu werden oder
eine Lehrstelle zu finden; die Bewältigung des Ausbildungspro-
grammes ist für sie wegen sprachlicher Schwierigkeiten mit un-
gleich viel höherem Aufwand verbunden; ihnen steht kein Netz-
werk aus Familie und FreundInnen zur Verfügung, das sie finan-

auf Bundesebene:
Art. 82 des Asylgesetzes legt fest:

– Für die Ausrichtung von Sozialhilfeleistungen [...] gilt kantonales

Recht.

– Der besonderen Lage von Flüchtlingen und Schutzbedürftigen, die

Anspruch auf eine Aufenthaltsbewilligung haben, ist bei der Unter-

stützung Rechnung zu tragen; namentlich soll die berufliche, soziale

und kulturelle Integration erleichtert werden.

 das Gesetz verzichtet darauf, die zur beruflichen Integration erforder-

lichen Massnahmen zu nennen; dass eine Ausbildung die beste aller

Massnahmen ist, liegt auf der Hand.

Kanton Basel-Landschaft:
§ 6 des kantonalen Sozialhilfegesetzes legt fest:

– Unterstützungen werden an die Aufwendungen für den Grundbedarf,

eine angemessene Wohnung, obligatorische Versicherungen, medizi-

nische Behandlung und Pflege, Tagesbetreuung, familienstützende

Massnahmen sowie an weitere notwendige Aufwendungen gewährt.

 Da «Ausbildung» in dieser Liste nicht aufgeführt ist, können bzw.

müssen die Gemeinden den Flüchtlingen die Sozialhilfe streichen, wenn

sie eine Ausbildung beginnen.

Abschnitt «Ausbildung» des kantonalen Handbuches zur Sozialhilfe:
– Beiträge an den Lebensunterhalt während einer Zweitausbildung

oder Umschulung können nur geleistet werden, wenn mit der Erst-

ausbildung kein existenzsicherndes Einkommen erzielt werden kann

und dieses Ziel voraussichtlich mit einer berufsbegleitenden Zweit-

ausbildung oder Umschulung erreicht wird.

 Bei anerkannten Flüchtlingen «übersehen» die kantonalen Behörden

offensichtlich gerne diesen Abschnitt aus dem Baselbieter Handbuch

des Sozialamtes. Denn mit einer konsequenten Anwendung könnte «die

berufliche, soziale und kulturelle Integration erleichtert werden» – wie

vom Asylgesetz gefordert.

Die Rechtslage
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Das alles führt dazu, dass im Alltag bereits um das Kleinste
gekämpft werden muss. Im Durchgangs- und Sachabgabezen-
trum von Lyss ist beispielsweise keine Kleiderabgabe im Budget
vorgesehen. Die Menschen sollen frieren.

Verständlicherweise war die Stimmung an der Demo von
diesen Erfahrungen geprägt. Die Menschen befinden sich häufig
in einer Sackgasse, aus der es kaum einen Ausweg zu geben
scheint. Sie können weder in Würde hier bleiben, noch sonst
irgendwo eine Zukunft aufbauen. Im besten Fall (Arbeits-B- oder
F-Ausweis) leben sie hier in ständiger Unsicherheit vor dem Ver-
lust ihrer befristeten Aufenthaltserlaubnis und rackern sich in
irgendeinem Betrieb ab. Das Misstrauen der Behörden und ihren
prekären Status können sie damit nicht ändern, geschweige denn
das Schicksal der illegalisierten LeidensgenossInnen.

Diese Situation können wir nur alle zusammen verändern,
indem wir für ein Bleiberecht und menschliche Bedingungen für
alle kämpfen! Das kalte Wetter des 13. Septembers konnte der
engagierten Stimmung und der neu erlebten Solidarität jedenfalls
keinen Abbruch tun. augenauf Bern

Protestmarsch in Bern trotzt Regen und Kälte

Bleiberecht für alle!
Im Rahmen der «Woche der MigrantInnen» kamen am 13. Sep-
tember gegen 3000 Leute zum Protestmarsch gegen die Illega-
lisierung von MigrantInnen zusammen. Im Zentrum standen vier
Forderungen: kollektive Regularisierung, sofortiger Ausschaf-
fungsstopp – insbesondere in Konfliktregionen, eine humane
Umsetzung des Härtefallartikels sowie die Ermöglichung von
Familienzusammenführungen.

Ähnlich wie in Zürich im April 2008 nahmen nebst Menschen-
rechtsaktivistInnen und solidarischen Menschen auch viele
MigrantInnen an der Bleiberechtsdemo teil. Für viele von ihnen
ist eine Rückkehr ins Herkunftsland nicht zumutbar und sie
haben längst in der Schweiz Wurzeln geschlagen.

Im Vordergrund steht für diese Leute, zu denen auch Asyl-
suchende und vorläufig Aufgenommene gehören, nebst oben
genannter Forderungen die rigide Verwaltungs- und Verdrän-
gungsmaschinerie der Behörden. Im Kanton Bern bedeutet die
Umsetzung und Weiterführung der revidierten Asylpolitik vor
allem, dass Menschen immer länger und unter immer unwür-
digeren Lagerbedingungen in «Zentren» leben müssen. Zurzeit
öffnen im Kanton Bern Zivilschutzbunker für mehrere hundert
Asylsuchende ihre Tore (siehe Bericht über die Notunterkünfte
auf Seite 6 in diesem Bulletin). Die Unterbringung ist in vielen
Zentren erbärmlich: wenige Quadratmeter ohne Privatsphäre.

Keine Krankenkasse, kein Schulbesuch für Kinder, kein Bargeld
Die aus sanitären Gesichtspunkten oft bedenkliche Infrastruktur
und das abgeschottete Leben (oft auf dem Land und ohne
Betätigungsmöglichkeiten in der Gesellschaft) müssen viele
Menschen mit N- oder F-Ausweis – und noch dramatischer
Menschen mit Nichteintretensentscheid (NEE) – während
Monaten und Jahren erdulden. Der Zugang zu Bildung, Medizin
und Arbeit ist – je nach Status – nicht oder nur erschwert
möglich. Sozialleistungen entsprechen nicht den gängigen
Sozialhilferichtlinien, die Minimalunterstützung ist ein schlechter
Witz. Während für abgelehnte Asylsuchende nicht einmal mehr
eine Krankenkasse, der Schulbesuch der Kinder oder die Ver-
fügbarkeit eines Minimums an Bargeld möglich ist, kämpfen
Flüchtlinge mit F-Ausweis um Integration, um Wohnraum, Arbeit
oder eine Weiterbildung.

ziell und logistisch unterstützen könnte; sie sind aufgrund der
erlittenen Strapazen oft psychisch und körperlich angeschlagen.
Aus all diesen Gründen ist es für Flüchtlinge kaum möglich, neben
dem Studium zu jobben, und sie sind auf Unterstützung ange-
wiesen – durch den Staat, der sie aufgenommen hat, um ihnen ein
neues Leben in Sicherheit und Würde zu ermöglichen.

Es ist deshalb höchste Zeit, dass der Bund seine Verant-
wortung wahrnimmt und den Kantonen genauere Vorschriften
macht, wie sie die ihnen zugeteilten anerkannten Flüchtlinge zu
behandeln haben – am besten nach dem Berner Modell, das die
berufliche Integration der Flüchtlinge fördert und auf lange Sicht
sichert. augenauf Basel

Bleiberechts-Demo: Die Spitze des Protestmarschs
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zuerst schwere, dann mit der Zeit leichte Sünde. Dasselbe galt
zwischen liberal und konservativ. Wir haben dafür ein Symbol im
Gasthof «Löwen» in Grossdietwil, ein Zentrum im Sonderbunds-
krieg. Auch damals zerschlugen sich Schweizer die Köpfe. Heute
lächeln wir darüber und sagen tief innen – jeder für sich auf seine
Weise – «wie dumm doch unsere Vorfahren waren». Oder denken
wir an die Trennung in Willisau-Land und Willisau-Stadt, die endlich
ihr Ende fand. Wir lachen heute darüber, dass die Menschen
damals meinten, es ginge um Himmel oder Hölle.

Als mein Grossvater ins Luzernische von Lungern wegen des
Stausees auswandern musste, nahm man diesen Chifferli nicht an,
denn er war weder rot noch schwarz, weil er von Obwalden kam.
Obwalden wurde damals als Älplerkanton verachtet, die Menschen
von dort galten als Nomaden, weil sie zur Alp zogen.

Und als mein Vater 1934 eine Liberale, die Tochter eines Gross-
bauern, heiratete, gab es sowohl Familien- als auch regionalen Zoff.
Diese Vermischungen galten als gefährlich und deshalb machte
man sie wider-göttlich. Stellt euch das vor. Hätte es damals schon
eine Missenwahl gegeben, es wären zwei gewesen, genauso wie
zwei Käsereien oder zwei Musiken im Dorf.

Man wollte «unter sich sein»; vermischen mit «anderen» war
verpönt; es war gegen den Willen Gottes oder gegen das Himmel-
reich, sagten die Menschen in ihrer Beschränktheit. Und heute
kehrt das einfach umgekehrt im Wort «kein biologischer Schweizer»
zurück.

Ich gehe auf die nächste Ebene. Nehmen wir einmal die
Schweiz vor. Erstens ist sie langsam und mühsam entstanden oder

Al Imfeld macht sich ein paar Gedanken zur unsäglich dummen Äusserung «Whitney Toyloy ist

Ein biologischer Schweizer oder eine Bio-
Sind diese Leute dumm, die nun einen biologischen Schweizer
züchten? Kaum. Sind sie neidisch oder tendenziös verwirrt, dass
nicht ihr Mädchen bei der Auswahl zur Miss Schweiz drankam?
Haben ihnen die verschiedenen Schönheiten auf dem Fernseh-
schirm den Kopf verdreht? Sind es Rassisten, die behaupten und
schreiben: «Whitney Toyloy ist biologisch gesehen keine Schwei-
zerin.» Nein, ich glaube auch nicht, das wäre zu viel Ehre diesen
Menschen mit einer solchen Behauptung zugestanden. Über-
treiben wir also nicht. «Beruhige dich!» Kurz und gut: Man sagt im
Alltag vieles, so nebenbei, aus einem Frust heraus, meint etwas
anderes, als was man genau sagt. Das Leben und die Sprache sind
nun einmal kompliziert und verwirrend.

Ich greife etwas auf Geschichte und Geschichten zurück, um zu
zeigen, dass viele zum härtesten Wort greifen, damit man eine
darunter liegende und meist versteckte Botschaft doch noch etwas
hört. Würden diese scheinbar politisch geprägten Menschen ein-
fach sagen: «Ich mag sie nicht», dann wäre das in Ordnung. Denn
Gott hat Vielfalt geschaffen, damit die vielen verschiedenen Men-
schen eine Auswahl haben. Stellt euch vor, alle wären gleich, was
gäbe das für eine Raubtierjagd auf Mädchen und Jungen.

Rot–Schwarz, Bern–Luzern, liberal–konservativ
Gehen wir auf Distanz, das heisst zurück in der Geschichte. Früher
war es bei uns in der Innerschweiz der Gegensatz zwischen Rot und
Schwarz, noch tiefer ging der Kontrast Berner gegen Luzerner. Ja,
es sollte keine Mischehen zwischen Bernern und Luzernern geben.
Der Pfarrer warnte davor von der Kanzel herab. Mischehen waren

Im letzten augenauf- Bulletin vom September 2008 berichteten wir
über einen rassistischen Übergriff auf den schwarzen Schweizer
M.B. im Mai 2008. Traurige Realität: Die Berner Polizei wiederholt
ihre Untat wenige Monate später.

Am Samstag, 27. September 2008, wird M.B. von zwei Polizisten
auf der kleinen Schanze in Bern angehalten, zu Boden gedrückt, mit
Handschellen gefesselt und in den bereitstehenden Bus verfrach-
tet. Erst dort wird er nach seinem Ausweis gefragt. Wie schon bei
seiner letzten Begegnung mit der Polizei (siehe augenauf-Bulletin
vom September 2008) fallen dumme Sprüche über seinen
Schweizer Pass, inklusive der Bemerkung, sie würden ihn dieses
Mal, im Gegensatz zum letzten Mal, «kriegen».

M.B. wird geschlagen, muss einen Alkoholtest machen und
eine Urinprobe abgeben. Die Beamten beschimpfen und verhöh-
nen ihn wegen seines SP-Mitgliederausweises und der Caritas-

Schwarzsein in Bern
Karte. Es sei ja die Höhe, Ausländer (!) sein und dann noch bei
diesen Linken mitmachen, und überhaupt müsse er nicht das
Gefühl haben, er habe in der Schweiz nur das Geringste zu sagen.

Auch dieses Mal unterschreibt M.B. nichts, so dass die Polizei
ihn schliesslich mit der Bemerkung gehen lässt, alles andere werde
per Post kommen. Ihre Namen nennen die Beamten nicht. Als M.B.
ankündigt, er werde sie anzeigen, lachen sie ihn aus: «Wir haben
davon schon Hunderte, und das ist uns völlig egal. Wir kriegen dich
sowieso!» Noch am selben Abend gibt M.B. eine beglaubigte Urin-
probe ab, die jeglichen Konsum von illegalen Drogen widerlegt.

Die Opferhilfe fand bisher nur heraus, dass beim Untersu-
chungsrichteramt in Bern keine Strafanzeige gegen M.B. einge-
reicht wurde. Die Namen der beiden Polizisten sind nach wie vor
unbekannt. Der «Beobachter» wird im Januar 2009 über die beiden
Fälle berichtet. augenauf Bern behält sich vor, mit M.B. zusammen
eine Anzeige gegen die beiden Polizisten zu machen. augenauf Bern
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Ich könnte Beispiele an Beispiele reihen. Doch es genügt, um jeg-
lichen Biologismus als Dummheit stehen zu lassen.

Multikulti, das ist ein Wort, das bestimmte Menschen ärgert.
Sie mögen ein anderes Wort wählen, aber ich habe eben darauf
hingewiesen, wie manche Kultur diese Schweiz gemacht hat und
weiterhin machen wird, denn die Schweiz steht doch nicht am
kulturellen Ende. Oder sollen wir das Sennkäppi zu unserem
Wappen erklären? Oder etwa einen Traktor, doch dann welchen?
Den von Aebi oder Bühler oder gar den Schilter? Vielleicht das
Willisauer Ringli mit dem von Hug oder mit Oulevay?

Es wird doch klar, unser Wesen ist die Vielfalt (das multi-); man
kann es auch den Föderalismus nennen. Der Schweizer muss auf
dieser Ebene seine Identität suchen, nicht im Blut. Ich kann daher
zum Ende sagen: «Gottlob ist Whitney Toyloy biologisch gesehen
keine Schweizerin.» Und wer behauptet: «Eine Miss Schweiz soll
nicht multikulti sein», der verlegt die Missenwahl zukünftig in den
engsten Familienkreis (doch auch da ist nach neuesten genetischen
Forschungen die Klarheit seltener als angenommen gegeben).

Al Imfeld ist ein Vermittler zwischen Schwarzafrika und Europa. Er

studierte Theologie, Philosophie, Journalistik, Entwicklungssoziologie und

Agrarwissenschaften. Imfeld hat zahlreiche Bücher veröffentlicht, ist

Gründer des «Informationszentrums Dritte Welt» und Mitherausgeber der

Romanreihe «Dialog Afrika». 1990 zog er mit dem Zirkus-Theater «federlos»

als Geschichtenerzähler durch Namibia und Zimbabwe. 2005 erhielt er den

Literaturpreis des Kantons Zürich für seinen Geschichtenband «Blitz und

Liebe» (Rotpunktverlag).

biologisch gesehen keine Schweizerin»

Schweizerin?
geworden. Zweitens haben wir noch heute viele Kantone, die sich
einst von den anderen absetzten. Wir Luzerner mochten am Pro-
gymnasium Rebstein die St. Galler nicht. Die Zürcher, die mit der
frechen Schnorre, nahmen wir gerade noch an, weil es so wenige
waren. Was soll da nun «schweizerisch» an uns gewesen sein. Wir
dachten kantonal. Doch sobald ich zuhause war, identifizierte ich
mich mit dem Hinterland. Über Luzern spotteten wir, genau gleich
wie über Bern, denn die kamen von oben und aussen und beuteten
uns aus; auf jeden Fall verstanden sie die Näpfler nicht.

Ein Traktor von Aebi, Bühler – oder gar einen Schilter?
Ich komme also auf das Wesentliche zurück: Eine Schweiz gab es
nie biologisch. Eine dümmere Behauptung kann eigentlich nur
jemand machen, der oder die nichts über die Schweiz weiss. Die
Schweiz ist durch Jahrhunderte hindurch entstanden, historisch
und nicht biologisch. Auf unserem Hintergrund gibt es die Kelten
und Gallier, die das Gold des Napf wie wild geschürft haben und
magische Traditionen hinterliessen; gibt es Reste der Römer, die
über den Napf nach Norden zogen und im Laufe der Geschichte
auch bei uns etwas hinterlassen haben; gibt es selbst Nordafrika-
ner, denken wir an unsere Kirchenheiligen wie Mauritius aus der
thebäischen Legion; da gab es wohl auch einige Pilger, die auf dem
Sankt-Jakob-Pilgerweg hängen geblieben sind; auf jeden Fall haben
sie die spanische Linde aus dem Süden mitgebracht.

Im Osten der Schweiz haben wir die Kultur der Walser, aber
sogar Einflüsse der Sarazenen. Das Rheintal war eine wichtige
Handelsroute, etwa der Fugger.

Trash-TV – Spiegel der Gesellschaft
PolitikerInnen von links bis rechts fordern eine immer härtere
Gangart im Kampf gegen die sogenannte Jugendkriminalität.
Nebst dem bereits beschlossenen Jugendknast in Palézieux im
Kanton Waadt wird laut über weitere Umerziehungslager für
Kinder nachgedacht. Bereits im März 2007 verlangte die Junge
SVP Solothurn – sehr zur Freude des Strafrechtlers und SP-Natio-
nalrats Daniel Jositsch – die Einführung sogenannter Bootcamps
für delinquente Jugendliche. Mit «erzieherischen Massnahmen»
und sportlichem «Drill» sollen Jugendliche an die Kandare
genommen werden.

Die drei Eckpfeiler eines Bootcamps: «Bildung, Drill und Sport»
funktionieren in leicht abgewandelter Form auch im TV-Format
«Das Supermodel 2008» auf 3plus: 15 weibliche «Modelzöglinge»
und Casting-Finalistinnen zwischen 16 und 25 liessen sich kürzlich
von einem ebenso blonden wie mageren Topmodel namens Knuppe

Das Allerletzte
zum Supermodel erziehen. Mit dabei der ebenso magere Model-
coach Bruce Darnell, genannt der Tränenreiche. Stilikone Darnell,
der sechs Jahre lang «for the fucking U.S. Army in der fucking
second Luftlandedivision kämpfen musste», jagt seine «Babys» in
viel zu kleinen oder viel zu grossen Highheels auf den Catwalk
über Zürichs Niederdorfpflaster: «Bitte mehr Drama, Babys!»

Was bringt junge Frauen dazu, sich freiwillig in Bootcamps für
Karrieresüchtige zu begeben? Ist es die Aussicht auf einen Ver-
trag mit der recht unbedeutenden Modelagentur Option? Oder
versprochene Badewannenfotos inkl. Homestory bei «SI Style»
der «Schweizer Illustrierten»? Übrigens. Eine der SponsorInnen
der 3plus-Magerschau ist die Schokoladenfabrik Maestrani in
Flawil. Deshalb werden die Mädchen auch dauernd mit Schöggeli
fotografiert. Das Problem ist nur: Schoggi macht dick, also nix
gut für Models: «Das ist der Wahrheit, Baby», wie Darnell zu sagen
pflegt.
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Quartiergasse 17, 3013 Bern
Tel. 031-332 02 35
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AG augenauf Basel

Postfach, 4005 Basel
Tel. 061–681 55 22
PC 40-598705-0
mail: basel@augenauf.ch

Homepage: www.augenauf.ch

Wir danken Fotosatz Salinger für
die Unterstützung – und freuen
uns über jede andere ideelle und
finanzielle Unterstützung.

Nach etlichen anderen Städten und Gemeinden in der Schweiz –
und ganz Europa – will auch das rotgrüne Basel einen Wegwei-
sungsartikel einführen. Die Polizei soll die Erlaubnis bekommen,
Zusammenrottungen (Definition im Ermessen der Beamten) auf-
zulösen und Rayonverbote gegen mehrere oder einzelne Per-
sonen auszusprechen. Damit soll ein grundlegendes Menschen-
recht, nämlich die Bewegungsfreiheit auf öffentlichem Grund,
geopfert werden. Angeblich für mehr Sicherheit – in Wirklichkeit
gegen die öffentliche Präsenz von Jugendlichen, jungen Auslän-
derInnengruppen, Punks und anderen Randgruppen. Diese

werden immer wieder beschuldigt, PassantInnen zu bedrohen
und zu beschimpfen. Mir persönlich hat in den letzten Jahren hin-
gegen nur eine Minderheit glaubhaft und ernsthaft Schläge an-
gedroht: Die Polizei.

Es ist nur eine Frage der Zeit, bis auch Ausgangssperren (in
einigen Schweizer Gemeinden schon Fakt) verhängt werden. Ty-
pische Merkmale einer Diktatur. Aber demokratisch abgesegnet
von einem desinformierten, verängstigten Stimmvolk. Eine Dik-
tatur im Sinne des Dritten Reiches wird es in Europa nicht mehr
geben.Die Demokratur schreitet mit Riesenschritten voran.

Weg mit dem Wegweisungsartikel!

Impressum – Das augenauf-Bulletin erscheint mindestens viermal im Jahr. Herausgegeben von:

Einige AktivistInnen von augenauf Basel legen eine Pause ein.
Das Engagement bei der Aufdeckung und Dokumentation von
Menschenrechtsverletzungen braucht Substanz und Kontinui-
tät – bringt aber nur selten Lorbeeren. Jetzt suchen wir neue
Mitglieder. Wenn auch Du der Meinung bist, dass willkürliche
Verhaftungen und Wegweisungen, staatliche Vertreibungs-

Lust auf augenauf? –BaslerGruppe sucht neueMitglieder
politik, die neuen biometrischen Verfahren der Gesichtserken-
nungs- und Fingerabdrucksysteme, Diskriminierung von
Flüchtlingen oder Kriminalisierung von Fussballfans nicht
tatenlos hingenommen werden sollten, und Du Lust hast, bei
einer trotz allem fröhlichen Gruppe mitzumachen, dann melde
Dich bei basel@augenauf.ch oder unter Tel. 061 681 55 22.
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aauuggeennaauuff llaauutteett:: MMeeddiizziinniisscchhee VVeerrssoorrgguunngg ddaarrff nniicchhtt ddeerr AAbbsscchhrree--
cckkuunngg vvoonn UUnneerrwwüünnsscchhtteenn ddiieenneenn..

Im März 2008 starb der somalische Flüchtling Abdi Daud in der
Intensivstation des Universitätsspitals Zürich an einem äusserst
heftigen Ausbruch von Tuberkulose (siehe Bulletin Nr. 57). Daud
war vom Flughafengefängnis Zürich, wo er in Durchsetzungshaft
gesessen hatte, ins Universitätsspital eingeliefert worden. Anstatt
die Öffentlichkeit oder auch nur die somalische Community über
seinen Tod zu informieren, liessen die Zürcher Behörden den
Flüchtling still und leise beerdigen (der Imam, der die Beerdigung
durchführte, musste dies unter dem Versprechen des Stillschwei-
gens tun). Das gerichtsmedizinische Institut der Universität Zürich
untersuchte seinen Leichnam, konnte aber keine Fehler in der
Behandlung feststellen. Der Regierungsrat des Kantons Zürich
behauptete daraufhin gegenüber dem Parlament, die medizinische
Versorgung von Ausschaffungshäftlingen sei – trotz der Beschrän-
kung auf Nothilfe – «nicht eingeschränkt».

DDiiee EErrkkrraannkkuunnggeenn hhääuuffeenn ssiicchh 
Doch Abdi Dauds Erkrankung war nicht der einzige Tuberkulosefall
in Zürcher Asylstrukturen, der tödlich verlaufen ist und der – ent-
gegen der üblichen Praxis – von den Behörden verschwiegen
wurde. Im Oktober 2008 verstarb auch eine afrikanische Frau in
einem Zürcher Spital. Sie war im Juni, begleitet von ihrem Mann und
ihren beiden Kindern, in die Schweiz eingereist und mit offener
Tuberkulose (TB) von einer Empfangsstelle des Bundes einem Zür-
cher Durchgangszentrum zugewiesen worden. Das Durchgangs-
zentrum war über ihre schwere Krankheit nicht informiert worden. 

Bereits sechs Monate zuvor, im April 2008, war ein anderer
Flüchtling mit offener TB einem weiteren Zürcher Durchgangszen-
trum zugewiesen worden. Bei den von der Lungenliga Schweiz
durchgeführten Umgebungsuntersuchungen in den beiden letztge-
nannten Zentren ist festgestellt worden, dass neben einer grösse-
ren Zahl von Flüchtlingen auch Angestellte infiziert sind, die sich mit
grosser Wahrscheinlichkeit an der Arbeitsstelle angesteckt haben.

Seit der Entdeckung von Antibiotika und seit in der Schweiz
Tuberkulose systematisch beobachtet und bekämpft wird, sollte
diese Krankheit eigentlich kein grosses Problem mehr darstellen.
TB ist eine Armutskrankheit und heute nur noch in sehr armen
Ländern weit verbreitet. Entsprechend sensibilisiert sollten alle
Institutionen sein, die mit Flüchtlingen aus armen Ländern, ins-

besondere aus Afrika und Teilen Asiens, zu tun haben. So wäre es
enorm wichtig, Angestellte systematisch über Anzeichen und Prä-
vention vor Ansteckung bei Tuberkulose zu informieren und bei all-
fälligen Erkrankungen rasch die nötigen Behandlungen einzuleiten. 

Aufgeschreckt durch die uns zugetragenen TB-Fälle im Kanton
Zürich verlangte augenauf bei der Stadt- und der Kantonsregierung
die Möglichkeit, mit den entsprechenden Stellen Gespräche zu
führen. Fazit: Die verschiedenen staatlichen und privaten Stellen
informieren sich nicht gegenseitig, Angestellte und die Öffentlich-
keit werden nur spät oder gar nicht unterrichtet.

VVeerraannttwwoorrttlliicchh ssiinndd iimmmmeerr ddiiee aannddeerreenn
So ist man beispielsweise bei der Asylorganisation der Stadt Zürich
(AOZ) sehr besorgt darüber, dass Flüchtlinge mit offener, das heisst
ansteckender TB aus den Empfangsstellen des Bundes an Durch-
gangszentren weitergeleitet worden sind, und hat deshalb beim
verantwortlichen kantonalen Sozialamt interveniert. Dessen Chef
fand beim Gespräch mit augenauf allerdings, das sei alles nicht sein
Problem. Schliesslich habe der Kanton Zürich die Betreuung von
Flüchtlingen inklusive der Minimalversorgung von Abgewiesenen
an die AOZ und die Privatfirma ORS ausgelagert. Die müssten ! 

                                     

Tuberkulose in Zürcher Asylzentren und Gefängnissen

Asylpraxis mit Todesfolgen: Jetzt reichts!

Ungehinderter Zugang aller Flüchtlinge (ungeachtet ihres aktu-
ellen Status) zu einem Arzt/einer Ärztin oder/und einer Pflege-
person ihres Vertrauens. Das zur Reduktion der Gesundheits-
kosten eingeführte «doppelte» Gate-Keeping-System* hat zur Fol-
ge, dass tausenden von Personen, die eine besondere medizi-
nische Versorgung benötigen, nur noch eine Basisversorgung
gewährleistet wird. Konkret fordern wir:
– KKrraannkkeennkkaassssee auch für abgewiesene Flüchtlinge.
– Abschaffung der AAssyylläärrzzttIInnnneenn--LLiissttee des Kantons Zürich.
– In allen Einrichtungen des Asylwesens (Ausschaffungsge-

fängnis, Transitbereich Flughafen, Nothilfe, Durchgangszen-
tren, 2. Phase in den Gemeinden) müssen uunnaabbhhäännggiiggee FFaacchh--
ppeerrssoonneenn die medizinische Grundversorgung sicherstellen.

– Vollwertige EErrnnäähhrruunngg,, Bewegungsmöglichkeiten und Unter-
bringung in Unterkünften mit TTaaggeesslliicchhtt für alle Flüchtlinge. 

– Genügend ppeerrssoonneellllee uunndd ffiinnaannzziieellllee MMiitttteell für die medizini-
sche Betreuung vor Ort und die nötige Präventionsarbeit. Zu
beachten sind dabei auch die Arbeitsschutzbestimmungen
der Suva. Besondere Präventionsmassnahmen (zum Bei-
spiel TB-Tests für das Personal bei Eintritt, Information des
Personals über TB-Früherkennung).

Das fordert augenauf:

                                 



2 augenauf-Bulletin 60  ❘  April  2009

Migros-Gutscheinen. Eine gute Ernährung, die insbesondere für
TB-Erkrankte so wichtig wäre, wird damit verunmöglicht, müssen
die abgewiesenen Flüchtlinge doch vieles andere auch noch von
dem knappen Sackgeld bestreiten. Zudem werden sie in nicht
gerade gesundheitsfördernden Barackenlagern und Zivilschutz-
bunkern untergebracht. 

augenauf ist mindestens ein Fall eines Flüchtlings bekannt, der
unter solchen Umständen gegen TB behandelt worden ist. Zudem
ist die medizinische Versorgung ebenfalls auf Nothilfe beschränkt.
Dies bedeutet, dass abgewiesene Flüchtlinge die Erlaubnis eines
Zentrumsangestellten brauchen, wenn sie einen Arzt besuchen
wollen. Auch diesen können sie nicht frei wählen, sondern er wird
aus einer speziellen Liste zugewiesen. Die gleichen Bedingungen
gelten auch für AsylbewerberInnen, doch kann man sich leicht vor-
stellen, dass «Illegale», also abgewiesene Asylsuchende, die in den
Augen des Staates eigentlich gar nicht mehr in der Schweiz sein
sollten, auch in medizinischen Fragen härter angefasst werden. Ob
in den «Minimalzentren» TB-Fälle entdeckt und behandelt wurden,
ist nicht bekannt.

TTuubbeerrkkuulloossee:: FFoollggee vveerrffeehhlltteerr AAssyyllppoolliittiikk
Ebenfalls unbekannt sind die Verhältnisse in den Zentren, die
von der gewinnorientierten ORS Service AG betrieben werden
(siehe auch Seite 5 dieses Bulletins). Diese Firma verspricht den
Auftraggebern – Bund, Kantone und Gemeinden – Kostensen-
kungen und verdient selbst umso mehr, je geringer der Aufwand an
Personal, Unterkunft und Ernährung pro «betreutem» Asylsuchen-
den ist. Ob in Zentren der ORS Tuberkulosefälle erkannt und
behandelt worden sind, ist uns unbekannt. !

! 

           

halt einfach die Empfehlungen der Suva zur Prävention von TB
am Arbeitsplatz beachten. Diese Empfehlungen wiederum waren
zumindest beim Amt für Justizvollzug, das für Ausschaffungs- und
Durchsetzungshaft zuständig ist, völlig unbekannt.

BBrreeiitteess MMeeddiieenneecchhoo,, aabbeerr ffaallsscchhee FFrraaggeenn
Am 10. Februar 2009 ging augenauf Zürich mit einem langen Pres-
secommuniqué und einigen weiteren Dokumenten an die Öffent-
lichkeit**. Das Medienecho war angesichts der Komplexität der
Materie erstaunlich gross. Allerdings konzentrierten sich einige
Medienschaffende auf die falsche Frage, nämlich ob die Abschaf-
fung der grenzsanitarischen Untersuchung aus Spargründen vor
drei Jahren nicht falsch gewesen sei. Diese Untersuchungen ver-
mittelten jedoch eine falsche Sicherheit, entdeckten sie doch nur
rund 60 Prozent der Tuberkuloseinfektionen mittels Röntgen-
bildern der Lunge. So ist es fraglich, ob die zwei oben erwähnten
Todesfälle durch ein derartiges Röntgendurchleuchten verhindert
worden wären. Vielmehr geht es bei der Prävention und Behand-
lung von Infektionskrankheiten bei Flüchtlingen heute dringend
darum, dass diese durchgehend  medizinisch gut betreut werden.
Faktoren wie eine gute Ernährung spielen dabei eine ebenso
wichtige Rolle.

Fachleute der Lungenliga Schweiz sagen, die Zahl der TB-Fälle
unter Flüchtlingen sei zwar stark gestiegen, doch könne man nicht
von einer Ausnahmesituation sprechen. Trotzdem schätzt augen-
auf die Lage als besorgniserregend ein: Denn seit 2008 werden
abgewiesene Flüchtlinge, die nicht ausreisen können oder wollen,
nur noch mit so genannter Nothilfe unterstützt. Im Kanton Zürich
erhalten sie zum Beispiel wöchentlich nur 60 Franken in Form von

IImm aauuggeennaauuff--BBuulllleettiinn NNrr.. 5599 vvoomm DDeezzeemmbbeerr 22000088 hhaatt eeiinn LLeesseerr aauuff

ddiiee SSiittuuaattiioonn ddeerr MMiiggrraannttIInnnneenn aamm FFlluugghhaaffeenn ZZüürriicchh aauuffmmeerrkkssaamm

ggeemmaacchhtt.. DDaabbeeii hhaatt eerr ddaass SScchhwweeiizzeerriisscchhee RRoottee KKrreeuuzz KKaannttoonn

ZZüürriicchh aannggeesspprroocchheenn uunndd ddeesssseenn ZZwweecckk uunndd AAuuffggaabbee iimm TTrraannssiitt

hhiinntteerrffrraaggtt.. ZZuurr KKlläärruunngg ddeerr SSaacchhee nneehhmmeenn wwiirr wwiiee ffoollggtt SStteelllluunngg:: 

Das SRK Kanton Zürich verfügt im Transitbereich des Flughafens
Zürich seit zehn Jahren über Räume, in denen täglich (ausser SA +
SO) Rechts-, Sozial- und Rückkehrberatung angeboten wird. Asyl-
gesuchstellende kommen u. a. zu uns, um sich kostenlos über ihre
rechtliche Situation am Flughafen zu informieren. Dazu gehört die
Erklärung des Flughafenverfahrens, die Unterstützung beim Ver-
fassen einer Beschwerde im Falle eines negativen Asylentscheides
oder von uns eingereichte Beschwerden bei unkorrektem Ver-
halten oder Übergriffen seitens der Behörden. Bei psychosozialen
oder medizinischen Problemen vermitteln wir zwischen KlientIn
und professioneller Betreuung. 

Eine Entgegnung des Schweizerischen Roten Kreuzes

Flughafen Zürich – looked after in transit
Rückkehrwilligen Gesuchstellenden, die einen negativen Asylent-
scheid bekommen haben, wird eine Rückkehrberatung angeboten,
um eine rasche Rückkehr mit finanzieller Unterstützung der Behörden
zu ermöglichen. Abgewiesene Gesuchstellende, die eine Rückreise in
ihr Herkunftsland verweigern und in der Ausschaffungshaft im Flug-
hafengefängnis landen, werden von uns vor Ort rechtlich betreut.

Da wir keine Mandate übernehmen, werden wo nötig die Asyl-
gesuchstellenden mit der Zürcher Beratungsstelle für Asylsuchen-
de vernetzt, mit der wir seit Jahren eine gute Zusammenarbeit
pflegen. Das BeraterInnenteam setzt sich aus JuristInnen und
EthnologInnen zusammen, die seit Jahren im Bereich Asyl- und Aus-
länderrecht über Berufserfahrung verfügen. 

Das SRK beobachtet die Ereignisse rund um den Flughafen
scharf. Dabei halten wir uns an die Grundsätze unserer humanitä-
ren Aufgaben. Im Zentrum steht immer die Würde des Menschen,
die es zu wahren und zu verteidigen gilt. 

SRK Kanton Zürich, Beat von Wattenwyl
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können, schafft sich die Schweizer Gesellschaft neue Probleme.
Zum Beispiel, dass man sich wieder Gedanken machen sollte, wenn
man sich in einem geschlossenen Raum aufhält, in dem gehustet
wird. augenauf Zürich

* «Gate-Keeping»: Um Gesundheitskosten einzusparen, gibt es im Zürcher

Asylwesen das so genannte Gate-Keeping: Flüchtlinge in Durchgangszen-

tren, Minimalunterkünften und Gefängnissen müssen sich an eine Betreu-

ungsperson wenden, wenn sie krank sind. Diese entscheidet dann über

einen Arztbesuch. Der Arzt muss zwingend vom Kanton auf der so ge-

nannten Asylliste aufgeführt sein. 

**Medienmitteilung und Dossier: www.augenauf unter «Aktuelles»

! 

        

Seit Jahren wird die Einreise von Flüchtlingen in der Schweiz
vor allem als Problem und (finanzielle) Belastung wahrgenommen
und reproduziert. Hauptziel der Schweizer und auch der euro-
päischen Asylpolitik ist die Abschreckung und Rückschaffung
unerwünschter Menschen. Mit den Verschärfungen der Asylpolitik
in den letzten Jahren hat man eine Klasse von Menschen erst
geschaffen, die sehr anfällig für Krankheiten aller Art sind – auch
der Tuberkulose – und denen gleichzeitig Selbstverständlichkeiten
wie die freie Arztwahl, Krankenkasse und sogar die richtige
Ernährung vorenthalten werden.

Mit der Fixierung auf die Rückschaffung von Unerwünschten,
die in der Mehrheit schlicht und einfach nirgendwohin gehen

Abdi Daud
Abdi Daud stirbt am 23.3.2008 im Universitätsspital Zürich an

einer allgemeinen Sepsis wegen «generalisierter Tuberkulose». Er

war zuvor in Durchsetzungshaft im Ausschaffungsgefängnis

Kloten, zuvor drei Jahre in Untersuchungshaft und im Strafvollzug.

Daud wird am 16. April 2008 unter Beisein eines Imams im

Friedhof Sihlfeld beerdigt. 

Frau O. 
Frau O. stirbt am 10.10.2008 im Waidspital Zürich an Tuberkulose.

Sie war zuvor in einem Durchgangszentrum (DZ) in Zürich, dem sie

schon in einem sehr schlechten Gesundheitszustand zugewiesen

wurde. Angestellte werden daraufhin getestet. Eine uns unbe-

kannte Zahl davon ist TB-positiv.

Flüchtling in einem Zürcher Durchgangszentrum
Im April 2008 wird ein Flüchtling wegen TB hospitalisiert. Der

Kanton Zürich stoppt seine Umplatzierung von diesem DZ in eine

Gemeinde. Man stellt eine «hohe Zahl von TB-Angesteckten im

Durchgangszentrum fest». Die Lungenliga Schweiz und die Asyl-

organisation Zürich ordnen Tests bei ausgewählten Personen im

Umfeld an. Von 40 getesteten Flüchtlingen sind 12 positiv.

Mitgefangener von Abdi Daud
Der Mitgefangene A. K. wird erst nach seinem Insistieren getestet.

Das Ergebnis: Er ist TB-positiv.

Die Haftrichterverhandlung findet im Juni 2008 statt. Der

Haftrichter verlängert seine Haft anstatt um die üblichen drei um

einen Monat. Er zitiert erstaunlicherweise in A.K.s Fall aus dem

Bericht zum Tod von Abdi Daud. Die Vermutung steht im Raum:

Verlängerte er A.K.s Haft nur um einen Monat aus Schuldgefühlen

gegenüber dem toten Abdi Daud? Klar ist, dass der Haftrichter

gewusst haben muss, dass A.K. TB-positiv ist. Der Mitgefangene

wird im Sommer 2008 endgültig aus der Haft entlassen, in einer

Notunterkunft untergebracht und gegen Tuberkulose behandelt.

I.A., Flüchtling
August 2008: Der Flüchtling I.A. kommt bereits krank im DZ Regens-

bergerstrasse an. Er wird gegen Tuberkulose im Spital behandelt,

flüchtet von dort und wird zur Fahndung ausgeschrieben.

«Eine hohe Zahl von Angesteckten» – Liste einiger bekannter Tuberkulosefälle
Mitarbeitende eines Durchgangszentrums in Zürich
Zitat aus den Mitteilungen der Asylorganisation Zürich: «Im Früh-

jahr/Sommer 2008 wurden unter BewohnerInnen von DZ der AOZ

(Asylorganisation Zürich) mehrere Personen identifiziert, die Trä-

gerInnen von Tuberkulose, in einigen Fällen von offener Tuber-

kulose, waren bzw. sind. Die Situation ist nicht dramatisch, aber

doch ungewöhnlich.» Bei zwei Mitarbeitenden des DZ stellt man

eine Ansteckung mit Tuberkulose fest.

B. D., Flüchtling, in einem Durchgangszentrum in Winterthur
Meldung von einer augenauf-Mitarbeiterin, August 2008: 

«Er hat eine ganz seltene Form der TB, und niemand will ihm sagen,

wie sie behandelt wird. Offiziell bekommt er nur Paracetamol

gegen die Schmerzen, die Bezeichnung des anderen Medikaments

kennt er nicht. Ausserdem hat er seit einer Untersuchung (Lymph-

knoten-Stanzbiopsie) eine Wundheilungsstörung im Halsbereich.

Es gibt noch viele Ungereimtheiten.»

J.D., Flüchtling
Bis zum Sommer 2008 lebt der Flüchtling im Flughafengefängnis II.

Er gibt zweimal anlässlich einer Haftrichterverhandlung an, krank

zu sein und Schmerzen in den Gelenken zu haben. Danach wird er

in eine Notunterkunft verlegt. Im November 2008 wird er verhaftet

und wegen Tuberkulose behandelt. Zuletzt ist er in Untersuchungs-

haft wegen Verstosses gegen das Anag (Gesetz über Aufenthalt

und Niederlassung); J. D. hat keine Papiere. Ob J. D. freigelassen

wurde, wissen wir nicht - seine Spur hat sich verloren. 

Securitas-Mitarbeiter in Basel
Der «Beobachter» berichtet  in der Nummer 17 vom 20. August

2008, dass sich ein Mitarbeiter von Securitas, der im Empfangs-

zentrum in Basel arbeitete, mit Tuberkulose angesteckt habe. Er

wird behandelt. Gemäss des Berichts sind fünf weitere Securitas-

Leute TB-positiv. Sie seien nie explizit auf Risiken hingewiesen

worden – was die Firma Securitas  jedoch bestreitet. 

Vier weitere Fälle von offener TB in Zürich
Die Zürcher medizinische Anlaufstelle für Sans Papiers, Meditrina,

hat 2008 vier Fälle von offener (ansteckender) TB behandelt, wie

Daniel Spirgi von Meditrina dem «Beobachter» sagte (Nr. 6, 2009). 
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mehrfach mit Nachdruck darauf hinwiesen, dass die auf dem
Durchsuchungsbefehl namentlich aufgeführte Person keinen Zu-
gang zu ihrem Büroraum hat, bestanden die Zivil-BeamtInnen auf
der Durchsuchung und drohten damit, die Türe aufzubrechen. Die
BeamtInnen beschlagnahmten den Computer, ohne dass sie  wäh-
rend der rund einstündigen Razzia irgendeinen Hinweis auf den
Angeschuldigten oder die fragliche Straftat gefunden hätten. Aber
da sie ja jetzt schon mal im Büro drin waren…

SScchhnnüüffffeellssttaaaatt ssttaatttt GGrruunnddrreecchhttee
Auf Anfrage bestätigte der zuständige Untersuchungsrichter Marc
Bugnon, dass keinerlei Verbindung zwischen augenauf Bern und
dem Vorfall in Fribourg besteht. Gegenüber den Medien bezeich-
nete er die Durchsuchung des Büros im Nachhinein als «Versehen». 

Hausdurchsuchungen stellen einen massiven Eingriff in die Per-
sönlichkeitsrechte dar. In einem Rechtsstaat sollte man daher
erwarten können, dass solche untersuchungsrichterliche Be-
schlüsse entsprechend zurückhaltend ausgestellt werden und sich
auf sorgfältige Abklärungen stützen. Es ist absolut inakzeptabel,
dass ein Untersuchungsrichter in offensichtlicher Unkenntnis der
Situation einen dermassen grossräumigen, unpräzisen Durchsu-
chungsbefehl erlässt und die Polizei bei dessen Ausführung ohne
jeden Hinweis wahllos persönliche Gegenstände beschlagnahmt.
Zusätzliche Brisanz erhält dieses Vorgehen, wenn dabei ein Men-
schenrechtsverein betroffen ist, der sich für Opfer polizeilicher Will-
kür und Gewalt einsetzt. Aus grundrechtlicher Sicht ist es alarmie-
rend, wenn die Polizei grundlos in das Lokal einer Gruppe eindringt,
die sich immer wieder kritisch zur polizeilichen Praxis äussert. Mit
der Beschlagnahmung von unverzichtbarem Büromaterial hat die
Polizei die laufende Arbeit von augenauf Bern massiv behindert.

AAllttee uunndd nneeuuee JJuussttiizzooppffeerr
Eine Woche nach ihrer Festnahme wurde die angeschuldigte Per-
son unter Auflagen aus der Untersuchungshaft entlassen. Auch das
«versehentlich» beschlagnahmte Material konnte augenauf Bern
unterdessen wieder abholen. Nach eigenen Angaben hat die Polizei
weder kopierte Daten zurückbehalten noch weitergeleitet oder
auch nur ausgewertet. Dennoch befand sich das Material über eine
Woche in den Händen der Polizei.

Ironischerweise hat der Fribourger Staatsrat in der gleichen
Woche der Durchsuchungen beschlossen, die Justizopfer des
Ancien Régime des 16. bis 19. Jahrhunderts zu rehabilitieren. Der
Beschluss bezieht sich dabei neben Opfern von «Hexenprozessen»
auch auf politisch verfolgte Personen. augenauf Bern hat jedoch
keine Lust, 500 Jahre zu warten: Wir haben beim Fribourger Unter-
suchungsrichteramt Beschwerde eingereicht und fordern eine aus-
führliche Stellungnahme  zu dem skandalösen Vorfall. Die Antwort
steht noch aus. augenauf  Bern

Skandalöses «Versehen» des Untersuchungsrichters

Grossrazzia in Bern – auch bei augenauf
IInn eeiinneerr ggrroossss aannggeelleeggtteenn AAkkttiioonn dduurrcchhssuucchhttee ddiiee PPoolliizzeeii MMiittttee
FFeebbrruuaarr iinn BBeerrnn mmeehhrreerree WWoohhnnuunnggeenn uunndd BBüürrooss.. AAuucchh aauuggeennaauuff
BBeerrnn wwaarr vvoonn ddiieesseemm ppoolliizzeeiilliicchheenn RRuunndduummsscchhllaagg bbeettrrooffffeenn::
OOhhnnee eerrssiicchhttlliicchheenn GGrruunndd wwuurrddee ddaass BBüürroo vvoonn aauuggeennaauuff ggeeffiillzztt
uunndd uu.. aa.. eeiinn CCoommppuutteerr bbeesscchhllaaggnnaahhmmtt.. LLaauutt ddeemm zzuussttäännddiiggeenn
UUnntteerrssuucchhuunnggssrriicchhtteerr hhaannddeellttee eess ssiicchh ddaabbeeii uumm eeiinn ««VVeerrsseehheenn»».. 

Die Razzia ereignete sich am 17. Februar. In einer orchestrierten
Aktion durchsuchte die Kantonspolizei Fribourg unter tatkräftiger
Unterstützung ihrer lokalen KollegInnen acht Wohnungen und
Büros in Bern. Dabei wurden sieben Personen festgenommen und
im grossen Stil Gegenstände und Dokumente beschlagnahmt. Drei
Tage darauf folgte eine zweite Welle von Hausdurchsuchungen und
Festnahmen. Grund für die massive Polizeiaktion war ein Vorfall,
der sich im Oktober 2008 in Fribourg ereignet hatte. Damals ver-
hinderten rund 30 antifaschistische AktivistInnen ein Konzert des
rechtsextremen Veranstalters «Soleil noir», wobei die Infrastruktur
des Lokals und die Instrumente der Band beschädigt wurden.

Nur bei einer einzigen der festgenommenen Personen lagen
Hinweise vor, wonach sie angeblich an diesem Vorfall beteiligt war.
Die übrigen Festgenommenen dienten der Polizei lediglich als
«Auskunftspersonen». Dennoch wurden alle in Handschellen abge-
führt, ihre Zimmer und die ihrer MitbewohnerInnen durchsucht so-
wie zahlreiche persönliche Gegenstände beschlagnahmt. In ihrer
Medienmitteilung zeigte sich die Kantonspolizei Fribourg dann
erstaunt, dass die derart behandelten «Auskunftspersonen» bei der
Befragung keine Kooperationsbereitschaft zeigten: Sie machten
keine verwertbaren Aussagen oder verweigerten sie gleich ganz.

AAbbssiicchhttlliicchheerr PPeerrssiillsscchheeiinn ffüürr ddiiee PPoolliizzeeii??
Die Polizei durchsuchte an jenem Morgen neben den Wohnungen
ebenfalls einen Teil der «Brasserie Lorraine», da angeblich Hinweise
vorlagen, die angeschuldigte Person habe sich dort «im Sitzungs-
zimmer im 1. Stock» mit anderen Personen getroffen. Obwohl sich
in diesem ominösen 1. Stock Büros von unterschiedlichen Mieter-
Innen befinden, stellte der Untersuchungsrichter einen Durchsu-
chungsbefehl für die gesamte Etage aus. Dies ermöglichte der Poli-
zei, unter anderem auch das Büro von augenauf zu durchsuchen.
Dabei liessen sich die BeamtInnen die Gelegenheit nicht entgehen,
den Bürocomputer und weitere Gegenstände zu konfiszieren. 

Nur dem Zufall ist es zu verdanken, dass an jenem Morgen
überhaupt Mitglieder von augenauf rechtzeitig vor Ort waren. Es ist
davon auszugehen, dass sich die Polizei anderenfalls gewaltsam
Zugang verschafft und die Räumlichkeiten unbeaufsichtigt durch-
sucht hätte. Gemäss Augenzeugen haben die BeamtInnen bereits
zuvor die Türe zu einem anderen Raum auf der gleichen Etage mit
einem Dietrich geöffnet – und wieder abgeschlossen. Obwohl die
anwesenden Mitglieder von augenauf die PolizistInnen bereits
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WWiillllkküürrlliicchhee HHaauussdduurrcchhssuucchhuunngg
Im solothurnischen Etziken fand am 18.
Februar 2009 kurz nach 18 Uhr bei einer
Familie aus dem ehemaligen Jugoslawien
eine willkürliche Hausdurchsuchung statt.
Die Polizisten verschafften sich mit Gewalt
Zutritt zur Wohnung. Sie wiesen – trotz
mehrmaliger Aufforderung – weder einen
richterlichen Durchsuchungsbeschluss

vor, noch gaben sie ihre Identität bekannt.
Sie stellten die Wohnung  akribisch auf den
Kopf, fanden jedoch nichts. Wonach sie
überhaupt suchten, teilten sie der Familie
nicht mit. Nach einiger Zeit verliessen die
uniformierten Eindringlinge die Wohnung.
Zurück blieb ein verunsichertes Ehepaar
mit der Tochter und eine durch den ein-
geschleppten Schneematsch total ver-

dreckte Wohnung. Die Familie reichte
beim Regierungsrat von Solothurn eine
Beschwerde ein.

««WWiirr ttoolleerriieerreenn  kkeeiinnee SScchhwwaarrzzeenn»»
Rassismus pur musste ein dunkelhäutiger
Schweizer erfahren. Eine ewiggestrige
Vermieterin lehnte die vorerst angebotene
Wohnungsbesichtigung sofort ab, als !

               

Auge drauf

Carouge. Ausserdem übernimmt sie die Betreuung gestrande-
ter Asylsuchender im klandestin abgeschirmten Transitbereich
des Flughafens Zürich. Sie ist auch zuständig für Durchgangs-
und Minimalzentren. Selbst bei Personen mit  Nichteintretens-
entscheid (NEE) und bei Individualunterkünften mischelt die
ORS mit.

Laut  Eigenwerbung sorgt die ORS «für eine zuverlässige
Betreuung und menschlich korrekte Behandlung von Asyl-
suchenden und Flüchtlingen» (aus: www.ors.ch).

augenauf liegen jedoch viele Klagen und Berichte von Betrof-
fenen vor, die dem vehement widersprechen. augenauf berichte-
te schon 2002 (siehe augenauf- Bulletin Nr. 35 und Nr. 36), dass
von «bedürfnisgerechter Betreuung» und respektvoller Behand-
lung nicht die Rede sein kann. Auch die Verweigerung der medi-
zinischen Grundversorgung durch Angestellte der ORS gefährdet
nachweisbar bis heute das Leben und die Gesundheit von Flücht-
lingen (siehe auch Artikel auf Seite 1 dieses Bulletins).

KKeeiinnee KKlleeiiddeerr,, kkeeiinnee SScchhuuhhee 
Für sich selbst hingegen arbeitet die ORS optimal. Nur ein Bei-
spiel: augenauf sind mehrere Fälle bekannt, in denen die ORS den
ihr anvertrauten Flüchtlingen erklärte, es gebe keine Kleider, und
Schuhe schon gar nicht. Im Leistungsauftrag des Kantons Zürich
an die ORS ist aber sehr wohl ein Kleiderbudget vorgesehen. Dass
die ORS ihre Rendite dadurch erhöhen kann, dass sie Flücht-
lingen vom Kanton und vom Bund bezahlte Leistungen vorenthält,
ist ein Skandal.

Leider entschliessen sich immer mehr Gemeinden in fast
allen Kantonen, die  Asylbetreuung der ORS Service AG zu über-
geben. Eine wirklich unabhängige Kontrolle findet in den meisten
Fällen nicht statt.  augenauf Zürich

Alfred A. Häsler: «Das Boot ist voll. Die Schweiz und die Flüchtlinge
1933–1945», Diogenes Verlag Zürich 2008, 366 Seiten, ca. 18 Fr.

Zur Neuauflage «Das Boot ist voll» von Alfred A. Häsler

Dunkle Geschichte – dunkle Gegenwart
DDaass BBuucchh ddeess JJoouurrnnaalliisstteenn uunndd SScchhrriiffttsstteelllleerrss AAllffrreedd AA.. HHäässlleerr ««DDaass
BBoooott iisstt vvoollll»» iisstt nneeuu aauuffggeelleeggtt wwoorrddeenn.. AAuucchh nnaacchh JJaahhrrzzeehhnntteenn iisstt
eess –– lleeiiddeerr –– hhööcchhsstt aakkttuueellll uunndd hhaatt aann BBrriissaannzz nniicchhttss vveerrlloorreenn..

Alfred A. Häsler setzte sich während des Zweiten Weltkriegs als
einer der Ersten mit der unmenschlichen Flüchtlingspolitik aus-
einander und thematisierte in seinem Buch «Das Boot ist voll»
den Umgang der Schweiz mit jüdischen Flüchtlingen von 1933 bis
1945. Die Parallelen zur heutigen Zeit sind frappierend. So soll
Heinrich Rothmund, der damalige Chef der eidgenössischen
Polizeiabteilung und Vorläuferin des heutigen Migrationsamtes,
anlässlich der Besichtigung eines Flüchtlings- und Internie-
rungslagers gesagt haben (Zitat): «Sollen sie nur auf diesem
Stroh dahin vegetieren, bis sie von sich aus wieder gehen wollen.
Sie sollen nur sehen, dass die Schweiz kein Paradies ist, und jene
entmutigen, die noch zu uns kommen wollen.» Auch damals gab
es ein «absolutes Arbeitsverbot für Flüchtlinge» und die «Ver-
pflichtung zur Weiterreise» (im heutigen Sprachgebrauch Weg-
weisung genannt).

Ordnung und Disziplin waren den damaligen Lagerleitern –
oft erklärte Antisemiten und meistens Offiziere der Schweizer Ar-
mee – weit wichtiger als die seelische und körperliche Unver-
sehrtheit der Flüchtlinge und Lagerinsassen. 

Heute werden Asylsuchende nicht mehr vom Militär «be-
treut», sondern die ORS Service AG (Organisation für Regie- und
Spezialaufgaben) sorgt für die Disziplinierung und – zusammen
mit der Polizei – für einen «geregelten Abfluss» der Flüchtlinge.  

OORRSS –– eeiinnee uunnhheeiimmlliicchhee EErrffoollggssggeesscchhiicchhttee
Die ORS Service AG ist ein Unternehmen, das sich auf die
äusserst lukrative Betreuung und Unterbringung von Asyl-
suchenden spezialisiert hat. Seit 1992 überträgt das Bundesamt
für Migration BfM (früher BFF) der ORS die Betreuungsaufgaben
in den Empfangszentren Basel, Kreuzlingen, Chiasso und
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ihren Lebzeiten am Rande der Gesellschaft allerdings nichts zu
lachen hatten; die drogensüchtige Edith Piaf genau so wie der
Schwarze Jimi Hendrix oder die «psychisch gestörten» Vincent
van Gogh und Friedrich Glauser.

Damit wir im allgemeinen Kulturtrubel auch wahrgenommen
wurden, warfen wir uns in farbige Regenpellerinen mit augenauf-
Logo und setzten uns Dada-artige Kartonhüte auf. Bei den vielen
spontanen Gesprächen, die sich mit Passanten und Museums-
besucherinnen ergaben, wurde klar, dass viele Leute noch gar
nichts von der bevorstehenden Abstimmung gehört hatten.
Getarnt als Kunsthappening brachten wir unsere Flyers mit der
Forderung «Kunst braucht Freiraum – Menschen auch!» sehr gut
unter die Leute, und die Aktion machte uns auch viel Spass.

Den Sieg bei der Abstimmung brachte sie, wie nicht anders
erwartet, nicht: Das Endresultat – 79 Prozent der Abstimmenden
im Kanton stellten sich hinter den neuen Artikel im Polizeigesetz –
war dann doch noch etwas niederschmetternder als erhofft.
In Basel weht in Zukunft für Randständige also ein noch kälterer
Wind. Und van Gogh bleibt im Museum. augenauf Basel

Basler Museumsnacht 2009: Mit Glauser und van Gogh gegen Ausgrenzung 

Kunst braucht Freiraum – Menschen auch!

IInn ddeerr AAbbssttiimmmmuunngg üübbeerr ddaass RReeffeerreenndduumm ggeeggeenn ddeenn WWeeggwweeii--
ssuunnggssaarrttiikkeell iinn BBaasseell--SSttaaddtt iimm FFeebbrruuaarr 22000099 wwaarr ddaass EErrggeebbnniiss
vvoonn AAnnffaanngg aann kkllaarr:: NNiieemmaanndd aauuss ddeemm ««BBüünnddnniiss BBaasseell ffüürr aallllee»»,, iinn
ddeemm ssiicchh aauuggeennaauuff BBaasseell uunndd zzwwööllff aannddeerree OOrrggaanniissaattiioonneenn aauuss
ddeemm lliinnkkeenn SSppeekkttrruumm zzuussaammmmeennggeesscchhlloosssseenn hhaatttteenn,, rreecchhnneettee
mmiitt eeiinneemm SSiieegg.. 

Im Referendum stand die Scheinlösung der Möglichkeit von
präventiven polizeilichen Wegweisungen zur Debatte, unterstützt
oder zumindest toleriert von fast sämtlichen im Parlament ver-
tretenen Parteien. augenauf machte sich dennoch mitten im
Abstimmungskampf, an einem kalten Winterabend, auf in die
Stadt, um die Menschen zum Nachdenken zu bewegen. Die
Innenstadt war voller Leute – Museumsnacht war angesagt,
Kunst und Kultur standen hoch im Kurs. Darum schrieben auch
wir die Kunst auf unsere Fahnen respektive Flyers. «Die Rand-
ständigen von gestern sind die Ikonen von heute» plädierten wir
mit Portraits von KünstlerInnen, die heute verehrt werden, zu

!

             

sie den Namen des Bewerbers hör-
te. Als sie erfuhr, dass der Schweizer
ursprünglich aus Afrika stammte, war 
es aus mit der Freundlichkeit. Erschre-
ckender Kommentar der Hausbesitzerin:
«In unserem Quartier tolerieren wir keine
Schwarzen.»

PPeerrffeekkttee AAssyyllssuucchheennddee
Eritreer, stand kürzlich in einer Gratis-
zeitung zu lesen, seien die neuen Vor-
zeigeasylsuchenden – pardon, -immigran-
ten. Sie würden nicht kriminell, seien zu

90 Prozent ChristInnen, nähmen jede Arbeit
an, bemühten sich aktiv ums Deutschler-
nen und die Integration. Nur zwei Misstöne
trüben dieses harmonische Bild: erstens
glaubten die Eritreer (und Eritreerinnen?)
nach wie vor an die Mädchenbeschneidung,
und zweitens seien es schlicht – zu viele.
Ausländerämter in den Kantonen wün-
schen sich, dass der Bund der Praxis, eri-
treischen Deserteuren automatisch Asyl
zu gewähren, einen Riegel schieben möge.

Die Aushöhlung des Schutzgedankens
in der europäischen Asylpraxis des begin-

nenden 21. Jahrhunderts könnte nicht
klarer zutage treten als in dieser kurzen
Meldung: Asyl «verdient» offenbar, wer
zum richtigen Gott betet, keine be-
schnittene Frau hat und vor allem: nicht in
allzu grosser Zahl Aufnahme in der
Schweiz begehrt. Sprich: nicht Menschen,
die in ihrer Heimat verfolgt werden, sol-
len bei uns Zuflucht finden, sondern
solche, die sich möglichst komplika-
tionslos in unseren Arbeitsmarkt einfügen
lassen – auf der untersten Stufe, selbst-
verständlich. 

Auge drauf
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Nr. 30 vom März 2001) - wurde A.K. Opfer eines massiven polizei-
lichen Übergriffs. Mehrere Polizisten schlugen auf ihn ein, als er
sich weigerte, seine Zelle zu verlassen. Einer schnitt ihn mit einer
Rasierklinge in die Unterarme. Trotz grossem Blutverlust liessen ihn
die Polizisten die folgende Nacht ohne medizinische Versorgung
nackt in einer Disziplinierungszelle liegen. Am folgenden Tag wurde
A.K. in ein anderes Gefängnis gebracht, zu dem die Reisedauer für
BesucherInnen um mehrere Stunden länger ist.

SSeenneeggaall rreettoouurr -- iinn 4488 SSttuunnddeenn
Mit Hilfe eines Rechtsanwalts und der Unterstützung von augenauf
Bern zeigte A.K. die polizeilichen Täter an. Damit wurde er den
Behörden ein noch grösserer Dorn im Auge. Um sich seiner zu
entledigen, war ihnen jetzt jedes Mittel recht: Da ein Charterflug
nach Liberia nicht organisiert werden konnte, brachten ihn die
Solothurner Vollzugsbehörden folgendermassen nach Senegal.
A.K. wurde morgens um 2 Uhr geweckt, verprügelt und nar-
kotisiert. Er wachte erst während des Fluges wieder auf und sass
zusammen mit zwei Personen aus Gambia und etwa zwanzig
Polizisten in einem Sonderflug nach Dakar. Wieder auf dem Fest-
land, realisierte er, dass er sich ohne einen Rappen und mit
geschwollenem Gesicht auf dem Flughafen der senegalesischen
Hauptstadt befand. Die dortigen Behörden weigerten sich indes,
den liberianischen Staatsangehörigen aufzunehmen. Sie entzogen
den Schweizer Polizisten die Pässe und liessen sie ohne A.K. nicht
wieder abreisen. Die Übung dauerte knapp 48 Stunden, bis A.K.
wieder im Gefängnis Solothurn sass. Dies ist der klare Beweis, dass
er nicht ausgeschafft werden kann.

A.K. weiterhin in Haft zu behalten, unter einem Dach mit den-
jenigen Polizisten, die ihn bereits zwei Mal misshandelten, ist der
blanke Hohn. Mit Rechtsstaat hat das nicht mehr viel zu tun.

augenauf Bern

HHeellffeenn ssiiee mmiitt,, ddaassss AA..KK.. zzuu sseeiinneenn RReecchhtteenn kkoommmmtt!!
Spenden auf PC 46-186462-9, augenauf, Vermerk: «Anzeige A.K.»

Wie die Polizei den Rechtsstaat umgeht – ein exemplarischer Fall

Wer Polizisten anzeigt, wird ausgeschafft
AA..KK.. iisstt VVaatteerr eeiinneess ffüünnffmmoonnaattiiggeenn KKiinnddeess.. SSeeiinn WWuunnsscchh iisstt eess,, mmiitt
sseeiinneemm SSoohhnn uunndd sseeiinneerr PPaarrttnneerriinn zzuussaammmmeennzzuulleebbeenn.. DDiieess ssoollll
jjeeddoocchh nniicchhtt mmöögglliicchh sseeiinn.. DDeennnn ddiiee hhiieessiiggeenn BBeehhöörrddeenn ppllaanneenn wwiiee
bbeesseesssseenn sseeiinnee AAuusssscchhaaffffuunngg -- ddeerr EEuurrooppääiisscchheenn MMeennsscchheenn--
rreecchhttsskkoonnvveennttiioonn zzuumm TTrroottzz.. DDaabbeeii sscchhrreecckkeenn ssiiee vvoorr nniicchhttss
zzuurrüücckk.. OObb nnaacchh LLiibbeerriiaa,, GGuuiinneeaa ooddeerr SSeenneeggaall iisstt iihhnneenn eeggaall.. HHaauupptt--
ssaacchhee eerr iisstt wweegg,, nnoocchh bbeevvoorr sseeiinnee AAnnzzeeiiggee wweeggeenn KKöörrppeerrvveerrlleett--
zzuunngg ggeeggeenn ssiieebbeenn SSoollootthhuurrnneerr PPoolliizziisstteenn vvoorr ddeenn RRiicchhtteerr kkoommmmtt.. 

Seit neun Monaten befindet sich A.K. in Ausschaffungshaft. Weil
sein Asylantrag abgelehnt worden war, forderten ihn die kan-
tonalen Migrationsbehörden auf, die Schweiz zu verlassen. Seine
Partnerin erwartete ein Kind und das Paar plante zu heiraten. Eine
rasche Eheschliessung war jedoch nicht möglich, weil die Partnerin
von A.K. noch verheiratet war. seit Jahren getrennt, weigerte sich
deren Noch-Ehemann sich scheiden zu lassen.

Gestützt auf Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtskon-
vention (Schutz des Rechts auf Achtung des Privat- und Familien-
lebens) stellte A.K. ein Gesuch um Erteilung einer Aufenthalts-
bewilligung. Das Aufenthaltsgesuch wurde von der zuständigen
Gemeinde abgelehnt und die kantonale Behörde wies die
Beschwerde gegen den Entscheid ab. Begründung: Es bestehe
keinerlei verwandtschaftliche Beziehung zwischen dem Vater und
dem Kind, da die Vaterschaftsanerkennung noch nicht abge-
schlossen sei. Deshalb könne sich A.K. nicht auf Artikel 8 der
Europäischen Menschenrechtskonvention berufen. Dann fehlt also
nur noch die Vaterschaftsanerkennung – würde man meinen. Doch
weit gefehlt: Auch diese würde nicht zwingend die Erteilung einer
Aufenthaltsbewilligung bedeuten, so die kantonale Behörde. Denn
es sei kein besonderes Abhängigkeitsverhältnis zwischen Vater
und Sohn erkennbar. Herr K. sitze ja seit der Geburt seines Sohnes
in Ausschaffungshaft, was eine «besonders intensive Beziehung in
affektiver Hinsicht wohl bereits zum Vornherein ausschliessen
dürfte. Besuche dürften aufgrund der räumlichen Entfernung
nämlich nur beschränkt möglich sein.»

PPoolliizzeeiiggeewwaalltt iinn SSoollootthhuurrnn
Dicke Post, wenn man bedenkt, dass A.K. unschuldig in Haft sitzt,
die ersten Monate seines Kindes verpasst, die Partnerin ihn an
allen möglichen Besuchsterminen besuchen geht und mit ihrem
Kind jeweils eine lange Reise auf sich nimmt, um Vater und Kind
wenigstens dann vereinen zu können. Die Behörden versuchen mit
ihrer Praxis alles, um die Beziehung zu unterbinden. Sogar der
beantragte Hafturlaub, um die Geburt seines Sohnes miterleben zu
können, wurde A.K. nicht gewährt.

Und es kommt noch schlimmer. Im Ausschaffungsgefängnis
Solothurn – das bekannt ist für seine prekären Haftbedingungen
und die Nichteinhaltung der Mindeststandards (siehe Bulletin

AA..KK.. uunndd sseeiinnee FFaammiilliiee:: NNuurr aauuff ddeemm BBiilldd vveerreeiinntt
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Das augenauf-Bulletin erscheint mindestens
viermal im Jahr. Herausgegeben von:

GGrruuppppee aauuggeennaauuff
Postfach, 8026 Zürich
Tel. 044–241 11 77
PC  80-700 000-8 
mail: zuerich@augenauf.ch

aauuggeennaauuff BBeerrnn
Quartiergasse 17, 3013 Bern 
Tel. 031-332 02 35
PC 46-186462-9
mail: bern@augenauf.ch

AAGG aauuggeennaauuff BBaasseell
Postfach, 4005 Basel 
Tel. 061–681 55 22 
PC 40-598705-0
mail: basel@augenauf.ch

HHoommeeppaaggee:: www.augenauf.ch
Wir danken Fotosatz Salinger für die Unter-
stützung – und freuen uns über jede andere
ideelle und finanzielle Unterstützung.

aauuggeennaauuff eerrhhäälltt iimmmmeerr wwiieeddeerr mmeeiisstt aannoo--
nnyymmee AAnnrruuffee uunndd BBrriieeffee vvoonn vveerrmmeeiinnttlliicchh
kkrriittiisscchheenn ZZeeiittggeennoosssseenn.. HHiieerr eeiinn bbeessoonn--
ddeerrss ««sspprraacchhggeewwaallttiiggeess»» BBeeiissppiieell::  

Datum: 12. Februar 2009 
An: <zuerich@augenauf.ch>
BBeettrreeffff:: KKoommmmeennttaarr zzuu SSaannss PPaappiieerrss
«ich habe immer die Augen auf ....... wenn
ich meinen Mercedes falsch parkiere
muss ich bezahlen ....... Illegale fuehren
sich als Kriminelle in einer Bananen-
republik Schweiz illegal auf.

Kein Pardon fuer Illegale raus aus der
Schweiz.
Noch was: In Bayern gibts keine Illegale
die werden in Sammelfluegen ....... es bi–
zeli Tuer, dafuer keine Birkenstock Sozial-
arbeiter mit Baerten und bleichen Ge–
sichters auf Staatskosten herumschwir–
rend ....... ausgeflogen..
schoener Tag Augenauf
claude

ps warum sans papiers auf franzoesisch
.......koennte man nicht einfach Gesetzes-
brecher oder Kriminelle sagen.........?»

Das Allerletzte

Demonstration «Bleibrecht für alle!» letzten September
absorbierte aber alle Kräfte des Bleiberecht-Kollektivs – sodass
sich die Sommerpause des Cafés bis in den Februar ausdehnte.
Das Zentrum 5 liegt nun zentraler, und das Café wird vorerst ein-
mal pro Monat öffnen – dies unter anderem, weil das Bleiberecht-
Kollektiv Bern mit Personalmangel zu kämpfen hat. 

Dass nach der langen Pause so viele Menschen ins erste
Bleiberecht-Café kamen, zeigt, dass das Bedürfnis nach Aus-
tausch, Unterstützung und Aktionen auch in Bern nach wie vor
vorhanden ist. Das Café soll Unterhaltung bieten, für mehr Kon-
takt unter UnterstützerInnen und Betroffenen sorgen und der
Mobilisierung im Kampf um die Rechte der Betroffenen dienen.
Zusammen wollen wir Ideen für künftige Aktionen ausarbeiten
und diese auch umsetzen. Wir hoffen, dass sich der gute Start zu
einer starken Bewegung entwickelt und sind gespannt auf das
nächste Treffen. augenauf Bern

Bleiberecht-Café: 
Zentrum 5, Flurstrasse 26b, Bern
Nächstes Treffen: Sonntag, 19. April, 16 bis 20 Uhr

Das Berner Bleiberecht-Café ist wieder offen!
NNaacchh eeiinneerr lläännggeerreenn PPaauussee hhaatt aamm 2222.. FFeebbrruuaarr 22000099 ddaass
BBlleeiibbeerreecchhtt--CCaafféé iinn BBeerrnn sseeiinnee PPffoorrtteenn wwiieeddeerr ggeeööffffnneett.. RRuunndd 7700
MMeennsscchheenn ttrraaffeenn ssiicchh iimm ZZeennttrruumm 55,, uumm ssiicchh bbeeii SSuuppppee uunndd
KKaaffffeeee kkeennnneennzzuulleerrnneenn,, ddeenn FFiillmm üübbeerr ddiiee BBeesseettzzuunngg ddeerr PPrree--
ddiiggeerrkkiirrcchhee iinn ZZüürriicchh aannzzuusscchhaauueenn uunndd rreeggee zzuu ddiisskkuuttiieerreenn.. 

Die drei grossen Suppentöpfe waren in kurzer Zeit leer und der
untere Aufenthaltsraum des Zentrum 5 platzte aus allen Nähten:
Das erste Bleiberecht-Café in Bern nach einer längeren Pause
war ein voller Erfolg. Auf dem Programm standen Suppe, Film
und Gespräche, zu Gast waren AktivistenInnen aus Zürich, die im
letzten Dezember bei der Besetzung der Predigerkirche dabei
waren. In Bern wurde der halbstündige Dokumentarfilm über
diese Besetzung und die Menschen, die dahinter stehen, zum
ersten Mal gezeigt. Er diente als Einstieg in die Diskussion zu
«Bleiberecht – wie gehts weiter in Bern». Die fünf AktivistInnen
beantworteten viele Fragen aus dem Publikum und es gab diver-
se Vorschläge, was man in Bern alles machen könnte. Zentrale
Themen: die Unterkunfts- und Lebenssituation der Asylsuchen-
den in der Region und die konkreten Probleme, die diese schafft.

In der ersten Hälfte des letzten Jahres fand das Café jeden
Sonntag im Quartierzentrum Murifeld statt. Die Organisation der

Die Bleiberecht-Kampagne ist ein Kampf von Menschen mit
und ohne legalen Aufenthaltsstatus in der Schweiz für men-
schenwürdige Lebensbedingungen für alle. «Bleiberecht für
alle!» fordert die sofortige Umsetzung des Härtefallartikels
und Niederlassungsbewilligungen für alle Menschen, die hier
leben und Teil der Gesellschaft sind. Siehe auch www.
bleiberecht.ch oder www.bleiberechtbern.ch

Bleiberecht für alle!

BBeessuucchheerrIInnnneenn ddeess BBlleeiibbeerreecchhtt--CCaaffééss iimm FFeebbrruuaarr 22000099

                                                       


